< 


Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


Sachgebiet 44 


Vorblatt 


Stockholmer Übereinkünfte 
auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 

A. Problem 

Die Verwaltungsstruktur der internationalen Verbände, die 
durch die zum Teil im letzten Jahrhundert geschlossenen Über- 
einkommen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums gebildet 
worden sind und deren Koordinierung zur Zeit die Vereinigten 
Internationalen Büros für den Schutz des geistigen Eigentums 
(BIRPI) in Genf wahrnehmen, entspricht nicht mehr der Organi- 
sationsform moderner zwischenstaatlicher Einrichtungen, über- 
holt ist insbesondere die Ausübung aller Kontroll- und 
Geschäftsführungsfunktionen durch einen einzelnen Mitglied- 
staat (Schweiz). Die bestehende Organisationsform behindert 
vor allem den Beitritt junger afrikanischer und asiatischer 
Staaten zu den Übereinkommen. 

Außerdem bedarf es der Klarstellung, daß in der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigentums so- 
genannte Erfinderscheine als Prioritätsgrundlage den Patenten 
gleichstehen. 

B. Lösung 

Durch das Übereinkommen zur Errichtung der Weltorganisation 
für geistiges Eigentum wird eine internationale Einrichtung mit 
eigener Völkerrechtssubjektivität geschaffen. Die Organisa- 
tionsbestimmungen der bestehenden internationalen Überein- 
kommen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums werden der 
neuen Struktur angepaßt. 

Artikel 4 I der Pariser Verbandsübereinkunft sieht vor, daß 
Erfinderscheinanmeldungen als Prioritätsgrundlage Patent- 
anmeldungen gleichgestellt sind. 

Die Ratifikation der materiellrechtlichen Bestimmungen der 
Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und 
Kunst und des umstrittenen Protokolls betreffend die Entwick- 
lungsländer soll nach dem Gesetzentwurf zunächst zurück- 
gestellt werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Dem Bund werden durch die Schaffung von Betriebsmittelfonds 
für die einzelnen Verbände einmalige Mehrkosten entstehen, 
die sich nach bisher vorliegenden Berechnungen auf etwa 45 000 
DM belaufen werden. 


Diuck: Bundesdiutkerei Bonn 
iloinvertrieb ; Dr. Hans Heger, 

Cjodesborg 1, Goelheslr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/3 — 42100 üb 2/2/70 


Bonn, den 17. Februar 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die am 14. Juli 
1967 in Stockholm Unterzeichneten Über- 
einkünfte auf dem Gebiet des geistigen 
Eigentums 

mit Begründung, den Wortlaut des Übereinkommens zur Errich- 
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum in englischer, 
französischer, russischer und spanischer Sprache und den amt- 
lichen deutschen Text, die Unterzeichneten Übereinkünfte, Ab- 
kommen, Zusatz- und Ergänzungsvereinbarung sowie eine 
Denkschrift. Ich bitte die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 348. Sitzung am 13. Februar 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Brandt 


Druck; Bunclcsdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 

53 Bonn-Bad Godesberg 1, Goethestr. 54, Pohllach 821 
Telefon 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 

über die am 14. Juli 1967 in Stockholm Unterzeichneten Übereinkünfte 
auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Den folgenden von der Bundesrepublik Deutsch- 
land am 14. Juli 1967 in Stockholm Unterzeichneten 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. dem Übereinkommen zur Errichtung der Welt- 
organisation für geistiges Eigentum, 

2. der Stockholmer Fassung der Berner Überein- 
kunft vom 9. September 1886 zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst (bisherige Fas- 
sung: Bundesgesetzbl. 1965 II S. 1213) mit Aus- 
nahme der Artikel 1 bis 21 und des Protokolls 
betreffend die Entwicklungsländer, 

3. der Stockholmer Fassung der Pariser Verbands- 
übereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums (bisherige Fassung: Bun- 
desgesetzbl. 1961 II S. 273), 

4. der Stockholmer Fassung des Madrider Abkom- 
mens vom 14. April 1891 über die internationale 
Registrierung von Marken (bisherige Fassung: 
Bundesgesetzbl. 1962 II S. 125), 

5. der Stockholmer Fassung des Abkommens von 
Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken (bisherige Fas- 
sung; Bundesgesetzbl. 1964 II S, 1217), 

6. der Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Madri- 
der Abkommen vom 14. April 1891 über die 
Unterdrückung falscher oder irreführender Her- 
kunftsangaben auf Waren (Bundesgesetzbl. 1961 
II S. 273, 293), 

7. der Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 über 
die internationale Hinterlegung gewerblicher 
Muster und Modelle (Reichsgesetzbl. 1937 II 

S. 583, 617). 

Die Übereinkünfte werden nachstehend veröffent- 
licht. 


A rt ik el 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem 

1. das Übereinkommen zur Errichtung der Welt- 
organisation für geistiges Eigentum nach seinem 
Artikel 15, 

2. die Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft 
vom 9. September 1886 zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst mit Ausnahme der Ar- 
tikel 1 bis 21 und des Protokolls betreffend die 
Entwicklungsländer nach ihrem Artikel 28, 

3. die Stockholmer Fassung der Pariser Verbands- 
übereinkunft vom 20. März 1883 zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums nach ihrem Artikel 21, 

4. die Stockholmer Fassung des Madrider Abkom- 
mens vom 14. April 1891 über die internationale 
Registrierung von Marken nach ihrem Artikel 15, 

5. die Stockholmer Fassung des Abkommens von 
Nizza vom 15. Juni 1957 über die internationale 
Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 
für die Eintragung von Marken nach ihrem Ar- 
tikel 9, 

6. die Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Madri- 
der Abkommen vom 14. April 1891 über die 
Unterdrückung falscher oder irreführender Her- 
kunftsangaben auf Waren nach ihrem Artikel 5, 

7. die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 über 
die internationale Hinterlegung gewerblicher 
Muster und Modelle nach ihrem Artikel 9 

für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft treten, 

ist irn Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 


Vorbemerkung 

Die Bundesregierung hatte bereits in der vergange- 
nen Wahlperiode im Herbst 1968 den gesetzgeben- 
den Körperschaften den Entwurf eines Vertrags- 
gesetzes zu den Stockholmer Übereinkünften auf 
dem Gebiet des geistigen Eigentums vorgelegt (Bun- 
destagsdrucks. V/3582). Der Entwurf sah abweichend 
von Artikel 1 Abs. 1 Nr. 2 der jetzigen Vorlage 
die Ratifizierung auch der Stockholmer Fassung der 
Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der 
Literatur und Kunst in ihrer Gesamtheit vor, d. h. 
einschließlich ihrer materiell-rechtlichen Vorschrif- 
ten (Artikel 1 bis 21) und des mit diesen untrenn- 
bar verbundenen Protokolls betreffend die Ent- 
wicklungsländer. 

Der Entwurf ist in der vergangenen Wahlperiode 
eingehend beraten, jedoch aus Zeitgründen nicht 
mehr verabschiedet worden. Die Beratungen kon- 
zentrierten sich auf die Frage der Ratifizierung des 
Protokolls zur Berner Übereinkunft, das den Ent- 
wicklungsländern im Interesse ihrer besonderen 
Bildungsbedürfnisse für eine übergangsfrist gegen 
Vergütung gewisse Erleichterungen bei der Ver- 
wertung urheberrechtlich geschützter Werke ein- 
räumt. Gegen die Ratifizierung der Übereinkünfte 
im übrigen wurden von keiner Seite Bedenken er- 
hoben. 

Die Bundesregierung hatte die Ratifizierung auch 
des Entwicklungsländerprotokolls vorgeschlagen, 
weil sie angesichts der eindeutigen Erklärungen 
der Entwicklungsländer befürchtete, daß diese Län- 
der aus der Berner Übereinkunft ganz ausscheiden 
würden, wenn sich die entwickelten Länder weiger- 
ten, ihnen die im Protokoll vorgesehenen Schutz- 
erleichterungen im Rahmen der Berner Überein- 
kunft zu gewähren. Durch einen solchen Austritt 
der Entwicklungsländer hätte sich der Schutz der 
deutschen Urheber in diesen Ländern im Verhältnis 
zum Protokoll noch mehr verschlechtert. Die Rati- 
fizierung des Protokolls wurde jedoch vor allem 
von den betroffenen Schriftsteller- und Verleger- 
kreisen einmütig abgelehnt, die eher einen völligen 
Rechtsverlust in den Entwicklungsländern hinzu- 
nehmen bereit waren, als durch die Ratifizierung 
des Protokolls den vorgesehenen Einschränkungen 
des Urheberrechts ausdrücklich zuzustimmen. Be- 
stärkt wurden diese Kreise in ihrem Widerstand 
dadurch, daß auch die meisten anderen westlichen 
Industriestaaten, vor allem England und Frankreich, 
keine Bereitschaft zur Ratifizierung des Protokolls 
zeigten. Als einziger westlicher Industriestaat hat 
bisher Schweden das Protokoll für anwendbar er- 
klärt. 

Die beteiligten Bundestagsausschüsse haben in 
einer gemeinsamen Sitzung zu der umstrittenen 
Frage Sachverständige gehört, die sich überwiegend 
dafür aussprachen, die Ratifizierung des Protokolls 
jedenfalls zunächst zurückzustellen und die weitere 
internationale Entwicklung abzuwarten. Der Aus- 
wärtige Ausschuß und der Ausschuß für Wissen- 


schaft, Kulturpolitik und Publizistik schlossen sich 
diesem Votum an. Der Ausschuß für Entwicklungs- 
hilfe empfahl dagegen die sofortige Ratifizierung. 
Auch der federführende Rechtsausschuß sprach sich 
einstimmig für die Ratifizierung des Protokolls noch 
während der 5. Wahlperiode des Bundestages aus. 
Das Ergebnis der Ausschußberatungen ist in dem 
Schriftlichen Bericht des federführenden Rechtsaus- 
schusses (Bundestagsdrucks. V/4511) ausführlich 
wiedergegeben. 

Trotz der einstimmigen Empfehlung des feder- 
führenden Ausschusses ist es zu einer Verabschie- 
dung des Vertragsgesetzes dann nicht mehr gekom- 
men, da angesichts des starken Widerstandes der 
betroffenen Kreise mit einer längeren Plenardebatte 
hätte gerechnet werden müssen, hierfür jedoch 
keine Zeit mehr zur Verfügung stand. 

In der Zwischenzeit ist in weiteren internationalen 
Verhandlungen versucht worden, die durch die 
Nichtratifizierung des Entwicklungsländerprotokolls 
durch die meisten Industriestaaten vertieften Ge- 
gensätze zu den Entwicklungsländern zu über- 
brücken. Hierbei hat sich erstmals die Möglichkeit 
einer Kompromißlösung abgezeichnet. Auf einer 
für Herbst 1970, spätestens für 1971 vorgesehenen 
gemeinsamen Konferenz zur Revision der Berner 
Übereinkunft und des Welturheberrechtsabkom- 
mens soll versucht werden, das Entwicklungsländer- 
protokoll durch eine für die Entwicklungsländer 
und die entwidcelten Länder gleichermaßen an- 
nehmbare neue Regelung zu ersetzen. Ob eine 
Einigung tatsächlich erreicht werden kann, läßt sich 
zur Zeit noch nicht absehen. Die Entwicklungslän- 
der haben jedoch ihre Bereitschaft erkennen lassen, 
vor einer endgültigen Entscheidung über ihren 
Austritt aus der Berner Übereinkunft das Ergebnis 
dieser Revisionskonferenz noch abzuwarten. Aus- 
schlaggebend hierfür war nicht zuletzt die Tatsache, 
daß von den westlichen Industriestaaten Schweden 
das Protokoll bereits für anwendbar erklärt und 
auch die Bundesrepublik Deutschland durch die 
ernste Absicht der Ratifizierung ihr Verständnis 
für die dringenden Bildungsbedürfnisse der Ent- 
wicklungsländer bekundet hat. 

Da es hierdurch nicht mehr ausgeschlossen er- 
scheint, eine für die Urheber möglicherweise günsti- 
gere Alternativlösung zum Entwicklungsländer- 
protokoll zu finden, und die unmittelbare Gefahr 
des Austritts der Entwicklungsländer aus der Ber- 
ner Übereinkunft vorläufig gebannt ist, befürwortet 
nunmehr auch die Bundesregierung, die Entschei- 
dung über die Ratifizierung des Protokolls vor- 
läufig zurückzustellen. Unter den gegebenen Um- 
ständen ist zu erwarten, daß die Zurückstellung der 
Ratifizierung auch bei den Entwicklungsländern 
Verständnis finden und das durch die bisherige 
deutsche Haltung bei diesen Ländern gewonnene 
Vertrauen nicht gefährden wird. Der Aufschub der 
Ratifizierung des Protokolls hat zur Folge, daß auch 
die materiellrechtlichen Vorschriften (Artikel 1 bis 
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21) der Berner Übereinkunft noch nicht ratifiziert 
werden können, da diese mit dem Protokoll eine 
untrennbare Einheit bilden. 

Andererseits erscheint jedoch eine Ratifizierung der 
übrigen Stockholmer Übereinkünfte einschließlich 
der formellen Bestimmungen der Berner Überein- 
kunft unaufschiebbar. Nach dem derzeitigen Stand 
der Ratifikationsverfahren zu diesen Übereinkünf- 
ten muß damit gerechnet werden, daß insbeson- 
dere das Übereinkommen zur Errichtung der neuen 
Weltorganisation für geistiges Eigentum (WIPO) im 
Frühjahr 1970 in Kraft tritt. Wegen der führenden 
Rolle der Bundesrepublik Deutschland auf diesem 
Rechtsgebiet und auch der politischen Bedeutung 
der ersten Sitzungen in den verschiedenen Gremien, 
insbesondere der Generalversammlung der neuen 
Weltorganisation, sollte auf jeden Fall angestrebt 
werden, daß die Bundesrepublik Deutschland von 
Anfang an Vollmitglied dieses Übereinkommens 
ist und nicht genötigt ist, sich lediglich auf die 
Übergangsvorschriften der Übereinkunft zu stützen, 
die ihr für eine Übergangszeit die Rechte eines Mit- 
glieds einräumen würden. 

Die Bundesregierung schlägt daher vor, zunächst 
unverzüglich diese übrigen Stockholmer Überein- 
künfte zu ratifizieren, gegen die auch bei der Be- 
ratung des Entwurfs des Vertragsgesetzes in der 
vergangenen Wahlperiode bisher von keiner Seite 
Bedenken geäußert worden sind. 


Zu Artikel 1 

Die Übereinkünfte bedürfen nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaf- 
ten in Form eines Bundesgesetzes, da sie sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Hinsichtlich der Gründe für die in Satz 1 Nr. 2 
vorgesehene Einschränkung wird auf die Vorbe- 
merkung verwiesen. Die vorgeschlagene Teilrati- 
hzierung der Stockholmer Fassung der Berner Über- 
einkunft ist in Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer i dieser Fassung ausdrücklich zugelassen. 

Zu Artikel 2 

Die Übereinkünfte sollen auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 


Nach Absatz 2 ist jeweils der Zeitpunkt, in dem die 
Übereinkünfte nach den jeweils in ihnen vorgesehe- 
nen Bestimmungen für die Bundesrepublik Deutsch- 
land in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Schlußbemerkung 

Durch die Ausführung des Gesetzes wird der Bund 
mit Kosten belastet. 

In der Stockholmer Fassung der Berner Überein- 
kunft (Artikel 25 Absatz 6), der Pariser Verbands- 
übereinkunft (Artikel 16 Absatz 6), des Madrider 
Markenabkommens (Artikel 12 Absatz 6) und des 
Nizzaer Klassifikationsabkommens (Artikel 7 Ab- 
satz 6) ist für jede dieser Übereinkünfte die Errich- 
tung eines Betriebsmittelfonds vorgesehen, der durch 
eine einmalige Zahlung jedes der Verbandsländer 
gebildet werden soll. Die Höhe des auf jedes Land 
entfallenden Betrages soll proportional zu dem Bei- 
trag des Landes für das Jahr festgesetzt werden, in 
dem der Fonds gebildet wird. Das Verhältnis zum 
Jahresbeitrag und die Zahlungsbedingungen werden 
von der Versammlung jedes Verbands festgesetzt. 
Daher läßt sich noch nicht mit Sicherheit übersehen, 
welcher genaue Betrag auf die Bundesrepublik 
Deutschland entfallen wird. Nach den bisher vor- 
liegenden Berechnungen wird es sich um einen Be- 
trag von etwa 45 000, — DM handeln. 

Die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum Haa- 
ger Abkommen über die internationale Hinterlegung 
gewerblicher Muster und Modelle sieht in Artikel 4 
Absatz 6 Buchstabe a ebenfalls die Errichtung eines 
Betriebsmittelfonds vor. Dieser Fonds soll aber zu- 
nächst aus den Überschüssen der Gebühren für die 
Hinterlegung gebildet werden; die Vertragsstaaten 
sollen nur dann zur Leistung eines bestimmten Be- 
trags verpflichtet sein, wenn die Überschüsse nicht 
ausreichen. Die Höhe des Betrags wird wie bei den 
übrigen Übereinkünften festgesetzt. 

Durch die Ratifizierung des Übereinkommens zur 
Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigen- 
tum wird der Bund nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. Die für die Verwaltung dieses Überein- 
kommens notwendigen Beträge werden nach Arti- 
kel 11 nicht unmittelbar von den Mitgliedstaaten, 
soweit sie wie die Bundesrepublik Deutschland den 
Verbänden auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
angehören, sondern von diesen Verbänden zur Ver- 
fügung gestellt. 
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Convention 

establishing the World Intellectual Property Organization 

signed at Stoddiolm on July 14, 1967 

Convention 

instituant l'Organisation Mondiale de la Propriete Intellectuelle 

sign6e ä Stockholm le 14 juillet 1967 

Convenio 

que establece la Organizaciön Mundial de la Propiedad Intelectual 

firmado en Estocolmo el 14 de julio de 1967 


The Contracting Parties, 

Desiring to contribute to better 
understanding and Cooperation among 
States for their mutual benefit on the 
basis of respect for their sovereignty 
and equality, 


Desiring, in order to encourage 
Creative activity, to promote the pro- 
tection of intellectual property 
throughout the world, 

Desiring to modernize and render 
more efficient the administration of 
the Unions established in the fields 
of the protection of industrial property 
and the protection of literary and 
artistic works, while fully respecting 
the independence of each of the 
Unions, 

Agree as follows: 

Articl e 1 

Establishment of the Organization 

The World Intellectual Property 
Organization is hereby established. 

Article 2 

Definitions 

For the purposes of this Conven- 
tion: 

(i) "Organization" shall mean the 
World Intellectual Property Or- 
ganization (WIPO); 

(ii) "International Bureau" shall 
mean the International Bureau 
of Intellectual Property; 

(iii) "Paris Convention" shall mean 
the Convention for the Protec- 
tion of Industrial Property 
signed on March 20, 1883, in- 
cluding any of its revisions; 

(iv) "Berne Convention" shall mean 
the Convention for the Protec- 
tion of Literary and Artistic 
Works signed on September 9, 
1886, including any of its revi- 
sions; 


Les Parties Contractantes, 

Animees du desir de contribuer a 
une meilleure comprehension et colla- 
boration entre les Etats, pour leur pro- 
fit mutuel et sur la base du respect de 
leur souverainete et egalite, 


Desirant, afin d'encourager l’activite 
creatrice, promouvoir la protection de 
la propriete intellectuelle ä travers le 
monde, 

Desirant moderniser et rendre plus 
efficace l'administration des Unions 
instituees dans les domaines de la 
protection de la propriete industrielle 
et de la protection des oeuvres litte- 
raires et artistiques, tout en respectant 
pleinement l'autonomie de chacune des 
Unions, 

Sont convenues de ce qui suit: 

Article 1 

Institution de TOrganisation 

L'Organisation Mondiale de la Pro- 
priete Intellectuelle est instituee par 
la presente Convention. 

Article 2 

Definitions 

Au sens de la presente Convention, 
il faut entendre par: 

i) «Organisation», l'Organisation 
Mondiale de la Propriete Intel- 
lectuelle (O.M.P.L); 

ii) «Bureau international», le Bu- 
reau international de la propriete 
intellectuelle; 

iii) «Convention de Paris», la Con- 
vention pour la protection de la 
propriete industrielle signee le 
20 mars 1883, y compris chacun 
de ses Actes revises; 

iv) « Convention de Berne », la Con- 
vention pour la protection des 
ceuvres litteraires et artistiques 
signee le 9 septembre 1886, y 
compris chacun de ses Actes re- 
vises; 


Las Partes contratantes, 

Animadas del deseo de contribuir 
a una mejor comprensiön y colabora- 
cion entre los Estados, para su mutuo 
beneficio y sobre la base del respeto 
a SU soberania e igualdad, 


Deseando, a fin de estimular la 
actividad creadora, promover en todo 
el mundo la proteccion de la propie- 
dad intelectual, 

Deseando modernizar y hacer mäs 
eficaz la administraciön de las Uniones 
instituidas en el campo de la pro- 
tecciön de la propiedad industrial y 
de la proteccion de las obras literarias 
y artisticas, respetando al mismo tiem- 
po plenamente la autonomia de cada 
una de las Uniones, 

Flan convenido lo siguiente; 

Articulo 1 

Establecimiento de la Organizaciön 

Por el presente Convenio se esta- 
blece la Organizaciön Mundial de la 
Propiedad Intelectual. 

Articulo 2 

Definiciones 

A los eleclos del presente Convenio 
se entenderä por: 

i) "Organizaciön", la Organizaciön 
Mundial de la Propiedad Intelec- 
tual (OMPI); 

ii) "Oficina Internacional", la Ofi- 
cina Internacional de la Propie- 
dad Intelectual; 

iii) "Convenio de Paris", el Convenio 
para la Protecciön de la Propie- 
dad Industrial, firmado el 20 de 
marzo de 1883, incluyendo todas 
sus revisiones; 

iv) "Convenio de Berna", el Con- 
venio para la Protecciön de las 
Obras Literarias y Artisticas, 
firmado el 9 de septiembre de 
1886, incluyendo todas sus re- 
visiones; 
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Übereinkommen 

zur Errichtung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 

unterzeichnet in Stockholm am 14. Juli 1967 

KOHBeHUiMfl, 

yupe^flaioiiiaH BceMnpHyio OpraHiisaitmo MHTejiJieKxyajibHOM CoöcTBeHHOCXM 

IIoflnHcaHa b CxoKrojibMe 14 miojih 1967 rofla 


/];orOBapHBaiou;necH CTopotibi, 

^^ejiaa BnecTW BKjia;; b jiyHiuee BsawMOnoHH- 
Manne n coTpyjxumecTBO ue^jxy rocy;;apcTBaMM 
B nHTepecax mx BsapiMHOM Bbiro;;bi na ochobg 
yBajKeHMH cyBepeHMTexa m paaeHCTBa, 


CxpeMHCb, B ueJiHx nooinpeHMH TBOpneCKOM 
AeHTejibHOCTW, co/^eMCTBOBaTb oxpane wHTejijieK- 

TyajIbHOM COßCTBeHHOCTM BO BCBM MHpe, 


CxpeMHcb MOT^epHiiSMpoBaTb 11 cAGJiaxb öojiee 
3C|)4)eKTI<IBHOPi a/lMMHPICTpai^llIO C0I030B, oöpaso- 
Baniibix B oöjiacTM oxpanbi npOMbiniJieHHOH co6- 
cTBenHOcTH M B oöJiacTPi oxpaHbi JiMTepaxypHbix 
II xy/^OÄecTBeHHbix npoMSBe^eHMM, npii nojinOM 
yBajKeHnn caiviocTOHTejibHOcTn Ka?K;^oro ti3 Co- 
K) 30 B, 


Corjiaciijiiicb o iiiiÄecjieT^yiomeM : 


— Amtlicher deutscher Text gemäß Ar^ 
tikel 20 Abs, 2 — 

Die Vertragsparteien — 

in dem Wunsch, zu einem besseren 
Verständnis und einer besseren Zu- 
sammenarbeit zwischen den Staaten 
zu ihrem gegenseitigen Nutzen und 
auf der Grundlage der Wahrung ihrer 
Souveränität und Gleichheit beizutra- 
gen, 

in dem Wunsch, zur Ermutigung 
der schöpferischen Tätigkeit den 
Schutz des geistigen Eigentums welt- 
weit zu fördern, 

in dem Wunsch, die Verwaltung der 
Verbände, die auf den Gebieten des 
Schutzes des gewerblichen Eigentums 
und des Schutzes von Werken der 
Literatur und Kunst errichtet sind, zu 
modernisieren und wirksamer zu ge- 
stalten, unter voller Wahrung der 
Unabhängigkeit jedes Verbandes — 

haben folgendes vereinbart: 


CxaTbH 1 

yHpe}K;^eHMe opraHiisauiHif 

HacTOHLL^efi KoHBeHLtnefi ynpe^AaexcH 
MiipnaH OpraHüsai^iiH ÜHTeji.TieKTyajibHOM 
CTBeilHOCTIl. 


Artikel 1 

Errichtung der Organisation 

Bce- Die Weltorganisation für geistiges 

Co6- Eigentum wird durch dieses Überein- 

kommen errichtet. 


CTaxbH 2 


Artikel 2 


OnpeAeJieHHH 


Begriffsbestimmungen 


B cMbicJie iiacToameM KonBeHi^nn 

(i) « OpraHMsai^MH » osnanaeT BceMMpnyio Op- 
raHM3aiJ[Mio MHTejiJieKTyajibHOfi CoÖCTBeH- 
HOCTM (BOMC); 

(ii) « MejK,HyHapo;;HOe öiopo» oaHanaeT Me>K- 
,HyHapo;;HOe öiopo no iiHTeJiJieKTyajibHOM 
coöcTBeHHOCTn; 

fiii) «napriJKCKaH KOHBenuriH» oaHanaex Kon- 
BeH^üIO no oxpane npOMbiniJieHHOM co6- 
CTBeHHOCTW, no^nMcanHyio 20 Mapxa 1883 
roT^a, BKJiiOHaa Jiioöyio ii3 ee nepecMOTpen- 
Hbix pe,ziaKLtHti; 

(iv) «BepHCKaa KOHBenitiiH» oanauaeT KoHBen- 
no oxpane JiriTepaxypHbix n xy^o- 
jKecTBeHHbix npon3Be,neHMn, noAnncannyio 
9 cenTaÖpn 1886 ro;;a, BKJnonaH JiioÖyio in 
ee nepecMOTpeHHbix pe,z^aKpnii; 


Im Sinn dieses Übereinkommens be- 
deutet: 

i) „Organisation" die Weltorgani- 
sation für geistiges Eigentum 
(WIPO/OMPI)? 

ii) „Internationales Büro" das In- 
ternationale Büro für geistiges 
Eigentum; 

iii) „Pariser Verbandsübereinkunft" 
die Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums vom 20. März 1883 ein- 
schließlich aller revidierten Fas- 
sungen; 

iv) „Berner Übereinkunft" die Über- 
einkunft zum Schutz von Werken 
der Literatur und Kunst vom 
9. September 1886 einschließlich 
aller revidierten Fassungen; 
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(v) "Paris Union" shall mean the In- 
ternational Union established by 
the Paris Convention; 

(vi) "Berne Union" shall mean the 
International Union established 
by the Berne Convention; 

(vii) "Unions“ shall mean the Paris 
Union, the Special Unions and 
Agreements established in re- 
lalion witb that Union, the 
Berne Union, and any otber in- 
ternational agreement designed 
to promote the protection of in- 
tellectual property whose ad- 
ministration is assumed by the 
Organization according to Ar- 
ticle 4 (iii). 

(viii) "intellectual property" shall in- 
clude the rights relating to: 

— literary, artistic and scientific 
Works, 

— performances of performing 
artists, phonograms, and 
broadcasts, 


— inventions in all tields of 
human endeavor, 

— scientific discoveries, 

— industrial designs, 

— trademarks, Service marks, 
and commercial names and 
designations, 

— protection against unfair 
competition, 

and all otber rights resulting 
from intellectual activity in the 
industrial, scientific, literary or 
artistic fields. 


A r t i c 1 e 3 

Objectives of the Organization 

The objectives of the Organization 
are; 

(i) to promote the protection of in- 
tellectual property throughout the 
World through cooperation among 
States and, where appropriate, in 
collaboration with any other in- 
ternational Organization, 

(ii) to ensure administrative coopera- 
tion among the Unions. 

Article 4 

Functions 

In Order to atfain the objectives 
described in Article 3, the Organiza- 
tion, through its appropriate Organs, 
and subject to the competence of eacb 
of the Unions: 


v) «Union de Paris», l'Union inter- 
nationale creee par la Conven- 
tion de Paris; 

vi) «Union de Berne», l'Union inter- 
nationale creee par la Conven- 
tion de Berne; 

vii) «Unions», l’Union de Paris, les 
Unions particulieres et les Arran- 
gements particuliers etablis en 
relation avec cette Union, l'U- 
nion de Berne, ainsi que tout 
autre engagement international 
tendant ä promouvoir la protec- 
tion de la propriete intellectuelle 
dont l'administration est assuree 
par rOrganisation en vertu de 
Tarticle 4. iii) ; 

viii) «propriete intellectuelle», les 
droits relatifs: 

— aux Oeuvres litteraires, arlisti- 
ques et scientifiques, 

— aux interpretations des artis- 
tes interpretes et aux execu- 
tions des artistes executants, 
aux phonogrammes et aux 
emissions de radiodiffusion, 

— aux inventions dans toiis les 
domaines de l’activite hu- 
maine, 

— aux decouvertes scientifiques, 

— • aux dessins et modeles indus- 
triels, 

— aux marques de fabrique, de 
commerce et de Service, ainsi 
qu'aux noms commerciaux et 
denominations commerciales, 

— ä la protection contre la con- 
currence deloyaie; 

et tous les autres droits afferents 
ä l'activite intellectuelle dans les 
domaines industriel, scientifique, 
litteraire et artistique. 


Article 3 
But de rOrganisation 

L'Organisation a pour but: 


i) de promouvoir la protection de la 
propriete intellectuelle ä travers le 
monde par la cooperation des 
Etats, en collaboration, s'il y a lieu, 
avec toute autre Organisation inter- 
nationale, 

ii) d'assurer la cooperation adminis- 
trative entre les Unions. 


Article 4 

Fonctions 

Aux fins d'atteindre le but defini ä 
l'article 3, rOrganisation, par ses Or- 
ganes competents et sous reserve de 
la competence de chacune des Unions; 


v) "Union de Paris", la Union inter- 
nacional creada por el Convenio 
de Paris; 

vi) "Union de Berra", la Union in- 
ternacional creada por el Con- 
venio de Berna; 

vii) "Uniones", la Union de Paris, las 
Uniones particulares y los Arre- 
glos particulares establecidos en 
relaciön con esa Union, la Union 
de Berna, asi como cualquier 
otro acuerdo internacional desti- 
nado a fomentar la protecciön 
de la propiedad intelectual y de 
cuya administraciön se encargue 
la Organizaciön en virtud del 
Articulo 4. iii); 

viii) "Propiedad intelectual", los de- 
rechos relativos: 

— a las obras literarias, artisti- 
cas y cientificas, 

— a las interpretaciones de los 
artistas interpretes y a las 
ejecuciones de los artistas 
ejecutantes, a los fonogramas 
y a las emisiones de radio- 
difusiön, 

— a las invenciones en todos 
los campos de la actividad 
humana, 

— a los descubrimientos cientifi- 
cos, 

— a los dibujos y modelos in- 
dustriales, 

— a las marcas de fabrica, de 
comercio y de servicio, asi 
como a los nombres y de- 
nominaciones comerciales, 

— a la protecciön contra la com- 
petencia desleal, 

y todos los demas derechos rela- 
tivos a la actividad intelectual 
en los terrenos industrial, cien- 
tifico, literario y artistico. 


Articulo 3 
Fines de la Organizaciön 

Los fines de la Organizaciön son: 

i) fomentar la protecciön de la pro- 
piedad intelectual en todo el mundo 
mediante la cooperaciön de los 
Estados, en colaboraciön, cuando 
asi proceda, con cualquier olra 
organizaciön internacional, y 

ii) asegurar la cooperaciön adminis- 
trativa entre las Uniones. 


Articulo 4 

Funciones 

Para alcanzar los fines sehalados 
en el Articulo 3, la Organizaciön, a 
traves de sus örganos competentes y 
sin perjuicio de las atribuciones de 
cada una de las diversas Uniones: 
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(v) « riapii^cKUM C0I03 » osHauacT MejKAyna- 
po^HbiM cOK)3, o6pa30BaHHbiM napii:3^cK0n 
KOHBeHunew; 

(vi) « BepucKiiM C0IO3 » oauauaeT Me?KAyHapoA- 
HblM C0I03, o6pa30BaHHbIM BopiICKOM KOH- 
Beiiunen ; 

(vii) « Coio3bi » o3HaHaioT napua^CKUM coio3, 
ciieunajibHbie CoK)3bi ii cneuwajibHbie Co- 
rjiameHHH, aaKJnoHeHUbie b cbhsm c 3tmm 
C 0K)30M, BepHCKUM coK)3, a xaK^e Jiioöoe 
Apyroe Mea^AyuapoAHoe corAameiiMe, nppi- 
3BaHHoe coAcncTBOBaTb oxpane iiuTeAAeK- 
xyajibHOM cohcTBeHHOCTU, aAMUHUCTpauiiio 
no ocyLpecTBJieHMK) KOTOporo OpranPiaauMH 
npuHHJia Ha ceön b cooTBeTCTBiiu co cxa- 
Tbew 4 (iii); 

(viii) « iiHTejiJieKTyaJibHaH coöcTBeHiiocTb » bkjho- 
uaex npaBa, oxHOCHipuecH k: 

— AHxepaxypHbiM, xyAoa^ecxseHHbiM ii 
iiayHHbiM npoM3BeAeHMHM, 

— IICnOAHHXeAbCKOM AeHXeAbllOCXH apxH- 
CXOB, 3ByK03anMCM, paAMO- H TGAe- 
BM3MOHHbiM nepGAauaM, 


v) „Pariser Verband" der durch die 
Pariser Verbandsübereinkunft er- 
richtete internationale Verband; 
vi) „Berner Verband" der durch die 
Berner Übereinkunft errichtete 
internationale Verband; 
vii) „Verbände" der Pariser Verband, 
die im Rahmen dieses Verbandes 
errichteten besonderen Verbände 
und Sonderabkommen, der Ber- 
ner Verband sowie jede andere 
internationale Vereinbarung zur 
Förderung des Schutzes des 
geistigen Eigentums, deren Ver- 
waltung durch die Organisation 
nach Artikel 4 Ziffer iii über- 
nommen wird; 

viii) „geistiges Eigentum" die Rechte 
betreffend 

— die Werke der Literatur, Kunst 
und Wissenschaft, 

— die Leistungen der ausüben- 
den Künstler, die Tonträger 
und Funksendungen, 


— ii3o6pexeHMHM BO Bcex oöAacxHX uejio- 
BeueCKOM ACnXOAbHOCXH, 

— HayUlIblM OXKpblXHHM, 

— iipoMbiiHAeHHbiM oöpaauaM, 

— xoBapHbiM 3HaKaM, 3HaKaM oöcjiyjKHBa- 
HMH, (hwPMeHHbIM HaMMeHOBaHHHM 11 
KOMMepueCKHM 0603 HaUeHMHM, 

— aarpiixe npoxim HeAOÖpocoBecxHOw koh- 
KypeHUHM, 

a xaKx^e Bce APyrue npasa, oxHOCHutneca k 
M iixeAAeKxyaAbHOM ACHxejibHOcxri b npoH 3 - 
BOACXBOHHOH, HayHHOM, JIMXepaxypHOM II 
xyAOJKecxBeHHoii ooAacxax. 


— die Erfindungen auf allen Ge- 
bieten der menschlichen Tä- 
tigkeit, 

— die wissenschaftlichen Ent- 
deckungen, 

— die gewerblichen Muster und 
Modelle, 

— die Fabrik-, Handels- und 
Dienstleistungsmarken sowie 
die Handelsnamen und Ge- 
schäftsbezeichnungen, 

— den Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb 

und alle anderen Rechte, die sich 
aus der geistigen Tätigkeit auf 
gewerblichem, wissenschaft- 
lichem, literarischem oder künst- 
lerischem Gebiet ergeben- 


CxaxbH 3 
l|eAH opraHif3a4iiif 

OpraHiiaapiiH iiivieex itejiii; 


Artikel 3 

Zweck der Organisation 

Zweck der Organisation ist es, 


(i) coAGMCXBOBaxb oxpaiie riiixejiAeKxyaAbHOri 
COÖCXBeHHOCXIl BO BCGM Mupe nyxGM coxpyA- 
iiMuecxBa rocyAapcxB ri, b cooxBexcxByioiHHX 
CAyuaHx, BO B 3 aMMOAeMCXBiiri c aioöoh Apyroii 
-Me/KAynapoAHOH opraHrmaLpieri, 

fii) oöecneuiiBaxb aAMiiHiicxpaxiiEiioe coxpyAHii- 
UecXRO C 0 K) 30 B. 


C X a X b H 4 

JXjih AOCTii>KGiniH pGAeM, ii 3 jio>KeHHbix B cxa- 
xbG 3, OpramnapiiH Hepe 3 cboii cooxBGxcxByioLuiie 
opraiibi M npii yBa>Keniiii KOMnexenumi Ka>KAoro 
113 Coio 30 b; 


i) den Schutz des geistigen Eigen- 
tums durch Zusammenarbeit der 
Staaten weltweit zu fördern, ge- 
gebenenfalls im Zusammenwirken 
mit jeder anderen internationalen 
Organisation, 

ii) die verwaltungsmäßige Zusammen- 
arbeit zwischen den Verbänden zu 
gewährleisten. 

Artikel 4 
Aufgaben 

Zur Erreichung des in Artikel 3 be- 
zeichneten Zwecks nimmt die Organi- 
sation durch ihre zuständigen Organe 
und vorbehaltlich der Zuständigkeit 
der einzelnen Verbände folgende Auf- 
gaben wahr: 
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(i) shall promote the development 
of measures designed to facili- 
tate the efficient protection ot 
intellectual property throughoul 
the World and to harmonize na- 
tional legislation in this field; 

(ii) shall perform the administrative 
tasks of the Paris Union, the 
Special Unions established in 
relation with that Union, and the 
Berne Union; 

(iii) may agree to assume, or part- 
icipate in, the administration of 
any other international agree- 
ment designed to promote the 
protection of intellectual pro- 
perty; 


(iv) shall encourage the conclusion 
of international agreements de- 
signed to promote the protec- 
tion of intellectual property; 

(v) shall offer its Cooperation to 
States requesting legal-technical 
assistance in the field of intel- 
lectual property; 

(vi) shall assemble and disseminate 
Information concerning the pro- 
tection of intellectual property, 
carry out and promote studies 
in this field, and publish the 
results of such studies ; 

(vii) shall maintain Services facilitat- 
ing the international protection 
of intellectual property and, 
where appropriate, provide for 
registration in this field and the 
publication of the data concem- 
ing the registrations; 

(viii) shall take all other appropriate 
action. 


Article 5 

Membership 

(1) Membership in the Organization 
shall be open to any State which is 
a member of any of the Unions as 
defined in Article 2 (vii). 

(2) Membership in the Organization 
shall be equally open to any State 
not a member of any of the Unions, 
provided that: 

(i) it is a member of the United Ka- 
tions, any of the Specialized Agen- 
cies brought into relationship with 
the United Kations, or the Inter- 
national Atomic Energy Agency, 
or is a party to the Statute of the 
International Court of Justice, or 

(ii) it is invited by the General As- 
sembly to become a party to this 
Convention. 


i) s'einploie ä promouvoir l'adop- 
tion de mesures destinees ä ame- 
liorer la protection de la pro- 
priete intellectuelle ä travers le 
monde et ä mettre en harmonie 
les legislations nationales dans 
ce domaine; 

ii) assure les Services administratifs 
de l'Union de Paris, des Unions 
particulieres etablies en relation 
avec cette Union et de l’Union 
de Berne; 

iii) peut accepter d'assumer l'admi- 
nistration qu'implique la mise en 
Oeuvre de tout autre engagement 
international tendant ä promou- 
voir la protection de la propriete 
intellectuelle ou de participer ä 
une teile administration; 

iv) encourage la conclusion de tout 
engagement international tendant 
ä promouvoir la protection de la 
propriete intellectuelle; 

v) offre sa Cooperation aux Etats 
qui lui demandent une assistance 
technico-juridique dans le do- 
maine de la propriete intellec- 
tuelle; 

vi) rassemble et diffuse toutes in- 
formations relatives ä la protec- 
tion de la propriete intellectuelle, 
effectue et encourage des etudes 
dans ce domaine et en publie les 
resultats; 

vii) assure les Services facilitant la 
protection internationale de la 
propriete intellectuelle et, le cas 
echeant, procede ä des enregis- 
trements en la matiere et publie 
les indications relatives ä ces 
enregistrements; 

viii) prend toutes autres mesures ap- 
propriees. 


Article 5 

Membres 

1) Peut devenir membre de 1 Orga- 
nisation tout Etat qui est membre de 
l'une des Unions telles qu’elles sont 
definies ä l'article 2.vii). 

2) Peut egalement devenir membre 
de l’Organisation tout Etat qui n'est 
pas membre de Tune des Unions, ä la 
condition: 


i) qu'il soit membre de l'Organisa- 
tion des Kations Unies, de l'une 
des institutions specialisees qui 
sont reliees ä l'Organisation des 
Kations Unies ou de l'Agence in- 
ternationale de l'Energie atomique, 
ou Partie au Statut de la Cour In- 
ternationale de Justice, ou 

ii) qu’il soit invite par l’Asseinblee 
generale ä devenir partie ä la pre- 
sente Convention. 


i) fomentara la adopciön de medi- 
das destinadas a mejorar la pro- 
tecciön de la propiedad intelec- 
tual en todo el mundo y a ar- 
monizar las legislaciones nacio- 
nales sobre esta materia; 

ii) se encargarä de los servicios 
administrativos de la Union de 
Paris, de las Uniones particu- 
lares establecidas en relaciön 
con esa Union, y de la Union de 
Berna; 

iii) podrä aceptar el tomar a su Car- 
go la administraciön de cual- 
quier otro acuerdo internacional 
destinado a fomentar la protec- 
ciön de la propiedad intelectual, 
o el participar en esa administra- 
ciön; 

iv) favorecerä la conclusion de todo 
acuerdo internacional destinado 
a fomentar la protecciön de la 
propiedad intelectual; 

v) prestarä su cooperaciön a los 
Estados que le pidan asistencia 
tecnico-juridica en el campo de 
la propiedad intelectual; 

vi) reunirä y difundirä todas las in- 
formaciones relativas a la pro- 
tecciön de la propiedad intelec- 
tual y efectuarä y fomentara los 
estudios sobre esta materia pu- 
blicando sus resultados; 

vii) mantendra los servicios que fa- 
ciliten la protecciön internacio- 
nal de la propiedad intelectual 
y, cuando asi proceda, efectuara 
registros en esta materia y pu- 
blicara los datos relativos a esos 
registros; 

viii) adoptara todas las demas me- 
didas apropiadas. 


Arti CU lo 5 

Miembros 

1) Puede ser miembro de la Organi- 
zaciön todo Estado que sea miembro 
de cualquiera de las Uniones, tal co- 
mo se definen en el Articulo 2. vii). 

2) Podrä igualmente adquirir la ca- 
lidad de miembro de la Organizaciön 
todo Estado que no sea miembro de 
cualquiera de las Uniones, a condi- 
ciön de que: 

i) sea miembro de las Kaciones Uni- 
das, de alguno de los organismos 
especializados vinculados a las 
Kaciones Unidas, del Organismo 
Internacional de Energia Atömica 
o parte en el Estatuto de la Corte 
Internacional de Justicia, o 

ii) sea invitado por la Asamblea Ge- 
neral a ser parle en el presente 
Convenio. 
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(i) coAencTByeT paspaÖOTKe MeponpiiHTnii, 
paccHMTaHHbix Ha yjiyHureHiie oxpanbi hh- 
TejiJieKTyajibHOH coScTBeHHOCTW bo BceM 
MMpe M Ha rapMOHHsauMK) HauHonajibHbix 
3aKOHO;raTejibCTB b 3 toh oÖJiacTu; 


i) Sie fördert Maßnahmen zur welt- 
weiten Verbesserung des Schutzes 
des geistigen Eigentums und zur 
Angleichung der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften auf diesem Ge- 
biet; 


(ii) BbinojiHHeT a;rMHHMCTpaTMBHbie chyHKqHii 
IlapiixccKoro corosa, cneqnaJibHbix Coiosob, 
06 pa 30 BaHHbIX B CBH 3 J 1 C 3 THM C 0 K) 30 M, II 
BepHCKoro coio 3 a; 


ii) sie erfüllt die Verwaltungsauf- 
gaben des Pariser Verbandes, 
der im Rahmen dieses Verbandes 
errichteten besonderen Verbände 
und des Berner Verbandes; 


(iii) MOjKeT corjiacMTbCH npuHHTb Ha ceön a^- 
MHHMCTpaquK) no ocymecTBJieHMK) JiioÖoro 
APyroro Me 3 KAyHapo^(Horo corjiameHMH, 
npH 3 BaHH 0 ro coAewcTBOBaTb oxpane WHTeji- 
JieKTyaJIbHOH COSCTBeHHOCTW, HJIH yuaCTBO- 
Baxb B xaKOH a AMUHHCTpaquii ; 


(iv) cnocoÖCTByex saKJHoueHMio MejKAynapoA- 
Hbix corJiameHMM, npM 3 BaHHbix coAewcxBO- 
Baxb oxpane MHxejiJieKxyajibHOw coScxBen- 
hocxh; 

(v) npeAJiaraex CBOe coxpyAHimecxBO rocyAap- 
cxBaM, sanpaniMBaiomMM lopMAHKO-xexHM- 
uecKyio noMomb b oÖJiacxii HHxejiJieKxyajib- 
HOM COÖCXBeHHOCXM; 


iii) sie kann sich damit einverstan- 
den erklären, die Verwaltung 
jeder anderen internationalen 
Vereinbarung zur Förderung des 
Schutzes des geistigen Eigentums 
zu übernehmen oder sich an 
einer solchen Verwaltung zu be- 
teiligen; 

iv) sie unterstützt das Zustandekom- 
men internationaler Vereinbarun- 
gen zur Förderung des Schutzes 
des geistigen Eigentums; 

v) sie bietet den Staaten, die sie 
um juristisch-technische Hilfe auf 
dem Gebiet des geistigen Eigen- 
tums ersuchen, ihre Mitarbeit an; 


(vi) coÖMpaex m pacnpocxpanaex iiHchopMaqiiio. 
oxHOCHiqyiocH k oxpane HHxejiJieKxyajibHOü 
coÖcxBeHHOCXM, ocyiqecxBJinex ii nooiqpnex 
MccjieAOBaHHH B 3X0H oÖJiacxH II nyÖJiii- 
Kyex pe3yjibxaxbi xaKiix iiccjieAOBaHiiM; 

(vii) oÖecneHHBaex AeaTejibHOcxb cjiyjKÖ, o 6 - 
jiemaiomMx MejKAyHapOAHyio oxpany hh- 
xejiJieKxyaJibHoii coScxBenHOCxii h, b co- 
oxBexcxByioiHHx cjiyuaax, ocyiqecxBJiaex 
perwcxpaqHK) b 3 xoh oÖJiacxw, a xaxjKe 
nyÖJiHKyex cBeAenwa, KacaioiqMecH ashhom 
perHcxpaqHw; 

(vhii) npeAnpHHHMaex Jiioöbie Apyriie HaAJiexca- 
iqiie AeMcxBHH. 


vi) sie sammelt und verbreitet alle 
Informationen über den Schutz 
des geistigen Eigentums, unter- 
nimmt und fördert Untersuchun- 
gen auf diesem Gebiet und ver- 
öffentlicht deren Ergebnisse; 

vii) sie unterhält Einrichtungen zur 
Erleichterung des internationalen 
Schutzes des geistigen Eigen- 
tums, nimmt gegebenenfalls Re- 
gistrierungen auf diesem Gebiet 
vor und veröffentlicht Angaben 
über diese Registrierungen; 

viii) sie trifft alle anderen geeigneten 
Maßnahmen. 


CxaxbH 5 

Hjichctbo 

(1) JlioÖoe rocyAapcxBO, HBJiHioineeca HJienoM 
KaKOrO-JIMÖO M 3 C 0 I 030 B, KaK OHM OHpeAejieHbi B 
cxaxbe 2 (vii), MOxcex cxaxb ujibhom OpraHM 3 aqMM; 


(2) HjienoM OpraHM 3 aqMM MOHcex cxaxb xaKHce 
Jiroöoe rocyAapcxBO, ne HBJiaioiqeecfl HjieHOM 
KaKOrO-JIMÖO M 3 C 0 K) 30 B, npil yCJIOBMM, HXO: 


Artikel 5 

Mitgliedschaft 

(1) Mitglied der Organisation kann 
jeder Staat werden, der Mitglied eines 
der in Artikel 2 Ziffer vii bezeichne- 
ten Verbände ist. 

(2) Mitglied der Organisation kann 
ferner jeder Staat werden, der nicht 
Mitglied eines der Verbände ist, so- 
fern er 


(i) OHO HBJiaexcH HJienoM OpraHM 3 aqiiM Oöx^eAii- 
HeHHbix HaquM, Kaxoro-JiMÖo m 3 cneqMajiii- 
3 Mp 0 BaHHbIX yupeJKAeHMM, HaXOAHiqMXCH B 
CBH 3 M c OpraHM 3 aqMeM OÖT^eAMHeHHbix 
HaqMü, HJiM MeJKAyHapOAHOro arenxcxBa no 
axOMHOÜ 3 HeprMM, MJIM HBJiaeXCH CXOpOHOM 

Cxaxyxa MeHCAywapoAHoro cyAa, mjim 

(ii) OHO npMrJiameHO renepajibHOM AccaMÖJieeii 
cxaxb cxopOHOM HacxOHLqeM KoHBenqMM. 


i) Mitglied der Vereinten Nationen, 
einer der mit den Vereinten 
Nationen in Beziehung gebrachten 
Sonderorganisationen oder der 
Internationalen Atomenergie-Or- 
ganisation oder Vertragspartei des 
Statuts des Internationalen Ge- 
richtshofs ist oder 

ii) von der Generalversammlung ein- 
geladen wird, Vertragspartei die- 
ses Übereinkommens zu werden. 
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Arti de 6 

General Assembly 

(1) (a) There shall be a General As> 

sembly consisting of the 
States party to this Conven- 
tion which are members ot 
any of the Unions. 

(b) The Government of each 
State shall be represented by 
one delegate, who may be 
assisted by alternate dele- 
gates, advisors, and experts. 

(c) The expenses of each dele- 
gation shall be borne by the 
Government which has ap- 
pointed it. 

(2) The General Assembly shall: 

(i) appoint the Director General 
upon nomination by the Coordi- 
nation Committee; 

(ii) review and approve reports of 
the Director General concerning 
the Organization and give him 
all necessary instructions; 

(iii) review and approve the reports 
and activities of the Coordina- 
tion Committee and give in- 
structions to such Committee; 

(iv) adopt the triennial budget of ex- 
penses common to the Unions; 

(v) approve the measures proposed 
by the Director General con- 
cerning the administration of the 
international agreements refer- 
red to in Article 4 (iii); 

(vi) adopt the financial regulations 
of the Organization; 

(vii) determine the working languages 
of the Secretariat, taking into 
consideration the practice of the 
United Nations; 

(viii) invite States referred to under 
Article 5 (2) (ii) to become party 
to this Convention; 

(ix) determine which States not 
Members of the Organization 
and which intergovernmental 
and international non-govern- 
mental organizations shall be 
admitted to its meetings as ob- 
servers; 

(x) exercise such other functions as 
are appropriate under this Con- 
vention. 

(3) (a) Each State, whether member 

of one or more Unions, shall 
have one vote in the General 
Assembly. 


Article 6 
Assemblee generale 

1) a) II est etabli une Assemblee 

generale comprenant les Etats 
Parties ä la presente Conven- 
tion qui sont membres de 
l’une au moins des Unions. 

b) Le Gouvernement de chaque 
Etat membre est represente 
par un delegue, qui peut etre 
assiste de suppleants, de con- 
seillers et d'experls. 

c) Les depenses de chaque de- 
legation sont supportees par 
le Gouvernement qui La de- 
signee. 

2) L’Assemblee generale: 

i) nomme le Directeur general sur 
presentation du Comite de coor- 
dination; 

ii) examine et approuve les rapports 
du Directeur general relatifs ä 
l'Organisation et lui donne toutes 
directives necessaires; 

iii) examine et approuve les rap- 
ports et les activites du Comite 
de coordination et lui donne des 
directives; 

iv) adopte le budget triennal des de- 
penses communes aux Unions; 

v) approuve les dispositions propo- 
sees par le Directeur general 
concernant l’administration rela- 
tive a la mise en oeuvre des en- 
gagements internationaux vises ä 
l'article 4. iii) ; 

vi) adopte le regiement financier de 
l'Organisation; 

vii) dMermine les langues de travail 
du Secretariat, compte tenu de la 
pratique des Nations Unies; 

viii) invite ä devenir parties a la pre- 
sente Convention les Etats vises 
d l’article 5.2) ii) ; 

ix) decide quels sont les Etats non 
membres de l’Organisation et 
quelles sont les organisations in- 
tergouvernementales et interna- 
tionales non gouvernementales 
qui peuvent etre admis ä ses 
reunions en qualite d'obsorva- 
teurs; 

x) s’acquitte de toutes autres taches 
utiles dans le cadre de la pre- 
sente Convention, 

3) a) Chaque Etat, qu'il soit mern- 

bre d'une ou de plusieurs 
Unions, dispose d’une voix a 
l’Assemblee generale. 


A r t i c u 1 o 6 

Asamblea General 

1) a) Se establece una Asamblea 

General formada por los Es- 
tados parte en el presente 
Convenio que sean miembros 
al menos de una de las Unio- 
nes. 

b) El gobierno de cada Estado 
miembro estara representado 
por un delegado que podrä 
ser asistido por suplentes, ase- 
sores y expertos. 

c) Los gastos de cada delega- 
ciön serän sufragados por el 
gobierno que la haya designa- 
do. 

2) La Asamblea General: 

i) designara al Director General a 
propuesta del Comite de Coordi- 
naciön; 

ii) examinarä y aprobara los infor- 
mes del Director General relati- 
vos a la Organizacion y le darä 
las instrucciones necesarias; 

iii) examinara y aprobara los infor- 
mes y las actividades del Co- 
mite de Coordinaciön y le darä 
instrucciones; 

iv) adoptarä el presupuesto trienal 
de los gastos comunes a las 
Uniones; 

v) aprobara las disposiciones que 
proponga el Director General 
concernientes a la administra- 
ciön de los acuerdos internacio- 
nales mencionados en el Arti- 
culo 4. iii); 

vi) adoptarä el reglamento finan- 
ciero de la Organizacion; 

vii) determinarä los idiomas de tra- 
bajo de la Secretaria, teniendo 
en cuenta la präctica en las Na- 
ciones Unidas; 

viii) invitarä a que sean parte en el 
presente Convenio a aquellos Es- 
tados sehalados en el Articu- 
lo 5. 2) ii); 

ix) decidirä que Estados no rniem- 
bros de la Organizacion y que 
organizaciones intergubernainen- 
lales e internacionales no gu- 
bernamentales, podrän ser ad- 
mitidos en sus reuniones a titu- 
lo de observadores; 

x) ejercerä las demäs funciones 
que sean convenientes dentro 
del marco del presente Conve- 
nio. 

3) a) Cada Estado, sea miembro de 

una o de varias Uniones, dis- 
pondrä de un voto en la 
Asamblea General. 


12 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache V 1/401 


CTaTbH 6 


Artikel 6 


renepajibHan AccaMÖJiea 


Ceneraiversammlung 


(1) (a) yHpe:a^/^aeTcn FeHepajibHaH AccaMÖjien, 
cocTOHLuan m 3 rocy^apcTB-cTopoH na- 
cTOHLueM KoHBengMM, KOTopbie hbjih- 
lOTCH HjienaMM KaKoro-jiiiöo 113 Cok)3ob. 


(b) IIpaBiiTejibCTBo Ka:a^Aoro rocyAapcTBa 
npeACTaBJieno oahum AejieraToM, koto- 
pbiü Mo^eT MxMeTb 3aMecTiiTejieü, coBeT- 
HUKOB ri 3KCnepTOB. 


(c) PacxoAbi KaH^AOu Aejieraunii Hecex naa- 
iiaHHBmee ee npaBiiTejibCTBO. 


(1) a) Es wird eine Generalver- 
sammlung gebildet, bestehend 
aus den Vertragsstaaten die- 
ses Übereinkommens, die Mit- 
glied mindestens eines der 
Verbände sind. 

b) Die Regierung jedes Staates 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver- 
tretern, Beratern und Sach- 
verständigen unterstützt wer- 
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 


(2) reuepaJibiiaB AccaMÖJien: 

(i) HaanauaeT reHepajibHoro ,fl;npeKTopa no 
npeACTaBjieniiK) KoopAHHaqnoHHoro komm- 
Texa; 

(ii) paccMaxpriBaeT ii yTBep:a^AaeT OTHexbi Fe- 
nepajibHoro /l^npeKTOpa, KacaioiqriecH Op- 
raHMSaqiiM, n Aaex eMy Bce neobxoAUMbie 
MiicxpyKqnu ; 

(iii) paccMaxpMBaex ii yxBep^Aaex oxuexbi 11 
OAOÖpnex AenxeAbHOcxb KoopAUHaqiiOHHoro 
KOMMxexa u A^ex eMy MHcxpyKqiiii; 


(iv) npnHMMaex xpexroAUHnbiu öioajkox pacxo- 
AOB, o6iqnx a-^h Cok)30b; 


(v) OAobpnex npeAJiaraeMbie FeiiepajibHbiM Jlu- 
peKxopoM MeponpriHXMB, KacaiOLquecH aA- 
MMHMCxpaqriM no ocyiqecxBAeHMio Me^^Ay- 
uapoAHbix corAameHMÜ, iipcAycMoxpeuHbix 
B cxaxbe 4 (iii); 


(2) Die Generalversammlung 

i) ernennt den Generaldirektor auf 
Vorschlag des Koordinierungs- 
ausschusses; 

ii) prüft und billigt die Berichte des 
Generaldirektors betreffend die 
Organisation und erteilt ihm alle 
erforderlichen Weisungen; 

iii) prüft und billigt die Berichte und 
die Tätigkeit des Koordinierungs- 
aussdiusses und erteilt ihm Wei- 
sungen; 

iv) beschließt den Dreijahres-Haus- 
haltsplan für die gemeinsamen 
Ausgaben der Verbände; 

v) billigt die vom Generaldirektor 
vorgeschlagenen Maßnahmen be- 
treffend die Verwaltung der in 
Artikel 4 Ziffer iii vorgesehenen 
internationalen Vereinbarungen; 


(vi) npriHMMaex chunaHcoBbiH pexJiaMeiix Op- 
raHM3aqMM; 

(vii) onpeAeAnex paboHwe n3biKri CeKpexapuaxa, 
npiiHMMan bo BHMMaHue npaKxiiKy OpraHii- 
aaqun 06x>eAMHeHiibix Haquü; 

(viii) nprirAamaex rocyAapcxBa, npeAycMoxpen- 
Hbie cxaxbeu 5 (2) (ii), cxaxb cxoponaMii 
Hacxoniqeii KoHBenquii; 


(ix) onpeAejinex, KaKiie rocyAapcxBa, ne hbah- 
loiqqecH HAeqaMq OpraHuaaqqn, u KaKqe 
MCHcnpaBMxeAbcxBeHHbie hjih MencAynapOA- 
Hbie HenpaBMxeAbcxBeHHbie opraHU3aqnii 
Moryx 6bixb Aonyiqenbi ua ee aaceAaiiun b 
K auecxBe naÖAroAaxeAeq; 


vi) beschließt die Finanzvorsdii iften 
der Organisation; 

vii) bestimmt die Arbeitssprachen des 
Sekretariats unter Berücksichti- 
gung der Praxis der Vereinten 
Nationen; 

viii) lädt die in Artikel 5 Absatz 2 
Ziffer ii bezeichneten Staaten ein, 
Vertragspartei dieses Überein- 
kommens zu werden; 

ix) bestimmt, welche Nichtmitglied- 
staaten der Organisation, welche 
zwischenstaatlichen und welche 
internationalen nichtstaatlichen 
Organisationen zu ihren Sitzun- 
gen als Beobachter zugelassen 
werden; 


(x) Bbinojiiinex Apyrrie HaAJie?Kaiqne chyuKqini 
B paMKax HacxoHiqeq KoHBenqnii. 


x) nimmt alle anderen im Rahmen 
dieses Übereinkommens zweck- 
dienlichen Aufgaben wahr. 


(3) (a) KajKAoe rocyAapcxBo, He3aBncqMo ox 
xoro, HBJinexcn au oho hachom oahoxo 
MAU 6oAee Cok)3ob, qweex b FeuepaAb- 
Hoq AccaMÖAee oahh toaoc. 


(3) a) Jeder Staat, gleichgültig ob 
er Mitglied eines oder mehre- 
rer Verbände ist, verfügt in 
der Generalversammlung über 
eine Stimme. 
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(b) One-half of the States mem- 
bers of the General As- 
sembly shall constitute a 
quorum. 

(c) Notwithstanding the provi- 
sions of subparagraph (b), if, 
in any session, the number 
of States represented is less 
than one-half but equal to 
or more than one-third of the 
States merabers of the Gen- 
eral Assembly, the General 
Assembly may make deci- 
sions but, with the excep- 
tion of decisions concerning 
its own procedure, all such 
decisions shall take effect 
only if the following condi- 
tions are fulfilled. The Inter- 
national Bureau shall commu- 
nicate the said decisions to 
the States members of the 
General Assembly which were 
not represented and shall in- 
vite them to express in writ- 
ing their vote or abstention 
within a period of three 
months from the date of the 
communication. If, at the ex- 
piration of this period, the 
number of States having 
thus expressed their vote or 
abstention attains the num- 
ber of States which was lack- 
ing for attaining the quorum 
in the session itself, such 
decisions shall take effect 
provided that at the same 
time the required majority 
still obtains. 


(d) Subject to the provisions of 
subparagraphs (e) and (f), 
the General Assembly shall 
make its decisions by a ma- 
jority of two-thirds of the 
votes cast. 

(e) The approval of measures 
concerning the administra- 
tion of international agree- 
ments referred to in Ar- 
ticle 4 (iii) shall require a 
majority of three-fourths of 
the votes cast. 

(f) The approval of an agree- 
ment with the United Na- 
tions under Articles 57 and 
63 of the Charter of the 
United Nations shall require 
a majority of nine-tenths of 
the votes cast. 

(g) For the appointment of the 
Director General (paragraph 
(2) (i)), the approval of meas- 
ures proposed by the Direc- 
tor General concerning the 
administration of internatio- 
nal agreements (paragraph 


b) La moitie des Etats membres 
de l’Assemblee generale cons- 
titue le quorum. 


c) Nonobstant les dispositions 
du sous-alinea b), si, lors 
d'une session, le nombre des 
Etats representes est inferieur 
ä la moitie mais egal ou su- 
perieur au tiers des Etats 
membres de l'Assemblee ge- 
nerale, celle-ci peut prendre 
des decisions? toutefois, les 
decisions de l'Assemblee ge- 
nerale, ä l'exception de celles 
qui concernent sa procedure, 
ne deviennent executoires 
que lorsque les conditions 
enoncees ci-apres sont rem- 
plies. Le Bureau international 
communique lesdites deci- 
sions aux Etats membres de 
l’Assemblee generale qui n'e- 
taient pas representes, en les 
invitant a exprimer par ecrit, 
dans un delai de trois mois ä 
compter de la date de ladite 
communication, leur vote ou 
leur abstention. Si, ä l'expira- 
tion de ce delai, le nombre 
des Etats ayant ainsi exprime 
leur vote ou leur abstention 
est au moins egal au nombre 
d’Etats qui faisait defaut pour 
que le quorum füt atteint lors 
de la session, lesdites deci- 
sions deviennent executoires, 
pourvu qu'en meme temps la 
majorite necessaire reste ac- 
quise. 


d) Sous reserve des dispositions 
des sous-alineas e) et f), l'As- 
semblee generale prend ses 
decisions ä la majorite des 
deux tiers des votes exprimes. 

e) L’acceptation des dispositions 
concernant Tadministration 
relative ä la mise en oeuvre 
des engagements internatio- 
naux vises ä l'article 4. iii) re- 
quiert la majorite des trois 
quarts des votes exprimes. 

f) L'approbation d'un accord 
avec l'Organisation des Na- 
tions Unies en conformite 
avec les dispositions des ar- 
ticles 57 et 63 de la Charte 
des Nations Unies requiert la 
majorite des neufs dixiemes 
des votes exprimes. 

g) La nomination du Directeur 
general [alinea 2) i)], l'appro- 
bation des dispositions propo- 
sees par le Directeur general 
concernant l’administration 
relative a la mise en oeuvre 
des engagements internatio- 


b) La mitad de los Estados miem- 
bros de la Asamblea General 
constituira el quörum. 


c) No obstante las disposiciones 
del apartado b), si el nümero 
de Estados representados en 
cualquier sesiön es inferior a 
la mitad pero igual o superior 
a la tercera parte de los Es- 
tados miembros de la Asam- 
blea General, esta podrä to- 
mar decisiones? sin embargo, 
las decisiones de la Asam- 
blea General, salvo aquellas 
relativas a su propio proce- 
dimiento, solo seran ejecuti- 
vas si se cumplen los siguien- 
tes requisitos: la Oficina In- 
ternacional comunicarä dichas 
decisiones a los Estados 
miembros de la Asamblea Ge- 
neral que no estaban repre- 
sentados, invitändolos a ex- 
presar por escrito su voto o 
su abstenciön dentro de un 
periodo de tres meses a con- 
tar desde la fecha de la co- 
municaciön. Si, al expirar 
dicho plazo, el nümero de Es- 
tados que hayan asi expresa- 
do SU voto o su abstenciön 
asciende al nümero de Esta- 
dos que faltaban para que se 
lograse el quörum en la se- 
siön, dichas decisiones serän 
ejecutivas, siempre que al 
mismo tiempo se mantenga la 
mayoria necesaria. 


d) Sin perjuicio de las disposi- 
ciones de los apartados e) y 
f), la Asamblea General toma- 
ra sus decisiones por una ma- 
yoria de dos tercios de los 
votos emitidos, 

e) La aprobaciön de las disposi- 
ciones concernientes a la ad- 
ministraciön de los acuerdos 
internacionales mencionados 
en el Articulo 4. iii) requerirä 
una mayoria de tres cuartos 
de los votos emitidos. 

f) La aprobaciön de un acuerdo 
con las Naciones Unidas con- 
forme a las disposiciones de 
los Articulos 57 y 63 de la 
Carta de las Naciones Unidas 
requerirä una mayoria de nue- 
ve decimos de los votos emi- 
ti dos. 

g) La designaciön del Director 

General [pärrafo 2) i)], la 

aprobaciön de las disposicio- 
nes propuestas por el Direc- 
tor General en lo concer- 
niente a la administraciön de 
los acuerdos internacionales 
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(b) IIojiOBMHa rocyAapcTB-HJieHOB Fene- 
pajibHOü AccaMÖJien cocTaBJiaex kbo- 
pyM. 


(c) HecMOTpn ua noJiojKeiiuH no^naparpa- 
cha (b), ecjiM na KaKOM-juibo ceccnu ko- 
jiMHecTBO npe^CTaBJieHHbix rocy;;apCTB 
cocTaBJiaeT Menee nojiOBMHbi, ho paBHO 
MJiM npeBbimaex o^Hy xpexb rocy^apcTB- 
HjieHOB renepajibHOM AccaMdjiew, ona 
MOJKex npHHMMaxb pemeHMfl; o^HaKO, 
Bce pemeHMH FeHepajibHOPi AccaMÖJiew sa 
MCKJHOUeHMeM peUieHMM, OTHOCamMXCH 
K ee coöcTBeHHbiM IIpaBHJiaM npope- 
Aypbi, BcxynaioT b CMJiy juiuib npu co- 
ÖJiioAeHMM Hii5KecJie;;yK)iqMx ycjiOBMu. 
Me3KAyHapo;;Hoe Öiopo HanpaBJiaeT yno- 
MHHyxbie peuieHMH rocy^apcTBaM-ujiB- 
HaM FeHepajibHOM AccaMÖJien, KOTopbie 
He ÖbiJiH Ha Hew npe^CTaBJieHbi, h npii- 
rjiamaex hx coo6ii;MTb b nricbMeHHOM 
BH^e B TpeXMeCHHHbIM CPOK, CHHTaH C 
Aaxbi HanpaBjieHMH pemeHiiM, rojiocyiOT 
JIM OHM 3a 3TM peUieHMH, npOTHB HMX 
MJIM B03Aep3KMBai0TCH. ECJIM MO MCTeUC- 
HMM 3TOrO CpOKa KOJIMHeCTBO TOcy^apcTB, 
TaKMM o6pa30M nporojiocoBaBuiMx mjim 
COOblUMBlUMX, HTO OHM B03AepJKa JIMCb. 
AOCTMrneT Toro KOJiMuecxBa, KOToporo 
iieAOCTaBajio ajih AOCTMJKeHMH KBopyMa 
na caMOM ceccMM, xaKiie pemeHMH Bcxy- 
naioT B CMJiy npii ycjiOBMM, mto o^HOBpe- 
MeHHO coxpaHHOTCH nGo6xo;iiiMoe 6ojib- 
milHCTEO. 


(d) ripn ycjiOBiiM coojiio^ieHiiH nojio>KeHMM 
noAnaparpachoB (e) u (f) FenepajibHaH 
AccaMÖJien npuHMMaex cbom pemeHun 
GojibmiiHCXBOM B ABC xpexri no^aiiHbix 
rojiocoB. 


(e) ^JiH o^oÖpeHHH MeponpiiHXMM, Kacaio- 
lUMXCH a;^MMHMCxpapMM no ocymecxBJie- 
HMK) MejKAynapoAHbix corjiameHMM, npe- 
;;ycMOxpeHHbix b cxaxbe (4) (iii), xpe- 
öyexcH bojibmMHcxBO b xpii uexBepxii 
noAaHHbix rojiocoB. 


(f) ^JiH o^obpeHMH corjiameHMH c Oprami- 
3auMeM OdTaeAMHeHMbix HapMM corJiacHO 
nojiojKeHMHM cxaxeM 57 n 63 VcxaBa 
OpraHMsapMM 06'be;;MHeiiHbix Hapuii 
xpebyexcH bojibmMucxBO e AeBHXb acch- 
xbix noaaiiHbix rojiocoE. 


b) Die Hälfte der Mitgliedstaa- 
ten der Generalversammlung 
bildet das Quorum (die für 
die Beschlußfähigkeit erfor- 
derliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b 
kann die Generalversamm- 
lung Beschlüsse fassen, wenn 
während einer Tagung die 
Zahl der vertretenen Staaten 
zwar weniger als die Hälfte, 
aber mindestens ein Drittel 
der Mitgliedstaaten der Ge- 
neralversammlung beträgt; je- 
doch werden diese Beschlüsse 
mit Ausnahme der Beschlüsse 
über das Verfahren der Ge- 
neralversammlung nur dann 
wirksam, wenn die folgenden 
Bedingungen erfüllt sind: Das 
Internationale Büro teilt diese 
Beschlüsse den Mitgliedstaa- 
ten der Generalversammlung 
mit, die nicht vertreten wa- 
ren, und lädt sie ein, inner- 
halb einer Frist von drei Mo- 
naten vom Zeitpunkt dieser 
Mitteilung an schriftlich ihre 
Stimme oder Stimmenthaltung 
bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die 
Zahl der Staaten, die auf 
diese Weise ihre Stimme 
oder Stimmenthaltung be- 
kanntgegeben haben, minde- 
stens der Zahl der Staaten, 
die für die Erreichung des 
Quorums während der Ta- 
gung gefehlt hatte, so wer- 
den die Beschlüsse wirksam, 
sofern gleichzeitig die erfor- 
derliche Mehrheit noch vor- 
handen ist. 

d) Vorbehaltlich der Buchstaben 
e und f faßt die Generalver- 
sammlung ihre Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

e) Die Billigung von Maßnah- 
men betreffend die Verwal- 
tung der in Artikel 4 Ziffer iii 
bezeichneten internationalen 
Vereinbarungen bedarf der 
Mehrheit von drei Vierteln 
der abgegebenen Stimmen. 

f) Die Billigung eines Abkom- 
mens mit den Vereinten Na- 
tionen nach den Artikeln 57 
und 63 der Charta der Ver- 
einten Nationen bedarf einer 
Mehrheit von neun Zehnteln 
der abgegebenen Stimmen. 


(g) /IjjiH HaBiiaueHMH Fenepajibiioro ,Z];MpeK- 
xopa [naparpach (2) (i)], o^obpeHMH 

npe^jiaraeMbix FenepajibHbiM ,Zi;MpeKxo- 
POM MeponpMHXMM OXHOCMXeJIbHO a^MM- 
HMCxpai^MM no ocymecxBJieHMK) MejK^y- 
Hapo^Hbix corjiameHMM [naparpach (2) 
(v)] M nepeHOca mxaö-KBapxMpbi (cxa- 


g) Für die Ernennung des Gene- 
raldirektors (Absatz 2 Zif- 
fer i), die Billigung der vom 
Generaldirektor vorgeschla- 
genen Maßnahmen betreffend 
die Verwaltung der interna- 
tionalen Vereinbarungen (Ab- 
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(2) (v)), and the transfer of 
headquarters (Article 10), the 
required majority must be 
attained not only in the Gen- 
eral Assembly but also in 
the Assembly of the Paris 
Union and the Assembly of 
the Berne Union. 

(h) Abstentions shall not be con- 
sidered as votes. 

(i) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one State only. 

(4) (d) The General Assembly shall 

meet once in every third 
calendar year in ordinary 
Session, upon convocation 
by the Director General, 

(b) The General Assembly shall 
meet in extraordinary Ses- 
sion upon convocation by 
the Director General either 
at the request of the Co- 
ordination Committee or at 
the request of one-fouith of 
the States members ot the 
General Assembly, 

(c) Meetings shall be held at 
the headquarters of the Or- 
ganization. 

(5) States party to this Convention 
which are not members of any of the 
Unions shall be admitted to the meet- 
ings of the General Assembly as 
observers. 

(6) The General Assembly shall 
adopt its own rules of procedure. 

Article 7 

Conference 

(1) (a) There shall be a Conference 

consisting of the States party 
to this Convention whether 
or not they are members of 
any of the Unions. 

(b) The Government of each 
State shall be represented by 
one delegate, who may be 
assisted by alternate dele- 
gates, advisors, and experts. 

fc) The expenses of each delega- 
tion shall be borne by the 
Government which has ap- 
pointed it. 

(2) The Conference shall: 

fi) discuss matters of general In- 
terest in the field of intellectual 
property and may adopt recom- 
mendations reiating to such 
matters, having regard for the 
competence and autonomy of 
the Unions; 

(ii) adopt the triennial budget of the 
Conference; 


naux [alinea 2) v)] et le trans- 
fert du siege (article 10) re- 
quierent la majorite prevue, 
non seulement dans l'Assem- 
blee generale, mais egalement 
dans l’Assemblee de l'Union 
de Paris et dans l'Assemblee 
de l’Union de Berne. 

h) L’abstention n’est pas con- 
sideree comme un vote. 

i) Un delegue ne peut repre- 
senter qu'un seul Etat et ne 
peut voter qu’au nom de ce- 
lui-ci. 

4) a) L’Assemblee generale se re- 

unit une fois tous les trois 
ans en session ordinaire, sur 
convocation du Directeur ge- 
neral. 

b) L’Assemblee generale se re- 
unit en session extraordinaire 
sur convocation du Directeur 
general ä la demande du Co- 
mite de coordination ou ä la 
demande d’un quart des Etats 
membres de l'Assemblee ge- 
nerale. 

c) Les reunions se tiennent au 
siege de l’Organisation. 

5) Les Etats parties a la presente 
Convention qui ne sont pas membres 
de l’une des Unions sont admis aux 
reunions de l’Assemblee generale en 
qualite d’observateurs. 

6) L’Assemblee generale etablit son 
regiement interieur. 

Article 7 

Conference 

1) a) II est etablit une Conference 

comprenant les Etats parties 
ä la presente Convention, 
qu'ils soient ou non membres 
de l’une des Unions. 

b) Le Gouvernement de chaque 
Etat est represente par un 
delegue, qui peut etre assiste 
de suppleants, de conseillers 
et d'experts. 

c) Les depenses de chaque dele- 
gation sont supportees par le 
Gouvernement qui l’a desi- 
gnee. 

2) La Conference; 

i) discute des questions d interet 
general dans le domaine de la 
propriete intellectuelle et peut 
adopter des recommandations re- 
lativement ä ces questions, tout 
en respectant la competence et 
l'autonomie des Unions; 
ii) adopte le budget triennal de la 
Conference,- 


[pärrafo 2) v)] y al traslado 
de la Sede (Articulo 10) re- 
querirän la mayoria prevista, 
no solo en la Asamblea Ge- 
neral sino tambien en la 
Asamblea de la Union de Pa- 
ris y en la Asamblea de la 
Union de Berna. 

h) La abstenciön no se consi- 
derara como un voto. 

i) Un delegado no podrä repre- 
sentar mäs que a un solo Es- 
tado y no podra votar mäs 
que en nombre de dicho Estado. 

4) a) La Asamblea General se re- 

unirä una vez cada tres ahos 
en sesiön ordinaria, mediante 
convocatoria del Director Ge- 
neral. 

b) La Asamblea General se re- 
unirä en sesiön extraordina- 
ria, mediante convocatoria del 
Director General, a peticiön 
del Comite de Coordinaciön o 
a peticiön de una cuarta parte 
de los Estados miembros de 
la Asamblea General. 

c) Las reuniones se celebiarän 
en la Sede de la Organi/ariön. 

5) Los Estados parte en el presente 
Convenio que no sean miembros de 
alguna de las Uniones serän admitidos 
a las reuniones de la Asamblea Gene- 
ral en calidad de observadores. 

6) La Asamblea General adoptarä 
SU propio reglamento interior. 


Articulo 7 

Conferencia 

1) a) Se establece una Conferencia 

formada por los Estados parte 
en el presente Convenio, sean 
o no miembros de una de las 
Uniones. 

b) El gobierno de cada Estado 
estarä representado por un 
delegado que podrä ser asis- 
tido por suplentes, asesores y 
expertos. 

c) Los gastos de cada delega- 
ciön serän sufragados por el 
gobierno que la haya desi- 
gnado. 

2) La Conferencia: 

i) discutiiä las cuestiones de interes 
general en el campo de la pro- 
piedad intelectual y podrä adop- 
tar recomendaciones relativas a 
esas cuestiones, respetando, en 
todo caso, la competencia y auto- 
nomia de las Uniones; 

ii) adoptarä el presupuesto trienal de 
la Conferencia; 
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TbH 10) Heo6xo;^MMoe SojibixiuHCTBo ro- 

JIOCOB JIOJITKHO ÖblTb ^^OCTMrHyTO HC 
TOJibKo B TeHepaJibHOM AccaMÖJiee, ho 
T aKJKe B AccaMÖJiee IlapnjKCKoro coioaa 
II AccaMÖJiee BepncKoro coioaa. 


(h) FoJioca BosAepJKaBuiHxcH b pacneT He 
npilHIlMaiOTCH. 

(i) ^eJieraT MoxteT npe;^CTaBJiHTb tojibko 
o;^Ho rocy^apcTBO ii rojiocoBaTb jiiimb 
OT ero MMeHM. 

(4) (a) renepajibHaH AccaMÖJien coÖMpaeTCH Ha 
onepeAHyio cecciiio KaJKAbm TpeTiin Ka~ 
jiGH^apHbiM roA no cosbiBy renepajib- 
Horo /liHpeKTopa. 

(b) renepajibHaH AccaMÖJien coöiipaeTCH Ha 
HpesBbiHaMHyio ceccMio, cosbiBaeMyio 
renepajibHbiM /I^MpeKTopoM no Tpeßo- 
BaHMK) KoopAHHaqMOHHOrO KOMMTeTa 
HJin no TpeöoBaHMio oahoh neTBepTn 
rocyAapcTB-HJienoB reHepajibHOM Ac- 
caMÖJieii, 


(c) CeccHH npoBOAHTCH B DiTaÖ-KBapTiipe 
OpraHMsaqiiii. 


satz 2 Ziffer v) und für die 
Verlegung des Sitzes (Ar- 
tikel 10) ist die vorgesehene 
Mehrheit nicht nur in der Ge- 
neralversammlung, sondern 
auch in der Versammlung des 
Pariser Verbandes und in der 
Versammlung des Berner Ver- 
bandes erforderlich. 

h) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

i) Ein Delegierter kann nur 
einen Staat vertreten und 
nur in dessen Namen ab- 
stimmen. 

(4) a) Die Generalversammlung tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor alle drei 
Jahre einmal zu einer ordent- 
lichen Tagung zusammen. 

b) Die Generalversammlung tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor zu einer au- 
ßerordentlichen Tagung zu- 
sammen, wenn der Koordi- 
nierungsausschuß oder ein 
Viertel der Mitgliedstaaten 
der Generalversammlung es 
verlangt. 

c) Die Sitzungen finden am Sitz 
der Organisation statt. 


(5) rocy;^apcTBa-CTopoHbi HacTOHLueh KoHBen- 
i;mm, ne HBJiHioinMecH ujieHaMH KaKoro-JiMöo h 3 
CoK)30B, AonycKaiOTCH na sace^aHMH renepajibHOM 
AccaMÖJieri b KauecTBe naöJiiOAaTejieM, 


(6) renepajibHaH AccaMÖJien npiiHiiMaeT cboii 
coöCTBeHHbie IIpaBHJia ^po^e;^ypbI. 


(5) Die Mitgliedstaaten dieses Über- 
einkommens, die nicht Mitglied eines 
Verbandes sind, werden zu den Sit- 
zungen der Generalversammlung als 
Beobachter zugelassen. 

(6) Die Generalversammlung gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 


CTaTbH 7 

KoH4)epeH4HH 

(1) (a) yupejK/^aeTCH KoHChepeni^iiH, cocTOHmaH 
M3 rocy^apCTB-CTopOH HacTOHiqeii Koh- 
Benquii, He3aBiicMMO ot Toro, hbjihiotch 
OHIl HJieHaMH KaKOrO-JIMÖO M3 C0I030B 
MJIH He HBJIHIOTCH. 

(b) npaBHTejibCTBo KajKAoro rocy^apCTBa 
npeACTUBJieHo o;^hmm ^ejieraTOM, koto- 

pbIM MOJKOT MMOTb SaMeCTMTejIBM, COBeT- 
HHKOB li SKCnepTOB. 


(c) PacxoAbi KajKAoii AejieraqiiM neceT naa- 
HauMBmee ee npaBiiTejibCTBo. 


(2) KoH(J)epeHqMH : 

(i) oöcyjK^^aeT Bonpocbi, npe^CTaBJiHiOLUMe o6- 
IHMM MHTepeC B OÖJiaCTM MHTeJIJieKTyaJIbHOW 
COÖCTBeHHOCTIl, M MOJKOT npilHIlMaTb pOKO- 
MeHAaqMM no tukhm BonpocaM c yuexoM 
KOMneTeHqnM n caMocTOHTeJibHoCTii Cok)3ob; 


(ii) npHHMMaeT TpexroAMUHbin öiOA^KeT Koh- 
c|)epeHqMM ; 


Artikel 7 

Konferenz 

(1) a) Es wird eine Konferenz ge- 

bildet, bestehend aus den 
Vertragstaaten dieses Über- 
einkommens, gleichgültig ob 
sie Mitglied eines der Ver- 
bände sind oder nicht. 

b) Die Regierung jedes Staates 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver- 
tretern, Beratern und Sach- 
verständigen unterstützt wer- 
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt 
hat. 

(2) Die Konferenz 

i) erörtert Fragen von allgemeinem 
Interesse auf dem Gebiet des gei- 
stigen Eigentums und kann Emp- 
fehlungen zu diesen Fragen be- 
schließen, wobei die Zuständigkeit 
und die Unabhängigkeit der Ver- 
bände zu wahren sind; 

ii) beschließt den Dreijahres-Haus- 
haltsplan der Konferenz; 
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(iii) within the limits of the budget 
of the Conference, establish the 
triennial program of legal- 
technical assistance; 

(iv) adopt amendments to this Con- 
vention as piovided in Ar- 
ticle 17; 

(v) dfctermine which States not 
Members of the Organization 
and which intergovernmental 
and international non-govern- 
mental organizations shall be ad- 
mitted to its meetings as ob- 
servers; 

(vi) exercise such other functions as 
are appropriate under this Con- 
vention. 

(3) (a) Each Member State shall 

have one vote in the Con- 
ference. 

(b) One-third of the Member 
States shall constitute a 
quorum. 

(c) Subject to the provisions of 
Article 17, the Conference 
shall make its decisions by 
a majority of two-thirds of 
the votes cast. 

(d) The amounts of the con- 
tributions of States party to 
this Convention not members 
of any of the Unions shall 
be fixed by a vote in which 
only the delegates of such 
States shall have the right 
to vote. 

(e) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(f) A delegate may represent, 
and vote in the name of, one 
State only. 

(4) (a) The Conference shall meet 

in ordinary session, upon 
convocation by the Director 
General, during the same 
period and at the same place 
as the General Assembly. 

(b) The Conference shall meet 
in extraordinary session, 
upon convocation by the 
Director General, at the re- 
quest of the majority of the 
Member States. 

(5) The Conference shall adopt its 

own rules of procedure. 

Article 8 

Coordination Committee 

(1) (a) Tliere shall be a Coordination 
Committee consisting of the 
States party to this Conven- 
tion which are members of 
the Executive Committee of 
the Paris Union, or the Exe- 
cutive Committee of the 


iii) etablit, dans les limites de ce bud- 
get, le Programme triennal d'as- 
sistance technico-juridique; 

iv) adopte les modifications a la pre- 
sente Convention selon la proce- 
dure definie ä l'article 17; 

v) decide quels sont les Etats non 
membres de l'Organisation et 
quelles sont les organisations in- 
tergouvernementales et interna- 
tionales non gouvernementales 
qui peuvent etre admis ä ses re- 
unions en qualite d'observateurs; 

vi) s’acquitte de toutes autres täches 
utiles dans le cadre de la presente 
Convention. 

3) a) Chaque Etat membre dispose 

d'une voix ä la Conference. 

b) Le tiers des Etats membres 
constitue le quorum. 

c) Sous reserve des dispositions 
de l'article 17, la Conference 
prend ses decisions ä la ma- 
jorite des deux tiers des vo- 
tes exprimes. 

d) Le montant des contributions 
des Etats parties ä la presente 
Convention qui ne sont pas 
membres de l’une des Unions 
est fixe par un vote auquel 
seuls les delegues de ces Etats 
ont le droit de participer. 

e) L’abstention n'est pas consi- 
deree comme un vote. 

f) Un delegue ne peut represen- 
ter qu'un seul Etat et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

4) a) La Conference se reunit en 

session ordinaire sur convo- 
cation du Directeur general 
pendant la meme periode et 
au meme lieu que l'Assem- 
blee generale. 

b) La Conference se reunit en 
session extraordinaire sur 
convocation du Directeur ge- 
neral ä la demande de la ma- 
jorite des Etats membres. 

5) La Conference etablit son regie- 
ment interieur. 

Article 8 

Comite de coordination 

1) a) II est etabli un Comite de co- 
ordination comprenant les 
Etats parties a la presente 
Convention qui sont membres 
du Comite executif de l'Union 
de Paris, du Comite executif 
de rUnion de Berne ou de 


iii) establecerä, dentro de los limites 
de dicho presupuesto, el programa 
trienal de asistencia tecnico-juri- 
dica; 

iv) adoptarä las modificaciones al 
presente Convenio, segün el pro- 
cedimiento establecido en el Ar- 
ticulo 17; 

v) decidira que Estados no mieinbros 
de la Organizaciön y que organi- 
zaciones intergubernamentales e 
internacionales no gubernamenta- 
les, podrän ser admitidos en sus 
reuniones en calidad de observa- 
dores; 

vi) ejercerä las demäs funciones que 
sean convenientes dentro del mar- 
co del presente Convenio. 

3) a) Cada Estado Miembro dispon- 

dra de un voto en la Confe- 
rencia. 

b) Un tercio de los Estados 
miembros constituirä el quö- 
rum. 

c) Sin perjuicio de lo dispuesto 
en el Articulo 17, la Conferen- 
cia tomara sus decisiones por 
mayoria de dos tercios de los 
votos emitidos. 

d) La cuantia de las contribucio- 
nes de los Estados parte en 
el presente Convenio que no 
sean miembros de alguna de 
las Uniones se fijarä mediante 
una votaciön en la que solo 
tendrän deredio a participar 
los delegados de esos Estados. 

e) La abstenciön no se conside- 
rarä como un voto. 

f) Un delegado no podiä repre- 
sentar mäs que a un solo Esta- 
do y no podrä votar mäs que 
en nombre de dicho Estado. 

4) a) La Conferencia se reunirä en 

sesion ordinaria, mediante 
convocatoria del Director Ge- 
neral, durante el mismo perfo- 
do y en el mismo lugar que 
la Asamblea General. 

b) La Conferencia se reunirä en 
sesiön extraordinaria, me- 

diante convocatoria del Di- 
rector General, a peticiön de 
la mayoria de los Estados 
miembros. 

5) La Conferencia adoptarä su pro- 
pio reglamento inferior, 

Articulo 8 

Comite de Coordinaciön 

1) a) Se establece un Comite de 
Coordinaciön formado por los 
Estados parte en el presente 
Convenio que sean miembros 
del Comite Ejecutivo de la 
Union de Paris o del Comite 
Ejecutivo de la Union de Ber- 


18 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


(iii) npMHMMaeT b npeAejiax öiOAHcexa KoHchepen- 
UMu TpexrOAMHHyio nporpaMMy iophamko- 
TexHunecKOM noMOiqn; 

(iv) npMHMMaeT nonpaBKw k HacTOHinen Koh- 
BeHUMM B nopHAKe, npeAycMOTpeHHOM cxa- 
Tbeh 17; 


iii) stellt im Rahmen dieses Haushalts- 
plans das Dreijahres-Programm 
für die juristisch-technische Hilfe 
auf; 

iv) beschließt Änderungen dieses Über- 
einkommens nach dem in Arti- 
kel 17 vorgesehenen Verfahren; 


(v) onpeAejinex, KaKwe rocyAapcTBa, ne hbah- 
romneca HAeHaivin OpraHnsairnn, n KaKwe 
MeacnpaBMTeAbCTBeHHbie n MeacAynapOAHbie 
HenpaBiiTeAbCTBeHHbie opraHMsauMW Moryx 
ÖbiTb AonymeHbi na ee aaceAanna b KanecTBe 
HaÖAiOAaTeAen ; 


v) bestimmt, welche Nichtmitglied- 
staaten der Organisation, welche 
zwischenstaatlichen und welche 
internationalen nichtstaatlichen Or- 
ganisationen zu ihren Sitzungen 
als Beobachter zugelassen werden; 


(vi) BbinoAHaeT APyrrie HaA-neacamrie 4 >yHKi 4 iiii b 
paMKax HacToameii KoHBeHiruH. 

(3) (a) KaacAoe rocyAapcTBO-HAeri iiMeex b 
KoH4)epeHirriM oamh toaoc. 

(b) OAHa Tpexb rocyAapcTB-HAeHOB cocxa- 
BAaeT KBOpyM. 

(c) npH COÖAIOAeHHIl nOAOJKeHUM CTaXbU 17 
KoHchepeHuua npuHMMaex pemeHua 
ÖOAbUIHHCTBOM B ABe XpeTII HOAaHHblX 
rOAOCOB. 

(d) Pa3Mep B 3 HOCOB rocyAapcxB-cxopoH ua- 
CToamew KoHBeHi^MM, ne aBAaioiunxca 
HAeHaMM KaKOrO-AMÖO M3 C0I030B, onpe- 
AGAaexca roAOcoBaHueM, b KOxopoM uMe- 
K)T npaBo ynacxBOBaxb toabko ABJieraxbi 
ynoMauyxbix rocyAapcxB. 


(e) FoAoca B 03 Aep}KaBimixca b pacnex ue 
npuHMMaioxca. 

(f) ^eAerax Moacex npeACxaBAaxb xoAbKO 
oaho rocyAapcxBO ii roAOcoBaxb Auuib 
ox ero MMeHM. 

( 4 ) (a) KoHchepeHirua coÖripaexca na onepeA- 
Hyio ceccMK) no cosbiBy FeHepaAbHoro 
,ZliMpeKxopa B xo ace caMoe Bpeivia m b 
xoM ace caMOM Mecxe, hxo m FenepaAb- 
Haa AccaMÖAea. 


(b) KoHchepeHi^MH coöupaexca na upesBbi- 
Hauuyio ceccMK), co3biBaeMyio FeuepaAb- 
HbiM J^^MpeKxopoM no xpeÖOBaHiiio ÖOAb- 
uiMHcxBa rocyAapcxB-UAenoB. 


(5) KoHchepeHUMH npniniMaex cbom coöcxBen- 
Hbie npaBHAa npoi^eAypbi. 


vi) nimmt alle anderen im Rahmen 
dieses Übereinkommens zweck- 
dienlichen Aufgaben wahr. 

(3) a) Jeder Mitgliedstaat verfügt in 

der Konferenz über eine 
Stimme. 

b) Ein Drittel der Mitgliedstaa- 
ten bildet das Quorum. 

c) Vorbehaltlich des Artikels 17 
faßt die Konferenz ihre Be- 
schlüsse mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abge- 
gebenen Stimmen. 

d) Die Höhe der Beiträge der 
Vertragsstaaten dieses Über- 
einkommens, die nicht Mit- 
glied eines Verbandes sind, 
wird durch eine Abstimmung 
festgesetzt, an der teilzuneh- 
men nur die Delegierten die- 
ser Staaten berechtigt sind. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als 
Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur 
einen Staat vertreten und 
nur in dessen Namen ab- 
stimmen. 

(4) a) Die Konferenz tritt nach Ein- 

berufung durch den General- 
direktor zu derselben Zeit 
und an demselben Ort wie 
die Generalversammlung zu 
einer ordentlichen Tagung 
zusammen. 

b) Die Konferenz tritt nach Ein- 
berufung durch den General- 
direktor zu einer außer- 
ordentlichen Tagung zusam- 
men, wenn die Mehrheit der 
Mitgliedstaaten es verlangt. 

(5) Die Konferenz gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 


C xa xb fl 8 


Artikel 8 


KoopAMHai^MOHHbiif KoMMxex 


Koordinierungsausschuß 


( 1 ) (a) ynpeflCASexcfl KoopAMiiai^MOHHbifi komu- 
xex, cocxoflmiiM M 3 rocyAapcxB-cxopoH 
HacxofltLteii KoHBeni^MH, Koxopbie abaa- 
lOXCfl HAeHaMM PlcnOAHMXeAbHOrO KOMM- 
xexa napMAccKoro coioaa, mjim McnoAHM- 
xeAbHoro KOMMxexa BepncKoro coioaa, 
MAU OÖOMX 3 XMX McnOAHMXeAbHblX KO- 


( 1 ) a) Es wird ein Koordinierungs- 
ausschuß gebildet, bestehend 
aus den Vertragsstaaten die- 
ses Übereinkommens, die Mit- 
glied des Exekutivausschusses 
des Pariser Verbandes, des 
Exekutivausschusses des Ber- 
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Berne Union, or both. How- 
ever, if either of these Exe- 
cutive Committees is compos- 
ed of more than one-fourth 
of the number of the coun- 
tries members of the Assem- 
bly whidi elected it, then 
such Executive Committee 
shall designate from among 
its members the States which 
will be members of the Co- 
ordination Committee, in 
such a way that their num- 
ber shall not exceed the one- 
fourth referred to above, it 
being understood that the 
country on the territory of 
whidi the Organization has 
its headquarters shall not be 
included in the computation 
of the said one-fourth. 

(b) The Government of each 
State member of the Coordi- 
nation Committee shall be 
represented by one delegate, 
who may be assisted by al- 
ternate delegates, advisors, 
and experts. 

fc) Whenever the Coordination 
Committee considers either 
matters of direct interest to 
the program or budget of 
the Conference and its a- 
genda, or proposals for the 
amendment of this Conven- 
tion which would affect the 
rights or obligations of 
States party to this Conven- 
tion not members of any of 
the Unions, one-fourth of 
such States shall participate 
in the meetings of the Co- 
ordination Committee with 
the same rights as members 
of that Committee. The Con- 
ference shall, at eadi of its 
ordinary sessions, designate 
these States. 


(d) The expenses of each dele- 
gation shall be borne by the 
Government which has ap- 
pointed it. 

(2) If the other Unions administer- 
ed by the Organization wish to be 
represented as such in the Coordina- 
tion Committee, their representatives 
must be appointed from among the 
States members of the Coordination 
Committee. 

(3) The Coordination Committee 
shall: 

(i) give advice to the organs of the 
Unions, the General Assembly, 
the Conference, and the Direc- 
tor General, on all administra- 
tive, financial and other matters 
of common interest either to 


Tun et l'autre de ces deux 
Comites executifs. Toutefois, 
si Tun de ces Comites exe- 
cutifs coinprend plus du quart 
des pays membres de l’As- 
semblee qui l'a elu, ledit Co- 
mite designe, parmi ses mem- 
bres, les Etats qui seront 
membres du Comite de co- 
ordination, de teile sorte que 
leur nombre n'excede pas le 
quart susvise, etant entendu 
que le pays sur le territoire 
duquel l'Organisation a son 
siege n’entre pas en ligne de 
compte pour le calcul de ce 
quart. 


b) Le Gouvernement de chaque 
Etat membre du Comite de 
coordination est represente 
par un delegue, qui peut ^tre 
assiste de suppleants, de con- 
seillers et d'experts. 

c) Lorsque le Comite de coordi- 
nation examine soit des ques- 
tions interessant directement 
le Programme ou le budget 
de la Conference et son ordre 
du jour, soit des propositions 
de modification de la presente 
Convention de nature ä affec- 
ter les droits ou obligations 
des Etats parties ä la presente 
Convention qui ne sont pas 
membres de l'une des Unions, 
un quart de ces Etats partici- 
pent aux reunions du Comite 
de coordination avec les 
memes droits que les mem- 
bres de ce Comite. La Confe- 
rence elit ä chaque session 
ordinaire les Etats appeles ä 
participer ä de telles re- 
unions. 


d) Les depenses de chaque dele- 
gation sont supportees par le 
Gouvernement qui l'a desi- 
gnee. 

2) Si les autres Unions adminis- 
trees par l'Organisation desirent etre 
representees en tant que telles au 
sein du Comite de coordination, leurs 
representants doivent etre designes 
parmi les Etats membres du Comite 
de coordination. 

3) Le Comite de coordination: 

i) donne des avis aux Organes des 
Unions, a l’Assemblee generale, ä 
la Conference et au Directeur ge- 
neral sur toutes les questions 
administratives et financieres et 
sur toutes autres questions d’in- 


na o de ainbos Comites Eje- 
cutivos. Sin embargo, si uno 
de esos Comites Ejecutivos 
estuviese compuesto por mäs 
de un cuarto de los paises 
miembros de la Asamblea que 
le ha elegido, ese Comite de- 
signara, entre sus miembros, 
los Estados que seran miem- 
bros del Comite de Coordina- 
ciön, de tal modo que su nü- 
mero no exceda del cuarto in- 
dicado y en la inteligencia 
de que el pais en cuyo terri- 
torio tenga su Sede la Orga- 
nizaciön no se computara para 
el cälculo de dicho cuarto. 


b) El gobierno de cada Estado 
miembro del Comite de Co- 
ordinaciön estarä representado 
por un delegado, que podra 
ser asistido por suplentes, 
asesores y expertos. 

c) Cuando ei Comite de Coordi- 
naciön examine cuestiones que 
interesen directamente al pro- 
grama o al presupuesto de la 
Conferencia y a su orden del 
dia, o bien propuestas de en- 
mienda al presente Convenio 
que afecten a los derechos o a 
las obligaciones de los Estados 
parte en el presente Convenio 
que no sean miembros de al- 
guna de las Uniones, una 
cuarta parte de esos Estados 
participara en las reuniones 
del Comite de Coordinaciön 
con los mismos derechos que 
los miembros de ese Comite. 
La Conferencia determinara en 
cada reuniön ordinaria los 
Estados que hayan de partici- 
par en dichas reuniones. 


d) Los gastos de cada delegaciön 
seran sufragados por el go- 
bierno que la haya designado. 

2) Si las demas Uniones administra- 
das por la Organizaciön desean estar 
representadas como tales en el seno 
del Comite de Coordinaciön, sus re- 
presentantes deberan ser designados 
entre los Estados miembros del Comi- 
te de Coordinaciön. 

3) El Comite de Coordinaciön: 

i) aconsejara a los örganos de las 
Uniones, a la Asamblea General, 
a la Conferencia y al Director 
General sobre todas las cuestio- 
nes administrativas y financieras 
y sobre todas las demas cuestio- 
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two or more of the Unions, or 
to one or more of the Unions 
and the Organization, and in 
particular on the budget of ex- 
penses common to the Unions; 


(ii) prepare the draft agenda of the 
General Assembly; 

(iii) prepare the draft agenda and 
the draft program and budget 
of the Conference; 

(iv) on the basis of the triennial 
budget of expenses common to 
the Unions and the triennial 
budget of the Conference, as 
well as on the basis of the trien- 
nial program of legal-tedinical 
assistance, establish the cor- 
responding annual budgets and 
programs; 

(v) when the term of Office of the 
Director General is about to 
expire, or when there is a va- 
cancy in the post of the Direc- 
tor General, nominate a candi- 
date for appointment to such 
Position by the General Assem- 
bly; if the General Assembly 
does not appoint its nominee, 
the Coordination Committee 
shall nominate another candi- 
date; this procedure shall be 
repeated until the latest nomi- 
nee is appointed by the Gen- 
eral Assembly; 

(vi) if the post of the Director Gen- 
eral becomes vacant between 
two sessions of the General As- 
sembly, appoint an Acting Di- 
rector General for the term pre- 
ceding the assuming of office 
by the new Director General; 

(vii) perform such other functions as 
are allocated to it under this 
Convention. 

(4) (d) The Coordination Commit- 
tee shall meet once every 
year in ordinary session, 
upon convocation by the 
Director General. It shall 
normally meet at the head- 
quarters of the Organization. 

(b) The Coordination Commit- 
tee shall meet in extraordi- 
nary session, upon convoca- 
tion by the Director Gen- 
eral, either on his own ini- 
tiative, or at the request of 
its Chairman or one-fourth 
of its members. 


(5) (a) Each State, whether a mem- 
ber of one or both of the 
Executive Committees re- 


teret commun soit ä deux ou plu- 
sieurs Unions, soit ä une ou plu- 
sieurs Unions et ä l’Organisation, 
et notamment sur le budget des 
depenses communes aux Unions; 


ii) prepare le projet d’ordre du joui 
de l’Assemblee generale; 

iii) prepare le projet d'ordre du jour 
et les projets de Programme et de 
budget de la Conference; 

iv) se prononce, sur la base du bud- 
get tiiennal des depenses commu- 
nes des Unions et du budget 
triennal de la Conference, ainsi 
que sur la base du Programme 
triennal d'assistance technico- 
juridique, sur les budgets et pro- 
grammes annuels correspondants; 


v) ä 1 expiration des fonctions du 
Directeur general, ou en cas de 
vacance de ce poste, propose le 
nom d'un candidat en vue de sa 
nomination ä ce poste par l'As- 
semblee generale; si l'Assemblee 
generale ne nomme pas le candi- 
dat qu’il a presente, le Comite de 
coordination presente un autre 
candidat; la meme procedure est 
reprise jusqu'ä la nomination par 
l'Assemblee generale du dernier 
candidat presente; 


vi) si une vacance du poste de Direc- 
teur general survient entre deux 
sessions de l'Assemblee generale, 
nomme un Directeur general par 
interim pour la duree precedant 
l'entree en fonctions du nouveau 
Directeur general; 

vii) s'acquitte de toutes autres täches 
qui lui sont attribuees dans le ca- 
dre de la presente Convention. 

4) a) Le Comite de coordination se 
reunit une fois par an en ses- 
sion ordinaire sur convoca- 
tion du Directeur general. II 
se reunit en principe au siege 
de rOrganisation. 

b) Le Comite de coordination se 
reunit en session extraordi- 
naire, sur convocation adres- 
see par le Directeur general, 
soit ä l'initiative de celui-ci, 
soit ä la demande de son Pre- 
sident ou d’un quart de ses 
membres. 


5) a) Chaque Etat, qu'il soit mem- 
bre de Lun seulement des 
deux Comites executifs men- 


nes de interes comün a dos o 
varias Uniones, o a una o varias 
Uniones y a la Organizaciön, y 
especialmente respecto al pre- 
supuesto de los gastos comunes 
a las Uniones; 


ii) prepararä el proyecto de orden 
del dia de la Asamblea General; 

iii) preparara el proyecto de orden 
del dia y los proyectos de pro- 
grama y de presupuesto de la 
Conferencia,- 

iv) sobre la base del presupuesto 
trienal de los gastos comunes a 
las Uniones y del presupuesto 
trienal de la Conferencia, asi 
como sobre la base del programa 
trienal de asistencia tecnico- 
juridica, adoptarä los presupues- 
tos y programas anuales corres- 
pondientes; 

v) al cesar en sus funciones el Di- 
rector General o en caso de que 
quedara vacante dicho cargo, pro- 
pondrä el nombre de un candidato 
para ser designado para ese 
puesto por la Asamblea General; 
si la Asamblea General no de- 
signa al candidato propuesto, el 
Comite de Coordinaciön presen- 
tarä otro candidato, repitiendose 
este procedimiento hasta que la 
Asamblea General designe al ul- 
timo candidato propuesto; 


vi) si quedase vacante el puesto de 
Director General entre dos re- 
uniones de la Asamblea General, 
designarä un Director General 
interino hasta que entre en fun- 
ciones el nuevo Director General; 

vii) ejercera todas las demäs funcio- 
nes que le esten atribuidas dentro 
del marco del presente Convenio. 

4) a) El Comite de Coordinaciön se 
reunira en sesiön ordinaria 
una vez al aho, mediante con- 
vocatoria del Director Gene- 
ral. Se reunira en principio, 
en la Sede de la Organizaciön. 

b) El Comite de Coordinaciön se 
reunira en sesiön extraordi- 
naria, mediante convocatoria 
del Director General, bien a 
iniciativa de este, bien a pe- 
ticiön de su Presidente o de 
una cuarta parte de sus miem- 
bros. 


5) a) Cada Estado miembro tendrä 
un solo voto en el Comite de 
Coordinaciön, tanto si es 
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MMTCTOB. OAUaKO, eCJIII KaKOM-JinÖO 113 
3TnX McnOJIHHXeJIbHblX KOMMTeXOB co- 
cxoMx M3 6ojiee HeM o^hom uexBepxM 
KOjiMHecxBa cxpau-HjieHOB AccaMÖJien, 
Koxopan MX naöpajia, xo xaKOu McnojiiiM- 
XeJIbHblM KOMMXeX Ha3HaHaeX M3 HMCJia 
CBOMX MJieHOB xocy^apcxBa, Koxopbie 
öyAyT HJienaMM KoopAUHai^MOHHoro ko- 
MMxexa, c xaKMM pacuexoM uxoöbi mx 
KO jiMHecxBO He npeBbimajio oahom nex- 
BepxM, ynOMHHyxoM Bbime; npu 3 xom 
noApaayMeBaexcH, hxo cxpana, na xep- 

PMXOPMM KOXOpOM OpraHM3auMH MMeex 
CBOio mxaÖ-KBapxMpy, ne BKjnoHaexca 
B noACuex npn onpeAeJienMM ynoMHuy- 
xoM oAHOii uexBepxM. 


ner Verbandes oder beider 
Ausschüsse sind. Besteht je- 
doch einer dieser Exekutiv- 
ausschüsse aus mehr als einem 
Viertel der Mitgliedländer der 
Versammlung, die ihn ge- 
wählt hat, so bestimmt dieser 
Ausschuß aus dem Kreis sei- 
ner Mitglieder die Staaten, 
die Mitglied des Koordinie- 
rungsausschusses sein sollen, 
in der Weise, daß ihre Zahl 
dieses Viertel nicht übersteigt; 
das Land, in dessen Hoheits- 
gebiet die Organisation ihren 
Sitz hat, bleibt bei der Be- 
rechnung dieses Viertels außer 
Betracht. 


(b) npaBMxeAbcxBO KaxcAoro rocyAapcxBa- 
HJiena KoopAUHauMOHHoro KOMuxexa 
npeAcxasjieHo b HeM oahmm AeJieraxoM, 
KOxopbiM MOJKex MMexb aaMecxMxeJien, 
COBeXHMKOB M SKcnepxoB. 


(c) Kofab KoopAMHauMOHHbiM KOMMxex pac- 
CMaxpMBaex jim6o Bonpocbi, MMeioiuMe 
npHMoe oxHomeHue k nporpaMMe mjim 
öiOA^Kexy KoHchepeHUMM m ee nosecxKe 
AHH, JiMÖo npeAJioxceHMH o BHeceHMu 
nonpaBOK b KoHBeiruMK), aaxparuBaio- 
UTMX npasa mjim obnaaHHOcxM rocy- 
AapCXB-CXOpOH HaCXOHIUeM KOHBeHUUM, 
He HBAHIOIUMXCH HJieHBMM KUKOrO-JIMÖO 
M3 C01030B, OAHa HexBepxb xbkmx rocy- 
AapcxB yuacxByex b aaceABHunx Ko- 
opAMHauMOHHoro KOMMxexa c xaKMMM xce 
npaBaMM, xax m Hjienbi KoopAMHapMOH- 
Horo KOMMxexa. KoHchepeHqMH MaöMpaex 
Ha KaxcAOM ee ouepeAHOM ceccMM rocy- 
AapcxBa AJia yuacxMH b xukmx 3ace- 
AaHMHX. 


(d) PacxoAbi KaacAOM ACJicrapiiii iiecox 
HasHauMBuiee ee npaßuxejibcxBo. 


b) Die Regierung jedes Mitglied- 
staates des Koordinierungs- 
ausschusses wird durch einen 
Delegierten vertreten, der 
von Stellvertretern, Beratern 
und Sachverständigen unter- 
stützt werden kann. 

c) Behandelt der Koordinie- 
rungsausschuß Fragen, die 
unmittelbar das Programm 
oder den Haushaltsplan der 
Konferenz und ihre Tages- 
ordnung betreffen, oder be- 
handelt er Vorschläge zur 
Änderung dieses Überein- 
kommens, die die Rechte oder 
Verpflichtungen der Vertrags- 
staaten dieses Übereinkom- 
mens berühren, die nicht Mit- 
glied eines der Verbände 
sind, so nimmt ein Viertel 
dieser Staaten an den Sit- 
zungen des Koordinierungs- 
ausschusses mit den gleichen 
Rechten teil, wie sie den Mit- 
gliedern dieses Ausschusses 
zustehen. Die Konferenz be- 
stimmt bei jeder ordentlichen 
Tagung die Staaten, die zur 
Teilnahme an solchen Sitzun- 
gen einzuladen sind. 

d) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 


(2) Ecjim APyrne Coio3bi, aAMiiHMCxpai^Hio ko- 
xopbix ocyipecxBJiHex OpraHM3apMfl, jKejiaiox 
6bixb npeACxaBJieHHbiMM, Kax xaKOBbie, b Ko- 
opAMHaitMOHHOM KOMHxexe, MX npeACxaBMxejiM 
AOJiJKHbi 6bixb Ha3HaHeHbi M3 HMCJia rocyAapcxB- 
HJieHOB KoOpAMHaUMOHHOro KOMMxexa. 

(3) KoOpAMHaMUOHHblM KOMMXex: 


(2) Wünschen die anderen Verbände, 
die von der Organisation verwaltet 
werden, als solche im Koordinierungs- 
ausschuß vertreten zu sein, so sind 
ihre Vertreter aus dem Kreis der Mit- 
gliedstaaten des Koordinierungsaus- 
schusses zu bestimmen. 

(3) Der Koordinierungsausschuß 


(i) Aaex cOBexbi opranaM Cok)30b, renepajibHoii 
AccaMÖJiee, KoHcbepeiiUMM m FeneparibHOMy 
JlnpeKTopy no BceM aAMMHMcxpaxMBHbiM, 
c^MHaHCOBbiM M ApyrMM BonpocuM, opeA“ 
CXaBJIHIOlJAMM OÖlpMM MHXepeC AJIH AByX MJIM 
öojiee CoK) 30 B, mjim oahoxo mjim öojiee Coio- 


i) äußert sich den Organen der Ver- 
bände, der Generalversammlung, 
der Konferenz und dem General- 
direktor gegenüber zu allen Ver- 
waltungs- und Finanzfragen und 
zu allen anderen Fragen, die ent- 
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30B u Opraiinsairnii, b uacTHOCTir, no 5k)a- 
jKCTy pacxo;^OB, oörpiix ;^jih Coiosob; 


(ii) no;^roTaBJiMBaeT npoexT noBecTKu j\im Te- 
HepajiBHOH AccaMÖJieii; 


(iü) noj^roTaBJiriBaeT npoexT noBecTKM ahh, a 
TaKjKe npoeKTbi nporpaMMBi n öiofls^eTa 
KoH(hepeHU[MM ; 

(iv) na ocHOBe TpexroflnuHoro öioflsceTa pacxo- 
flOB, o6ii;nx flJiH C0I030B, TA TpexroflMHHoro 
ßioflxieTa KoHchepeHitiiii, a TaKxce na ocHOBe 
TpexroflMHHoir nporpaMMbi lopiiflUKo-TexHU- 
uecKOfö noMOiqii, npHHiiMaeT cooTBeTCTByio- 
iniie roflOBbie GioflJKeTbi ii nporpaMMbi; 


(v) flo ncTeHeHHH cpoxa nojinOMOunü renepajib- 
Horo /tnpeKTOpa hjim Kor^a nocT renepajib- 
Horo /tnpeKTOpa CTanoBiiTCH BaxaHTHbiM, 
npeflCTaBJiHCT KanfluflaTa fljia HasHaueHUH 
ero Ha stot nocT FeHepajibHOü AccaMÖJieen; 
ecjin renepajibHafl AccaMÖJiea ne HasHauiiT 
3Toro KaH;;H;^aTa, Koop/^riHapnoHHbm komm- 
TeT npeflCTaBJiaeT flpyroro KaH/^ri^aTa; sra 
npone;^ypa noBTOpaerca flo xex nop, noxa, 
HaKOHep, Kaii/^iiflaT He Gy^er HasHaueH 
reHepajibHOH AccaMGaeeh; 


(vi) ecan nocT TeHepaabHoro /tiipexTopa cTano- 
BMTca BaxaHTHbiM B nepnofl Meac/^y flByMa 
ceccnaMH renepaabHon AccaMöaen, nasna- 
aaeT Mcnoanaiomero oSasaHHOCTw TeHe- 
paabHoro ^npexTopa na cpoK flo Bcrynae- 
Hiia B floaa^HOCTb HOBoro TeHepaabHoro 
TtupexTopa; 

(vii) BbinoanaeT Bce flpyrne chynKpuM, Bosao- 
a^eHHbie na iiero b cooTBeTCTBUn c iiacToa- 
ipeir KoHBenpHeM. 

(4) (a) Koop^^riHapHOHHbiH KOMMTer coGiipaeTca 
ira oaepepHbie ceccMn o;^mh pas b rop 
no co3biBy TenepaabHoro J^npexTOpa. 
Kax npaBuao, KoMUTer coGripaerca b 
uiTaö-XBapTMpe OpraHiiaapuH. 


(b) KooppMHapnoHHbiH xoMriTer coöirpaeTca 
Ha Hpe3BbiHaHHyio ceccnio, co3biBaeMyio 
renepaabHbiM ^npexTOpOM ariGo no 
ero coöcTBeHHon riHiipnaTriBe, anöo no 
npocböe npepcepaTeaa, anßo no Tpeöo- 
BaHHio opHon aeTBepTii aaenoB Kooppii- 
napnoHHoro xoMiireTa. 


(5) (a) Kajxpoe rocypapcTBO, HeaaBwcriMo ot 
T oro, HBaaeTCH an oho aaenoM opnoro 
nan oöonx McnoaiinTeabHbix xoMnreTOB, 


weder für zwei oder mehrere 
Verbände oder für einen oder 
mehrere Verbände und die Orga- 
nisation von gemeinsamem Inter- 
esse sind, und insbesondere zu 
Fragen des Haushaltsplans für 
die gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände; 

ii) bereitet den Entwurf der Tages- 
ordnung der Generalversammlung 
vor; 

iii) bereitet die Entwürfe der Tages- 
ordnung, des Programms und des 
Haushaltsplans der Konferenz vor; 

iv) stellt auf der Grundlage des Drei- 
jahres-Haushaltsplans für die ge- 
meinsamen Ausgaben der Ver- 
bände und des Dreijahres-Haus- 
haltsplans der Konferenz sowie 
auf der Grundlage des Dreijahres- 
Programms für die juristisch-tech- 
nische Hilfe die entsprechenden 
Jahreshaushaltspläne und Jahres- 
programme auf; 

v) schlägt der Generalversammlung 
einen Kandidaten für das Amt 
des Generaldirektors vor, wenn 
die Amtszeit des Generaldirektors 
abläuft oder dessen Posten nicht 
besetzt ist; ernennt die General- 
versammlung den vorgeschlage- 
nen Kandidaten nicht, so schlägt 
der Koordinierungsausschuß einen 
anderen Kandidaten vor; dieses 
Verfahren wird wiederholt, bis 
der zuletzt vorgeschlagene Kandi- 
dat von der Generalversammlung 
ernannt ist; 

vi) ernennt einen geschäftsführenden 
Generaldirektor für die Zeit bis 
zur Amtsübernahme durch den 
neuen Generaldirektor, wenn der 
Posten des Generaldirektors zwi- 
schen zwei Tagungen der Gene- 
ralversammlung frei wird; 

vii) nimmt alle anderen Aufgaben 
wahr, die ihm im Rahmen dieses 
Übereinkommens übertragen wer- 
den. 

(4) a) Der Koordinierungsausschuß 

tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor jedes 
Jahr einmal zu einer ordent- 
lichen Tagung zusammen. Er 
tritt in der Regel am Sitz 
der Organisation zusammen. 

b) Der Koordinierungsausschuß 
tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer 
außerordentlichen Tagung zu- 
sammen, entweder auf Initia- 
tive des Generaldirektors oder 
wenn der Vorsitzende oder 
ein Viertel der Mitglieder des 
Koordinierungsausschusses es 
verlangt. 

(5) a) Jeder Staat, gleichgültig ob er 

Mitglied eines oder beider in 
Absatz 1 Buchstabe a bezeich- 
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ferred to in paragraph (1) 

(a), shall have one vote in 
the Coordination Commit- 
tee, 


(b) One-half of the members of 
the Coordination Committee 
shall constitute a quorum. 

(c) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one State only. 


(6) (a) The Coordination Commit- 
tee shall express its opin- 
ions and make its decisions 
by a simple majority of the 
votes cast. Abstentions shall 
not be considered as votes. 

(b) Even if a simple majority 
is obtained, any member of 
the Coordination Committee 
may, immediately after the 
vote, request that the votes 
be the subject of a special 
recount in the following 
manner: two separate lists 
shall be prepared, one con- 
taining the names of the 
States members of the Exe- 
cutive Committee of the 
Paris Union and the other 
the names of the States mem- 
bers of the Executive Com- 
mittee of the Berne Union; 
the vote of each State shall 
be inscribed opposite its 
name in each list in which it 
appears. Should this special 
recount indicate that a sim- 
ple majority has not been 
obtained in each of those 
lists, the proposal shall not 
be considered as carried. 


(7) Any State Member of the Or- 
ganization which is not a member of 
the Coordination Committee may be 
represented at the meetings of the 
Committee by observers having the 
right to take part in the debates but 
without the right to vote. 

(8) The Coordination Committee 
shall establish its own rules of proce- 
dure. 


Article 9 

International Bureau 

(1) The International Bureau shall 
be the Secretariat of the Organiza- 
tion, 

(2) The International Bureau shall 
be directed by the Director General, 
assisted by two or more Deputy Dl- 
rectors General. 


tionnes a l'alinea 1) a) ou de 
ces deux Comites, dispose 
d’une seule voix au Comite 
de coordination. 


b) La moitie des membres du 
Comite de coordination cons- 
titue le quorum. 

c) Un delegue ne peut represen- 
ter qu’un seul Etat et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 


6) a) Le Comite de coordination 
exprime ses avis et prend ses 
decisions ä la majorite simple 
des votes exprimes. L'absten- 
tion n'est pas consideree com- 
me un vote. 

b) Meme si une majorite simple 
est obtenue, tout membre du 
Comite de coordination peut, 
immediatement apres le vote, 
demander qu'il soit procede 
de la maniere suivante ä un 
decompte special des votes: 
deux listes distinctes seront 
etablies, sur lesquelles figu- 
rent respectivement les noms 
des Etat membres du Comite 
executif de l’Union de Paris 
et ceux des Etats membres du 
Comite executif de l'Union de 
Berne; le vote de chaque Etat 
sera inscrit en regard de son 
nom sur cbacune des listes oü 
il figure, Dans le cas oü ce 
decompte special indiquerait 
que la majorite simple n’est 
pas obtenue dans chacune de 
ces listes, la proposition ne 
serait pas consideree comme 
adoptee. 


7) Tout Etat membre de l'Organisa- 
tion qui n'est pas membre du Comite 
de coordination peut etre represente 
aux reunions de ce Comite par des 
observateurs, avec le droit de parti- 
ciper aux deliberations, mais sans 
droit de vote. 

8) Le Comite de coordination etablit 
son regiement Interieur. 


Article 9 

Bureau international 

1) Le Bureau international consti- 
tue le secretariat de l'Organisation. 

2) Le Bureau international est dirige 
par le Directeur general assiste de 
deux ou plusieurs Vice-directeurs 
generaux. 


miembro solamente de uno 
de los dos Comites Ejecutivos 
a los que se hace referencia 
en el pärrafo 1) a) cuanto 
si es miembro de ambos Co- 
mites. 

b) La mitad de los miembros del 
Comite de Coordinaciön cons- 
tituira el quorum, 

c) Un delegado no podrä repre- 
sentar mas que a un solo 
Estado y no podra votar mas 
que en nombre de dicho Esta- 
do. 

6) a) El Comite de Coordinacion 
formulara sus opiniones y 
tomarä sus decisiones por ma- 
yoria simple de los votos emi- 
tidos. La abstenciön no se con- 
siderara como un voto. 

b) Incluso si se obtuviera una 
mayoria simple, todo miembro 
del Comite de Coordinaciön 
podra pedir, inmediatamente 
despues de la votaciön, que 
se proceda a un recuento espe- 
cial de votos de la manera 
siguiente: se prepararan dos 
listas separadas en las que 
figurarän respectivamente, los 
nombres de los Estados miem- 
bros del Comite Ejecutivo de 
la Union de Paris y los nom- 
bres de los Estados miembros 
del Comite Ejecutivo de la 
Union de Berna; el voto de 
cada Estado sera inscrito 
frente a su nombre en cada 
una de las listas donde figure, 
En caso de que este recuento 
especial indique que no se ha 
obtenido la mayoria simple en 
cada una de las listas, se con- 
siderara que la propuesta no 
ha sido adoptada. 


7) Todo Estado miembro de la Or- 
ganizaciön que no sea miembro del 
Comite de Coordinaciön podrä estar 
representado en las reuniones de ese 
Comite por medio de observadores, 
con derecho a participar en las de- 
liberaciones, pero sin derecho de voto. 

8) El Comite de Coordinaciön esla- 
blecerä su propio reglamento interior. 


Articulo 9 

Oficina Internacional 

1) La Oficina Internacional consti- 
tuye la Secretaria de la Organizaciön. 

2) La Oficina Internacional estarä 
dirigida por el Director General, asis- 
tido por dos o varios Directores Gene- 
rales Adjuntos. 
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ynoMHuyTbix b naparpa^^e (1) (a), imeeT 
B KoopAiiHaguoHHOM KOMMTere o^mh 
rojioc. 


neten Exekutivaussdiüsse ist, 
verfügt im Koordinierungs- 
ausschuß über eine Stimme. 


(b) riojioBHiia ujieHOB Koop,i^HHaniioHHoro 
KOMiiTera cocTaBJineT KBOpyivi. 

(c) TteJieraT mojkot npe^cTaBJiaTb TojibKo 
o;;ho rocy^apcTBO n rojiocoBarb jiiiiub 
OT ero iiMeuu. 


b) Die Hälfte der Mitglieder des 
Koordinierungsausschusses 
bildet das Quorum. 

c) Ein Delegierter kann nur ei- 
nen Staat vertreten und nur 
in dessen Namen abstimmen. 


(6) (a) KoopAMHauHOHHbiM KOMMTeT Bbipax^aeT 
CBoe MHeuue n npuHMMaeT peineHua 
npocTbiM öojibuiMHCTBOM no^auHbix 
rojiocoB. Fojioca BosAepjKaBUiiixcH b 
pacueT He npuHMMaiOTca. 

(b) Ecjih Aa?Ke ^ztocTnrHyro npocToe öojib- 

IIIMHCTBO, JIFOÖOM HJieH KOOp^MHaLtllOH- 

Horo KOMUTera HeMe^JieHHo nocjie ro- 

JIOCOBaHHH MO?KeT HOTpeÖOBaTb, UTOÖbl 
öbiJi npoBe,iteH cnenMajibHbifi noACueT 
rojiocoB cJieAyiomuM oßpasoM: cocra- 
BJIHIOTCH ABa OTAOJIbHblX CRHCKa C 
yKasaHMeM cooTBeTCTBeHHo HasBamiM 
CTpaH-HAeHOB McnOAHIITeAbHOrO KOMH- 
Texa riapiiJKCKoro coiosa h McnoA- 
HHTeAbHoro KOMMTera BepHCKoro coioaa; 
roAoc KajKAoro rocyAapcTBa Biiucbi- 
BaeTCH npoTHB ero HaBBaHHH b Ka>KAOM 
cnucKe, tag oho Baneceno. Ecah 3tot 
cneuuaAbHbiM noACHer noKasbiBaer, hto 
npocToe ÖoAbuiHHCTBO He AocTiirnyTO b 
K ajKAOM II3 3THX CHHCKOB, npeA^nojKeHne 
iie cuiiTaeTCH npiiriHTbiM. 


(7) Jlioooe rocyAapcTBO-HACH OpraHiiBauini, 
KOTOpoe He HBAaeTca ujichom KoopAHnagiioiinoro 
KOMMTera, MOJKeT öbiTb npeACTaBAeno na 
saceAaHHHx KoMiiTeTa HaÖAioAaTeAHMri c npaBOM 
yuacTBOBaTb b o6cy?KAeinni, ho 6e3 npaBa 
roAoca. 


(8) KoopAHHagMOHHbiH komutot npiiHHMaeT 
cBOM coÖCTBeHHbie ripaBiiAa nponeAypbi. 


(6) a) Der Koordinierungsausschuß 

nimmt Stellung und faßt seine 
Beschlüsse mit einfacher Mehr- 
heit der abgegebenen Stim- 
men. Stimmenthaltung gilt 
nicht als Stimmabgabe. 

b) Selbst wenn eine einfache 
Mehrheit erreicht ist, kann 
jedes Mitglied des Koordi- 
nierungsausschusses unmittel- 
bar nach der Abstimmung 
verlangen, daß eine beson- 
dere Stimmenzählung nach 
folgendem Verfahren slatt- 
findet; Es werden zwei ge- 
trennte Listen angelegt, von 
denen eine die Namen der 
Mitgliedstaaten des Exekutiv- 
ausschusses des Pariser Ver- 
bandes und die andere die 
Namen der Mitgliedstaaten 
des Exekutivaussdiusses des 
Berner Verbandes enthält; die 
Stimmabgabe jedes Staates 
wird in jeder Liste, in der er 
aufgeführt ist, neben seinem 
Namen eingetragen. Ergibt 
diese besondere Zählung, daß 
eine einfache Mehrheit nicht 
auf jeder dieser Listen er- 
reicht worden ist, so gilt der 
Vorschlag nicht als angenom- 
men. 

(7) Jeder Mitgliedstaat der Organi- 
sation, der nicht Mitglied des Koordi- 
nierungsausschusses ist, kann bei den 
Sitzungen dieses Ausschusses durch 
Beobachter vertreten sein; diese sind 
berechtigt, an den Beratungen teilzu- 
nehmen, haben jedoch kein Stimm- 
recht. 

(8) Der Koordinierungsausschuß gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 


CTaTbH 9 


Artikel 9 


MejKAyiiapoAHoe öiopo 

(1) MejKAynapoAHoe Giopo HBAaeTca CeicpeTa- 
piiaTOM OpraHiiaai^iiH. 


Internationales Büro 

(1) Das Internationale Büro ist das 
Sekretariat der Organisation. 


(2) Me?KAyHapoAHOe Öiopo BosrAaBAaeTCH PeHC- 
paAbHbiM JtripeKTOpoM, KOTopbiM HMeeT AByx 
HAM öoAee SaiviecTHTeAeM FeiiGpaAbHoro /tiipeK- 
Topa. 


(2) Das Internationale Büro wird 
von dem Generaldirektor geleitet, der 
von zwei oder mehreren Stellvertre- 
tenden Generaldirektoren unterstützt 
wird. 
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(3) The Director General shall be 
appointed for a fixed term, which shall 
be not less than six years. He shall 
be eligible for reappointment for fixed 
terms. The periods of the initial ap- 
pointment and possible subsequent 
appointments, as well as all other 
conditions of the appointment, shall 
be fixed by the General Assembly. 

(4) (a) The Director General shall 

be the chief executive of the 
Organization. 

(b) He shall represent the Or- 
ganization. 

(c) He shall report to, and con- 
form to the instructions ot, 
the General Assembly as to 
the internal and external af- 
fairs of the Organization. 

(5) The Director General shall pre- 
pare the draft programs and budgets 
and periodical reports on activities. 
He shall transmit them to the Gov- 
ernments of the interested States and 
to the competent Organs of the Unions 
and the Organization. 

(6) The Director General and any 
staff member designated by him shall 
participate, without the right to vote, 
in all meetings of the General As- 
sembly, the Conference, the Coordina- 
tion Committee, and any other Com- 
mittee or working group. The Direc- 
tor General or a staff member desig- 
nated by him shall be ex officio sec- 
retary of these bodies. 

(7) The Director General shall ap- 
point the staff necessary for the ef- 
ficient performance of the tasks of 
the International Bureau. He shall ap- 
point the Deputy Directors General 
after approval by the Coordination 
Committee. The conditions of employ- 
ment shall be fixed by the staff regu- 
lations to be approved by the Co- 
ordination Committee on the proposal 
of the Director General. The para- 
mount consideration in the employ- 
ment of the staff and in the determi- 
nation of the conditions of Service 
shall be the necessity of securing the 
highest Standards of efficiency, com- 
petence, and integrity. Due regard 
shall be paid to the importance of 
recruiting the staff on as wide a geo- 
graphical basis as possible. 


(8) The nature ot the responsibii- 
ities of the Director General and ol 
the staff shall be exclusively inter- 
national. In the discharge of their du- 
ties they shall not seek or receive 
instructions from any Government or 
from any authority external to the 
Organization. They shall refrain from 


3) Le Directeur general est nomme 
pour une periode determinee, qui ne 
peut etre inferieure ä six ans. Sa no- 
mination peut etre renouvelee pour 
des periodes determinees. La duree 
de la premiere periode et celle des 
periodes suivantes eventuelles, ainsi 
que toutes autres conditions de sa no- 
mination, sont fixees par l'Assemblee 
generale. 

4) a) Le Directeur general est le 

plus haut fonctionnaire de 
rOrganisation. 

b) II represente l’Organisation. 

c) II rend compte ä l’Assemblee 
generale et se conforme ä ses 
directives en ce qui concerne 
les affaires interieures et ex- 
terieures de l'Organisation. 

5) Le Directeur general prepare les 
projets de budget et de Programme 
ainsi que les rapports periodiques 
d'activite. II les transmet aux Gou- 
vernements des Etats Interesses ainsi 
qu'aux Organes competents des Unions 
et de l’Organisation. 


6) Le Directeur general et tout mem- 
bre du personnel designe par lui 
prennent part, sans droit de vote, ä 
toutes les reunions de l’Assemblee 
generale, de la Conference, du Comite 
de coordination, ainsi que de tout 
autre comite ou groupe de travail. Le 
Directeur general ou un membre du 
personnel designe par lui est d’office 
secretaire de ces organes. 


7) Le Directeur general nomme le 
personnel necessaire au bon fonction- 
nement du Bureau international. II 
nomme les Vice-directeurs generaux 
apres approbation du Comite de coor- 
dination. Les conditions d’emploi sont 
fixees par le Statut du personnel qui 
doit etre approuve par le Comite de 
coordination, sur proposition du Direc- 
teur general. La necessite de s’assurer 
les Services d'agents eminemment 
qualifies en raison de leur efficience, 
de leur competence et de leur inte- 
grite doit etre la consideration domi- 
nante dans le recrutement et la deter- 
mination des conditions d'emploi des 
membres du personnel. 11 sera düment 
tenu compte de l'importance d’assurer 
ce recrutement sur une base geogra- 
phique aussi large que possible. 


8) Les fonctions du Directeur gene- 
ral et des membres du personnel sont 
de caractere strictement international. 
Dans l'exercice de leurs fonctions, 
ceux-ci ne doivent soiliciter ou rece- 
voir d’instructions d’aucun Gouverne- 
ment ou d’aucune autorite etrangere 
a l’Organisation. Ils doivent s’abstenir 


3) El Director General sera designa- 
do por un periodo determinado que 
no sera inferior a seis anos. Su nom- 
bramiento podrä ser renovado poi 
otros periodos determinados. La dura- 
ciön del primer periodo y la de los 
eventuales periodos siguientes, asi 
como todas las demas condiciones de 
SU nombramiento, seran fijadas poi 
la Asamblea General. 

4) a) El Director General es el mäs 

alto funcionario de la Organi- 
zaciön. 

b) Representa a la Organizaciön. 

c) Sera responsable ante la 
Asamblea General, y seguira 
sus instrucciones en lo que se 
refiere a los asuntos internos 
y externos de la Organizaciön. 

5) El Director General prepararä los 
proyectos de presupuestos y de pro- 
gramas, asi como los informes periödi- 
cos de actividades. Los transmitirä a 
los gobiernos de los Estados intere- 
sados, asi como a los örganos compe- 
tentes de las Uniones y de la Organi- 
zaciön. 

6) El Director General, y cualquiei 
miembro del personal designado por 
el, participarän, sin derecho de voto, 
en todas las reuniones de la Asamblea 
General, de la Conferencia, del Comite 
de Coordinaciön, asi como de cual- 
quier otro comite o grupo de trabajo. 
El Director General, o un miembro del 
personal designado por el, sera ex 
officio secretario de esos örganos, 

7) El Director General nombrara el 
personal necesario para el buen fun- 
cionamiento de la Oficina Internacio- 
nal. Nombrara los Directores Gene- 
rales Adjuntos, previa aprobaciön del 
Comite de Coordinaciön. Las con- 
diciones de empleo seran fijadas por 
el estatuto del personal que debera 
ser aprobado por el Comite de Co- 
ordinaciön, a propuesta del Director 
General. El criterio dominante para 
la contrataciön y la determinaciön de 
las condiciones de empleo de los 
miembros del personal debera ser la 
necesidad de obtener los servicios de 
las personas que posean las mejores 
cualidades de eficacia, competencia 
e integridad. Se tendra en cuenta la 
importancia de que la contrataciön 
se efectüe sobre una base geografica 
lo mäs amplia posible. 


8) La naturaleza de las funciones 
del Director General y de los miem- 
bros del personal es estrictamente in- 
ternacional. En el cumplimiento de 
sus deberes, no solicitarän ni recibirän 
instrucciones de ningün gobierno ni 
de ninguna autoridad ajena a la Or- 
ganizaciön. Se abstendrän de todo 
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(3) FeHepajibHbiM ^upeKTop HaSHauaeTCH ua 
onpeAejieHHbiü cpoK npoAOJiHCMTejibHOCTbio ne 
Menee 6 Jiex. Oh mohcbt HaanaHaTbCH BHOBb na 
onpeAejieuHbie cpoKM. CpoKM nepBOHanajibHoro 
HaaHaueHMH u bosmohthbix nocjie;^yioii^Mx naana- 
ueHMM, a TaKHce Bce ^^pyrrie ycjiOBWH HasHaneHUH 
onpe;^ejTHK)TCH renepajibHOM AccaMdjieew. 


(4) (a) FeHepajTbHbiM JXmpeKTop HBJiaeTCH rjiaa- 

HblM AOJIHTHOCTHblM JTMUOM OpraHM3aqMH. 

(b) Oh npeACTaBjTHGT OpraHMaau^Mio. 

(c) Oh OTHMTbiBaeTCH nepe/^ renepajibHOw 
AccaMÖJieeM u Bbinojinaex ee ^upeKTHBbi, 
KacaiOLUMecH BHyxpeHHMx n BHeuiHiix 
jiejT OpraHM3ai4Mii. 


(5) renepajibHbm J^wpeKTop noAroTaBjuiBaex 
npoeKTbi öiOAHcexoB h nporpaMM, a xaKxce 
neppioAUHecKMe oTHexbi o AeaTeJibHocTii. Oh 
riepeAaex hx npaBMTejibCTBaM aaHHTepecoBamibix 
rocyAapcTB, a xaKHre KOMneTeHTHbiM opranaM 
C0KD30B II OpraiiHaai^iiPi. 


(6) renepajTbHbm JllnpeKTop ii juoöom ujien 
nepcoiiajia, HaaHaneHHbiM hm, ynacTByiOT öea 
npaaa rojioca bo Bcex aaceAanwax FeHepajibHOH 
AccaMÖjieii, KoHchepeni^MM, KoopAHnauMOHHoro 
KOMHTeTa H jTioöoro APyroro KOMUTexa hjim 
paboue^i rpynnbi, FenepajibHbiH /IjMpeKxop hjth 
Ha3HaHeHHbifi hm HjieH nepconajia HBjiHexcn ex 
officio cexpexapeM axpix opranoB. 


(7) FenepajibHbiH /^upeKxop iiaanauaex iiep- 
conaji, HeoöxoAHMbiH ajih 3cJ)cheKXHBHoro Bbinoji- 
HeHHH aaAau MeHCAynapoAHoro öiopo. Oh naa- 
Hauaex SaMecxHxejiepi FenepajibHoro JQlHpeKxopa 
nocjie OAOÖpeHHH KoopAHHai^woHHoro KOMPixexa. 
ycjiOBHH HaaHaueHHH onpeAejinioxca perjiaMen- 
xoM o nepconajie, yxBepHCAaeMbiM KoopAuna- 
HiHOHHbiM KOMHxexoM HO HpeAJioHceHHio Fenepajib- 
Horo /IjHpeKxopa. BaHTHeHUiHM chaKxopoM b hoa- 
oope nepcoHajia h onpeAejieHHM ycjiOBHM cjiyjKÖbi 
HBJiaexcH HeoöxoAMMOCXb oöecneueHHH BbicoKoro 
ypoBHH paboxocnocoÖHOCXH, KOMnexenxHOCxpi pi 
AOÖpocoBecxHOcxM. /i;ojiHCHoe BHHMaHMe yAejinexcH 
BaHCHocxPi noAÖopa nepconajia na bo3mohcho öoaee 
uiPipoKOH reorpachuHecKOH ocHOBe. 


(8) XapaKxep oöaaaHHOcxeH FenepajibHoro ^pi- 
peKxopa H nepconajia HBjiHexcH HCKjiiOHHxejibHO 
MeacAyHapoAHbiM. ripn McnojineHMPi cbohx oÖh- 
aaHHOCxen ohh ne AOJi:acHbi aanpamiiBaxb pijih 
nojiynaxb HHCxpyKUiHH ox KaKoro 6bi xo hh öbijio 
npaBHxejibcxBa hjih Bjiacxii aa npeAejiaMw Op- 
raHM3ai:iHH. Ohpi AOJTHCHbi BoaAepHiHBaxbca ox 
JTioöoro AepicxBiTH, Koxopoe Morjio 6bi nocxaBiixb 


(3) Der Generaldirektor wird für 
einen bestimmten Zeitabschnitt von 
nicht weniger als sechs Jahren er- 
nannt. Seine Ernennung kann für 
bestimmte Zeitabschnitte wiederholt 
werden. Die Dauer des ersten Zeitab- 
schnitts und der etwa folgenden Zeit- 
abschnitte sowie alle anderen Bedin- 
gungen der Ernennung werden von 
der Generalversammlung festgesetzt. 

(4) a) Der Generaldirektor ist der 

höchste Beamte der Organi- 
sation. 

b) Er vertritt die Organisation. 

c) Er legt der Generalversamm- 
lung Rechenschaft ab und be- 
folgt ihre Weisungen in den 
inneren und äußeren Ange- 
legenheiten der Organisation. 

(5) Der Generaldirektor bereitet die 
Entwürfe der Haushaltspläne und der 
Programme sowie periodische Tätig- 
keitsberichte vor. Er übermittelt sie 
den Regierungen der beteiligten 
Staaten sowie den zuständigen Orga- 
nen der Verbände und der Organisa- 
tion. 

(6) Der Generaldirektor und die von 
ihm bestimmten Mitglieder des Per- 
sonals nehmen ohne Stimmredit an 
allen Sitzungen der Generalversamm- 
lung, der Konferenz, des Koordinie- 
rungsausschusses sowie aller anderen 
Ausschüsse oder Arbeitsgruppen teil. 
Der Generaldirektor oder ein von ihm 
bestimmtes Mitglied des Personals ist 
von Amts wegen Sekretär dieser Or- 
gane. 

(7) Der Generaldirektor ernennt das 
für die ordnungsgemäße Erfüllung der 
Aufgaben des Internationalen Büros 
erforderliche Personal. Er ernennt nach 
Billigung durch den Koordinierungs- 
ausschuß die Stellvertretenden Gene- 
raldirektoren. Die Anstellungsbedin- 
gungen werden durch das Personal- 
statut festgelegt, das vom General- 
direktor vorgeschlagen wird und der 
Billigung durch den Koordinierungs- 
ausschuß bedarf. Der entscheidende 
Gesichtspunkt bei der Auswahl des 
Personals und der Festlegung der An- 
stellungsbedingungen ist die Notwen- 
digkeit, Personal zu gewinnen, das 
hinsichtlich seiner Leistungsfähigkeit, 
Fachkenntnis und persönlichen Inte- 
grität hervorragend qualifiziert ist. 
Die Bedeutung, die einer Auswahl des 
Personals auf möglichst breiter geo- 
graphischer Grundlage zukommt, ist 
dabei gebührend zu berücksichtigen. 

(8) Die Stellung des Generaldirek- 
tors und der Mitglieder des Personals 
hat ausschließlich internationalen Cha- 
rakter. Sie dürfen bei der Ausübung 
ihrer Dienstobliegenheiten Weisun- 
gen von einer Regierung oder einer 
Behörde außerhalb der Organisation 
weder einholen noch annehmen. Sie 
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any action which might prejudice their 
Position as international officials. Eacb 
Member State undertakes to respect 
the exclusively international diarac- 
ter of the responsibilities of the Di- 
rector General and the statt, and not 
to seek to influence them in the dis- 
charge ot their duties. 


A r t i c 1 e 10 

Headquarters 

(1) The headquarters ot the Or- 
ganization shall be at Geneva. 

(2) Its transfer may be decided as 
provided for in Article 6 (3) (d) and (g). 


A r t i c 1 e 11 

Finances 

(1) The Organization shall have 
two separate budgets: the budget of 
expenses common to the Unions, and 
the budget of the Conference. 

(2) (a) The budget of expenses com- 

mon to the Unions shall in- 
clude Provision for expenses 
of interest to several Unions. 


(b) This budget shall be financed 
from the following sources: 

(i) contributions of the 
Unions, provided that 
the amount of the con- 
tribution of each Union 
shall be fixed by the 
Assembly of that Union, 
having regard to the 
interest the Union has 
in the common expen- 
ses; 

(ii) charges due for Services 
performed by the Inter- 
national Bureau not in 
direct relation with any 
of the Unions or not 
received for Services 
rendered by the Inter- 
national Bureau in the 
field of legal-technical 
assistance; 

(iii) Säle of, or royallies on, 
the publications of the 
International Bureau not 
directly concerning any 
of the Unions; 


(iv) gifts, bequests, and sub- 
ventions, given to the 
Organization, except 
those referred to in 
Paragraph (3) (b) (iv); 


de tout acte de nature ä compromettre 
leur Situation de fonctionnaires inter- 
nationaux. Chaque Etat membre s'en- 
gage ä respecter le caractere exclusi- 
vement international des fonctions du 
Directeur general et des membres du 
personnel et ä ne pas chercher ä in- 
fluencer ceux-ci dans l'execution de 
leurs fonctions. 

Article 10 

Siege 

1) Le siege de l'Organisation est 
fixe ä Geneve. 

2) Son transfert peut etre decide 
dans les conditions prevues ä l’article 
6.3) d) et g). 

Article 11 

Finances 

1) L'Organisation a deux budgets 
distincts: le budget des depenses com- 
munes aux Unions et le budget de la 
Conference. 

2) a) Le budget des depenses com- 

munes aux Unions contient 
les previsions de depenses 
presentant un interet pour 
plusieurs Unions. 

b) Ce budget est finance par les 
ressources suivantes: 

i) les contributions des 
Unions, etant entendu que 
le montant de la contri- 
bution de chaque Union 
est fixe par l’Assemblee 
de cette Union, compte 
tenu de la mesure dans 
laquelle les depenses 
communes sont effectuees 
dans l'interet de ladite 
Union; 

ii) les taxes et sommes dues 
pour les Services rendus 
par le Bureau internatio- 
nal qui ne sont pas en 
rapport direct avec l'une 
des Unions ou qui ne 
sont pas pergues pour des 
Services rendus par le 
Bureau international dans 
le domaine de l'assistance 
technico-juridique; 

iii) le produit de la vente des 
publications du Bureau 
international qui ne con- 
cernent pas directement 
l'une des Unions, et les 
droits afferents ä ces pu- 
blications; 

iv) les dons, legs et subven- 
tions dont beneficie l'Or- 
ganisation, ä l’exception 
de ceux vises a l'alinea 

3) b) iv) ; 


acto que pueda comprometer su situa- 
ciön de funcionarios internacionales. 
Cada Estado miembro se compromete 
a respetar el caracter exclusivamente 
internacional de las funciones del Di- 
rector General y de los iniembros del 
personal y a no tratar de influir sobre 
ellos en el ejercicio de sus funciones. 


A r t i c u 1 o 10 

Sede 

1) Se establece la Sede de la Or- 
ganizaciön en Ginebra. 

2) Podrä decidirse su traslado, segun 
lo previsto en el Articulo 6. 3) d) y g). 


Articulo 11 

Finanzas 

1) La Organizaciön tendra dos pre- 
supuestos distintos; el presupuesto de 
los gastos comunes a las Uniones y el 
presupuesto de la Conferencia. 

2) a) El presupuesto de los gastos 

comunes a las Uniones com- 
prenderä las previsiones de 
gastos que interesen a varias 
Uniones. 

b) Este presupuesto se financiaiä 
con los recursos sigiiientes: 

i) las contribuciones de las 
Uniones, en la inteligencia 
de que la cuantia de la 
contribuciön de cada Uni- 
on serä fijada por laAsam- 
blea de la Union, teniendo 
en cuenta la medida en 
que los gastos comunes se 
efectüan en interes de 
dicha Union; 

ii) las tasas y sumas debidas 
por los servicios prestados 
por la Oficina Internacio- 
nal que no esten en rela- 
ciön directa con una de las 
Uniones o que no se per- 
ciban por servicios pres- 
tados por la Oficina Inter- 
nacional en el campo de 
la asistencia tecnico-juridi- 
ca; 

iii) el producto de la venta de 
las publicaciones de la Ofi- 
cina Internacional que no 
conciernan directamente a 
una de las Uniones, y los 
derechos correspondientes 
a esas publicaciones; 

iv) las donaciones, legados y 
subvenciones de los que se 
beneficie la Organizaciön, 
con excepciön de aquellos 
a que se hace referencia en 
el pärrafo 3) b) iv); 
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noA coMHeHwe nx nojiojKeHue xax MejKAynapoA- 
Huix aojiJkhocthuix Jirig. KajKAoe rocyAapcTBo- 
HJien oÖHsyeTCH yua^aTb MCKJiioHMTeJibHO Mexe- 
AynapoAHbiü xapaxTep odHsaHHOCTen renepajib- 
iioro TlinpeKTopa ir nepconajia n ne nuiTaTucH 
BJiriHTb Ha Hiix npii ncnojiHeHriri iimii cbomx o 6 h- 
sanHOCTeM. 


CTaTbH 10 

UlTaö'KBapTMpa 

(1) IIlTad-KBapTripa OpraHHaai^nn pacnojia- 
raeTCH b ^eneBe. 

(2) PeuieHwe o ee nepenoce Mox^ex obiTb npriHHTO 
TeHepajibHOM Accaividjieeri, xaK 3 to npe^ycMOxpe- 
HO B CTaxbe 6 (3) (d) n (g). 


haben sich aller Handlungen zu ent- 
halten, die ihre Stellung als internatio- 
nale Beamte beeinträchtigen könnten. 
Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, 
den ausschließlich internationalen Cha- 
rakter der Stellung des Generaldirek- 
tors und der Mitglieder des Personals 
zu achten und von jedem Versuch ab- 
zusehen, sie bei der Ausübung ihrer 
Dienstobliegenheiten zu beeinflussen. 

Artikel 10 

Sitz 

(1) Die Organisation hat ihren Sitz 
in Genf. 

(2) Die Verlegung des Sitzes kann 
nach den Bestimmungen des Arti- 
kels 6 Absatz 3 Buchstaben d und g 
beschlossen werden. 


CTaxbH 11 

^HHancbi 


Artikel 11 

Finanzen 


(1) OpraHHsapuH uivieeT OTAejibHbix 6 k)a- 
jKexa: ömA^Kex paexoAOs, oömiix ajih Cok)3ob, h 
ÖPOA^KeT KoiK^epeHpiiH. 


(2) (a) Bioa^kct pacxoAOB, oÖLqrix aJIb Cok)30b, 
npeAycMaxpiiBaeT pacxoAbi, npeAcxa- 
BjiHiouAiie liHTepec necKOJibKUx 

C0K)30B. 


(b) 3 tot 6ioA>KeT (^UHaHcripyeTCH U3 cjig- 
Ayioiurix hctohhmkob; 

(i) B3HOCOB C0KD30B, HpilUeM pa3Mep 
B3H0ca xaxcAoro CoK)3a onpeAejin- 
CTCH AccaMÖJieeu: axoro CoK)3a c 
yuexoM xofi aojih oöuiiix pacxoAOB, 
Koxopbie npoM3BOAHxcH B MHxepecax 
AaiiHoro CoK)3a; 


(ii) HJiaxejKeü sa npeAOcxaBJincMbie 
Me>KAyHapoAHbiM öiopo ycjiyni, ne 
oxHOCHUinecH HenocpeACXBeiiHO hu 
K KaxoMy-jiMÖo n 3 Coio 3 ob, hh k 
OK aaaHHio MeHCAyuapoAHbiM öiopo 
lOpUAMKO-XeXHHHeCKOM nOMomii ; 


(1) Die Organisation hat zwei ge- 
trennte Haushaltspläne: den Haus- 
haltsplan für die gemeinsamen Aus- 
gaben der Verbände und den Haus- 
haltsplan der Konferenz. 

(2) a) Der Haushaltsplan für die 

gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände enthält Voran- 
schläge für die Ausgaben, 
die für mehrere Verbände 
von Interesse sind, 
b) Dieser Haushaltsplan umfaßt 
folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Verbände 
mit der Maßgabe, daß 
die Höhe des Beitrages 
jedes Verbandes von 
seiner Versammlung un- 
ter Berücksichtigung des 
Interesses festgesetzt 
wird, das der Verband 
an den gemeinsamen 
Ausgaben hat; 

ii) Gebühren und Beträge 
für Dienstleistungen des 
Internationalen Büros, 
die weder in unmittel- 
barem Zusammenhang 
mit einem der Verbände 
stehen noch auf dem Ge- 
biet der juristisch-tech- 
nischen Hilfe liegen; 


(iii) nocxynjieuMM ox npoAaxcM nyöjiii- 
Kai^HM MejKAyHapoAHoro ömpo, ne 
oxHOcamwxcH HenocpeACXBeHHO k 
KaKOMy-jinöo H3 Coiosob, hjim no- 
cxynjieHHM ox nepeAaun npaB na 
xaxMe nyöJiMKai^MM; 


iii) Verkaufserlöse und an- 
dere Einkünfte aus Ver- 
öffentlichungen des Inter- 
nationalen Büros, die 
nidit unmittelbar einen 
der Verbände betreffen; 


(iv) AapoB, saBeiqaHHbix cpeACXB m cyö- 
CMAMM B nojibsy OpraHwaai^MM, aa 
MCKJiroHeHHeM cjiyuaeB, npeAycMO- 
xpeHHbix B naparpa(t)e (3) (b) (iv); 


iv) Schenkungen, Vermächt- 
nisse und Zuwendungen 
an die Organisation, so- 
weit sie nicht in Absatz 3 
Buchstabe b Ziffer iv be- 
zeichnet sind; 
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(v) rents, Interests, and 
other miscellaneous in- 
come, of the Organiza- 
tion. 

(3) (d) The budget of the Confer- 
ence shall include Provision 
for the expenses of holding 
sessions of the Conference 
and for the cost of the legal- 
tedinical assistance pro- 
gram. 

(b) This budget shall be financed 
from the following sources: 

(i) contributions of States 
party to this Convention 
not members of any ol 
the Unions; 

(ii) any sums made avail- 
able to this budget by 
the Unions, provided 
that the amount of the 
sum made available by 
eadi Union shall be 
fixed by the Assembly 
of that Union and that 
each Union shall be free 
to abstain from con- 
tributing to the said 
budget; 


(iii) sums received lor Serv- 
ices rendered by the 
International Bureau in 
the field of legal-tech- 
nical assistance; 

(iv) gifts, bequests, and sub- 
ventions, given to the 
Organization for the 
purposes referred to in 
sub-paragraph (a). 


(4) (a) For the purpose of estab- 
lishing its contribution to- 
wards the budget of the 
Conference, each State party 
to this Convention not 
member of any of the Unions 
shall belong to a dass, and 
shall pay its annual contri- 
butions on the basis of a 
number of units fixed as 


follows: 

Class A 10 

Class B 3 

Class C 1 


(b) Each such State shall, con- 
currently with taking action 
as provided in Article 14 (1), 
indicate the dass to which 
it wishes to belong. Any sudr 
State may change class. If 
it diooses a lower class, the 
State must announce it to 
the Conference at one of its 
ordinary sessions. Any such 


v) les loyers, interets et au- 
tres revenus divers de 
l'Organisation. 

3) a) Le budget de la Conference 
contient les previsions de de- 
penses pour la tenue des ses- 
sions de la Conference et 
pour le Programme d'assis- 
tance technico-juridique. 

b) Ce budget est hnance par les 
ressources suivantes: 

i) les contributions des Etats 
parties ä la presente Con- 
vention qui ne sont pas 
membres de l'une des 
Unions; 

ii) les sommes eventuelle- 
ment mises ä la disposi- 
tion de ce budget par les 
Unions, etant entendu que 
le montant de la somme 
mise ä disposition par 
chaque Union est fixe par 
l'Assemblee de cette 
Union et que chaque 
Union est libre de ne pas 
contribuer ä ce budget; 


iii) les sommes percues pour 
des Services rendus par 
le Bureau international 
dans le domaine de l'as- 
sistance technico-juridi- 
que; 

iv) les dons, legs et subven- 
tions dont beneficie l'Or- 
ganisation aux fins visees 
au sous-alinea a). 


4) a) Pour determiner sa part con- 
tributive dans le budget de 
la Conference, chacun des 
Etats parties a la presente 
Convention qui n'est pas 
membre de Tune des Unions 
est ränge dans une classe et 
paie ses contributions annuel- 
les sur la base d’un nombre 
d'unites fixe commc suit; 

Classe A .... 10 
Classe B .... 3 

Classe C . . . . 1 

b) Chacun de ces Etats, au mo- 
ment oü il accomplit Tun des 
actes prevus a l'article 14.1), 
indique la classe dans la- 
quelle il desire etre ränge. II 
peut changer de classe. S'il 
choisit une classe inferieure, 
l'Etat doit en faire part ä la 
Conference lors d'une de ses 
sessions ordinaires, Un tel 


v) los alquileres, intereses y 
otros ingresos diversos de 
la Organizaciön. 

(3) a) El presupuesto de la Con- 
ferencia comprendera las pre- 
visiones de los gastos oca- 
sionados por las reuniones de 
la Conferencia y por el pro- 
grama de asistencia tecnico- 
juridica. 

b) Este presupuesto se finan- 
ciarä con los recursos si- 
guientes: 

i) las contribuciones de los 
Estados parte en el pre- 
sente Convenio que no 
sean miembros de una de 
las Uniones; 

ii) las sumas puestas a dis- 
posiciön de este pre- 
supuesto por las Uniones, 
en la inteligencia de que 
la cuantia de la suma 
puesta a disposicion por 
cada Union sera fijada 
por la Asamblea de la 
Union, y de que cada 
Union tendrä facultad de 
no contribuir a este pre- 
supuesto; 


iii) las sumas percibidas por 
servicios prestados por la 
Oficina Internacional en 
el campo de la asistencia 
tecnico-juridica; 

iv) las donaciones, legados y 
subvenciones de los que 
se beneficie la Organi- 
zaciön para los fines a los 
que se hace referencia en 
el apartado a). 

4) a) Con el fin de determinar su 
cuota de contribuciön al pre- 
supuesto de la Conferencia, 
cada Estado parte en el pre- 
sente Convenio que no sea 
miembro dealguna de las Unio- 
nes quedarä incluido en una 
clase y pagara sus contribu- 
ciones anuales sobre la base 
de un nümero de unidades fi- 
jado de la manera siguiente; 


Clase A 10 

Clase B 3 

Clase C 1 


b) Cada uno de esos Estados, en 
el momento de llevar a cabo 
uno de los actos previstos en 
el Articulo 14. 1), indicarä la 
clase a la que desea pertene- 
cer. Podra cambiar de clase. 
Si escoge una clase inferior, 
ese Estado deberä dar cuenta 
de ello a la Conferencia en 
una de sus reuniones ordina- 
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(v) peHTbi, nponeHTOB m ;;^pyri'ix pa3- v) Mieten, Zinsen und an- 

jiHUHbix ,z^oxo,z^OB OpraHMsauuM. dere verschiedene Ein- 

künfte der Organisation. 


(3) (a) Bio,i^JKeT KoHchepeHUMM npe^^ycMaTpn- (3) a) Der Haushaltsplan der Kon- 

BaeT pacxo,i^bi na npOBe^z^enne ceccnri ferenz enthält Ausgabenvor- 

KoHchepeHunn n na ocymecTBJieniie anschläge für die Durchfüh- 

nporpaMMbi K)pMfliiKO-TexHiiHecKOM no- rung der Tagungen der Kon- 

MOmM. ferenz und für das Programm 

der juristisch-technischen 
Hilfe. 

(b) Otot öiOAxreT chnHaHCupyeTCH u3 cjie- b) Dieser Haushaltsplan umfaßt 

^z^yiomnx mctohhmkob: folgende Einnahmen: 


(i) B3HOCOB rocy^apcTB-CTopOH HaCTO- 
flmeri KoHBenqiiM, ne HBJiaiomnxcH 
HJieHaMn KaKoro-Jindo m3 Cok)30b; 


(ii) OTHMCJieHMli C0K)30B B ,Z^aHHbIM 
ÖioAxreT, npMHeM pa3Mep OTuncJie- 
HPiH Kaxr^oro CoK)3a onpe,i^ejiaeTca 
AccaMÖJieeii SToro Coi03a n jiioßoü 
CoK)3 MOxreT B03,z^epmaTbCfl ot ot- 

MucjieHiiH B ynoMHHyTbiM öfOAxreT; 


(iii) cpeflCTB, nojiyuaeMbix 3a ycjiyrn, 
OKasbiBaeMbie MejKflyHapo,z^HbiM 
5iopo B oÖJiacTM lopnAUKO-TexHii- 
uecKofi noMomn; 


(iv) ,i^apoB, saBemaHHbix cpe,2;^CTB ii cy6- 
b nojibsy OpraHMaaunn 
ueJieii, npe,i^ycMOTpeHHbix no^napa- 
rpachOM (a). 


(4) (a) onpe;:^eJieHMH CBoero B3HOca b 

xceT KoHchepeHunn Kaxr,]:^oe rocy,]:^ap- 
cTBO-CTOpoHa nacTOHmeii KoHBeHunn, 
He HBJiafoigeecH uaenoM KaKoro-ando m 3 
C0K)30B, OTHOCMTca K onpe,z^eaeHHOMy 
Kaaccy u ynaauuBaeT cbom roAOBOii 
B3HOC Ha ocHOBe cae;:^yK)miiM oÖpaaoM 
ycTanoBaeHHoro uwcaa e^riHMu: 


Kaacc A 10 

Kaacc B 3 

Kaacc C 1 


(b) Kaxrfloe TaKoe rocy,z^apcTBO OAHOBpe- 
MeHHO c ocymecTBaenneM AericTBiiji, 
npe,z^ycMOTpeHHbix b CTaTbe 14 (1), yna- 
3biBaeT Kaacc, k KOTopoMy oho xreaaeT 
öbiTb OTHeceHHbiM. Jlfoöoe TaKoe rocy- 
^apcTBO MoxreT M3MeHiiTb Kxacc. Ecan 
^ocy,^apcTBO BbiönpaeT öoaee hm3kmm 
K aacc, oho ,z^oaxrHO saaBMTb o6 3tom na 
OHepe,i^HOH ceccnM KoHchepeHumi. Jlioöoe 
TaKoe M3MeHeHJie BCTynaeT b ,i^eMCTBiie 


i) Beiträge der Vertrags- 
staaten dieses Überein- 
kommens, die nicht Mit- 
glied eines der Verbände 
sind; 

ii) Beträge, die von den 
Verbänden für diesen 
Haushaltsplan zur Ver- 
fügung gestellt werden, 
mit der Maßgabe, daß 
die Höhe des von jedem 
Verband zur Verfügung 
gestellten Betrages von 
der Versammlung dieses 
Verbandes festgesetzt 
wird und es jedem Ver- 
band freisteht, zu diesem 
Haushaltsplan keine sol- 
chen Beträge zu leisten; 

iii) Beträge, die das Inter- 
nationale Büro für Dienst- 
leistungen auf dem Ge- 
biet der juristisch-techni- 
schen Hilfe erhält; 

iv) Schenkungen, Vermächt- 
nisse und Zuwendungen, 
die der Organisation für 
die unter Buchstabe a 
bezeichneten Zwecke ge- 
währt werden. 

(4) a) Jeder Vertragsstaat dieses 
Übereinkommens, der nicht 
Mitglied eines der Verbände 
ist, wird zur Bestimmung 
seines Beitrags zum Haus- 
haltsplan der Konferenz in 
eine Klasse eingestuft und 
zahlt seine Jahresbeiträge 
auf der Grundlage einer Zahl 
von Einheiten, die wie folgt 
festgesetzt wird: 


Klasse A 10 

Klasse B 3 

Klasse C 1 


b) Jeder dieser Staaten gibt, 
wenn er eine der in Arti- 
kel 14 Absatz 1 bezeichneten 
Handlungen vornimmt, gleich- 
zeitig die Klasse an, in die 
er eingestuft zu werden 
wünscht. Er kann die Klasse 
wechseln. Wählt er eine 
niedrigere Klasse, so hat er 
dies der Konferenz auf einer 


31 



Drucksache VI/401 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Change shall take effect at 
the beginning of the calendar 
year following the session. 


(c) The annual contribution of 
each such State shall be an 
amount in the same Propor- 
tion to the total sum to be 
contributed to the budget of 
the Conference by all such 
States as the number of its 
units is to the total of the 
units of all the said States. 


(d) Contributions shall become 
due on the first of January 
of each year, 

(e) If the budget is not adopted 
before the beginning of a 
new financial period, the 
budget shall be at the same 
level as the budget of the 
previous year, in accordance 
with the financial regula- 
tions. 

(5) Any State party to this Con- 
vention not member of any of the 
Unions which is in arrears in the pay- 
ment of its financial contributions 
under the present Article, and any 
State party to this Convention member 
of any of the Unions which is in 
arrears in the payment of its con- 
tributions to any of the Unions, shall 
have no vote in any of the bodies of 
the Organization of which it is a 
member, if the amount of its arrears 
equals or exceeds the amount of the 
contributions due from it for the pre- 
ceding two full years. However, any 
of these bodies may allow such a State 
to continue to exercise its vote in that 
body if, and as long as, it is satisfied 
that the delay in payment arises from 
exceptional and unavoidable circum- 
stances. 


(6) The amount of the fees and 
charges due for Services rendered by 
the International Bureau in the field 
of legal-technical assistance shall be 
established, and shall be reported to 
the Coordination Committee, by the 
Director General. 

(7) The Organization, with the ap- 
proval of the Coordination Committee, 
may receive gifts, bequests, and sub- 
ventions, directly from Governments, 
public or private institutions, associa- 
tions or private persons. 


(8) (a) The Organization shall have 
a working Capital fund which 
shall be constituted by a 
single payment made by the 
Unions and by each State 


changement prend effet au de- 
but de l'annee civile suivant 
ladite session. 


c) La contribution annuelle de 
chacun de ces Etats consiste 
en un montant dont le rap- 
port ä la somme totale des 
contributions au budget de la 
Conference de tous ces Etats 
est le meme que le rapport 
entre le nombre des unites de 
la classe dans laquelle il est 
ränge et le nombre total des 
unites de l'ensemble de ces 
Etats. 

d) Les contributions sont dues 
au 1er janvier de chaque an- 
nee. 

e) Dans le cas oü le budget n'est 
pas adopte avant le debut 
d'un nouvel exercice, le bud- 
get de l'annee precedente est 
reconduit selon les modalites 
prevues par le regiement fi- 
nancier. 

5) Tout Etat partie ä la presente 
Convention qui n'est membre d'aucune 
des Unions et qui est en retard dans 
le paiement de ses contributions 
compte tenu des dispositions du pre- 
sent article, de meme que tout Etat 
partie ä la presente Convention qui 
est membre de l'une des Unions et 
qui est en retard dans le paiement de 
ses contributions au titre de cette 
Union, ne peut exercer son droit de 
vote, dans aucun des Organes de l'Or- 
ganisation dont il est membre, si le 
montant de son arriere est egal ou 
superieur ä celui des contributions 
dont il est redevable pour les deux 
annees completes ecoulees. Cepen- 
dant, un tel Etat peut etre autoris6 ä 
conserver l'exercice de son droit de 
vote au sein dudit organe aussi long- 
temps que ce dernier estime que le 
retard resulte de circonstances excep- 
tionnelles et inevitables. 

6) Le montant des taxes et sommes 
dues pour des Services rendus par le 
Bureau international dans le domaine 
de l'assistance technico-juridique est 
fixe par le Directeur general, qui fait 
rapport au Comite de coordination. 

7) L'Organisation peut, avec l'ap- 
probation du Comite de coordination, 
recevoir tous dons, legs et subven- 
tions provenant directement de gou- 
vernements, d'institutions publiques 
ou privees, d’associations ou de par- 
ticuliers. 

8) a) L'Organisation possede un 

fonds de roulement constitue 
par un versement unique ef- 
fectue par les Unions et par 
chaque Etat partie a la pre- 


rias, Tal cambio entrarä en 
Vigor al comienzo del aho 
civil siguiente a dicha reuniön. 


c) La contribuciön anual de cada 
uno de esos Estados consisti- 
rä en una cantidad que guar- 
darä, con relaciön a la suma 
total de las contributiones de 
todos esos Estados al pre- 
supuesto de la Conferencia, 
la misma proporciön que el 
numero de unidades de la 
clase a la que pertenezca con 
relaciön al total de las uni- 
dades del conjunto de esos 
Estados. 

d) Las contribuciones vencen el 
1 de enero de cada aho. 

e) En caso de que al comienzo 
de un nuevo ejercicio no se 
haya adoptado el presupuesto, 
se continuarä aplicando el 
presupuesto del ano prece- 
dente, conforme a las modali- 
dades del conjunto de esos 
mento financiero. 

5) Todo Estado parte en el presente 
Convenio que no sea miembro de 
alguna de las Uniones y que este atra- 
sado en el pago de sus contribuciones 
conforme a las disposiciones del pre- 
sente articulo, asi como todo Estado 
parte en el presente Convenio que 
sea miembro de una de las Uniones 
y que este atrasado en el pago de 
sus contribuciones a esa Union, no 
podrä ejercer su derecho de voto en 
ninguno de los örganos de la Organi- 
zaciön de los que sea miembro cuando 
la cuantia de sus atrasos sea igual 
o Superior a la de las contribuciones 
que deba por dos ahos completos 
transcurridos. Sin embargo, cualquiera 
de esos örganos podrä permitir a ese 
Estado que continue ejerciendo su de- 
recho de voto en dicho örgano si 
estima que el atraso resulta de cir- 
cunstancias excepcionales e inevi- 
tables. 

6) La cuantia de las tasas y las 
sumas debidas por servicios prestados 
por la Oficina Internacional en el 
campo de la asistencia tecnico-juridica 
serä fijada por el Director General, 
que informarä de ello al Comite de 
Coordinaciön. 

7) La Organizaciön podrä, con apro- 
baciön del Comite de Coordinaciön, 
recibir toda clase de donaciones, 
legados y subvenciones procedentes 
directamente de gobiernos, institucio- 
nes püblicas o privadas, de asocia- 
ciones o de particulares. 

8) a) La Organizaciön poseerä un 

fondo de operaciones consti- 
tuido por una aportaciön ünica 
efectuada por las Uniones y 
por cada uno de los Estados 
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c Hauajia KajiGH^apHoro ro^a, cjieAyio- 
Luero 3a cecciien. 


(c) rOflOBOM B 3 HOC KaJKAOFO TBKOrO TOCy- 
AapcTBa paeen cyMMe, OTHOCHLuenca TaK 
xie K oÖLueri cyMMe ^o;^JIex^aI^MX ynjiaTe 
B 6K);^JKeT KoHchepeHi^MM b3hocob Bcex 
TaKMx rocy^apcTB, xaK KOjinuecTBO ero 
eAUHim OTUOCIITCH K OÖlueMy KOJIMUe- 
CTBy eAMrum Bcex ynOMHHyTBix rocy- 
7;apcTB. 


ihrer ordentlichen Tagungen 
mitzuteilen. Ein solcher Wech- 
sel wird zu Beginn des auf 
diese Tagung folgenden Ka- 
lenderjahres wirksam, 
c) Der Jahresbeitrag jedes die- 
ser Staaten besteht aus einem 
Betrag, der in demselben 
Verhältnis zu der Summe 
der Beiträge aller dieser 
Staaten zum Haushaltsplan 
der Konferenz steht wie die 
Zahl der Einheiten der Klasse, 
in die der Staat eingestuft 
ist, zur Summe der Einheiten 
aller dieser Staaten. 


(d) B 3 HOCBI ynjiauuBaiOTCH c nepBoro hh- 
BapH Ka^KAOro ro^a. 

(e) Ecjih 6iOA>KeT ne npnuHT ,^o nauajia ho- 
Boro (hMHancoBoro ^epMO,^a, to b co- 
OTBeTCTBMM C cJ)MHaHCOBbIM perJiaMBHTOM 
MCnojib3yeTCfl 6IO,^x^eT na ypoBue npe- 
ABiAyiuero rorta. 


(5) Jlioöoe rocy^apcTBO-cTopoHa HacTOHmen 
KoHBeni^MM, He HBjiHioiiteecfl HjieHOM Kaxoro- 
JIMÖO M3 C0K)30B, y KOTOpOFO MMeeTCH 3a;^OJI5KeH- 
HOCTfa no ynjiaTe (hnnaHCOBbix b3hocob, npe- 
flycMOTpeHHBix B HacTOHiueu CTaTbe, a TaKxce 
jiK)6oe rocyrtapcTBO-CTOpOHa HacToaiireM KoHBeH- 
HBjiHK)iueeca HjienoM KaKOro-jiriöo ri3 Coio- 
30B, y KOTOporo MMeeTCH 3aAOJix^eHHOCTb no 
ynjiaTe cbomx b3hocob b jiioöom m3 Cok)30b, yTpa- 
HMBaeT npaBO rojioca b opranax Opraniiaai^MM, 
HjienOM KOTopbix OHO HBJiaeTCH, ecjiM cyMMa ero 
aa^ojin^eHHOCTM paana mjim npeBbiinaeT cyMMy 
npMHHTaiontMXCH c Hero bshocob 3a ,^Ba nojiiibix 
npeAbiAyu^MX ro^a. O^HaKO, jhoöom m3 otmx 
opraHOB MOH^eT paapeuiMTb TaxoMy rocy^apcray 
nojib30BaTbCH npaBOM rojioca, ecjiw, m ao Tex nop 
noxa, OH ySex^AGH, hto npocpouxa njiaTejxa 
npoM30iiijia npM MCXjnouMTejibHbix m HeM36e>K- 
Hbix OÖCTOHTeJIbCTBaX. 


(6) Pa3Mep njiaTexceM, npMUMTaiou^MxcH 3a npe- 
AOCTaBjiaeMbie Mex^AynapoAHbiM öiopo ycjiyrn b 
oöjiacTM lopM/^Mxo-TexHMuecxoM noMOLUM, ycTana- 
BjiMBaeTCH renepajibHbiM ,Zi;MpexTopoM m AOx.Tia- 
AblBaeTCH KOOpAMHaitMOHHOMy XOMMTeTy. 


(7) OpraHM3ai^MH c o,^o6peHMH KoopAMHai^uOH- 
Horo xoMMTeTa mojkot nojiyuaTb A^pbi, aaBeman- 
Hbie cpe;^CTBa m cyöcMAMM nenocpe/^CTBeHHO ot 
npaBMTejibCTB, rocy^tapcTBennbix mjim nacTHbix 
opraHM3ai4Mß, accoi^Mai^MM mjim jimi^. 


(8) (a) OpraHM3ai^MH MMeeT choHfl oöopoTiibix 
Cpe,^CTB, XOTOpbIM COCTaBJiaeTCH M3 pa- 
30BOro njiaTe^xa, ocyiuecTBjiaeMoro Coio- 
3aMM M Xax^AtlM rOCy^apCTBOM-CTOpOHOM 
* HacTOHineii KoHBeni^MM, xoTopoe ne 


d) Die Beiträge werden am 
1. Januar jedes Jahres fällig. 

e) Wird der Haushaltsplan nicht 
vor Beginn eines neuen Rech- 
nungsjahres beschlossen, so 
wird der Haushaltsplan des 
Vorjahres nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften über- 
nommen. 

(5) Jeder Vertragsstaat dieses Über- 
einkommens, der nicht Mitglied eines 
der Verbände ist und der mit der 
Zahlung seiner nach diesem Artikel zu 
leistenden Beiträge im Rückstand ist, 
sowie jeder Vertragsstaat dieses Über- 
einkommens, der Mitglied eines der 
Verbände ist und mit der Zahlung 
seiner Beiträge an diesen Verband im 
Rückstand ist, kann sein Stimmrecht 
in keinem der Organe der Organisa- 
tion, denen er als Mitglied angehört, 
ausüben, wenn der rückständige Be- 
trag die Summe der von ihm für die 
zwei vorhergehenden vollen Jahre 
geschuldeten Beiträge erreicht oder 
übersteigt. Jedoch kann jedes dieser 
Organe einem solchen Staat gestatten, 
das Stimmrecht in diesem Organ wei- 
ter auszuüben, wenn und solange es 
überzeugt ist, daß der Zahlungsrück- 
stand eine Folge außergewöhnlicher 
und unabwendbarer Umstände ist. 

(6) Die Höhe der Gebühren und Be- 
träge für Dienstleistungen des Inter- 
nationalen Büros auf dem Gebiet der 
juristisch-technischen Hilfe wird vom 
Generaldirektor festgesetzt, der dem 
Koordinierungsausschuß darüber be- 
richtet. 

(7) Die Organisation kann mit Bil- 
ligung des Koordinierungsausschus- 
ses alle Schenkungen, Vermächtnisse 
und Zuwendungen annehmen, die un- 
mittelbar von Regierungen, öffent- 
lichen oder privaten Einrichtungen, 
Vereinigungen oder Privatpersonen 
stammen. 

(8) a) Die Organisation hat einen 

Betriebsmittelfonds, der durch 
eine einmalige Zahlung der 
Verbände und jedes Ver- 
tragsstaates dieses Überein- 
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party to this Convention not 
member of any Union. If the 
fund becomes insufficient, it 
shall be increased. 


(b) The amount of the single 
payment of each Union and 
its possible participation in 
any increase shall be de- 
cided by its Assembly. 


(c) The amount of the single 
payment of eadi State party 
to this Convention not mem- 
ber of any Union and its part 
in any increase shall be a 
Proportion of the contribu- 
tion of that State for the year 
in which the fund is estab- 
lished or the increase de- 
cided. The Proportion and 
the terms of payment shall 
be fixed by the Conference 
on the proposal of the Direc- 
tor General and after it has 
heard the advice of the Co- 
ordination Committee. 


(9) (a) In the headquarters agree- 
ment concluded with the 
State on the territory of 
which the Organization has 
its headquarters, it shall be 
provided that, whenever the 
working Capital fund is in- 
sufficient, such State shall 
grant advances. The amount 
of these advances and the 
conditions on which they are 
granted shall be the subject 
of separate agreements, in 
each case, between such 
State and the Organization. 
As long as it remains under 
the Obligation to grant ad- 
vances, such State shall have 
an ex officio seat on the Co- 
ordination Committee. 


(b) The State referred to in sub- 
paragraph (a) and the Or- 
ganization shall each have 
the right to denounce the 
Obligation to grant advances, 
by written notification. De- 
nunciation shall take effect 
three years after the end of 
the year in which it has been 
notified. 


(10) The auditing of the accounts 
shall be effected by one or more 
Member States, or by external audi- 
tors, as provided in the financial 
regulations. They shall be designated, 
with their agreement, by the General 
Assembly. 


sente Convention qui n'est 
pas membre de l'une des 
Unions. Si le fonds devient 
insuffisant, son augmentation 
est decidee. 

b) Le montant du versement uni- 
que de chaque Union et sa 
participation eventuelle ä 
toute augmentation sont de- 
cides par son Assemblee. 


c) Le montant du versement uni- 
que de chaque Etat partie ä la 
presente Convention qui n'est 
pas membre d'une Union, et 
sa participation ä toute aug- 
mentation, sont proportion- 
nels ä la contribution de cet 
Etat pour l'annee au cours de 
laquelle le fonds est' consti- 
tue ou l'augmentation deci- 
dee. La Proportion et les mo- 
dalites de versement sont ar- 
retees par la Conference, sur 
proposition du Directeur ge- 
neral et apres avis du Comite 
de coordination. 


9) a) L'accord de siege conclu avec 
l'Etat sur le territoire duquel 
l'Organisation a son siege 
prevoit que, si le fonds de 
roulement est insuffisant, cet 
Etat accorde des avances. Le 
montant de ces avances et les 
conditions dans lesquelles el- 
ies sont accordees font l'ob- 
jet, dans chaque cas, d'accords 
separes entre l'Etat en cause 
et l'Organisation. Aussi long- 
temps qu'il est tenu d’accor- 
der des avances, cet Etat dis- 
pose ex officio d'un siege au 
Comite de coordination. 


b) L'Etat vise au sous-alinea a) 
et rOrganisation ont chacun 
le droit de denoncer l'engage- 
ment d’accorder des avances, 
moyennant notification par 
ecrit, La denonciation prend 
effet trois ans apres la fin de 
l'annee au cours de laquelle 
eile a ete notifiee. 


10) La verification des comptes est 
assuree, selon les modalites prevues 
dans le regiement financier, par un 
ou plusieurs Etats membres ou par 
des controleurs exterieurs, qui sont, 
avec leur consentement, designes par 
l'Assemblee generale. 


parte en el presente Convenio 
que no sean miembros de ai- 
guna de las Uniones. Si el 
fondo resultara insuficiente, se 
decidirä su aumento. 

b) La cuantia de la aportaciön 
ünica de cada Union y su 
posible participaciön en todo 
aumento serän decididas por 
SU Asamblea. 


c) La cuantia de la aportaciön 
ünica de cada Estado parte en 
el presente Convenio que no 
sea miembro de una Union y 
SU participaciön en todo au- 
mento seran proporcionales a 
la contribuciön de ese Estado 
correspondiente al afio en el 
curso del cual se constituyö el 
fondo o se decidiö el aumento. 
La proporciön y las modali- 
dades cie pago seran determi- 
nadas por la Conferencia, a 
propuesta del Director Gene- 
ral y previo dictamen del Co- 
mite de Coordinaciön. 


9) a) El Acuerdo de Sede concluido 
con el Estado en cuyo terri- 
torio la Organizaciön tenga su 
residencia prevera que ese 
Estado conceda anticipos si el 
fondo de operaciones fuere 
insuficiente. La cuantia de 
esos anticipos y las condicio- 
nes en las que serän conce- 
didos, serän objeto, en cada 
caso, de acuerdos separados 
entre el Estado en cuestiön y 
la Organizaciön. Mientras 
tenga la obiigaciön de con- 
ceder esos anticipos, ese Esta- 
do tendrä un puesto ex officio 
en el Comite de Coordinaciön. 


b) El Estado al que se hace re- 
ferencia en el apartado a) y la 
Organizaciön tendrän cada 
uno el deredio de denunciar 
el compromiso de conceder 
anticipos, mediante notifica- 
ciön por escrito, La denuncia 
producirä efecto tres anos des- 
pues de terminar el ano en el 
curso del cual haya sido noti- 
ficada. 

10) De la intervenciön de cuentas 
se encargarän, segün las modaiidades 
previstas en el reglamento financiero, 
uno o varios Estados miembros, o in- 
terventores de cuentas que, con su 
consentimiento, serän designados por 
la Asamblea General. 


34 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


HBJiaeTCH HJienoM KaKoro-jinÖo m3 Coio- 
30B. EcjIM dDOHA OßOpOTHblX Cpe^CTB 
CTanoBUTCfl neAocTaTOHHbiM, pemaeTCH 
Bonpoc o ero yBejiuueHiiM. 


kommens, der nicht Mitglied 
eines der Verbände ist, ge- 
bildet wird. Reicht der Fonds 
nicht mehr aus, so wird er 
erhöht. 


(b) Pa3Mep pa30Boro njiaTexta KaHt^oro Co- 
i03a u ero B03M0ÄH0e yuacTue b yBejiu- 
HeHMM choH;:^a onpe^ejineTca AccaMÖJieew 
Coi03a. 


b) Die Höhe der einmaligen 
Zahlung jedes Verbandes und 
gegebenenfalls sein Anteil an 
jeder Erhöhung werden von 
der Versammlung dieses Ver- 
bandes beschlossen. 


(c) Pa3Mep paaoBoro nJiaTeaca KaacAoro ro- 
cyAapcTBa-CTOpoHbi HacToameM Koh- 
BeHj^MM, ne HBJiaiomerocH HJienoM Ka- 
KOro-jiMÖo M 3 C 01030 B, M ero aoJIH b 
aioÖOM yBeJiMaeHUM choHAa nponopnno- 
HajibHbi roAOBOMy B3Hocy SToro rocy- 
AapCTBa 3a tot roA, b KOTopbiw oöpaao- 
Ban choHA mjim npunaTO peuieHue o ero 
yBejiMueHMM, 3Ta nponopi^ua m ycjiOBwa 
njiaTeaca ycTanaBJiMBaiOTca no npeAJio- 
ateHMK) renepajibHoro jf^upeKTopa Koh- 
chepeHL^neii nocjie Toro, KaK ona 3a- 
cJiymaeT MneHwe KoopAMHaqiiOHHoro 
KOMIITOTa. 


(9) (a) B comaiueHMii o mTaÖ-KBapTupe, 3 a- 
KJiiOHaeMOM c rocyAapCTBOM, na Teppri- 
Topuu KOTOporo OpraHM 3 ai^Ma iiMeeT 
CBOK) lUTaÖ-KBapTMpy, npeAycMaTpii- 
BaeTca, hto b cjiyaaax, KorAa c^oha 060- 
poTHbix cpeACTB OKa 3 biBaeTCfl neAocTa- 
TOUHbiM, TaKoe rocyAapcTBO npeAocTa- 
BJiaeT aBancbi. CyMMbi 3tmx aeancoB m 
ycjioBua, na KOTopbix ohm npeAocTa- 
BJiaiOTca, B KaxiAOM cjiyaae aBJiaiOTca 
npeAMGTOM ocoöoro corjiameHua MeacAy 
TaKMM rocyAapcTBOM u OpraHMsar^Meu. 
JXo Tex nop, noxa Taxoe rocyAapcTBO- 
CTopoHa CBaaano oÖaaaTejibcTBOM npe- 
AocTaBJiaTb aBancbi, oho MMeeT oaho 
MecTO ex officio b KoopAUHauHOHHOM 
KOMHTeTe. 


(b) Kax rocyAapcTBO, ynoManyToe b hoa- 
naparpache (a), Tax n OpraHM3ai^iia 
HMeiOT npaBO nyTOM nwcbMeHHoro yBe- 
AOMjieHiia A^HOHCHpOBaTb oÖaaaTejib- 
CTBO o HpeAocTaBJieHMM aBancoB. JXeuoH- 
cai^HH BCTynaeT b AaficTBue uepea Tpn 
roAa nocJie OKOHHamiH Toro roAa, b 
KOTOpbiM öbijio CAejiano yBeAOMJienMe. 


c) Die Höhe der einmaligen 
Zahlung jedes Vertrags- 
staates dieses Übereinkom- 
mens, der nicht Mitglied eines 
der Verbände ist, und sein 
Anteil an jeder Erhöhung 
sind proportional zu dem Bei- 
trag dieses Staates für das 
Jahr, in dem der Fonds ge- 
bildet oder die Erhöhung 
beschlossen wird. Dieses Ver- 
hältnis und die Zahlungsbe- 
dingungen werden von der 
Konferenz auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach 
Äußerung des Koordinie- 
rungsausschusses festgesetzt. 

(9) a) Das Abkommen über den 
Sitz der Organisation, das 
mit dem Staat geschlossen 
wird, in dessen Hoheitsge- 
biet die Organisation ihren 
Sitz hat, sieht vor, daß die- 
ser Staat Vorschüsse ge- 
währt, wenn der Betriebs- 
mittelfonds nicht ausreicht. 
Die Höhe dieser Vorschüsse 
und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, 
sind in jedem Fall Gegen- 
stand besonderer Verein- 
barungen zwischen diesem 
Staat und der Organisation. 
Solange dieser Staat ver- 
pflichtet ist, Vorschüsse zu 
gewähren, hat er ex officio 
einen Sitz im Koordinie- 
rungsausschuß. 

b) Der unter Buchstabe a be- 
zeichnete Staat und die Or- 
ganisation sind berechtigt, die 
Verpflichtung zur Gewährung 
von Vorschüssen durch schrift- 
liche Notifikation zu kündi- 
gen. Die Kündigung wird drei 
Jahre nach Ablauf des Jah- 
res wirksam, in dem sie noti- 
fiziert worden ist. 


(10) PeBii3iiH cueTOB ocyunecTBJiHeTCH oahmm (10) Die Rechnungsprüfung wird 

iiJiM Öojiee rocyAapCTBaMM-HJieHaMM mjim BHem- nach Maßgabe der Finanzvorschriften 

HMMM peBM3opaMH, xax npeAycMOTpeno b c^DiiHaH- von einem oder mehreren Mitglied- 

COBOM perjiaMeHTe. Ohh HaananaiOTCH, c iix co- Staaten oder von außenstehenden 

rjiaciiH, renepajibHOH AccaMÖJieefi. Rechnungsprüfern vorgenommen, die 

mit ihrer Zustimmung von der Gene- 
ralversammlung bestimmt werden. 
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A r t i c 1 e 12 

Legal Capacily; Privileges and 
Immunities 

(1) The Organization shall enjoy on 
the territory of each Member State, 
in conformity with the laws of that 
Stale, such legal capacity as may be 
necessary for the fulfilment of the 
Organization's objectives and for the 
exercise of its functions, 

(2) The Organization shall conclude 
a headquarters agreement with the 
Swiss Confederation and with any 
other State in which the headquarters 
may subsequently be located. 

(3) The Organization may conclude 
bilateral or multilateral agreements 
with the other Member States with 
a view to the enjoyment by the Or- 
ganization, its officials, and represent- 
atives of all Member States, of such 
Privileges and immunities as may be 
necessary for the fulfilment of its 
objectives and for the exercise of its 
functions. 

(4) The Director General may nego- 
tiate and, after approval by the Co- 
ordination Committee, shall conclude 
and sign on behalf of the Organization 
the agreements referred to in para- 
graphs (2) and (3). 

A r t i c 1 e 13 

Relations with other Organizations 

(1) The Organization shall, where 
appiopriate, establish working rela^ 
tions and cooperate with other inter- 
governmental organizations. Any gen- 
eral agreement to such effect entered 
into with such organizations shall be 
concluded by the Director General 
after approval by the Coordination 
Committee. 

(2) The Organization may, on mat- 
ters wilhin its competence, make suit- 
able arrangements for consultation 
and Cooperation with international 
non-governmental organizations and, 
with the consent of the Governments 
concerned, with national organiza- 
tions, governmental or non-govern- 
mental. Such arrangements shall be 
made by the Director General after 
approval by the Coordination Com- 
luittee. 


A r t i c 1 e 14 

Becoming Party to the Convention 


(1) States referred to in Article 5 
may become party to this Convention 
and Member of the Organization by: 


Article 12 

Capacite juridique; 

Privileges et immunites 

1) L'Organisation jouit, sur le ter- 
ritoire de chaque Etat membre, con- 
formement aux lois de cet Etat, de la 
capacite juridique necessaire pour at- 
teindre son but et exercer ses fonc- 
tions. 


2) L'Organisation conclut un accord 
de siege avec la Confederation suisse 
et avec tout autre Etat oü le siege 
pourrait etre fixe par la suite. 


3) L'Organisation peut conclure des 
accords bilateraux ou multilateraux 
avec les autres Etats membres pour 
s’assurer, ainsi qu'ä ses fonctionnaires 
et aux representants de tous les Etats 
membres, la jouissaiice des Privileges 
et immunites necessaires pour at- 
teindre son but et exercer ses fonc- 
tions. 


4) Le Directeur general peut nego- 
cier, et apres approbation du Comite 
de coordination, conclut et signe au 
nom de l'Organisation les accords vi- 
ses aux alineas 2) et 3). 


Article 13 

Relations avec d'autres organisations 

1) L'Organisation, si eile l'estime 
opportun, etablit des relations de tra- 
vail et coopere avec d'autres organi- 
sations intergouvernementales. Tout 
accord general passe a cet effet avec 
ces organisations est conclu par le 
Directeur general, apres approbation 
du Comite de coordination. 


2) L'Organisation peut prendre, pour 
les questions de sa competence, tou- 
tes dispositions appropriees en vue de 
la consultation des organisations inter- 
nationales non gouvernementales et, 
SOUS reserve du consentement des 
Gouvernements Interesses, des organi- 
sations nationales gouvernementales 
ou non gouvernementales, ainsi qu’en 
vue de toute cooperation avec lesdites 
organisations. De telles dispositions 
sont prises par le Directeur general, 
apres approbation du Comite de co- 
ordination. 


Article 14 

Modalites seien lesquelles les Etats 
peuvent devenir parties ä la 
Convention 

1) Les Etats vises ä l'article 5 peu- 
vent devenir parties a la presente 
Conv^ention et membres de l'Organisa- 
tion par: 


Articulo 12 

Capacidad jurtdica; privilegios 
e inmunidades 

1) La Organizaeiön gozara, en el 
territorio de cada Estado miembro y 
conforme a las leyes de ese Estado, 
de la capacidad juridica necesaria 
para alcanzar sus objetivos y ejercer 
sus funciones. 

2) La Organizaeiön concluira un 
Acuerdo de Sede con la Confedera- 
eiön Suiza y con cualquier otro Estado 
donde pudiera mas adelante fijar su 
residencia. 

3) La Organizaeiön podra concluir 
acuerdos bilaterales o multilaterales 
con los otros Estados miembros para 
asegurarse a si misma, al igual que a 
sus funcionarios y a los representan- 
tes de todos los Estados miembros, el 
disfrute de los privilegios e inmuni- 
dades necesarios para alcanzar sus 
objetivos y ejercer sus funciones. 

4) El Director General podra nego- 
ciar y, previa aprobaeiön del Comite 
de Coordinaeiön, concluira y firmara 
en nombre de la Organizaeiön los 
acuerdos a los que se hace referencia 
en los apartados 2) y 3). 

Articulo 13 

Relaciones con otras organizaciones 

1) La Organizaeiön, si lo cree opor- 
tuno, establecera relaciones de trabajo 
y cooperarä con otras organizaciones 
intergubernainentales. Todo acuerdo 
general concertado al respecto con 
esas organizaciones sera concluido 
por el Director General, previa apro- 
baeiön del Comite de Coordinaeiön. 


2) En los asuntos de su competencia, 
la Organizaeiön podra tomar todas las 
medidas adecuadas para la consulta 
y cooperaeiön con las organizaciones 
internacionales no gubernamentales y, 
previo consentimiento de los gobier- 
nos interesados, con las organizaciones 
nacionales, sean gubernamentales o 
no gubernamentales. Tales medidas 
seran tomadas por el Director General, 
previa aprobaeiön del Comite de Co- 
ordinaeiön. 

Articulo 14 

Modalidades para llegar los Estados 
a ser parte en el Convenio 

1) Los Estados a los que se hace 
referencia en el Articulo S podran 
llegar a ser parle en el presente Con- 
venio y miembros de la Organizaeiön, 
mediante: 
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CxaTta 12 


Artikel 12 


üpaBocnocoÖHOCTb; npHBHJiemii m 
MM iwyHiiTeTbi 


Rechtsfähigkeit, Vorrechte und 
Immunitäten 


(1) OpraHusauHH nojibsyexca na TeppHTopuii 
Ka>K;^oro rocy^^apcTBa-HJiena b cooTBeTcxBnu c 
3aKOHaMii 3X0X0 rocy^apcxBa xaKOu npaBOcnocoö- 
iiocxbK), Koxopaa Heoöxo^HMa ;;ocxM>KeHua 

peJieM Opraiimauiin ii ocymecxBJieHiia ee chyuK- 
UMM. 


(1) Die Organisation genießt im 
Hoheitsgebiet jedes Mitgliedstaates 
gemäß den Gesetzen dieses Staates 
die zur Erreichung ihres Zwecks und 
zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
erforderliche Rechtsfähigkeit. 


(2) OpraHMsauiia saKjiiouaex coraameuwa o 
mxaö-KBapxiipe c UlBeüqapcKOM KoHche^tepaqueM 
M c JiioöbiM ,rtpyriiM rocy;tapcxBOM, b KoxopoM 
Bnocjie;tcxBHii mojkcx 6bixb pacnojiojKeua uixaö- 
KBapxMpa. 


(2) Die Organisation schließt mit 
der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
und mit jedem anderen Staat, in den 
der Sitz gegebenenfalls verlegt wird, 
ein Abkommen über den Sitz. 


(3) OpraHMSaqua MOJKex saKJiiouaxb ,rtBycxopOH- 
Hiie MJin MHorocxopOHHiie corjiauieHua c r^pyruMii 
rocy;tapcxBaMM-HJieHaMM c qejibio oSecneurixb 
OpraHMsaqriM, ee ochuqriaJibHbiM jiMqaM ir npe,it- 
cxaBMxeJiaM Bcex rocy;tapcTB-HjieHOB xaKue npw- 
BUJieruu li iiMMyuiixexbi, Koxopbie Moryx 6bixb 
Heo6xo;^MMbi ,ajia AOCxiuKeirua ee qejieu ii ocy- 
iqecxB.TieHiia chyHKqiiü. 


(3) Die Organisation kann mit den 
anderen Mitgliedstaaten zwei- oder 
mehrseitige Übereinkünfte schließen, 
um sich sowie ihren Beamten und den 
Vertretern aller Mitgliedstaaten die 
zur Erreichung des Zwecks und zur 
Wahrnehmung der Aufgaben der Or- 
ganisation erforderlichen Vorrechte 
und Immunitäten zu sichern. 


(4) renepaJibHbiM AupeKxop mojkcx necxii nepe- 
roBopbi M, nocjie o,ao6peHua KoopAUHaquouHoro 
KOMuxexa, saKJiiouaex u no,rtnucbiBaex ox uMenii 
Opranrisaquii corjiameHiia, ynoMHuyxbie b napa- 
rpachax (2) u (3). 


C X a X ba 13 


(4) Der Generaldirektor kann Ver- 
handlungen über die in den Absätzen 
2 und 3 bezeichneten Übereinkünfte 
führen; nach Billigung durch den Ko- 
ordinierungsausschuß schließt und 
unterzeichnet er sie im Namen der 
Organisation. 

Artikel 13 


OxHouieHMa c APyrMMM opraiiM3aqHaMii 


(1) OpraHHsaqria, ecJiii 3xo qejiecooöpasHO, 
ycxaHaBJiHBaex paöouiie oxHomeHiia ii coxpy,rtHn- 
uaex c APyriiMM MejKnpaBMxejibcxBeuHbiMw op- 
ranimaquaMM. Jlioöoe renepajibHoe corjiameHne 
o6 3X0M, Aocxiiniyxoe c xaKMMii opraHHsaqnaMit, 
aaKjiioHaexca FeiiepajibHbiM JliipeKTopoM noc.xe 
ofloöpeHna Koop,ZfiiHaqiioiiHoro KOMiixexa. 


(2) OpraHMsaqqa MO>Kex no BonpocaM CBoeii 
KOMnexeHqMM npOBO/^iixb cooxBexcxByioiqHe Mepo- 
npnaxua no KOHcyjibxaqnaivi n coxpy/tHnuecxBy c 
Meacrtynapo^itHbiMM nenpaBqxejibcxBeHHbiMn op- 
raHMsaqnaiviq, a xaK>Ke, c corjiacira aannxepeco- 
BaHHbix npaBUxejibcxB, c HaqriOHaJibHbiMM opra- 
iiiisaqriaMM, npaBxixejibCXBeHHMii hjim nenpaBM- 
xejibCXBeHHbiMii. TaKwe Meponpnaxna npOBO^nxca 
renepaJibHbiM ,Zi;qpeKxopOM nocjie o,rto6peniia Ko- 
op;ti4HaqHOHHoro KOMiixexa. 


Beziehungen zu anderen 
Organisationen 

(1) Die Organisation stellt, wenn 
sie es für zweckmäßig hält, Beziehun- 
gen zur Zusammenarbeit mit anderen 
zwischenstaatlichen Organisationen 
her und arbeitet mit ihnen zusammen. 
Jedes zu diesem Zweck mit diesen 
Organisationen vereinbarte allgemeine 
Abkommen wird vom Generaldirektor 
nach Billigung durch den Koordinie- 
rungsausschuß geschlossen. 

(2) Die Organisation kann für die 
in ihre Zuständigkeit fallenden Fragen 
alle geeigneten Maßnahmen für eine 
Konsultation und Zusammenarbeit mit 
internationalen nichtstaatlichen Or- 
ganisationen und, sofern die beteilig- 
ten Regierungen zustimmen, mit natio- 
nalen staatlichen oder nichtstaatlichen 
Organisationen treffen. Solche Maß- 
nahmen werden vom Generaldirektor 
nach Billigung durch den Koordinie- 
rungsausschuß getroffen. 


CxaxbH 14 


Artikel 14 


noAnMcaiiiie, paTH4>HKaqHB Kohbchumm m 
npucoeAHHCHHC K Heü 


Möglichkeiten, 
Vertragspartei zu werden 


(1) rocy;aapcxBa, ynoMHHyxbie b cxaxbe 5, Moryx (1) Die in Artikel 5 bezeichneten 

cxaxb cxoponaMW HacxoaiqeM KoHBeHqrui n ujie- Staaten können Vertragspartei dieses 

HaMM OpraHiisaqiiM nyxeM: Übereinkommens und Mitglied der 

Organisation werden durch 
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(1) Signatare without reservation as 
to ratification, or 

(ii) Signatare sabject to ratification 
followed by the deposit of an 
instrament of ratification, or 

(iii) deposit of an instrament of ac- 
cession. 

(2) Notwithstanding any other Pro- 
vision of this Convention, a State 
party to the Paris Convention, the 
Berne Convention, or both Conven- 
tions, may become party to this Con- 
vention only if it concarrently rati- 
fies or accedes to, or only after it 
has ratified or acceded to: 

either the Stockholm Act of the Paris 
Convention in its entirety or with 
only the limitation set forth in Ar- 
ticle 20 (1) (b) (i) thereof. 


or the Stockholm Act of the Berne 
Convention in its entirety or with 
only the limitation set forth in Ar- 
ticle 28 (1) (b) (i) thereof. 


(3) Instraments of ratification or ac- 
cession shall be deposited with the 
Director General. 

Article 15 

Entry into Force of the Convention 

(1) This Convention shall enter into 
force three months after ten States 
members of the Paris Union and seven 
States members of the Berne Union 
have taken action as provided in Ar- 
ticle 14 (1), it oeing anderstood that, 
if a State is a member of both Unions, 
it will be counted in both groaps. On 
that date, this Convention shall enter 
into force also in respect of States 
which, not being members of either of 
the two Unions, have taken action as 
provided in Article 14 (1) three months 
or more prior to that date. 


(2) In respect to any other State, 
this Convention shall enter into force 
three months after the date on which 
such State takes action as provided in 
Article 14 (1). 


Article 16 

Reservations 

No reservations to this Convention 
are permitted. 

Article 17 

Amendments 

(1) Proposals for the amendment of 
this Convention may be initiated by 


1) leur signature sans reserve de ra- 
tification, ou 

ii) leur signature sous reserve de 
ratification, suivie du depöt de 
l'instrument de ratification, ou 

iii) le depot d un instrument d'adhe- 
sion. 

2) Nonobstant toute autre disposi- 
tion de la presente Convention, un 
Etat Partie ä la Convention de Paris, 
ä la Convention de Berne ou ä ces 
deux Conventions, ne peut devenir 
Partie ä la presente Convention qu'en 
devenant simultanement partie, ou 
qu’apres etre devenu partie anterieu- 
rement, par ratification ou adhesion 

soit ä l'Acte de Stockholm de la 
Convention de Paris dans sa totalite 
ou avec la seule limitation prevue 
par l'article 20.1) b) i) dudit Acte, 


soit ä l’Acte de Stockholm de la 
Convention de Berne dans sa tota- 
lite ou avec la seule limitation pre- 
vue par l'article 28.1) b) i) dudit 
Acte. 


3) Les Instruments de ratification ou 
d'adhesion sont deposes aupres du 
Directeur general, 

Article 15 

Entree en vigueur de la Convention 

1) La presente Convention entre en 
vigueur trois mois apres que dix Etats 
membres de l’Union de Paris et sept 
Etats membres de l'Union de Berne 
ont accompli Tun des actes prevus ä 
l’article 14.1), etant entendu que tout 
Etat membre des deux Unions est 
compte dans les deux groupes. A cettc 
date, la presente Convention entre 
egalement en vigueur ä l’egard des 
Etats qui, n’etant membres d’aucune 
des deux Unions, ont accompli, trois 
mois ou plus avant ladite date, Tun 
des actes prevus ä l’article 14.1). 


2) A legard de tout autre Etat, la 
presente Convention entre en vigueur 
trois mois apres la date ä laquelle cet 
Etat a accompli Tun des actes prevus 
ä l’article 14.1). 

Article 16 

Reserves 

Aucune reserve n'est admise a la 
presente Convention. 

Article 17 

Modifications 

1) Des propositions de modification 
ä la presente Convention peuvent etre 


i) la firma, sin reserva en cuanto a 
la ratificaciön, o 

ii) la firma bajo reserva de ratifica- 
ciön, seguida del depösito del 
instrumento de ratificaciön, o 

iii) el depösito de un instrumento de 
adhesiön. 

2) Sin perjuicio de las demäs dis- 
posiciones del presente Convenio, un 
Estado parte en el Convenio de Paris, 
en el Convenio de Berna, o en esos 
dos Convenios, podrä llegar a ser 
parte en el presente Convenio si al 
mismo tiempo ratifica o se adhiere, 
o si anteriormente ha ratificado o se 
ha adherido, sea a: 

el Acta de Estocolmo del Convenio 
de Paris en su totalidad o solamente 
con la limitaciön prevista en el Ar- 
ticulo 20. 1) b) i) de dicha Acta, o 


el Acta de Estocolmo del Convenio 
de Berna en su totalidad o sola- 
mente con la limitaciön establecida 
por el Articulo 28. 1) b) i) de dicha 
Acta. 


3 Los instrumentos de ratificaciön o 
de adhesiön se depositarän en podei 
del Director General. 

Articulo 15 

Entrada en vigor del Convenio 

1) El presente Convenio entrarä en 
vigor tres meses despues que diez 
Estados miembros de la Uniön de 
Paris y siete Estados miembros de la 
Uniön de Berna hayan llevado a cabo 
uno de los actos previstos en el Ar- 
ticulo 14. 1), en la inteligencia de que 
todo Estado miembro de las dos Unio- 
nes serä contado en los dos grupos, 
En esa fecha, el presente Convenio 
entrarä igualmente en vigor respecto 
de los Estados que, no siendo miem- 
bros de ninguna de las dos Uniones, 
hayan llevado a cabo, tres meses por 
lo menos antes de la citada fecha, uno 
de los actos previstos en el Arti- 
culo 14. 1). 

2) Respecto de cualquier otro Esta- 
do, el presente Convenio entrarä en 
vigor tres meses despues de la fecha 
en la que ese Estado haya llevado a 
cabo uno de los actos previstos en el 
Articulo 14. 1). 

Articulo 16 

Reservas 

No se admite ninguna reserva al 
presente Convenio. 

Articulo 17 

Modificaciones 

1) Las propuestas de modificaciön 
del presente Convenio podrän ser pre- 
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(i) noflnwcaHUH KoHBeHpuu Öes oroBopKii o pa« 
TMd)MKaij;MM, 

(ii) no/^nncaHMH c oroBopKOM o paTncJ^MKannn, 
nocjie KOToporo nocJieAyeT AenoHMpoBanne 
paTM(J)MKapMOHHOÜ rpaMOTBI, MJIM 

(iii) ^enoHiipoBaHMH aKTa o npncoeflUHeHUM. 

(2) HecMOTpH Ha Jiioöoe ^pyroe nojicHceHiie 
HacTOHineM KoHBennnM, rocy^apCTBO-CTOpona 
IlapMXtCKOM KOHBeHpriH, BepHCKOM KOHBeHpMM 
MJIM OÖeMX 9TMX KOHBeHl^MM MOXtGT CTaTb CTOpO- 
HOM HaCTOHIireM KOHBeHpMM TOJIbKO, GCJIM OHO 
o^HOBpeivreHHO paTM(J)MpMpyeT mjim npiicoeAMHH- 
GTCfl, MJIM eCJIM OHO yXCG paTMdJMI^MpOBaJIO MJIM 
npMCoe^MHMJiocb : 

— JIMÖO K CTOKrOJIbMCKOMy aKTy IlapMJKCKOM 
KOHBGHPMM B qejIOM MJIM TOJIbKO C MSTiHTMeM, 

npeAycMOTpeHHbiM b ero CTaTbe 20 (1) (b) (i); 


— JIMÖO K CTOKrOJIbMCKOMy aKTy BepHCKOM 
KOHBeHpMM B H;ejlOM MJIM TOJIbKO C M3T>HTMeM, 

npe^ycMOTpeHHbiM b ero cTarbe 28 (1) (b) (i). 


(3) PaTMdDMKapMOHHbie rpaMOTbi mjim aKTbi o 
npMCoe^MHeHMM ^enoHMpyiOTCH y renepajibHoro 
JtiipeKTOpa. 

CTaTbH 15 

BcTynjieHMe b CMJiy KoHBeHUMif 

(1) HacTOHman KoHBeHpMH Bcrynaer b ciiJiy 
Hepe3 TpM MecHpa nocjie Toro, kbk ^ecHTb 
rocy^apcTB-ujiGHOB IlapMxccKOro coiosa m cgmb 
rocy;^apcTB-HjieHOB BepHCKOro coiosa npe;^npM- 
HHJIM ;^eMCTBMH, Hpe^yCMOTpeHRbie B CTaTbe 
14 (1); npM 3TOM noHMMaeTCfl, hto, gcjim rocy- 
^apCTBO HBJiaeTCH HJieHOM OÖOMX C0K)30B, OHO 
öy^eT sacHMTaHO b oöeMx rpynnax. Ha 3Ty >Ke 
Aary KoHBenpuH Bcrynaer b CMJiy TaKxte b 
OTHO iueHMM rocy^apcTB, KOTopbie, ne hbjihhcb 
HJ ieHaMM HM OAHOrO M3 AByX C0K)30B, npeAnpM- 
HHJiM abmctbmh, npeAycMOTpeHHbie b CTUTbe 14 (1), 
He no3AHee, ueM 3a TpM Mecnna ao 3tom AaTbi. 


(2) B OTHomeHMM jiioöoro APyroro rocyAapCTBa 
HacTOfliuaa KoHBeHpMH BCTynaeT b CMJiy nepea 
TpM Mecflqa nocjie AaTbi, na KOTopyio TUKoe 
rocyAapcTBO npeAnpMHHJio abmctbmh, npeAy- 
CMOTpeHHbie B CTaTbe 14 (1). 


CTaTbH 16 

OrOBOpKM 

HMKaKMe OrOBOpKM B OTHOmeHMM HaCTOHIUeM 
KoHBeHiiMM He AonycKaiOTCH. 

CTaTbH 17 

nonpaBKH 

(1) üpeAJioxieHMH o BHecenMM nonpaBOK b 
nacTOHmyio KoHBeHpMio MoryT ßbiTb CAejianbi no 


i) Unterzeichnung ohne Vorbehalt 
der Ratifikation oder 
ii) Unterzeichnung unter Vorbehalt 
der Ratifikation und nachfolgende 
Hinterlegung der Ratifikations- 
urkunde oder 

iii) Hinterlegung einer Beitrittsur- 
kunde. 

(2) Ungeachtet aller anderen Be- 
stimmungen dieses Übereinkommens 
kann ein Vertragsstaat der Pariser 
Verbandsübereinkunft, der Berner 
Übereinkunft oder beider Überein- 
künfte nur dann Vertragspartei dieses 
Übereinkommens werden, wenn er 
durch Ratifikation oder Beitritt gleich- 
zeitig oder vorher Vertragspartei 

entweder der Stockholmer Fassung 
der Pariser Verbandsübereinkunft in 
ihrer Gesamtheit oder mit der in 
Artikel 20 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer i dieser Fassung vorgesehe- 
nen Einschränkung 
oder der Stockholmer Fassung der 
Berner Übereinkunft in ihrer Ge- 
samtheit oder mit der in Artikel 28 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i dieser 
Fassung vorgesehenen Einschrän- 
kung 

wird oder geworden ist. 

(3) Die Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunden werden beim Generaldirek- 
tor hinterlegt. 

Artikel 15 

Inkrafttreten des Übereinkommens 

(1) Dieses Übereinkommen tritt drei 
Monate, nachdem zehn Mitgliedstaaten 
des Pariser Verbandes und sieben 
Mitgliedstaaten des Berner Verbandes 
eine der in Artikel 14 Absatz 1 vor- 
gesehenen Handlungen vorgenommen 
haben, in Kraft, wobei ein Staat, der 
Mitglied beider Verbände ist, in bei- 
den Gruppen gezählt wird. Zu diesem 
Zeitpunkt tritt dieses Übereinkommen 
auch für die Staaten in Kraft, die, 
ohne Mitglied eines der beiden Ver- 
bände zu sein, drei Monate vor 
diesem Zeitpunkt oder früher eine 
der in Artikel 14 Absatz 1 vorgesehe- 
nen Handlungen vorgenommen haben. 

(2) Für jeden anderen Staat tritt 
dieses Übereinkommen drei Monate 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
dieser Staat eine der in Artikel 14 
Absatz 1 vorgesehenen Handlungen 
vorgenommen hat. 

Artikel 16 

Vorbehalte 

Vorbehalte zu diesem Übereinkom- 
men sind nicht zulässig. 

Artikel 17 

Änderungen 

(1) Vorschläge zur Änderung dieses 
Übereinkommens können von jedem 
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any Member State, by the Cuordina- 
tion Committee, or by the Director 
General. Such proposals shall be com- 
municated by the Director General to 
the Member States at least six months 
in advance of their consideration by 
the Conference. 

(2) Amendments shall be adopted 
by the Conference. Whenever amend- 
ments would affect the rights and ob- 
ligations of States party to this Con- 
vention not members of any of the 
Unions, such States shall also vote. 
On all other amendments proposed, 
only States party to this Convention 
members of any Union shall vote. 
Amendments shall be adopted by a 
simple majority of the votes cast, 
provided that the Conference shall 
vote only on such proposals for 
amendments as have previously been 
adopted by the Assembly of the Paris 
Union and the Assembly of the Berne 
Union according to the rules ap- 
plicable in each of them regarding the 
adoption of amendments to the ad- 
ministrative provisions of their respec- 
tive Conventions. 


(3) Any amendment shall enter into 
force one month after written notifi- 
cations of acceptance, effected in ac- 
cordance with their respective consti- 
tutional processes, have been received 
by the Director General from three- 
fourths of the States members of the 
Organization, entitled to vote on the 
proposal for amendment pursuant to 
Paragraph (2), at the time the Con- 
ference adopted the amendment. Any 
amendments thus accepted shall bind 
all the States which are Members of 
the Organization at ' the time the 
amendment enters into force or which 
become Members at a subsequent 
date, provided that any amendment in- 
creasing the financial obligations of 
Member States shall bind only those 
States which have notified their ac- 
ceptance of such amendment. 


Ar ticle 18 
Denunciation 

(1) Any Member State may de- 
nounce this Convention by notifica- 
tion addressed to the Director General. 

(2) Denunciation shall take effect 
six months after the day on which the 
Director General has received the 
notification. 

Article 19 
Notifications 

The Director General shall notify 
the Governments of all Member States 
of: 


presentees par tout Etat membre, par 
le Comite de coordination ou par le 
Directeur general. Ces propositions 
sont communiquees par ce dernier aux 
Etats membres six mois au moins 
avant d'etre soumises ä l'examen de 
la Conference. 

2) Toute modification est adoptee 
par la Conference. S'il s'agit de modi- 
fications de nature ä affecter les droits 
et obligations des Etats parties ä la 
presente Convention qui ne sont mem- 
bres d'aucune des Unions, ces Etats 
participent egalement au scrutin. Les 
Etats parties ä la presente Convention 
qui sont membres de l'une au moins 
des Unions sont seuls habilites ä voter 
sur toutes propositions relatives ä 
d'autres modifications. Les modifica- 
tions sont adoptees ä la majorite sim- 
ple des votes exprimes, etant entendu 
que la Conference ne vote que sur les 
propositions de modification adoptees 
au prealable par l'Assemblee de l'U- 
nion de Paris et l’Assemblee de l'U- 
nion de Berne selon les regles appli- 
cables dans chacune d'elles ä la modi- 
fication des dispositions administrati- 
ves de leurs Conventions respectives. 


3) Toute modification entre en vi- 
gueur un mois apres la reception par 
le Directeur general des notifications 
ecrites d'acceptation, effectuee en 
conformite avec leurs regles consti- 
tutionnelles respectives, de la part des 
trois quarts des Etats qui etaient mem- 
bres de l'Organisation, et avaient le 
droit de vote sur la modification pro- 
posee aux termes de l'alinea 2), au 
moment oü la modification a ete adop- 
tee par la Conference. Toute modifi- 
cation ainsi acceptee lie tous les Etats 
qui sont membres de l'Organisation au 
moment oü la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent mem- 
bres ä une date ulterieure? toutefois, 
toute modification qui accroit les obli- 
gations financieres des Etats membres 
ne lie que ceux d'entre eux qui ont 
notifie leur acceptation de ladite modi- 
fication. 

Article 18 

Denonciation 

1) Tout Etat membre peut denoncer 
la presente Convention par notifica- 
tion adressee au Directeur general. 

2) La denonciation prend effet six 
mois apres la date ä laquelle le Direc- 
teur general a regu la notification. 

Article 19 

Notifications 

Le Directeur general notifie aux 
Gouvernements de tous les Etats mem- 
bres: 


sentadas por todo Estado miembro, 
por el Comite de Coordinaciön o por 
el Director General. Esas propuestas 
serän comunicadas por este ultimo a 
los Estados miembros, al menos seis 
meses antes de ser sometidas a 
examen de la Conferencia. 

2) Todas las modificaciones deberän 
ser adoptadas por la Conferencia. Si 
se trata de modificaciones que puedan 
afectar a los derechos y obligaciones 
de los Estados parte en el presente 
Convenio que no sean miembros de 
alguna de las Uniones, esos Estados 
participaran igualmente en la vota- 
cion. Los Estados parte en el presente 
Convenio que sean miembros por lo 
menos de una de las Uniones, seran 
los ünicos facultados para votar sobre 
todas las demas propuestas de modifi- 
caciön. Las modificaciones serän adop- 
tadas por mayoria simple de los votos 
emitidos, en la inteligencia de que la 
Conferencia solo votarä sobre las pro- 
puestas de modificaciön previamente 
adoptadas por la Asamblea de la 
Union de Paris y por la Asamblea 
de la Union de Berna, de conformidad 
con las reglas aplicables en cada una 
de eilas a las modificaciones de las 
disposiciones administrativas de sus 
respectivos convenios. 

3) Toda modificaciön entrarä en 
Vigor un mes despues de que el Direc- 
tor General haya recibido notifica- 
ciön escrita de su aceptaciön, efec- 
tuada de conformidad con sus respec- 
tivos procedimientos constitucionales, 
de tres cuartos de los Estados que 
eran miembros de la Organizaciön y 
que tenian derecho de voto sobre la 
modificaciön propuesta segün el apar- 
tado 2), en el momento en que la 
modificaciön hubiese sido adoptada 
por la Conferencia. Toda modifica- 
ciön asi aceptada obligarä a todos los 
Estados que sean miembros de la 
Organizaciön en el momento en que 
la modificaciön entre en vigor o que 
se hagan miembros en una fecha ul- 
terior; sin embargo, toda modificaciön 
que incremente las obligaciones finan- 
cieras de los Estados miembros, sölo 
obligarä a los Estados que hayan noti- 
ficado SU aceptaciön de la mencio- 
nada modificaciön. 

Arti c ulo 18 

Denuncia 

1) Todo Estado miembro podrä de- 
nunciar el presente Convenio mediante 
notificaciön dirigida al Director Gene- 
ral. 

2) La denuncia surtirä efecto seis 
meses despues de la fecha en que el 
Director General haya recibido la noti- 
ficaciön. 

Articulo 19 

Notificaciones 

El Director General notificarä a los 
gobiernos de todos los Estados 
miembros: 
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MHMUuaTHBe JiK)6oro rocy^apcTBa-HJieHa Oprann- 
sauMH, no liHnqMaTMBe Koop;:^MHa^MOHHO^o komii- 
TGTa HJiH renepajibHOro J^upeKTopa. TaKiie 
npe;!rjiojKeHMH uanpaBJiaiOTCH renepajibHbiM Jlu- 
peKTopoM rocyflapcTBaM-HJieHaM OpraHusauuM no 
MeHbineu Mepe sa mecTb MecHueB paccMOxpe- 
HiiH HX KoH(hepeHUMeM. 


Mitgliedstaat, vom Koordinierungs- 
ausschuß oder vom Generaldirektor 
vorgelegt werden. Diese Vorschläge 
werden vom Generaldirektor min- 
destens sechs Monate, bevor sie in 
der Konferenz beraten werden, den 
Mitgliedstaaten mitgeteilt. 


(2) IlonpaBKH npMHMMaioTCH KoHchepeHUHeu. 
B cjiyuae, Kor^a npMHHTne nonpaBKM sarpoHyjio 
6bi npana n oÖHsaHHOCTii rocy^apcTB-cTopoH 
HacTOHureH KoHBenuMH, ne hbjihkuumxch HJienaMH 
KaKoro-JiHÖo II3 C0K)30B, TaKMe rocy,i;apcTBa 
xaKJKe yHacTByioT b rojiocoBaHriii. Ilo BceM 
ocxajibHbiM npeAJiaraeMbiM nonpaBKaM rojiocyioT 
TOJibKO rocyflapcTBa-CTopoHbi HacTOHineM Koh- 
BenUHH, HBJIHIOLUMeCH HJieuaMH KaKOrO-JIHÖO 
H3 COK)30B. riOnpaBKM npHHHMaiOTCH npOCTbIM 
ÖOJIbUIMHCTBOM FOJIOCOB npM yCJIOBMM, HTO KOH- 

(J)epeHUHfl rojiocyex tojibko no TaKMM npe^- 
jioJKeHHHM o nonpaBKax, Koxopbie npe,i^BapM- 
TejibHO öbiJiM npHHHTbi AccaMÖJieew HapMJKCKoro 
coK)3a H AccaMÖJieew BepnCKOro coiosa b 
COOTBeTCTBHH C npaBMJiaMM, npMMeHHIOLUMMMCH 
B KaJK,I^OM H3 HMX B OTHOUieHHH npMHHTHH 
IlOnpaBOK K aflMMHMCTpaTMBHbIM nOJIOJKeHIlHM 
HX COOTBeXCTByiOlUHX KOHBeilUHH. 


(2) Jede Änderung wird von der 
Konferenz beschlossen. Berühren die 
Änderungen die Rechte und Verpflich- 
tungen der Vertragsstaaten dieses 
Übereinkommens, die nictit Mitglied 
eines der Verbände sind, so nehmen 
diese Staaten auch an der Abstim- 
mung teil. Uber alle anderen Ände- 
rungsvorschläge stimmen nur die Ver- 
tragsstaaten dieses Übereinkommens 
ab, die Mitglied mindestens eines der 
Verbände sind. Die Änderungen wer- 
den mit einfacher Mehrheit der ab- 
gegebenen Stimmen beschlossen unter 
der Voraussetzung, daß die Konferenz 
nur über solche Änderungsvorschläge 
abstimmt, die vorher von der Ver- 
sammlung des Pariser Verbandes und 
von der Versammlung des Berner Ver- 
bandes nach den Bestimmungen be- 
schlossen worden sind, die diese 
Übereinkünfte für die Änderung ihrer 
Verwaltungs Vorschriften vorsehen. 


(3) JIiooaH nonpaBKa BCTynaex b ciiJiy uepea 
MecHu nocjie Toro, kbk nncbMeHHbie yBefloivuieuHH 
O ee npiIHHTHH, OCymeCTBJieUHOM B COOTBeTCTBHH 
c KOHCTMTyuMOHHOH ^po^e,^ypoH Kaa^,^o^o rocy- 
AapcTBa, nojiyueHbi reuepajibHbiM J^npeKTopoM 
OT Tpex HeTBepTeu rocy,i^apcTB-MjieHOB OpraHH- 
saquH, HMeBUJMx npaBO rojiocoBaTb no ^pe,^JIo- 
jKeHMK) o nonpaBKe corjiacno naparpac^y (2) bo 
B peMH npMHHTHH 3TOM nonpaBKH KoH(J)epeHqiieM. 
IlpHHHTbie TaKMM oöpasoM nonpaBKM oÖHsaTejibHbi 
fljiH Bcex rocyflapcTB, KOTopbie hbjihiotch HJieHaMii 
OpraHMsaqMM b to BpeMH, Ko^,^a nonpaBKa 
BCTynaeT b CMJiy, mjim KOTopbie cTaiiOBHTCH ee 
HjieHaMM nocjie stom flaTbi, npn ycjioBMM, hto 
jiioGan nonpaBKa, yBejiMHMBaiomaH chnnaHcoBbie 
o6H3aTejibCTBa rocy,i;apcTB-HJieHOB, HBJineTCH 
o6H3aTejibHOM TOJibKO flJiH Tex rocyflapcTB, koto- 
pbie yBeAO.MiiJiM o npiinHTiiii hmm tukom nonpaBKii. 


(3) Jede Änderung tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die schriftlichen Notifikationen der 
verfassungsmäßig zustandegekomme- 
nen Annahme des Änderungsvor- 
schlags von drei Vierteln der Mit- 
gliedstaaten der Organisation, die im 
Zeitpunkt der Beschlußfassung der 
Konferenz über die Änderung nach 
Absatz 2 stimmberechtigt waren, beim 
Generaldirektor eingegangen sind. 
Jede auf diese Weise angenommene 
Änderung bindet alle Staaten, die im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der Än- 
derung Mitglied der Organisation sind 
oder später Mitglied werden; jedoch 
bindet eine Änderung, die die finan- 
ziellen Verpflichtungen der Mitglied- 
staaten erweitert, nur die Staaten, die 
die Annahme dieser Änderung noti- 
hziert haben. 


CTaTbH 18 

,^eHOHcaqifH 

(1) JIroöoe rocyAapcTBO-HjieH mohcgt fleHoricii- 
poBaTb HacTOHiqyK) KoHBeHqMio nyTOM hotmcIdm- 
KaqMH, aflpecoBanHOM PeHepajibHOMy ,HiipeKTopy. 

(2) jHeHOHcaqiiH BCTynacT b fleMCTBue no mctc- 
ueHMH uiecTH MecnqeB c ,^aTbI noHyueuMH 
TaKOM HOTMcjDiiKaqHM PeHepa jibiibiM JtnpeKTopoM. 

CTaTbH 19 

yßeAOMJieHMH 

reiiepajibHbiM /tupeKTop yEe;;oMJiHCT npaBM- 
TejibCTBa Bcex rocy/^apcTB-ujienoB: 


Artikel 18 

Kündigung 

(1) Jeder Mitgliedstaat kann dieses 
Übereinkommen durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifika- 
tion kündigen. 

(2) Die Kündigung wird sechs Mo- 
nate nach dem Zeitpunkt wirksam, zu 
dem die Notifikation beim General- 
direktor eingegangen ist. 

Artikel 19 

Notifikationen 

Der Generaldirektor notifiziert den 
Regierungen aller Mitgliedstaaten 
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(i) the date of entry into force of 
the Convention, 

(ii) signatures and deposits of Ins- 
truments of ratification or ac- 
cession, 

fiii) acceptances of an amendment to 
this Convention, and the date 
upon which the amendment 
enters into force, 

(iv) denunciations of this Conven- 
tion. 

A r t i c 1 e 20 

Final Provisions 

(1) (a) This Convention shall be 

signed in a single copy in 
English, Frendi, Russian and 
Spanish, all texts being 
equally authentic, and shall 
be deposited with the Gov- 
ernment of Sweden. 

(b) This Convention shall re- 
main open for signature at 
Stockholm until January 13, 
1968. 

(2) Official texts shall be estab- 
lished by the Director General, after 
consultation with the interested Gov- 
ernments, in German, Italian and 
Portuguese, and such other languages 
as the Conference may designate. 

(3) The Director General shall trans- 
mit two duly certified copies of this 
Convention and of each amendment 
adopted by the Conference to the 
Governments of the States members 
of the Paris or Berne Unions, to the 
Government of any other State when 
it accedes to this Convention, and, 
on request, to the Government of any 
other State. The copies of the signed 
text of the Convention transmitted 
to the Governments shall be certified 
by the Government of Sweden. 


(4) The Director General shall 
register this Convention with the 
Secretariat of the United Nations. 

Article 21 

Transitional Provisions 

(1) Until the first Director General 
assumes Office, references in this Con- 
vention to the International Bureau 
or to the Director General shall be 
deemed to be references to the United 
International Bureaux for the Protec- 
tion of Industrial, Literary and Artistic 
Property (also called the United Inter- 
national Bureaux for the Protection 
of Intellectual Property (BIRPI)), or 
its Director, respectively. 


i) la date d'entree en vigueur de la 
Convention; 

ii) les signatures et depots d'instru- 
ments de ratification ou d'adhe- 
sion; 

iii) les acceptations de modifications 
de la presente Convention et la 
date ä laquelle ces modifications 
entrent en vigueur; 

iv) les denonciations de la presente 
Convention. 


Article 20 

Dispositions Protocolaires 

1) a) La presente Convention est 

signee en un seul exemplaire 
en langues anglaise, espa- 
gnole, frangaise et russe, ces 
textes faisant egalement foi; 
eile est deposee aupres du 
Gouvernement de la Suede. 

b) La presente Convention reste 
ouverte ä la signature ä 
Stockholm jusqu'au 13 janvier 
1968. 

2) Des textes officiels sont etablis 
par le Directeur general, apres con- 
sultation des Gouvernements Interes- 
ses, dans les langues allemande, ita- 
lienne et portugaise et dans les autres 
langues que la Conference pourra in- 
diquer. 

3) Le Directeur general transmet 
deux copies certifiees conformes de la 
presente Convention et de toute mo- 
dification adoptee par la Conference 
aux Gouvernements des Etats mem- 
bres des Unions de Paris ou de Berne, 
au Gouvernement de tout autre Etat 
lorsqu'il adhere ä la presente Conven- 
tion et au Gouvernement de tout autre 
Etat qui en fait la demande. Les co- 
pies du texte sign6 de la Convention 
qui sont transmises aux Gouverne- 
ments sont certifiees conformes par le 
Gouvernement de la Suede. 


4) Le Directeur general fait enregis- 
trer la presente Convention aupres du 
Secretariat de l’Organisation des Na- 
tions Unies. 


Article 21 

Clauses transitoires 

1) Jusqu'ä l’entree en fonctions du 
Premier Directeur general, les refe- 
rences, dans la presente Convention, 
au Bureau international ou au Direc- 
teur general sont considerees comme 
se rapportant respectivement aux Bu- 
reaux internationaux reunis pour la 
protection de la propriete industrielle, 
litteraire et artistique (egalement de- 
nommes Bureaux internationaux re- 
unis pour la protection de la propriete 
intellectuelle [BIRPI]), ou ä leur Di- 
recteur. 


i) la fecha de entrada en vigor del 
Convenio; 

ii) las firmas y depösitos de los 
instrumentos de ratificaciön o de 
adhesiön; 

iii) las aceptaciones de las modifica- 
ciones del presente Convenio y la 
fecha en que esas modificaciones 
entren en vigor; 

iv) las denuncias del presente Con- 
venio. 

Articulo 20 

Cläusulas finales 

1) a) El presente Convenio sera fir- 

mado en un solo ejemplar en 
idiomas espanol, frances, 
ingles y ruso, haciendo igual- 
mente fe cada texto y se de- 
positarä en poder del Gobier- 
no de Suecia. 

b) El presente Convenio queda 
abierto a la firma en Esto- 
colmo hasta el 13 de enero de 
1968. 

2) El Director General establecera 
textos oficiales, despues de consultar 
a los gobiernos interesados, en los 
idiomas aleman, italiano y portugues 
y en los otros idiomas que la Con- 
ferencia pueda indicar. 

3) El Director General remitirä dos 
copias certificadas del presente Con- 
venio y de todas las enmiendas que 
adopte la Conferencia, a los Gobiernos 
de los Estados miembros de las Unio- 
nes de Paris o de Berna, al gobierno 
de cualquier otro Estado cuando se 
adhiera al presente Convenio y al 
gobierno de cualquier otro Estado que 
lo solicite. Las copias del texto fir- 
mado del Convenio que se remitan a 
los gobiernos serän certificadas por el 
Gobierno de Suecia. 


4) El Director General registraiä el 
presente Convenio en la Secretaria de 
las Naciones Unidas. 


Articulo 21 

Cläusulas transitorias 

1) Hasta la entrada en funciones 
del primer Director General, se con- 
siderarä que las referencias en el pre- 
sente Convenio a la Oficina Inter- 
nacional o al Director General se apli- 
can, respectivamente, a las Oficinas 
Internacionales Reunidas para la Pro- 
tecciön de la Propiedad Industrial, 
Literaria y Arti'stica (igualmente de- 
nominadas Oficinas Internacionales 
Reunidas para la Protecciön de la Pro- 
piedad Intelectual (BIRPI), o a su Di- 
rector. 
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(i) o flaxe BCTynjieHiia b ciijiy HacTOflineu Koii- 
BenuMM, 

(ii) o no;;nucaHMflx mjiu ;;enoHnpoBaHMM paxu- 
d^MKauMOHHbix rpaMOx miM axxOB o npii- 
coe;;MHeHMM, 

(iii) o npMHHXMM Jiioöoü nonpaBKM k Hacxonmeir 
KoHBeHUMM M ;^axe, ua Koxopyio xaxaa 
nonpaBKa Bcxynaex b cnjiy, 

(iv) o AeHOHcauMHx Hacxoameu KoHBenuuu. 


i) den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Übereinkommens, 

ii) die Unterzeichnungen und die Hin- 
terlegungen von Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden, 

iii) die Annahmen von Änderungen 
dieses Übereinkommens und den 
Zeitpunkt, zu dem diese Ände- 
rungen in Kraft treten, 

iv) die Kündigungen dieses Überein- 
kommens. 


Cxaxba 20 

3aKjiiOHHTejii>Hi>ie nojioHcenHH 

(1) (a) Hacxoauqaa KoHBeni^na no,anucbiBaexca 
b e;^MHcxBeHHOM 3K3eMnjiape na aHrjiuü- 
CKOM, McnancKOM, pyccKOM m ^^panuya- 
CKOM asbiKax, npuueM Ka5K;;biM xexcx 
paBiio ayxeHXMueH, u c^aexca na xpa- 
Henne IIpaBMxejibcxBy IIlBei^Mn. 


(b) Hacxoamaa KoHBenpua oxKpbixa ajih 
noanucaHMa b CxoKrojibMe 30 13 auBapa 
1968 ro;^a. 


(2) TeKcxbi 0(i)Mi4najibHbix nepeBO^OB ÖynyT 
BbipaSoxaubi reuepajibHbiM ^upeKxopoM, nocjie 
KOHcyjibxauMü c sanHxepecoBaHHbiMir npasMxejib- 
cxBaMM, Ha HeMepKOM, pixajibaHCKOM h nopxyrajib- 
CKOM aSbiKax n xaKux ;^pyriix asbiKax, Kaxiie 
onpe;^ejiHx KoHchepeHpua. 


(3) rcHepajibHbifi T^wpeKxop BbicbiJiaex ;;Be 
flOJijKHbiM o5pa30M aaßepeHHbie kohmm nacxoa- 
ipeM KoHBeHUHM M Ka5K;;oM nonpaBKii, npMHHxoM 
KoHchepeHpneM, npaBuxejibcxBaM rocy;;apcxB- 
HaeHOB napnjKCKoro Man BepncKoro cok) 30 b, npa- 
BMxeabcxBy KajKAoro rocy;^apcxBa, Kor^a oho npn- 
coe^MHaexca k nacxoaLpen KoHBenuMM, a xaKxce, 
HO aanpocy, npaBMxeabcxsy aioöoro ;;pyroro rocy- 
;;apcxBa. Konnn noflnucaHHoro xencxa Kohboh- 
UMM, BbicbiaaeMbie npaßiixeabcxBaM, aasepaioxca 
IIpaBMxeabcxBOM UlBeuiiM. 


(4) renepaabHbiM T^npenxop saperMcxpripyex 
HacxoaipyK) KoHBenpnio b CeKpexapiiaxe Opraun- 
aapiiM OSTje/^iiHeHnbix Haunü. 


Artikel 20 

Schlußbestimmungen 

(1) a) Dieses Übereinkommen wird 

in einer Urschrift in engli- 
scher, französischer, russischer 
und spanischer Sprache unter- 
zeichnet, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbind- 
lich ist, und bei der schwe- 
dischen Regierung hinterlegt. 

b) Dieses Übereinkommen liegt 
bis zum 13. Januar 1968 in 
Stockholm zur Unterzeich- 
nung auf. 

(2) Amtliche Texte werden vom 
Generaldirektor nach Konsultierung 
der beteiligten Regierungen in deut- 
scher, italienischer und portugiesischer 
Sprache sowie in anderen Sprachen 
hergestellt, die die Konferenz bestim- 
men kann. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt 
zwei beglaubigte Abschriften dieses 
Übereinkommens und jeder von der 
Konferenz beschlossenen Änderung 
den Regierungen der Mitgliedstaaten 
des Pariser Verbandes und des Berner 
Verbandes sowie der Regierung jedes 
anderen Staates, wenn er diesem 
Übereinkommen beitritt, und der Re- 
gierung jedes anderen Staates, die es 
verlangt. Die Abschriften des Unter- 
zeichneten Textes des Übereinkom- 
mens, die den Regierungen übermittelt 
werden, werden von der schwedischen 
Regierung beglaubigt. 

(4) Der Generaldirektor läßt dieses 
Übereinkommen beim Sekretariat der 
Vereinten Nationen registrieren. 


CxaxbH 21 


Artikel 21 


llepexoAHbie nojioHceHHH 

(1) ^o BcxynjieHMH b ;;oji5KHocxb nepBoro Fene- 
pajibHoro /llMpeKxopa ccbijikm b nacxonu^eM Koh- 
BeHi^MM Ha MejKflynapo^tHOe öiopo mjim na Fene- 
pajibHOro J^MpeKxopa cuMxaioxcn ccbiJiKaMM iia 
Oö'beflMHeHHbie MeHC,ayHapo;;Hbie Öiopo no oxpane 
npoMbimjieHHOM, JiMxepaxypnoM m xy;;05KecxBeH- 
HOM coÖcxBeHHOcxM (Ha3biBaeMbie xaKJKe Oö'be/^M- 
HGHHbiMM Me5K;^yHapoflHbiMM öiopo HO oxpoHe 
MHxejijieKxyajibHOM coöcxBeHHOCxM (BMPIIll), mjim 
H a MX T^MpeKxopa, cooxBexcxBenHo. 


Übergangsbestimmungen 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch 
den ersten Generaldirektor gelten Be- 
zugnahmen in diesem Übereinkommen 
auf das Internationale Büro oder den 
Generaldirektor als Bezugnahmen auf 
die Vereinigten Internationalen Büros 
zum Schutz des gewerblichen, literari- 
schen und künstlerischen Eigentums 
(auch Vereinigte Internationale Büros 
zum Schatz des geistigen Eigentums 
— BIRPI — genannt) oder ihren Di- 
rektor. 
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(2) (a) States which are members of 
any of the Unions but which 
have not become party to 
this Convention may, for five 
years from the date of entry 
into force of this Convention, 
exercise, if they so desire, 
the same rights as if they 
had become party to this 
Convention. Any State desir- 
ing to exercise such rights 
shall give written notifica- 
tion to this effect to the Di- 
rector General; this notifi- 
cation shall be effective on 
the date of its receipt. Such 
States shall be deemed to be 
members of the General As- 
sembly and the Conference 
until the expiration of the 
said period. 


(b) Upon expiration of this five- 
year period, such States shall 
have no right to vote in the 
General Assembly, the Con- 
ference, and the Coordina- 
tion Committee. 

(c) Upon becoming party to tliis 
Convention, such States shall 
regain such right to vote. 


(3) (a) As long as there are States 

members of the Paris or 
Berne Unions which have not 
become party to this Con- 
vention, the International 
Bureau and the Director Gen- 
eral shall also function as 
the United International Bu- 
reaux for the Protection of 
Industrial, Literary and Ar- 
tistic Property, and its Di- 
rector, respectively. 

(b) The Staff in the employment 
of the said Bureaux on the 
date of entry into force of 
this Convention shall, during 
the transitional period re- 
ferred to in sub-paragraph 
(a), be considered as also 
employed by the Interna- 
tional Bureau. 

(4) (a) Once all the States members 

of the Paris Union have be- 
come Members of the Or- 
ganization, the rights, obliga- 
tions, and property, of the 
Bureau of that Union shall 
devolve on the International 
Bureau of the Organization. 

(b) Once all the States members 
of the Berne Union have be- 
come Members of the Or- 


2) a) Les Etats qui sont membres 
de Tune des Unions, mais qui 
ne sont pas encore devenus 
parties a la presente Conven- 
tion, peuvent, pendant cinq 
ans ä compter de la date de 
son entree en vigueur, exer- 
cer, s'ils le desirent, les me- 
ines droits que s'ils y etaienl 
parties. Tout Etat qui desire 
exercer lesdits droits depose 
ä cette fin aupres du Direc- 
teur general une notification 
ecrite qui prend effet ä la 
date de sa reception. De tels 
Etats sont reputes etre mem- 
bres de l'Assemblee generale 
et de la Conference jusqu'ä 
l’expiration de ladite periode. 


b) A l'expiration de ia periode 
de cinq ans, ces Etats n'ont 
plus le droit de vote ä l'As- 
semblee generale, ä la Confe- 
rence ou au Comite de co- 
ordination. 

c) Des qu'ils sont devenus par- 
ties ä ia presente Convention, 
lesdits Etats peuvent exercer 
a nouveau le droit de vote. 


3) a) Aussi longtemps que tous les 
Etats membres des Unions de 
Paris ou de Berne ne sont pas 
devenus parties ä la presente 
Convention, le Bureau inter- 
national et le Directeur gene- 
ral exercent egalement les 
fonctions devolues respective- 
ment aux Bureaux internatio- 
naux reunis pour la protec- 
tion de la propriete indus- 
trielle, litteraire et artistique, 
et ä leur Directeur. 

b) Le personnel en fonctions aux 
Bureaux susvises ä la date 
d'entree en vigueur de la pre- 
sente Convention est, durant 
la Periode transitoire visee 
au sous-alinea a), considere 
comme egalement en fonc- 
tions au Bureau international. 


4) a) Lorsque tous les Etats mem- 
bres de rUnion de Paris sont 
devenus membres de l'Organi- 
sation, les droits, obligations 
et biens du Bureau de cette 
Union sont devolus au Bureau 
international de l'Organisa- 
tion. 


b) Lorsque tous les Etats mem- 
bres de l’Union de Berne sont 
devenus membres de l’Orga- 


2) a) Los Estados que sean miem- 
bros de una de las Uniones, 
pero que todavla no sean parle 
en el presente Convenio, 
podrän, si lo desean, ejercer 
durante cinco ahos, contados 
desde su entrada en vigor, los 
mismos derechos que si fuesen 
partes en el mismo. Todo 
Estado que desee ejercer los 
mencionados derechos deposi- 
tara ante el Director General 
una notificaeiön escrita que 
surtirä efecto en la fecha de 
su recepeiön. Esos Estados 
serän considerados como 
miembros de la Asambiea Ge- 
neral y de la Conferencia 
hasta la expiraeiön de dicho 
plazo 


b) A la expiraeiön de ese periode 
de cinco ahos, tales Estados 
dejarän de teuer derecho de 
voto en la Asambiea General, 
en el Comite de Coordinaeiön 
y en la Conferencia. 

c) Dichos Estados podran ejercer 
nuevamente el derecho de 
voto, desde el momento en 
que ileguen a ser parte en ei 
presente Convenio. 

3) a) Mientras haya Estados miem- 

bros de las Uniones de Paris 
o de Berna, que no sean parte 
en el presente Convenio, la 
Oficina Internacional y el Di- 
rector General ejercerän igual- 
mente las funciones correspon- 
dientes, respectivameöte, a las 
Oficinas Internacionales Re- 
unidas para la Proteceiön de 
la Propiedad Industrial, Lite- 
raria y Artistica, y a su Di- 
rector. 

b) El personal en funciones en 
las citadas Oficinas en la fecha 
de entrada en vigor del pre- 
sente Convenio se conside- 
rara, durante el periodo tran- 
sitorio al que se hace referen- 
cia en el apartado a), como 
igualmente en funciones en 
ia Oficina Internacional. 

4) a) Una vez que todos los Estados 

miembros de la Union de Paris 
hayan llegado a ser miembros 
de la Organizaeiön, los de- 
rechos, obligaciones y bienes 
de la Oficina de esa Union 
pasarän a la Oficina Inter- 
nacional. 


b) Una vez que todos los Estados 
miembros de la Union de 
Berna hayan llegado a ser 
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(2) (a) rocy^apcTBa, KOTopuie hbjihiotch Hjie- 
HaMH KaKOrO-JIMÖO M3 C0K)30B, HO HB 
CTaJiM CTopoHaMH HaCTOHinen KoHBen- 
MoryT B TeneHne naxH Jiex c ^axbi 
BCTynJieHMH b CMJiy HacToainew Koh- 
BeHITHM, eCJIM OHIl 3TOrO nOJKGJiaiOT, 
noJibSOBaxbca TaKUMii jkg npaBaMU, KaK 
ecjiii 6bi OHH Öbian cToponaMH uacToa- 
LqGH KoHBGHi^mi. JlioÖoe rocy^apcxBO, 
TKejiaiouxee nojib30Baxbca xaKUMu npa- 
BaMH, yBGAOMJiaex o6 sxom FGHGpajib- 
Horo /liMpGKXOpa B nnCbMGHHOM bu^g; 
xaKOG yBGflOMJiGHMe AOMCXByex c Aaxbi 
ero nojiyHGHHa. Tbkug rocyflapcxBa chu- 
xaioxca HJieHaMw renepaabHOM AccaM- 
ÖJIGM H KOHCj)GpGHirnM MCXGHeHIia 

ynoManyxoro nGpuo/^a. 


(b) Ho ucxeHGHiiu axoro naxwjiexHero ne- 
pMO^a xaKMG rocyAapcTBa yxpauHBaiox 
npaBo rojioca b FeHGpajibHOH AccaMÖJiee, 
KOHchepeHi^uii ii KoopAUHairHOHHOM ko- 
MMXeXG. 


(c) CxaB cxopoHaMii Hacxoaiueu KouBeHUHii, 
xaKHG rocy^apcxBa bhobb nojivaaiOT 
npaBO rojioca. 


(2) a) Staaten, die Mitglied eines 
der Verbände sind, aber noch 
nicht Vertragspartei dieses 
Übereinkommens geworden 
sind, können, wenn sie dies 
wünschen, während eines 
Zeitraums von fünf Jahren, 
gerechnet vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Über- 
einkommens an, die gleichen 
Rechte ausüben, die sie als 
Vertragspartei dieses Über- 
einkommens hätten. Jeder 
Staat, der diese Rechte aus- 
zuüben wünscht, hinterlegt 
zu diesem Zweck beim Ge- 
neraldirektor eine schriftliche 
Notifikation, die im Zeitpunkt 
ihres Eingangs wirksam wird. 
Solche Staaten gelten bis zum 
Ablauf der genannten Frist 
als Mitglied der Generalver- 
sammlung und der Konferenz. 

b) Mit Ablauf der fünfjährigen 
Frist sind diese Staaten in 
der Generalversammlung, in 
der Konferenz und im Koor- 
dinierungsausschuß nicht mehr 
stimmberechtigt. 

c) Werden diese Staaten Ver- 
tragspartei dieses Überein- 
kommens, so sind sie wieder 
stimmberechtigt. 


(3) (a) Jlo xex nop, noKa uivieroxcH rocy^apcxna- 
HJieHbi napriJKCKoro ujiri BepncKoro 
C0K)30B, Koxopbie eipe hg cxaJiri cxopo- 
HaMH HacxoHLLteH KoHBermriM, MeJKAy- 
HapoAHOe Öiopo n FenepajibHbifi J[I|HpeK- 
xop cJ)yHKi^Honnpyiox xaKJKe b KauecxBe 
Oö'beAHHGHHbix MejKAynapoAHbix Öiopo 
no oxpaHe npOMbinuieHHOw, Jiuxepaxyp- 
HOH li XyAOJKeCXBeHHOÜ COÖCXBeHHOCXlI, 
H iix AupeKxopa, cooxBexcTBeuHo. 


(b) riepcoHaji, sanaxbiü b yKa3aHHbix Biopo 
Ha Aaxy BCxynjieHMH b cnjiy Hacxoameu 
KOHBeHi^MH, BO BpeMH uepexoAHOXO ne- 
pHO^a, ynOMHHyxoro b no^naparpacJ)e (a), 
CHMxaexcH xaxJKe saiiaxbiM b MejKAyua- 
POAHOM 6K)pO. 


(4) (a) KaK xoJibKO Bce rocy^apcxBa-ujiGHbi 
napujKCKoro corosa cxanoBaxca ujieHa- 
MM OpraHii3ai;iiM, npaaa, oöasanHOcxH ii 
MMymecxBo Bropo axoro Coiosa nepe- 
xoAax K MejK,z^yHapoAHOMy öiopo Op- 
raHH3aiiHH. 


(b) KaK xojibKO Bce rocy^apcxBa-ujicHbi 
BepHCKoro coiosa cxaiioBaxca HJieHaMii 
Opraiiroai^iiii, npaBa, oöasaHiiocxri ri 


(3) a) Solange nicht alle Mitglied- 

staaten des Pariser und des 
Berner Verbandes Vertrags- 
partei dieses Übereinkom- 
mens geworden sind, nehmen 
das Internationale Büro und 
der Generaldirektor auch die 
Aufgaben der Vereinigten 
Internationalen Büros zum 
Schutz des gewerblichen, lite- 
rarischen und künstlerischen 
Eigentums und ihres Direk- 
tors wahr. 

b) Das bei den genannten Büros 
im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieses Übereinkom- 
mens beschäftigte Personal 
gilt während der unter Buch- 
stabe a bezeichneten Über- 
gangszeit auch als beim 
Internationalen Büro be- 
schäftigt. 

(4) a) Sobald alle Mitgliedstaalen 

des Pariser Verbandes Mit- 
glied der Organisation ge- 
worden sind, gehen die Rechte 
und Verpflichtungen sowie 
das Vermögen des Büros 
dieses Verbandes auf das 
Internationale Büro der Or- 
ganisation über. 

b) Sobald alle Mitgliedstaaten 
des Berner Verbandes Mit- 
glied der Organisation ge- 
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ganization, the rights, obliga- 
tions, and property, of the 
Bureau of that Union shall 
devolve on the International 
Bureau of the Organization. 


IN WITNESS WHEREOF, the under- 
signed, being duly authorized thereto, 
have signed this Convention. 


DONE at Stockholm, on July 14, 
1967. 


nisation, les droits, obliga- 
tions et biens du Bureau de 
cette Union sont devolus au 
Bureau international de I'Or- 
ganisation. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, 
düment autorises ä cet effet, ont signe 
la presente Convention. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. 


miembros de la Organizaciön, 
los derechos, obligaciones y 
bienes de la Oficina de esa 
Union pasarän a la Oficina 
Internacional. 


EN FE DE LO CUAL, los infraescri- 
tos, debidamente autorizados al efecto, 
han firmado el presente Convenio. 


HECHO en Estocolmo, el 14 de julio 
de 1967. 


For AFGHANISTAN: 

Pour l’AFGHANISTAN: 

Por el AFGANISTAN: 

For SOUTH AFRICA: 

(Subject to ratification) 

Pour l'AFRIQUE DU SUD: 

T. Schoem an 

Por SUDÄFRICA: 

For ALBANIA: 

Pour l'ALBANIE: 

Por ALBANIA: 

For ALGERIA: 

Pour I'ALGBRIE: 

(Sous reserve de ratification) 

A. H ac e ne 

Por ARGELIA: 

For SAUDI ARABIA: 

Pour l'ARABIE SAOUDITE: 

Por ARABIA S AUDIT A: 

For ARGENTINA: 

Pour l’ARGENTINE: 

Por la ARGENTINA: 

For AUSTRALIA: 

Pour l'AUSTRALIE: 

Por AUSTRALIA: 

For AUSTRIA: 

Pour l’AUTRICHE: 

(Sous reserve de ratification) 
Gottfried H. Th a 1er 

Dr. Robert Di tt rieh 

Por AUSTRIA: 

For BARBADOS: 

Pour la BARBADE: 

Por BARBADOS: 

For BELGIUM: 

Pour la BELGIQUE; 

(Sous reserve de ratification) 

Bon F. Cogels 

Por BBLGICA: 

For BURMA: 

Pour la BIRMANIE: 

Por BIRMANIA: 

For BOLIVIA: 

Pour la BOLIVIE: 

Por BOLIVIA: 

For BOTSWANA: 

Pour le BOTSWANA: 

Por BOTSWANA: 

For BRAZIL: 

Pour le BRBSIL: 

Por el BRASIL: 

For BULGARIA: 

Pour la BULGARIE; 

(Sous reserve de ratification) 

V. Chivarov 

Por BULGARIA: 

For BURUNDI: 

Pour le BURUNDI: 

Por BURUNDI: 

For CAMBODIA: 

Pour le CAMBODGE: 

Por C AMBOY A: 

For CAMEROON: 

Pour le CAMEROUN: 

(Sous reserve de ratification) 

D. Ekani 

Por CAMERÜN: 

For C AN ADA: 

Pour le C AN ADA: 

Por CANADÄ: 

For CEYLON: 

Pour CEYLAN: 

Por CEILÄN: 
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MMymecTBo Biopo SToro Coioaa nepe- 
xo^HT K MejKAyHapoflHOMy ßiopo Op- 
raHMsauMii. 


worden sind, gehen die 
Rechte und Verpflichtungen 
sowie das Vermögen des 
Büros dieses Verbandes auf 
das Internationale Büro der 
Organisation über. 


B y^^OCTOBEPEHME HEFO uumenoAnii- 
caBUJMecH, ,z^ojiJKHBiM oÖpasoM na to ynojiaoMO- 
HGHHBie, no/^nucajiii HacTOHinyio KoHBeHuuio. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig bevollmächtigten Unter- 
zeichneten dieses Übereinkommen 
unterschrieben. 


COBEPUIEHO B CTOKrojiBMe ueTbipHafluaToro GESCHEHEN zu Stockholm am 

iiiOJiH TbiCHua ,z^eBHTbcoT uiecTb,HecHT ce,z^bMoro 14. Juli 1967. 

ro^a. 


3a A<^>rAHIlCTAH: 


Für AFGHANISTAN: 


3a lO^HyiO A^PHKV: 


T. S c h oe m an 


Für SÜDAFRIKA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a AJIBAHPIIO: 
3a AJI^HP; 


Für ALBANIEN: 
Für ALGERIEN: 


A. H a c e n e 

3a CAy,I];OBCKyK) AP ABMIO; 

3a APFEHTMHy; 

3a ABCTPAJIMIO: 

3a ABCTPMIO. 


(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für SAUDI-ARABIEN: 

Für ARGENTINIEN: 

Für AUSTRALIEN: 

Für ÖSTERREICH: 


(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Gottfried H. Thale r 
Dr. Robert D i 1 1 r i c h 


3a BAPBA,Ii;OC: 

3a BEJIbTMK); 

Bon F. C o g e 1 s 

3a BMPMy; 

3a BOJIMBMIO: 

3a BOTCBAHy; 

3a BPA3MJIMIO: 

3a BOJITAPMIO: 

V. C h i V a r o V 

3a BVPVUJlll: 

3a KAMBO,D;^y: 

3a KAMEPyH: 

D. Ekani 

3a KAHAJ];y: 

3a ÜEMJIOH: 


Für BARBADOS: 

Für BELGIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für BIRMA: 

Für BOLIVIEN: 

Für BOTSUANA: 

Für BRASILIEN: 

Für BULGARIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für BURUNDI: 

Für KAMBODSCHA: 

Für KAMERUN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für KANADA: 

Für CEYLON: 
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For CHILE: 

Pour le CHILI: 

Por CHILE: 

For CYPRUS: 

Pour CHYPRE: 

Por CHIPRE: 

For COLOMBIA: 

Pour la COLOMBIE: 

Por COLOMBIA: 

For the CONGO (BRAZZAVILLE): 

Pour le CONGO (BRAZZAVILLE): 

Por el CONGO (BRAZZAVILLE): 

For the CONGO 

Pour le CONGO 

Por el CONGO 

(DEMOCRATIC REPUBLIC OF): 

(RBPUBLIQUE DBMOCRATIQUE DU): 
(Sous reserve de ratification) 

G. M u 1 e n d a 

(REPÜBLICA DEMOCRÄTICA DEL) 

For COSTA RICA; 

Pour le COSTA RICA: 

Por COSTA RICA: 

For the IVORY COAST: 

Pour la COTE d'IVOIRE: 

(Sous reserve de ratification) 

Eile 

Por la COSTA DE MARFIL: 

For CUBA; 

Pour CUBA; 

Por CUBA: 

For DAHOMEY: 

Pour le DAHOMEY: 

Por el DAHOMEY: 

For DENMARK; 

Pour le DÄNEMARK: 

(Sous reserve de ratification) 

J. P a lu d a n 

Por DINAMARCA: 

For EL SALVADOR: 

Pour EL SALVADOR: 

Por EL SALVADOR: 

For ECUADOR: 

Pour rfiOUATEUR: 

E. Sanchez 

Por el ECUADOR: 

(Sujeto a ratificaciön) 

For SPAIN: 

Pour l'ESPAGNE: 

(Ad referendum) 

J. F. Alcover 

Electo J. Garcia Tejedor 

Por ESPANA: 

For the UNITED STATES 

OF AMERICA: 

(Subject to ratification) 

Pour les BTATS-UNISd'AMERIQUE: 

Eugene M. Braderman 

Por los ESTADOS UNIDOS 

DE AMBRICA: 

For ETHIOPIA: 

Pour I’BTHIOPIE: 

Por ETlOPlA: 

For FINLAND: 

(Subject to ratification) 

Pour la FINLANDE; 

Paul Gustafsson 

Por FINLANDIA: 

For FRANCE: 

Pour la FRANCE: 

(Sous reserve de ratification) 

B. de Men th on 

Por FRANCIA: 

For GABON: 

Pour le GABON: 

(Sous reserve de ratification) 

J. F. O y ou e 

Por el GABÖN: 

For GAMBIA; 

Pour la GAMBIE: 

Por GAMBIA: 

For GHANA: 

Pour le GHANA: 

Por GHANA: 

For GREECE: 

Pour la GR£CE: 

(Ad referendum) 

J. A. Dracoulis 

Por GRECIA: 

For GUATEMALA: 

Pour le GUATEMALA: 

Por GUATEMALA: 

For GUINEA: 

Pour la GUINBE: 

Por GUINEA: 
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3a HMJIM: 

3a KMnP: 

3a KOJiyMBMK): 

3a KOHrO (BPA33ABMJIb): 

3a ;[i;EMOKPATMHECKyK) 
PECnyBJIMKy KOHPO: 

G. M u 1 e nd a 

3a KOCTA-PMKy; 

3a BEPEr CJIOHOBOW KOCTM: 

Bile 

3a KyBy: 

3a Ji;ArOMEK): 

3a J];AHMK): 

J. P a 1 u d a n 

3a CAJIBBAJtOP: 

3a 3KBA;^0P: 


E. Sanchez 


3a MCnAHMK); 


Für CHILE: 

Für ZYPERN: 

Für KOLUMBIEN: 

Für KONGO (BRAZZAVILLE): 
Für KONGO 

(DEMOKRATISCHE REPUBLIK): 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für COSTA RICA: 

Für die ELFENBEINKUSTE: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für KUBA: 

Für DAHOME: 

Für DÄNEMARK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für EL SALVADOR: 

Für ECUADOR: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für SPANIEN: 


(Ad referendum) 

J. F. A 1 c o V e r 
Electo J. G a r c i a Tejedor 


3a COEAMHEHHBIE EtlTATBI 
AMEPMKM: 


Für die VEREINIGTEN STAATEN 
VON AMERIKA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 
Eugene M. B r a d e r m a n 


3a OcJjMOnMK): 
3a <Jd4HJrHH;^I4K): 


Für ÄTHIOPIEN: 

Für FINNLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Paul Gustafsson 


3a cDPAHU,MIO: 


Für FRANKREICH: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

B. de M e n t h on 


3a EABOH: 


3a FAMBEIIO: 


Für GABUN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

vJ. F. O y o u e 


Für GAMBIA: 


3a FAHy: 


Für GHANA: 


3a rPEU,MK): Für GRIECHENLAND: 

(Ad referendum) 

J. A. Dracoulis 


3a FBATEMAJiy: 


Für GUATEMALA; 


3a rBMHEK): 


Für GUINEA: 
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For GUYANA: 

Pour la GUYANE: 

Por GUYANA: 

For HAITI: 

Pour HAITI: 

Por HAITI: 

For the UPPER VOLTA: 

Pour la HAUTE- VOLTA: 

Por el ALTO VOLTA: 

For HONDURAS: 

Pour le HONDURAS: 

Por HONDURAS: 

For HUNGARY: 

(Subject to ratification) 

Pour la HONGRIE: 

Esztergalyos 

Por HUNGRiA: 

For the MALDIVE ISLANDS: 

Pour les ILES MALDIVES: 

Por las ISLAS MALDIVAS 

For INDIA: 

Pour FINDE; 

Por la INDIA: 

For INDONESIA: 

(Subject to ratification) 

Pour FINDONESIE: 

Ibrahim J asin 

Por INDONESIA: 

For IRAQ: 

Pour FIRAK: 

Por el IRAK: 

For IRAN: 

Pour FIRAN: 

(Sous reserve de ratification) 

A. D a r a 1 

Por el IRAN: 

For IRELAND: 

Pour FIRLANDE: 

Valentin Iremonger 

Por IRLANDA: 

For ICELAND: 

(Subject to ratification) 

Pour FISLANDE: 

Arni Tryggvason 

Por ISLANDIA: 

For ISRAEL: 

(Subject to ratification) 

Pour ISRAEL: 

G. Ga V riel i 

Z. Sher 

Por ISRAEL: 

For ITALY: 

Pour FITALIE: 

(Sous reserve de ratification) 
Cippico 

Giorgio Ranzi 

Por ITALIA: 

For JAMAICA: 

Pour la JAMAIQUE: 

Por JAMAICA: 

For JAPAN: 

(Subject to ratification) 

Pour le JAPON: 

M. Takahashi 

C. Kawade 

K. Adachi 

Por el JAPÖN: 

For JORDAN; 

Pour la JORDANIE: 

Por JORDANIA: 

For KENYA: 

(Subject to ratification) 

Pour le KENYA: 

M. K. Mwendwa 

Por KENIA: 

For KUWAIT: 

Pour le KO WEIT: 

Por KUWAIT: 

For LAOS: 

Pour le LAOS: 

Por LAOS: 

For LESOTHO: 

Pour le LESOTHO: 

Por LESOTHO: 

For LEBANON: 

Pour le LIBAN: 

Por el LiBANO: 

For LIBERIA: 

Pour le LIBERIA: 

Por LIBERIA: 

For LIBYA: 

Pour la LIBYE: 

Por LIBIA: 
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3a rBMAHY: 


Für GUYANA: 


3a TAMTM: 


Für HAITI: 


3a BEPXHIOK) BOJIbTY: 


Für OBERVOLTA: 


3a rOH^yPAC: 


Für HONDURAS: 


3a BEHFPMK): 


Esztergalyos 


3a MAJIb^MBCKME OCTPOBA: 
3a MHÄMK): 


3a MHAOHE3MK): 


Ibrahim J a s i n 


Für UNGARN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für die MALEDIVEN: 

Für INDIEN: 

Für INDONESIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a MPAK: 


Für IRAK: 


3a MPAH: 


3a MPJIAHAMK): 


3a MCJIAHAMK): 


3a M3PAMJIb; 


3a MTAJIMK): 


A . D a r a 1 


Für IRAN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für IRLAND: 


Valentin Iremonger 


Arni Tryggvason 


G. G a V r i e 1 i 
Z. Sher 


Cippico 
Giorgio Ranzi 


Für ISLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für ISRAEL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Für ITALIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a HMAVLKV: 


Für JAMAIKA: 


3a HnOHMK): 


M. Takahashi 
C. K a w a d e 
K. Adachi 


Für JAPAN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a MOPAAHMK): 


Für JORDANIEN: 


3a KEHHK): 


Für KENIA: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


M, K. Mwendwa 


3a KYBEllT: 


Für KUWAIT: 


3a JIAOC: 


Für LAOS: 


3a JIECOTO: 


Für LESOTHO: 


3a JIMBAH: 


Für LIBANON: 


3a JIMBEPMK); 


Für LIBERIA: 


3a JIMBMK): 


Für LIBYEN: 
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For LIECHTENSTEIN: 

(Subject to ratification) 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Marianne M a r x e r 

Por LIECHTENSTEIN: 

For LUXEMBOURG; 

Pour le LUXEMBOURG: 

(Sous reserve de ratification) 

J. P. H 0 f f m a n n 

Por LUXEMBURGO: 

For MADAGASCAR: 

Pour MADAGASCAR: 

(Sous reserve de ratification) 
Ratovondriaka 

Por MADAGASCAR: 

For MALAYSIA: 

Pour la MALAISIE: 

Por MALASIA: 

For MALAWI: 

Pour le MALAWI: 

Por MALAWI: 

For MALI: 

Pour le MALI: 

Por MALI: 

For MALTA: 

Pour MALTE: 

Por MALTA: 

For MOROCCO: 

Pour le MAROC: 

(Sous reserve de ratification) 
H'ssaine 

Por MARRUECOS; 

For MAURITANIA: 

Pour la MAURITANIE: 

Por MAURITANIA: 

For MEXICO: 

Pour le MEXIQUE: 

E.Rojas y Benavides 

Por MEXICO: 

(Bajo reservo de ratificaciön) 

For MONACO; 

Pour MONACO: 

(Sous reserve de ratification) 

J. M. N o t a r i 

Por MONACO: 

For MONGOLIA; 

Pour la MONGOLIE; 

Por MONGOLIA: 

For NEPAL: 

Pour le NEPAL: 

Por NEPAL: 

For NICARAGUA: 

Pour le NICARAGUA: 

Por NICARAGUA; 

For NIGER: 

Pour le NIGER: 

(Sous reserve de ratification) 

A. Wright 

Por el NIGER: 

For NIGERIA: 

Pour le NIGERIA: 

Por NIGERIA: 

For NORWAY; 

(Subject to ratification) 

Pour la NORVEGE: 

Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen 

Por NORUEGA: 

For NEW ZEALAND: 

Pour la NOUVELLE-ZELANDE: 

Por NUEVA ZELANDIA: 

For UGANDA: 

Pour rOUGANDA: 

Por UGANDA: 

For PAKISTAN: 

Pour le PAKISTAN: 

Por el PAKISTAN: 

For PANAMA: 

Pour le PANAMA: 

Por PANAMA: 

For PARAGUAY: 

Pour le PARAGUAY: 

Por el PARAGUAY: 

For the NETHERLANDS* 

Pour les PAYS-BAS; 

(Sous reserve de ratification) 

Gerb randy 

W. G. Belinfante 

Por los PAlSES BAJOS: 

For PERU; 

Pour le PEROU: 

(Ad referendum) 

J. Fernandez Dävila 

Por el PERÜ: 
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3a JIHXTEHinTEllH: Für LIECHTENSTEIN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Marianne M a r x e r 

3a .JIIOKCEMBypr: Für LUXEMBURG; 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

J. P. H o f f m a n n 


3a MAAATACKAP: 


Ratovondriaka 


Für MADAGASKAR: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a MAJIAi^CKyiO ^EJi,F.PAUyLK): 
3a MAJIABM: 

3a MAJIM: 

3a MAJIbTy: 

3a MAPOKKO: 


H ’ s s a i n e 


Für MALAYSIA: 

Für MALAWI: 

Für MALI: 

Für MALTA: 

Für MAROKKO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a MABPMTAHMIO: 
3a MEKCMKy: 

E. 

3a MOHAKO: 

3a MOHrOJILIIO: 

3a HEHAJI: 

3a HMKAPAPyA: 
3a HMTEP: 

3a HHFEPMIO: 

3a HOFBETPIK): 


Für MAURETANIEN: 

Für MEXIKO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 
Rojas y Benavides 

Für MONACO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


J. M, N o t a r i 


A. W r i g h t 


Für die MONGOLEI: 

Für NEPAL: 

Für NICARAGUA: 

Für NIGER: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Für NIGERIA: 

Für NORWEGEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Jens Evensen 
B. Stuevold Lassen 


3a HOByiO 3EJIAHAMK): 
3a yPAHAy: 

3a nAKHCTAH: 

3a nAHAMy: 

3a nAPAFBAH: 

3a HMÄEPJIAHABI: 


Für NEUSEELAND: 

Für UGANDA: 

Für PAKISTAN: 

Für PANAMA: 

Für PVRAGUAY: 

Für die NIEDERLANDE: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


Gerbrand y 
W. G. Belinfante 


3a nEPy: Für PERU: 

(Ad referenduin) 

J. Fernandez D ä v i 1 a 
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For the PHILIPPINES: 
(Subject to ratification) 

For POLAND: 


For PORTUGAL: 


For the UNITED ARAB REPUBLIC: 


For the CENTRAL AFRICAN 
REPUBLIC: 


For the REPUBLIC OF KOREA: 
For the DOMINICAN REPUBLIC: 


For the FEDERAL REPUBLIC 
OF GERMANY: 


For the BYELORUSSIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 


For the UKRAINIAN SOVIET 
SOCIALIST REPUBLIC: 


For the UNITED REPUBLIC 
OF TANZANIA; 

For the REPUBLIC OF VIET-NAM: 
For ROMANIA: 


For the UNITED KINGDOM OF 
GREAT BRITAIN AND NORTHERN 
IRELAND: 

(Subject to ratification) 


For RWANDA: 
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Pour les PHILIPPINES: 

Lauro Ba j a 

Pour la POLOGNE: 

(Sous reserve de ratification) 

M. K a j z e r 

Pour le PORTUGAL: 

(Sous reserve de ratification) 
Adrianode Carvalho 
Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Alvaro Costa 
de Morais Serräo 

Pour la RfiPUBLIQUE ARABE UNIE: 


Pour la 

REPUBLIQUE CENTRAFRICAINE: 
(Sous reserve de ratification) 

L. P. Gamba 

Pour la RfiPUBLIQUE DE C0R£E: 
Pour la RfiPUBLIQUE DOMINICAINE: 

Pour la RfiPUBLIQUE 
F£d£RALE d'ALLEMAGNE; 

(Sous reserve de ratification) 

Kurt Haertel 
Eugen Ulmer 

Pour la RfiPUBLIQUE SOCIALISTE 
SOVlfiTlQUE DE BifiLORUSSIE; 


Pour la REPUBLIQUE SOCIALISTE 
S0VI£TIQUE d'UKRAINE: 


Pour la RfiPUBLIQUE UNIE 
DE TANZANIE: 

Pour la REPUBLIQUE DU VIET-NAM: 


Pour la ROUMANIE: 

(Sous reserve de ratification) 

C. Stanescu 
L. M a r i n e t e 
T. Preda 

Pour le ROYAUME-UNI DE GRANDE- 
BRETAGNE et d'IRLANDEDU NORD: 


Gordon Grant 
William W a 1 1 a c e 

Pour le RWANDA; 


Por FILIPINAS: 


Por POLONIA: 


Por PORTUGAL: 


Por la REPÜBLICA ARABE UNIDA: 


Por la REPÜBLICA 
CENTRO AFRICAN A : 

Por la REPÜBLICA DE COREA: 
Por la REPÜBLICA DOMINICANA; 

Por la REPÜBLICA FEDERAL 
DE ALEMANIA: 

Por la REPÜBLICA SOCIALISTA 
SOVIETICA de BIELORRUSIA: 


Por la REPÜBLICA SOCIALISTA 
SOVIETICA DE UCRANIA: 


Por la REPÜBLICA UNIDA 
DE TANZANIA: 

Por la REPÜBLICA DE VIET-NAM: 
Por RUMANIA: 


Por el REINO UNIDO DE GRAN 
BRETANA E IRLANDA DEL NORTE: 


Por RWANDA: 
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3a cpiiJIMnnMHbl; Für die PHILIPPINEN; 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

La uro B a j a 

3a nOJIbUiy; Für POLEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

M. K a j z G r 

3a nOPTyrAJIMIO: Für PORTUGAL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Adrianode Carvalho 
Jose de Oliveira Ascensao 
Ruy Alvaro Costa 
d e Mo rais Serrao 


3a OBT)EAMHEHHyiO APABCKyiO 
PECnyBJIMKy; 


Für die VEREINIGTE ARABISCHE 
REPUBLIK: 


3a Ij;EHTPAJIbHOA<J>PMKAHCKyiO 
PECnyBJIMKy: 


L. P. Gamba 


Für die ZENTRALAFRIKANISCHE 
REPUBLIK: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a KOPElTCKyiO PECnyBJIMKy: 


Für die REPUBLIK KOREA: 


3a AOMMHMKAHCKyiO PECnyBJIMKy; 


Für die DOMINIKANISCHE 
REPUBLIK: 


3a cL^EAEPATLIEHyiO PECnyBJIMKy Für die BUNDESREPUBLIK 

FEPMAHMM : DEUTSCHLAND: 

(unter Vorbehalt der Ratihkation) 

Kurt H a e r t e 1 
Eugen Ul m e r 


3a BE.JIOPyCCKyiO COBETCKViO 
COUMAJIMCTMHECKyiO PECnyBJIMKy: 

KoHseHuiia noAJie:H^iiT j^a.ibHeMinen 
paTiichiiKauiiu. 

Majibpes. 


Für die VVEISSRUSSISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a yKPAMHCKyiO COBETCKyiO 
COUMAJIMCTMHECKyiO PECnyBJIMKy : 

KoHBenuHH no;;jiejKriT nocjieAyioineü paTnchiiKa- 
Uiiu npeauj^uyMOM BepxoBHoro CoseTa yxpauu- 
CKofi CoBGTCKOM CouiiaJiiiCTi luecKou PecnyöjiriKU. 


ManbueB. 


Für die UKRAINISCHE 
SOZIALISTISCHE SOWJETREPUBLIK: 
(unter Vorbehalt 

der letzten Ratifikation durch das 
Präsidium des Obersten Sowjets 
der Ukrainischen Sozialistischen 
Sowjetrepublik) 


3a OBl)EÄMHEHHyiO PECnyBJIMKy 
TAHSAHMH: 


Für die VEREINIGTE REPUBLIK 
TANSANIA: 


3a PECnyBJIMKy BbETHAM: 


Für die REPUBLIK VIETNAM; 


3a PyMbIHMiO: Für RUMÄNIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

C. S t a n e s c u 
L. Marinete 
T. P r e d a 


3a COEAMHEHHOE KOPOJIEBCTBO 
BEJIMKOBPMTAHMM 
M CEBEPHOM MPJIAH^MM: 


Gordon Grant 


Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
von GROSSBRITANNIEN UND 
NORDIRLAND; 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


William W a 1 1 a c e 


3a PyAH^y: 


Für RUANDA: 
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For SAN MARINO: 

Pour SAINT-MARIN: 

Por SAN MARINO: 

For the HOLY SEE: 

Pour le SAINT-SIEGE: 

(Sous reserve de ratification) 

Gunnar Sterner 

Por la SANTA SEDE: 

Für WESTERN SAMOA: 

Pour le SAMOA OCCIDENTAL: 

Por SAMOA OCCIDENTAL: 

For SENEGAL: 

Pour le SENEGAL: 

(Sous reserve de ratification) 

A. Seck 

Por SENEGAL: 

For SIERRA LEONE: 

Pour le SIERRA LEONE: 

Por SIERRA LEONA: 

For SINGAPORE; 

Pour SINGAPOUR: 

Por SINGAPUR: 

For SOMALIA: 

Pour Id SOMALIE: 

Por SOMALIA; 

For the SUDAN: 

Pour le SOUDAN: 

Por el SUDAN: 

For S WEDEN: 

Pour la SUEDE: 

(Sous reserve de ratification) 
Herman Kling 

Por SUECIA: 

For SWITZERLAND: 

Pour la SUISSE: 

(Sous reserve de ratification) 

Hans M o r f 

Joseph V oy am e 

Por SUIZA: 

For SYRIA: 

Pour la SYRIE: 

Por SIRIA: 

For CHAD: 

Pour le TCHAD: 

Por el CHAD; 

For CZECHOSLOVAKIA: 

Pour la TCHECOSLOVAQUIE: 

Por CHECOSLOVAQUIA; 

For THAILAND: 

Pour la THAILANDE: 

Por TAILANDIA: 

For TOGO: 

Pour le TOGO: 

Por el TOGO: 

For TRINIDAD AND TOBAGO: 

Pour la TRINITE ET TOBAGO: 

Por TRINIDAD Y TABAGO; 

For TUNISIA: 

Pour la TUNISIE: 

(Sous reserve de ratification) 

M. Kedadi 

Por TÜNEZ: 

For TURKEY: 

Pour la TURQUIE: 

Por TURQUiA: 

For the UNION OF SOVIET 
SOCIALIST REPUBLICS: 

Pour rUNION DES REPUBLIQUES 
SOCIALISTES SOVIETIQUES: 

Por la UNION DE REPÜBLICAS 
SOCIALISTAS SOVIETICAS: 


For URUGUAY: 

Pour l'URUGUAY: 

Por el URUGUAY: 

For VENEZUELA: 

Pour le VENEZUELA: 

Por VENEZUELA: 

For YUGOSLAVIA: 

Pour la YOUGOSLAVIE; 

Por YUGOSLAVIA 


(Sous reserve de ratification) 



A. Jelic 


For Z AMBIA: 

Pour la ZAMBIE: 

Por ZAMBIA: 
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3a CAH-MAPMHO: 


Für SAN MARINO: 


3a BATMKAH: 


Für den HEILIGEN STUHL: 
(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Gunnar S t e r n e r 


3a 3AnAAHOE CAMOA: 
3a CEHEFAJI: 


A. Seck 


Für WESTSAMOA: 

Für SENEGAL: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a CbEPPA-JIEOHE: 


Für SIERRA LEONE: 


3a CMHFAnyP: 


Für SINGAPUR: 


3a COMAJIM; 


Für SOMALIA: 


3a Cy^AH: 

3a UIBEUMIO: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 

Herman Kling 


Für SUDAN: 
Für SCHWEDEN: 


3a UlBEHUAPMIO: 


Hans M o r f 
Joseph V o y a m e 


Für die SCHWEIZ: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a CMPMK): 

3a HAÄ: 

3a MEXOCJIOBAKMK): 

3a TAMJIAH^i;; 

3a TOrO: 

3a TPMHPU1;A;^ M TOßALO; 
3a TyHMC: 


Für SYRIEN; 

Für TSCHAD: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 
Für THAILAND: 

Für TOGO: 

Für TRINIDAD UND TOBAGO: 
Für TUNESIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


M. K e d a d i 


3a TyPLÜMIO: 


Für die TÜRKEI: 


3a C0I03 COBETCKMX 
COUMAJIMCTMHECKMX PECnyBJIMK: 

yKa3aHHan KoiiBeHLtuH no^^ieÄUT nocjieAytouteü 
paTIIChUKanilM I030M 

COBOTCKUX CoLtuajiHCTiiuecKiix PecnyöjiHK. 

MajibpeB. 


Für die UNION DER 
SOZIALISTISCHEN 
SOWJETREPUBLIKEN: 

(unter Vorbehalt der letzten 
Ratifikation durdi die Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken) 


3a ypyrBAW; 


Für URUGUAY; 


3a BEHECyOJiy: 


Für VENEZUELA: 


3a lOroCJIABMIO: 


A. J e 1 i c 


Für JUGOSLAWIEN: 

(unter Vorbehalt der Ratifikation) 


3a 3AMBMIO; 


Für SAMBIA: 
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Berner Übereinkunft 

zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst 

vom 9. September 1886 

vervollständigt in Paris am 4. Mai 1896, 
revidiert in Berlin am 13. November 1908, 
vervollständigt in Bern am 20, März 1914, 
revidiert in Rom am 2. Juni 1928, 
revidiert in Brüssel am 26. Juni 1948 
und revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967 

Convention de Berne 

pour la protection des oeuvres litteraires et artistiques 

du 9 septembre 1886 

completee ä Paris le 4 mai 1896, 
revisee a Berlin le 13 novembre 1908, 
completee ä Berne le 20 mars 1914, 
revisee ä Rome le 2 juin 1928, 
revisee ä Bruxelles le 26 juin 1948 
et revisee ä Stockholm le 14 juillet 1967 

Berne Convention 

for the Protection of Literary and Artistic Works 

of September 9, 1886, 

completed at Paris on May 4, 1896, 
revised at Berlin on November 13, 1908, 
completed at Berne on March 20, 1914, 
revised at Rome on June 2, 1928, 
revised at Brussels on June 26, 1948, 
and revised at Stockholm on Juli 14, 1967 


Les pays de l'Union, egalemenl ani- 
mes du desir de proteger d'une ma- 
niere aussi efficace et aussi uniforme 
que possible les droits des auteurs siir 
leurs Oeuvres litteraires et artistiques, 

Ont resolu de reviser et de com- 
pleter l’Acle signe ä Berne le 9 sep- 
tembre 1886, complete ä Paris le 4 mai 
1896, revise ä Berlin le 13 novembre 
1908, complete ä Berne le 20 mars 
1914, revise ä Rome le 2 juin 1928 et 
revise a Bruxelles le 26 juin 1948. 


En tonsequence, les Plenipotentiai- 
res soussignes, apres presentation de 
leurs pleins pouvoirs, reconnus en 
bonne et due forme, sont convenus de 
ce qui suit: 

Article premier 

Les pays auxquels s'applique la 
presente Convention sont constitues a 
l’etat d'Union pour la protection des 
droits des auteurs sur leurs oeuvres 
litteraires et artistiques. 

Article 2 

1) Les termes «oeuvres litteraires et 
artistiques » comprennent toutes les 
productions du domaine litteraire, 


The countries of the Union, being 
equally animated by the desire to 
protect, in as effective and uniform 
a manner as possible, the rights of 
authors in their literary and artistic 
Works, 

Have resolved to revise and to com- 
plete the Act signed at Berne on 
September 9, 1886, completed at Paris 
on May 4, 1896, revised at Berlin on 
November 13, 1908, completed at Berne 
on March 20, 1914, revised at Rome 
on June 2, 1928, and revised at Brus- 
sels on June 26, 1948. 

Consequently, the undersigned 
Plenipotentiaries, having presented 
their full powers, recognized as in 
good and due form, have agreed as 
follows: 

Article 1 

The countries to which this Con- 
vention applies constitute a Union 
for the protection of the rights of 
authors in their literary and artistic 
Works. 

Article 2 

(1) The expression "literary and 
artistic works" shall include every 
production in the literary, scientific 


— Amtlicher deutscher Text gemäß 

Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b — 

Die Verbandsländer, gleichermaßen 
vom Wunsch geleitet, die Rechte der 
Urheber an ihren Werken der Litera- 
tur und Kunst in möglichst wirksamer 
und gleichmäßiger Weise zu schützen, 

haben beschlossen, die am 9. Sep- 
tember 1886 in Bern Unterzeichnete, 
am 4. Mai 1896 in Paris vervollstän- 
digte, am 13. November 1908 in Berlin 
revidierte, am 20. März 1914 in Bern 
vervollständigte, am 2. Juni 1928 in 
Rom revidierte und am 26. Juni 1948 
in Brüssel revidierte Übereinkunft zu 
revidieren und zu vervollständigen. 

Die Unterzeichneten Bevollmächtig- 
ten haben daher nach Vorlage ihrer 
in guter und gehöriger Form befunde- 
nen Vollmachten folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Die Länder, auf die diese Überein- 
kunft Anwendung findet, bilden einen 
Verband zum Schutz der Rechte der 
Urheber an ihren Werken der Litera- 
tur und Kunst, 

Artikel 2 

(1) Die Bezeichnung „Werke der 
Literatur und Kunst" umfaßt alle Er- 
zeugnisse auf dem Gebiet der Litera- 
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scientifique et aitistique, quel qu'en 
soit le mode ou la forme d’expression, 
telles que; les livres, brochures et 
autres ecrits; les Conferences, allocu- 
hons, sermons et autres Oeuvres de 
meme nature; les ocuvres draniatiques 
ou dramatico-musicaies; les ceuvres 
choregraphiques et les pantomimes; 
les compositions musicales avec ou 
Sans paroles; les ceuvres cinemato- 
graphiques, auxquelles sont assimi- 
lees les oeuvres exprimees par un pro- 
cede analogue ä la cinematographie; 
les Oeuvres de dessin, de peinture, 
d'architecture, de sculpture, de gra* 
vure, de lithographie; les oeuvres pho- 
tographiques, auxquelles sont assimi- 
lees les oeuvres exprimees par un pro- 
cede analogue ä la photographie; les 
oeuvres des arts appliques; les illus- 
strations, les cartes geographiques; les 
plans, croquis et ouvrages plastiques 
relatifs a la geographie, ä la topogra- 
phie, a l'architecture ou aux Sciences. 

2) Est toutefois reservee aux legis- 
iations des pays de l'Union la faculte 
de prescrire que les ceuvres litteraires 
et artistiques ou bien l'une ou plu- 
sieurs categories d'entre elles ne sont 
pas protegees tant qu'elles n’ont pas 
ete fixees sur un support materiel. 

3) Sont protegees comme des oeu- 
vres originales, sans prejudice des 
droits de l'auteur de l'oeuvre originale, 
les traductions, adaptations, arrange- 
ments de musique et autres transfor- 
rnations d'une «uvre litteraire ou 
artistiquG, 

4) II est reserve aux legislations des 
pays de TUnion de determiner la pro- 
tection ä accorder aux textes officiels 
d'ordre legislatif, administratif ou ju- 
diciaire, ainsi qu'aux traductions of- 
ficielles de ces textes. 

5) Les recueils d'oeuvres litteraires 
ou artistiques tels que les encyclope- 
dies et anthologies qui, par le dioix 
ou la disposition des matieres, consti- 
tuent des creations intellectuelles sont 
proteges comme telles, sans prejudice 
des droits des auteurs sur chacune des 
oeuvres qui font partie de ces recueils. 

6) Les oeuvres mentionnees ci-des- 
sus jouissent de la protection dans 
tous les pays de l'Union. Cette pro- 
tection s'exerce au profit de l'auteur 
et de ses ayants droit. 

7) II est reserve aux legislations des 
pays de l'Union de regier le champ 
d'application des, lois concernant les 
ceuvres des arts appliques et les des- 
sins et modeles industriels, ainsi que 
les conditions de protection de ces 
oeuvres, dessins et modeles, compte 
tenu des dispositions de l’article 7.4) 
de la presente Convention. Pour les 


and artistic domain, whatever may be 
the mode or form of its expression, 
such as books, pamphlets and other 
writings; lectures, addresses, sermons 
and other works of the same nature,- 
dramatic or dramatico-musical works ; 
Choreographie works and entertain- 
ments in dumb show; musical com- 
positions with or without words; cine- 
matographic works to which are as- 
similated works expressed by a pro- 
cess analogous to cinematography; 
works of drawing, painting, architec- 
ture, sculpture, engraving and litho- 
graphyi photographie works to whidi 
are assimilated works expressed by a 
process analogous to photography; 
works of applied art; illustrations, 
maps, plans, sketches and three-dimen- 
sional works relative to geography, 
topography, architecture or Science. 


(2) It shall, however, be a matter 
tor legislation in the countries of the 
Union to prescribe that works in gen- 
eral or any specified categories of 
works shall not be protected unless 
they havG been fixed in some material 
form. 

(3) Translations, adaptations, ar- 
rangements of niusic and other alte- 
rations of a literary or artistic work 
shall be protected as original works 
without prejudice to the Copyright in 
the original work. 


(4) It shall be a matter for legis- 
iation in the countries of the Union 
to determine the protection to be 
granted to official texts of a legisla- 
tive, administrative and legal nature, 
and to official translations of such 
texts. 

(5) Collections of literary or artistic 
works such as encyclopaedias and 
anthologies which, by reason of the 
selection and arrangement of their 
contents, constitute intellectual crea- 
tions shall be protected as such, with- 
out prejudice to the Copyright in each 
of the works forming part of such 
collections. 

(6) The works mentioned in this 
Article shall enjoy protection in all 
countries of the Union. This protection 
shall operate for the benefit of the 
author and his successors in title. 


(7) Subject to the provisions of Ar- 
ticle 7 (4) of this Convention, it shall 
be a matter for legislation in the coun- 
tries of the Union to determine the 
extent of the application of their laws 
to works of applied art and industrial 
designs and models, as well as the 
conditions under which such works, 
designs and models shall be protected. 


tur, Wissenschaft und Kunst, ohne 
Rücksicht auf die Art und Form des 
Ausdrucks, wie: Bücher, Broschüren 
und andere Schriftwerke; Vorträge, 
Ansprachen, Predigten und andere 
Werke gleicher Art; dramatische oder 
dramatisch-musikalische Werke; cho- 
reographische Werke und Pantomimen; 
musikalische Kompositionen mit oder 
ohne Text; Filmwerke einschließlich 
der Werke, die durch ein ähnliches 
Verfahren wie Filmwerke hervorge- 
bracht sind; Werke der zeichnenden 
Kunst, der Malerei, der Baukunst, der 
Bildhauerei, Stiche und Lithographien; 
photographische Werke, denen Werke 
gleichgestellt sind, die durch ein der 
Photographie ähnliches Verfahren her- 
vorgebracht sind; Werke der ange- 
wandten Kunst; Illustrationen, geo- 
graphische Karten; Pläne, Skizzen und 
Darstellungen plastischer Art auf den 
Gebieten der Geographie, Topogra- 
phie, Architektur oder Wissenschaft. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt jedoch Vorbehalten, die 
Werke der Literatur und Kunst oder 
eine oder mehrere Arten davon nur 
zu schützen, wenn sie auf einem mate- 
riellen Träger festgelegt sind. 

(3) Den gleichen Schutz wie Oiigi- 
nalwerke genießen, unbeschadet der 
Rechte des Urhebers des Originalwer- 
kes, die Übersetzungen, Bearbeitungen, 
musikalischen Arrangements und an- 
dere Umarbeitungen eines Werkes der 
Literatur oder Kunst. 

(4) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, den Schutz 
amtlicher Texte auf dem Gebiet der 
Gesetzgebung, Verwaltung und Recht- 
sprechung sowie der amtlichen Über- 
setzungen dieser Texte zu bestimmen. 

(5) Sammlungen von Werken der 
Literatur oder Kunst, wie zum Beispiel 
Enzyklopädien und Anthologien, die 
wegen der Auswahl oder der Anord- 
nung des Stoffes geistige Schöpfungen 
darstellen, sind als solche geschützt, 
unbeschadet der Rechte der Urheber 
an jedem einzelnen der Werke, die 
Bestandteile dieser Sammlungen sind. 

(6) Die oben genannten Werke ge- 
nießen Schutz in allen Verbandslän- 
dern. Dieser Schutz besteht zugunsten 
des Urhebers und seiner Rechtsnach- 
folger oder sonstiger Inhaber aus- 
schließlicher Werknutzungsrechte. 

(7) Unbeschadet des Artikels 7 Ab- 
satz 4 bleibt der Gesetzgebung der 
Verbandsländer Vorbehalten, den An- 
wendungsbereich der Gesetze, die die 
Werke der angewandten Kunst und 
die gewerblichen Muster und Modelle 
betreffen, sowie die Voraussetzungen 
des Schutzes dieser Werke, Muster 
und Modelle festzulegen. Für Werke, 
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Oeuvres protegees uniquenient comme 
dessins et modeles dans le pays d'ori- 
gine, il ne peut etre reclame dans un 
autre pays de l’Unioii que la protec- 
tion speciale accordee dans ce pays 
aux dessins et modeles ; toutefois, si 
une teile protection speciale n’est pas 
accordee dans ce pays, ces oeuvres 
seront protegees comme cjcnivres ar- 
tistiques. 

8) La protection de la presente Con- 
vention ne s’applique pas aux nou- 
velles du jour ou aux fails divers qui 
ont le caractere de simples iniorma- 
tions de presse. 

A rt icl e 2 ^^'^ 

1) Lst reservee aux legislations des 
pays de l'Union la faculte d'exclure 
partiellement ou totalement de la pro- 
tection prevue ä l'article precedent les 
discours politiques et les discours pro- 
nonces dans les debats judiciaires. 

2 ) Esl reserve egalement aux legis- 
lations des pays de l'Union la faculte 
de statuer sur les conditions dans les- 
quelles les Conferences, allocutions 
et autres oeuvres de meme nature, pro- 
noncees en public, pourront etre re- 
produites par la presse, radiodiffusees, 
transmises par fil au public et faire 
l'objet des Communications publiques 
visecs a l'article llt'is. i) (je la pre- 
sente Convention, lorsqu'une teile uti- 
lisation est justifiee par le but d'infor- 
mation ä atteindre. 

3) Tüutefois, l'auteur jouit du droit 
exclusif de reunir en recueil ses oeu- 
vres mentionnees aux alineas prece- 
clents. 

A r l i c 1 e 3 

1) Sont proteges en vertu de hi 
presente Convention: 

a) les auteurs ressortissant a Lun des 
pays de l'Union, pour leurs oeu- 
vres, publiees ou non; 

b) les auteurs ne ressortissant pas a 
Tun des pays de l'Union, pour les 
cruvres qu'ils publient pour la pre- 
miere fois dans Tun de ces pays ou 
simultanement dans un pays etran- 
ger a l'Union et dans un pays de 
l'Union. 

2) Les auteurs ne ressortissant pas 
ä l'un des pays de l'Union mais ayant 
leur residence habituelle dans l'un de 
ceux-ci sont, pour l'application de la 
presente Convention, assimiles aux 
auteurs ressortissant audit pays. 

3) Par «oeuvres publiees >', il faut 
entendre les oeuvres editees avec le 
consentement de leurs auteurs, quel 
que soit le mode de fabrication des 
exemplaires, pourvu que la mise a 
disposition de ces derniers ait ete 


Works protected in the country of 
origin solely as designs and models 
shall be entitled in another country 
of the Union only to such special 
protection as is granted in that country 
to designs and models; however, if no 
such special protection is granted in 
that country, such works shall be pro- 
tected as artistic works. 

(8) The protection of this Conven- 
tion shall not apply to news of the day 
nor to miscellaneous facts having the 
character of mere items of press in- 
forination. 

A r t i c 1 e 2’^'^ 

(1) It shall be a matter for legisla- 
tion in the countries of the Union to 
exclude, wholly or in pari, from the 
protection provided by the preceding 
Article political speeches and Speeches 
delivered in the course of legal pro- 
ceedings. 

(2) It shall also be a matter for 
legislation in the countries of the 
Union to determine the conditions 
under whidi lectures, addresses and 
other works of the same nature which 
are delivered in public may be re- 
produced by the press, broadcast, 
communicated to the public by wire 
and made the subject of public com- 
munication as envisaged in Article 
lltiis (1) of this Convention, when such 
use is justified by the informatory 
purpose. 

(3) Nevertheless, the author shall 
enjoy the exclusive right of making a 
Collection of his works mentioned in 
the preceding paragraphs. 

Article 3 

(1) The protection of this Conven- 
tion shall apply to: 

(a) authors who are nationals of one 
of the countries of the Union, for 
their works, whether published or 
not; 

(b) authors who are not nationals of 
one of the countries of the Union, 
for their works first published in 
one of those countries, or simul- 
taneously in a country outside the 
Union and in a country of the 
Union. 

(2) Authors who are not nationals 
of one of the countries of the Union 
but who have their habitual residence 
in one of them shall, for the purposes 
of this Convention, be assimilated to 
nationals of that country. 

(3) The expression " published works" 
means works published with the con- 
sent of their authors, whatever may 
be the means of manufacture of the 
copies, provided that the availability 
of such copies has been such as to 


die im Ursprungsland nur als Muster 
und Modelle geschützt werden, kann 
in einem anderen Verbandsland nur 
der besondere Schutz beansprucht wer- 
den, der in diesem Land den Mustern 
und Modellen gewährt wird; wird je- 
doch in diesem Land kein solcher be- 
sonderer Schutz gewährt, so sind diese 
Werke als Werke der Kunst zu 
schützen. 

(8) Der Schutz dieser Übereinkunft 
besteht nicht für Tagesneuigkeiten 
oder vermischte Nachrichten, die ein- 
fache Zeitungsmitteilungen darstellen. 

A i 1 1 k e 1 2‘>is 

(1) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, politische 
Reden und Reden in Gerichtsverhand- 
lungen teilweise oder ganz von dem 
in Artikel 2 vorgesehenen Schutz aus- 
zuschließen. 

(2) Ebenso bleibt der Gesetzgebung 

der Verbandsläncler Vorbehalten zu 
bestimmen, unter welchen Vorausset- 
zungen Vorträge, Ansprachen und an- 
dere in der Öffentlichkeit dargebotene 
Werke gleicher Art durch die Presse 
vervielfältigt, durch Rundfunk gesen- 
det, mittels Draht an die Öffentlich- 
keit übertragen werden und in den 
Fällen des Artikels Absatz 1 

öffentlich wiedergegeben werden dür- 
fen, wenn eine solche Benützung durch 
den Informationszweck gerechtfertigt 
ist. 

(3) Der Urheber genießt jedoch das 
ausschließliche Recht, seine in den Ab- 
sätzen 1 und 2 genannten Werke in 
Sammlungen zu vereinigen. 

Artikel 3 

(1) Auf Grund dieser Übereinkunft 
sind geschützt: 

a) die einem Verbandsland angehö- 
renden Urheber für ihre veröf- 
fentlichten und unveröffentlichten 
Werke; 

b) die keinem Verbandsland angehö- 
renden Urheber für die Werke, die 
sie zum ersten Mal in einem Ver- 
bandsland oder gleichzeitig in einem 
verbandsfremden und in einem Ver- 
bandsland veröffentlichen. 

(2) Die Urheber, die keinem Ver- 
bandsland angehören, jedoch ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
Verbandsland haben, sind für die An- 
wendung dieser Übereinkunft den Ur- 
hebern gleichgestellt, die diesem Land 
angehören. 

(3) Unter „veröffentlichten Werken" 
sind die mit Zustimmung ihrer Urheber 
erschienenen Werke zu verstehen, 
ohne Rücksicht auf die Art der Her- 
stellung der Werkstücke, die je nadi 
der Natur des Werkes in einer Weise 
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teile qu'elle satisfasse les besoins rai- 
sonnables du public, compte tenu de 
la nature de l’oeuvre. Ne constituent 
pas une publication la representalion 
d'une Oeuvre dramatique, diamatico* 
musicale ou cineniatographique, l'exe- 
cution d'une oeuvre musicale, la reci- 
tation publique d'une oeuvre litteraire, 
la transmission ou la radiodiffusion 
des Oeuvres litteraires ou artistiques, 
l'exposition d’une oeuvre d'art et la 
construction d'une oeuvre d’architec- 
ture. 

4) Est consideree comnie publiee si- 
multanement dans plusieurs pays toute 
oeuvre qui a paru dans deux ou plu- 
sieurs pays dans les trente jours de sa 
premiere publication. 

A r t i c ] e 4 

Sollt piüteges en vertu de la pre- 
sente Convention, nieme si les con- 
ditions pievues a l article 3 ne sont 
pas remplies, 

a) les auteurs des oeuvres cinemato- 
graphiques dont le producteur a 
son siege ou sa residence habi- 
tuelle dans Tun des pays de l'U- 
nion; 

b) les auteurs des oeuvres d'architec- 
ture edifiees dans un pays de l’U- 
nion ou des oeuvres des arts gra- 
phiques et plastiques faisant corps 
avec un immeuble situe dans un 
pays de l'Union. 


A 1 t i c 1 e 5 

1) Les auteurs jouissent, en ce (jui 
coiicerne les ceuvres pour lesquelles 
ils sont proteges en vertu de la pre- 
sente Convention, dans les pays de 
l’Union autres que le pays d'origine 
de l'oeuvre, des droits que les lois 
respectives accordent actuellement ou 
accorderont par la suite aux natio- 
naux, ainsi que des droits speciale- 
ment accordes par la presente Con- 
vention. 

2) La jouissance et i’exercice de ces 
droits ne sont subordonnes ä aucune 
formalite; cette jouissance et cet exer- 
cice sont independants de l'existence 
de la protection dans le pays d'origine 
de l'oeuvre, Par suite, en dehors des 
stipulations de la presente Conven- 
tion, l'etendue de la protection ainsi 
que les moyens de recours garantis ä 
l’auteur pour sauvegarder ses droits 
se reglent exclusivement d'apres la 
legislation du pays oü la protection 
est reclamee. 

3) La protection dans le pays d'ori- 
gine est reglee par la legislation na- 
tionale. Toutefois, lorsque l'auteur ne 
ressortit pas au pays d'origine de 
l'oeuvre pour laquelle il est protege 


satisfy the reasonable requirements of 
the public, having regard to the nature 
of the Work. The performance of a 
dramatic, dramatico-musical, cineniato- 
graphic or musical work, the public 
recitation of a literary work, the com- 
munication by wire or the broad- 
casting of literary or artistic works, 
the exhibition of a work of art and 
the construction of a work of architec- 
ture shall not constitute publication. 


(4) A work shall be considered as 
having beeil published simultaneously 
in several countries if it has been 
published in two or more countries 
within thirty days of its first publica- 
tion. 


A r t i c I e 4 

The protection of this Convention 
shall apply, even if the conditions of 
Article 3 are not fulfilled, to: 

(d) authors of cineinatographic works 
the niaker of which has his head- 
quarters or habitual residence in 
one of the countries of the Union; 

fb) authors of works of architecture 
erected in a country of the Union 
or of other artistic works in- 
corporated in a building or other 
structure located in a country of 
the Union. 


Article .5 

(1) Autliors shall enjoy, in respect 
of works for which they are protected 
under tliis Convention, in countries of 
the Union other than the country of 
origin, the rights which their respec- 
tive laws do now or may hereafter 
grant to their nationals, as well as 
the rights specially granted by this 
Convention. 


(2) The enjoyment and the exercise 
of these rights shall not be subject 
to any formality; such enjoyment and 
such exercise shall be independent of 
the existence of protection in the 
country of origin of the work. Con- 
sequently, apart from the provisions 
of this Convention, the extent of pro- 
tection, as well as the means of 
redress afforded to the author to 
protect his rights, shall be governed 
exclusively by the laws of the country 
where protection is claimed. 

(3) Protection in the country of 
origin is governed by domestic law. 
However, when the author is not a 
national of the country of origin of the 
work for which he is protected under 


zur Verfügung der Öffentlichkeit ge- 
stellt sein müssen, die deren norma- 
len Bedarf befriedigt. Eine Veröf- 
fentlichung stellen nicht dar: die Auf- 
führung eines dramatischen, drama- 
tisch-musikalischen oder musikalischen 
Werkes, die Vorführung eines Film- 
werkes, der öffentliche Vortrag eines 
literarischen Werkes, die Übertragung 
oder die Rundfunksendung von Wer- 
ken der Literatur oder Kunst, die Aus- 
stellung eines Werkes der bildenden 
Künste und die Errichtung eines Wer- 
kes der Baukunst. 

(4) Als gleichzeitig in mehreren Län- 
dern veröffentlicht gilt jedes Werk, 
das innerhalb von dreißig Tagen seit 
der ersten Veröffentlichung in zwei 
oder mehreren Ländern erschienen ist. 


Artikel 4 

Auch wenn die Voraussetzungen des 
Artikels 3 nicht vorliegen, sind durch 
diese Übereinkunft geschützt: 

a) die Urbeber von Filmwerken, der('u 
Hersteller seinen Sitz oder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem 
Verbandsland hat; 

b) die Urheber von Werken der Bau- 
kunst, die in einem Verbandsland 
errichtet sind, oder von Werken 
der graphischen und plastischen 
Künste, die Bestandteile eines in 
einem Verbandsland gelegenen 
Grundstücks sind. 


Artikel 5 

(1) Die Urheber genießen fiir die 
Werke, für die sie durch diese L'ber- 
einkunft geschützt sind, in allen Ver- 
bandsländern mit Ausnahme des Ur- 
sprungslandes des Werkes die Rechte, 
die die einschlägigen Gesetze den in- 
ländischen Urhebern gegenwärtig ge- 
währen oder in Zukunft gewähren 
werden, sowie die in dieser Überein- 
kunft besonders gewährten Rechte. 

(2) Der Genuß und die Ausübung 
dieser Rechte sind nicht an die Ertiil- 
lung irgendwelcher Förmlichkeiten ge- 
bunden; dieser Genuß und diese Aus- 
übung sind unabhängig vom Bestehen 
des Schutzes im Ursprungsland des 
Werkes. Infolgedessen richten sich der 
Umfang des Schutzes sowie die dem 
Urheber zur Wahrung seiner Rechte 
zustehenden Rechtsbehelfe ausschließ- 
lich nach den Rechtsvorschriften des 
Landes, in dem der Schutz beansprucht 
wird, soweit diese Übereinkunft nichts 
anderes bestimmt. 

(3) Der Schutz im Ursprungsland 
richtet sich nach den innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften. Gehört der Urheber 
eines auf Grund dieser Übereinkunft 
geschützten Werkes nicht dem Ur- 
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par Id presente Convention, il aura, 
dans ce pays, les memes droits que 
les auteurs nationaux. 

4) Est considere comme pays d’ori- 
gine: 

a) poiir les oeuvres publiees pour la 
premiere fois dans Tun des pays 
de rUnion, ce dernier pays; toute- 
fois, s'il s'agit d'oeuvres publiees 
simultanement dans plusieurs pays 
de rUnion admettant des durees 
de protection differentes, celui 
d’entre eux dont la legislation ac- 
corde la duree de protection la 
moins longue; 

b) pour les oeuvres publiees simulta- 
nement dans un pays etranger ä 
rUnion et dans un pays de l'Union, 
ce dernier pays; 

c) pour les oeuvres non publiees ou 
pour les oeuvres publiees pour la 
premiere fois dans un pays etran- 
ger ä l'Union, sans publication si- 
multanee dans un pays de l'Union, 
le pays de l'Union dont l'auteur est 
ressortissant; toutefois, 

i) s’il s’agit d’oeuvres cinemato- 
graphiques dont le producteur 
a son siege ou sa residence ha- 
bituelle dans un pays de l’U- 
nion, le pays d'origine sera ce 
dernier pays, et 

ii) s'il s’agit d'oeuvres d’architec- 
ture edifiees dans un pays de 
l'Union ou d’oeuvres des arts 
graphiques et plastiques faisant 
corps avec un immeuble situe 
dans un pays de l'Union, le pays 
d’origine sera ce dernier pays. 


A 1 t i c 1 e 6 

1) Lorsqu'un pays etranger a l'U- 
nion ne protege pas d une maniere süf- 
fisante les oeuvres des auteurs qui sont 
ressortissants de Tun des pays de l'U- 
nion, ce dernier pays pourra restrein- 
dre la protection des oeuvres dont les 
auteurs sont, au moment de la pre- 
miere publication de ces oeuvres, res- 
sortissants de l'autre pays et n'ont pas 
leur residence habituelle dans Tun des 
pays de l'Union. Si le pays de la pre- 
miere publication fait usage de cette 
faculte, les autres pays de l'Union ne 
seront pas tenus d'accorder aux oeu- 
vres ainsi soumises ä un traitement 
special une protection plus large que 
celle qui leur est accordee dans le 
pays de la premiere publication. 

2) Aucune restriction, etablie en 
vertu de l’alinea precedent, ne devra 
porter prejudice aux droits qu'un au- 
teur aura acquis sur une oeuvre pu- 
bliee dans un pays de l'Union avant 
la mise a execution de cette restric- 
tion. 


this Convention, he shall enjoy in 
that country the same rights as na- 
tional authors. 

(4) The country ot origin shall be 
considered to be; 

(a) in the case of works first published 
in a country of the Union, that 
country; in the case of works 
published simultaneously in sev- 
eral countries of the Union which 
grant different terms of protec- 
tion, the country whose legislation 
grants the shortest term of pro- 
tection,- 

(b) in the case of works published 
simultaneously in a country out- 
side the Union and in a country 
of the Union, the latter country; 

(c) in the case of unpublished works 
or of works first published in a 
country outside the Union, without 
simultaneous publication in a 
country of the Union, the country 
of the Union of which the author 

. is a national, provided that: 

(i) when these are cinemato- 
graphic works the maker ot 
which has his headquarters or 
his habitual residence in a 
country of the Union, the 
country of origin shall be that 
country, and 

(ii) when these are works of ardri- 
tecture erected in a country 
of the Union or other artistic 
works incorporated in a build- 
ing or other structure located 
in a country of the Union, the 
country of origin shall be that 
country. 


Ar ti de 6 

(1) VVhere any country outside the 
Union falls to protect in an adequate 
manner the works of authors who are 
nationals of one of the countries of the 
Union, the latter country may restrict 
the protection given to the works of 
authors who are, at the date of the 
first publication thereof, nationals of 
the other country and are not habitual- 
ly resident in one of the countries of 
the Union. If the country of first 
publication avails itself of this right, 
the other countries of the Union shall 
not be required to grant to works 
thus subjected to special treatment a 
wider protection than that granted to 
them in the country of first publica- 
tion. 

(2) No re.slrictions introduced by 
virtue of the preceding paragraph 
shall affect the rights which an author 
may have acquired in respect of a 
Work published in a country of the 
Union before such restrictions were 
put into force. 


sprungsland des Werkes an, so hat 
er in diesem Land die gleichen Rechte 
wie die inländischen Urheber. 

(4) Als Ursprungsland gilt: 

d) für die zum ersten Mal in ei- 
nem Verbandsland veröffentlichten 
Werke dieses Land; handelt es sich 
jedoch um Werke, die gleichzeitig 
in mehreren Verbandsländern mit 
verschiedener Schutzdauer veröf- 
fentlicht wurden, das Land, dessen 
innerstaatlidie Rechtsvorschriften 
die kürzeste Schutzdauer gewäh- 
ren; 

b) für die gleichzeitig in einem ver- 
bandsfremden Land und in ei- 
nem Verbandsland veröffentlichten 
Werke dieses letzte Land; 

c) für die nichtveröffentlichten oder 
die zum ersten Mai in einem ver- 
bandsfremden Land veröffentlichten 
Werke, die nicht gleichzeitig in 
einem Verbandsland veröffentlicht 
wurden, das Verbandsland, dem 
der Urheber angehört; jedoch ist 
Ursprungsland, 

i) wenn es sich um Filmwerke han- 
delt, deren Hersteller seinen 
Sitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt in einem Verbands- 
land hat, dieses Land und, 


ii) wenn es sich um Werke der 
Baukunst, die in einem Ver- 
bandsland errichtet sind, oder 
um Werke der graphischen und 
plastischen Künste handelt, die 
Bestandteile eines in einem Ver- 
bandsland gelegenen Grund- 
stücks sind, dieses Land, 


Artikel 6 

(1) Wenn ein verbandsfremdes Land 
die Werke der einem Verbandsland 
angehörenden Urheber nicht genügend 
schützt, kann dieses letzte Land den 
Schutz der Werke einschränken, deren 
Urheber im Zeitpunkt der ersten Ver- 
öffentlichung dieser Werke Angehö- 
rige des verbandsfremden Landes sind 
und ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
nicht in einem Verbandsland haben. 
Wenn das Land der ersten Veröffent- 
lichung von dieser Befugnis Gebrauch 
macht, sind die anderen Verbandslän- 
der nicht gehalten, den Werken, die 
in dieser Weise einer besonderen 
Behandlung unterworfen sind, einen 
weitergehenden Schutz zu gewähren 
als das Land der ersten Veröffent- 
lichung. 

(2) Keine nach Absatz 1 festgesetzte 
Einschränkung darf die Rechte beein- 
trächtigen, die ein Urheber an einem 
Werk erworben hat, das in einem 
Verbandsland vor dem Inkrafttreten 
dieser Einschränkung veröffentlicht 
worden ist. 
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v3) Los pays de l'Union qui, en vertu 
du present article, restreindront la 
protection des droits des auteurs, le 
notifieront au Directeur general de 
rOrganisation Mondiale de la Pro- 
priete Intellectuelle (ci-apres designe 
le «Directeur general») par une de- 
claration ecrite, oü seront indiques 
les pays vis-a-vis desquels la protec- 
tion est restreinte, de meme que les 
restrictions auxquelles les droits des 
auteurs ressortissant ä ces pays sont 
soumis. Le Directeur general commu- 
niquera aussitöt le fait a tous les pays 
de rUnion. 

Article 6bis 

1) Independamment des droits pa- 
trimoniaux d'auteur, et meine apres la 
cession desdits droits, Tauteur con- 
serve le droit de revendiquer la pater- 
nite de l’oeuvre et de s'opposer ä 
toute deformation, mutilation ou autre 
modification de cette oeuvre ou a toute 
autre atteinte ä la meme oeuvre, pre- 
judiciables ä son honneur ou ä sa 
reputation. 

2) Les droits reconnus a l'auteur en 
vertu de l'alinea 1) ci-dessus sont, 
apres sa mort, maintenus au moins 
jusqu'ä l'extinction des droits patri- 
moniaux et exerces par les personnes 
ou institutions auxquelles la legisla- 
tion nationale du pays oü la protec- 
tion est reclamee donne qualite. Toute- 
fois, les pays dont la legislation, en 
vigueur au moment de la ratification 
du present Acte ou de l'adhesion a 
cclui-ci, ne contient pas de disposi- 
tions assurant la protection apres la 
mort de l'auteur de tous les droits re- 
connus en vertu de l’alinea 1) ci-des- 
sus, ont la faculte de prevoir que cer- 
tains de ces droits ne sont pas mainte- 
nus apres la mort de l'auteur. 

3) Les moyens de recours pour sau- 
vegarder les droits reconnus dans le 
present article sont regles par la legis- 
lation du pays oü la protection est re- 
clamee. 

Article 7 

1) La duree de la protection accor- 
dee par la presente Convention com- 
prend la vie de l'auteur et cinquante 
ans apres sa mort. 

2) Toutefois, pour les oeiivres cine- 
matographiques, les pays de l'Union 
ont la faculte de prevoir que la duree 
de la protection expire cinquante ans 
apres que l'oeuvre aura ete rendue ac- 
cessible au public avec le consente- 
ment de l’auteur, ou qu'a defaut d'un 
tel evenement intervenu dans les cin- 
quante ans a compter de la realisation 
d'une teile oeuvre, la duree de la pro- 
tection expire cinquante ans apres 
cette realisation. 

3) Pour les oeuvres anonymes ou 
pseudonymes, la duree de la protec- 
tion accordee par la presente Conven- 


(3) The countries of the Union which 
restrict the grant of Copyright in 
accordance with this Article shall give 
notice thereof to the Director General 
of the World Intellectual Property 
Organization (hereinafter designated 
as "'the Director General") by a writ- 
ten declaration specifying the coun- 
tries in regard to which protection is 
restricted, and the restrictions to 
which rights of authors who are na- 
tionals of those countries are sub- 
jected. The Director General shall im- 
inediately communicate this declara- 
tion to all the countries of the Union. 

Article 6bis 

(1) Independently of the author’s 
economic rights, and even after the 
transfer of the said rights, the author 
shall have the right to Claim author- 
ship of the work and to object to any 
distortion, mutilation or other modifi- 
cation of, or other derogatory action 
in relation to, the said work, which 
would be prejudicial to his honor or 
reputation. 

(2) The rights granted to the author 
in accordance with the preceding 
Paragraph shall, after his death, be 
maintained, at least until the expiry 
of the economic rights, and shall be 
exercisable by the persons or institu- 
tions authorized by the legislation of 
the country where protection is 
claimed. However, those countries 
whose legislation, at the moment of 
their ratification of or accession to this 
Act, does not provide for the protec- 
tion after the death of the author of 
all the rights set out in the preceding 
Paragraph may provide that some of 
ihese rights may, after his death, cease 
to be maintained. 

(3) The means of redress for safe- 
guarding the rights granted by this 
Article shall be governed by the legis- 
lation of the country where protection 
is claimed. 

Article 7 

(1) The term of protection granted 
by this Convention shall be the life of 
the author and fifty years after his 
death. 

(2) However, in the case of cine- 
matographic works, the countries of 
the Union may provide that the term 
of protection shall expire fifty years 
after the work has been made avail- 
able to the public with the consent 
of the author, or, failing such an event 
within fifty years from the making of 
.such a work, fifty years after the 
making. 


(3) In the case of anonymous or 
pseudonymous works, the term of pro- 
tection granted by this Convention 


(3) Die Verbandsländer, die nach 
diesem Artikel den Schutz der Rechte 
der Urheber einschränken, notifizieren 
dies dem Generaldirektor der Welt- 
organisation für geistiges Eigentum 
(im folgenden als „der Generaldirek- 
tor" bezeichnet) durch eine schriftliche 
Erklärung; darin sind die Länder, de- 
nen gegenüber der Schutz einge- 
schränkt wird, und die Einschränkun- 
gen anzugeben, denen die Rechte der 
diesen Ländern angehörenden Urhe- 
ber unterworfen werden. Der General- 
direktor teilt dies allen Verbandslän- 
dern unverzüglich mit. 

Artikel 6bis 

(1) Unabhängig von seinen vermö- 
gensrechtlichen Befugnissen und selbst 
nach deren Abtretung behält der Ur- 
heber das Recht, die Urheberschaft am 
Werk für sich in Anspruch zu nehmen 
und sich jeder Entstellung, Verstüm- 
melung, sonstigen Änderung oder Be- 
einträchtigung des Werkes zu wider- 
setzen, die seiner Ehre oder seinem 
Ruf nachteilig sein könnten. 

(2) Die dem Urheber nach Absatz 1 
gewährten Rechte bleiben nach seinem 
Tod wenigstens bis zum Erlöschen der 
vermögensrechtlichen Befugnisse in 
Kraft und werden von den Personen 
oder Institutionen ausgeübt, die nach 
den Rechtsvorschriften des Landes, in 
dem der Schutz beansprucht wird, hier- 
zu berufen sind. Die Länder, deren 
Rechtsvorsdiriften im Zeitpunkt der 
Ratifikation dieser Fassung der Über- 
einkunft oder des Beitritts zu ihr keine 
Bestimmungen zum Schutz aller nach 
Absatz 1 gewährten Rechte nach dem 
Tode des Urhebers enthalten, sind je- 
doch befugt vorzusehen, daß einzelne 
dieser Rechte nach dem Tode des Ur- 
hebers nicht aufrechterhalten bleiben. 

(3) Die zur Wahrung der in diesem 
Artikel gewährten Rechte erforder- 
lichen Rechtsbehelfe richten sich nach 
den Rechtsvorschriften des Landes, in 
dem der Schutz beansprucht wird. 

Artikel 7 

(1) Die Dauer des durch diese Über- 
einkunft gewährten Schutzes umfaßt 
das Leben des Urhebers und fünfzig 
Jahre nach seinem Tode. 

(2) Für Filmwerke sind die Ver- 
bandsländer jedodi befugt vorzusehen, 
daß die Schutzdauer fünfzig Jahre nach 
dem Zeitpunkt endet, in dem das Werk 
mit Zustimmung des Urhebers der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wor- 
den ist, oder, wenn ein solches Ereignis 
nicht innerhalb von fünfzig Jahren nach 
der Herstellung eines solchen Werkes 
eintritt, fünfzig Jahre nach der Her- 
stellung. 

(3) Für anonyme und pseudonyme 
Werke endet die durch diese Überein- 
kunft gewährte Schutzdauer fünfzig 
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tion expire cinquante ans apres que 
l'cpuvre a ete licitement rendue acces- 
sible au public, Toutefois, quand le 
pseudonyme adopte par l'auteur ne 
laisse aucun doute sur son identite, 
la duiee de la protection est celle 
prevue ä l'alinea 1). Si l'auteur d’une 
Oeuvre anonyme ou pseudonyme re- 
vele son identite pendant la periode 
ci-dessus indiquee, le delai de protec- 
tion applicable est celui prevu ä l'ali- 
nea 1). Les pays de l'Union ne sont 
pas tenus de proteger les oeuvres ano- 
nymes ou pseudonymes pour lesquel- 
les il y a tout lieu de presumer que 
leur auteur est mort depuis cinquante 
ans. 

4) Est reservee aux legislations des 
pays de l'Union la faculte de regier la 
duree de la protection des oeuvres 
photographiques et celle des oeuvres 
des arts appliques protegees en tant 
qu’oeuvres artistiques; toutefois, cette 
duree ne pourra etre inferieure ä 
une Periode de vingt-cinq ans a comp- 
ter de la realisation d une teile oeuvre. 

5) Le delai de protection posterieui 
ä la mort de l’auteur et les delais 
prevus aux alineas 2), 3) et 4) ci- 
dessus commencent ä courir ä compter 
de la rnort ou de I'evenement vise par 
ces alineas, mais la duree de ces de- 
lais n’est calculee qu'ä partir du 
janvier de l'annee qui suit la mort ou 
ledit evenement. 

6) Les pays de l'Union ont la fa- 
culte d'accorder une duree de protec- 
tion siiperieure ä celles prevues aux 
alineas precedents. 

7) Les pays de l'Union lies par 
l'Acte de Rome de la presente Con- 
vention et qui accordent, dans leur 
legislation nationale en vigueur au 
moment de la signature du present 
Acte, des durees inferieures ä celles 
prevues aux alineas precedents ont la 
faculte de les maintenir en adherant 
au present Acte ou en le ratifiant. 


8) Dans tous les cas, la duree sera 
reglee par la loi du pays oü la pro- 
tection sera reclamee? toutefois, ä 
moins que la legislation de ce dernier 
pays n'en decide autrement, eile n'ex- 
cedera pas la duree fixee dans le pays 
d'origine de l'oeuvre. 


A r t i c 1 e 7t>is 

Les dispositions de l’article prece- 
dent sont egalement applicables lors- 
que le droit d'auteur appartient en 
commun aux collaborateurs d’une 
oeuvre, sous reserve que les delais 
consecutifs ä la mort de l’auteur soient 
calcules ä partir de la mort du dernier 
survivant des collaborateurs. 


shall expire fifty years after the work 
has been lawtully made available to 
the public. However, when the pseu- 
donym adopted by the author leaves 
no doubt as to his identity, the term 
of protection shall be that provided 
in Paragraph (1). If the author of an 
anonymous or pseudonymous work 
discloses his identity during the above- 
mentioned period, the term of protec- 
tion applicable shall be that provided 
in Paragraph (1). The countries of the 
Union shall not be required to protect 
anonymous or pseudonymous works 
in respect of which it is reasonable 
to presume that their author has been 
dead for tifty years. 

(4) It shall be a matter for legisla- 
tion in the countries of the Union to 
determine the term of protection of 
Photographie works and that of works 
of applied art in so far as they are 
protected as artistic works; however, 
this term shall last at least until the 
end of a period of twenty-five years 
from the making of such a work. 

(5) The term of protection sub- 
sequent to the death of the author and 
the terms provided by paragraphs (2), 

(3) and (4) shall run from the date of 
death or of the event referred to in 
those paragraphs, but such terms shall 
always be deemed to begin on the 
first of January of the year following 
the death or such event. 


(6) The countries of the Union may 
grant a term of protection in excess 
of those provided by the preceding 
paragraphs. 

(7) Those countries of the Union 
bound by the Rome Act of this Con- 
vention which grant, in their national 
legislation in force at the time of 
signature of the present Act, shorter 
terms of protection than those 
provided for in the preceding para- 
graphs shall have the right to main- 
tain such terms when ratitying or 
acceding to the present Act. 


(8) In any case, the term shall be 
governed by the legislation of the 
country where protection is claimed; 
however, unless the legislation of that 
country otherwise provides, the term 
shall not exceed the term fixed in the 
country of origin of the work. 


A r t i c 1 e 7bis 

The provisions of the preceding 
Article shall also apply in the case of 
a work of joint authorship, provided 
that the terms measured from the 
death of the author shall be caiculated 
from the death of the last surviving 
author. 


Jahre, nachdem das Werk erlaubter- 
weise der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht worden ist. Wenn jedoch das 
vom Urheber angenommene Pseudo- 
nym keinerlei Zweifel über die Identi- 
tät des Urhebers zuläßt, richtet sich 
die Schutzdauer nach Absatz 1. Wenn 
der Urheber eines anonymen oder 
pseudonymen Werkes während der 
oben angegebenen Frist seine Identi- 
tät offenbart, richtet sich die Schutz- 
dauer gleichfalls nach Absatz 1. Die 
Verbandsländer sind nicht gehalten, 
anonyme oder pseudonyme Werke zu 
schützen, bei denen aller Grund zu 
der Annahme besteht, daß ihr Urheber 
seit fünfzig Jahren tot ist. 

(4) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, die Schutz- 
dauer für Werke der Photographie 
und für als Kunstwerke geschützte 
Werke der angewandten Kunst fest- 
zusetzen; diese Dauer darf jedoch nicht 
weniger als fünfundzwanzig Jahre seit 
der Herstellung eines solchen Werkes 
betragen. 

(5) Die sich an den Tod des Urhe- 
bers anschließende Schutzfrist und die 
in den Absätzen 2, 3 und 4 vorge- 
sehenen Fristen beginnen mit dem Tod 
oder dem in diesen Absätzen ange- 
gebenen Ereignis zu laufen, doch wird 
die Dauer dieser Fristen erst vom 
1. Januar des Jahres an gerechnet, das 
auf den Tod oder das genannte Ereig- 
nis folgt. 

(6) Die Verbandsländer sind be- 
fugt, eine längere als die in den vor- 
hergehenden Absätzen vorgesehene 
Schutzdauer zu gewähren. 

(7) Die Verbandsländer, die durch 
die Fassung von Rom dieser Überein- 
kunft gebunden sind und die in ihren 
bei der Unterzeichnung der vorliegen- 
den Fassung der Übereinkunft gelten- 
den Rechtsvorschriften kürzere Schutz- 
fristen gewähren, als in den vorher- 
gehenden Absätzen vorgesehen sind, 
sind befugt, sie beim Beitritt zu dieser 
Fassung oder bei deren Ratifikation 
beizubehalten. 

(8) In allen Fällen richtet sich die 
Dauer nach dem Gesetz des Landes, 
in dem der Schutz beansprucht wird; 
jedoch überschreitet sie, sofern die 
Rechtsvorschriften dieses Landes nichts 
anderes bestimmen, nicht die im Ur- 
sprungsland des Werkes festgesetzte 
Dauer. 


Artikel 7^^’^ 

Die Bestimmungen des Artikels 7 
sind ebenfalls anwendbar, wenn das 
Urheberrecht den Miturhebern eines 
Werkes gemeinschaftlich zusteht, wo- 
bei die an den Tod des Urhebers 
anknüpfenden Fristen vom Zeitpunkt 
des Todes des letzten überlebenden 
Miturhebers an gerechnet werden. 
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A r t i c 1 e 8 

Les auteurs d'ceuvres litteraiies et 
artistiquGs proteges par la presente 
Convention jouissent, pendant toute 
la duree de leurs droits sur l'oeuvre 
originale, du droit exclusif de faire 
ou d'autoriser la traduction de leurs 
Oeuvres. 


A r t i c I e 9 

1) Les auteurs d'oeuvres litteraires 
et artistiques proteges par la pre- 
sente Convention jouissent du droit 
exclusif d'autoriser la reproduction de 
ces Oeuvres, de quelque manicre et 
SOUS quelque forme que ce soit. 

2) Est reserve aux legislations des 
pays de l'Union la faculte de per- 
mettre la reproduction desdites Oeu- 
vres dans certains cas speciaux, pour- 
vu qu’une teile reproduction ne porte 
pas atteinte ä l'exploitation normale 
de l'oeuvre ni ne cause un prejudice 
injustifie aux interets legitimes de 
l'auteur. 

3) Tout enregistrement sonore ou 
visuel est considere comme une repro- 
duction au sens de la presente Con- 
vention. 

A r t i c 1 e 10 

1) Sont heiles les citations tirees 
dune Oeuvre, dejä rendue licitement 
accessible au public, ä condition qu'el- 
les soient conformes aux bons usages 
et dans la mesure justifiee par le but 
a atteindre, y compris les citations 
d’articles de joiirnaux et recueils pe- 
riodiques sous forme de revues de 
presse. 

2) Est reserve l'effet de la legisla- 
tion des pays de l'Union et des arran- 
gements particuliers existants ou ä 
conclure entre eux, en ce qui concerne 
la faculte d’utiliser licitement, dans la 
mesure justifiee par le but ä atteindre, 
des Oeuvres litteraires ou artistiques 
d titre d'illustration de l'enseignement 
par le moyen de publications, d'emis- 
sions de radiodiffusion ou d'enregis- 
trements sonores ou visuels, sous re- 
serve qu’une teile utilisation soit con- 
forme aux bons usages. 

3) Les citations et utilisations visees 
aux alineas precedents devront faire 
mention de la source et du nom de 
l'auteur, si ce nom figure dans la 
source. 


Article 

1) Est reservee aux legislations des 
pays de l'Union la faculte de per- 
mettre la reproduction par la presse, 
ou la radiodiffusion ou la transmis- 
sion par fil au public, des articles 
d'actualite de discussion economique, 


Article 8 

Authors of literary and artistic 
Works protected by this Convention 
shall enjoy the exclusive right of 
making and of authorizing the trans- 
lation of their works throughout the 
term of protection of their rights in 
the original works. 


Article 9 

(1) Authors of literary and artistic 
works protected by this Convention 
shall have the exclusive right of 
authorizing the reproduction of these 
works, in any manner or form. 


(2) It shall be a matter for legis- 
lation in the countries of the Union to 
permit the reproduction of such works 
in certain special cases, provided that 
such reproduction does not conflict 
with a normal exploitation of the work 
and does not unreasonably prejudice 
the legitimate interests of the author. 

(3) Any sound or visual recording 
shall be considered as a reproduction 
for the purposes of this Convention. 


Article 10 

(1) It shall be permissible to make 
quotations from a work which has al- 
ready been lawfully made available 
to the public, provided that their 
making is compatible with fair prac- 
tice, and their extent does not exceed 
that justified by the purpose, including 
quotations from newspaper articles 
and periodicals in the form of press 
summaries. 

(2) It shall be a matter for legis- 
lation in the countries of the Union, 
and for special agreements existing 
or to be concluded between them, 
to permit the utilization, to the extent 
justified by the purpose, of literary 
or artistic works by way of Illustra- 
tion in publications, broadcasts or 
sound or visual recordings for teadi- 
ing, provided such utilization is com- 
patible with fair practice. 


(3) Where use is made of works 
in accordance with the preceding 
paragraphs of this Article, mention 
shall be made of the source, and of 
the name of the author if it appears 
Ihereon. 


Article 

(I) It shall be a matter for legis- 
lation in the countries of the Union 
to permit the reproduction by the 
press, the broadcasting or the qom- 
munication to the public by wire of 
articles published in newspapers or 


Artikel 8 

Die Urheber von Werken der Lite- 
ratur und Kunst, die durch diese 
Übereinkunft geschützt sind, genießen 
während der ganzen Dauer ihrer 
Rechte am Originalwerk das aus- 
schließliche Recht, ihre Werke zu über- 
setzen oder deren Übersetzung zu er- 
lauben. 

Artikel 9 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst, die durch diese 
Übereinkunft geschützt sind, genießen 
das ausschließliche Recht, die Verviel- 
fältigung dieser Werke zu erlauben, 
gleichviel, auf welche Art und in wel- 
cher Form sie vorgenommen wird. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, die Ver- 
vielfältigung in gewissen Sonderfällen 
unter der Voraussetzung zu gestatten, 
daß eine solche Vervielfältigung weder 
die normale Auswertung des Werkes 
beeinträchtigt noch die berechtigten 
Interessen des Urhebers unzumutbar 
verletzt. 

(3) Jede Aufnahme auf einen Bild- 
oder Tonträger gilt als Vervielfälti- 
gung im Sinne dieser Übereinkunft. 


Artikel 10 

(1) Zitate aus einem der Öffentlich- 
keit bereits erlaubterweise zugänglich 
gemaditen Werk sind zulässig, sotern 
sie anständigen Gepflogenheiten ent- 
sprechen und in ihrem Umfang durch 
den Zweck gerechtfertigt sind, ein- 
schließlich der Zitate aus Zeitungs- 
und Zeitschriftenartikeln in Form von 
Presseübersichten. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder und den zwischen ihnen beste- 
henden oder in Zukunft abzuschlie- 
ßenden Sonderabkommen bleibt Vor- 
behalten, die Benützung von Werken 
der Literatur oder Kunst in dem durch 
den Zweck gerechtfertigten Umfang 
zur Veranschaulichung des Unterrichts 
durch Veröffentlichungen, Rundfunk- 
sendungen oder Aufnahmen auf Bild- 
oder Tonträger zu gestatten, sofern 
eine solche Benützung anständigen 
Gepflogenheiten entspricht. 

(3) Werden Werke nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 benützt, so ist die 
Quelle zu erwähnen sowie der Name 
des Urhebers, wenn dieser Name in 
der Quelle angegeben ist. 


Artikel lO^is 

(1) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, die Verviel- 
fältigung durch die Presse, die Rund- 
funksendung oder die Übertragung 
mittels Draht an die Öffentlichkeit 
von Artikeln über Tagesfragen wirt- 
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polilique ou religieuse, publies dans 
des journaux ou recueils periodiques, 
ou des CEUvres radiodiffusees ayant 
le meme caractere, dans les cas oü la 
reproduction, la radiodiffusion ou la- 
dite transmission n'en est pas expres- 
sement reservee. Toutefois, la source 
doit toujours etre clairement indiquee; 
la sanction de cette Obligation est de- 
terminee par la legislation du pays 
oü la protection est reclamee. 


2) II est egalement reserve aux le- 
gislations des pays de l’Union de re- 
gier les conditions dans lesquelles, ä 
l'occasion de comptes rendus des eve- 
nements d'actualite par le moyen de 
la Photographie ou de la cinemato- 
graphie, ou par voie de radiodiffusion 
ou de transmission par fil au public, 
les Oeuvres litteraires ou artistiques 
vues ou entendues au cours de l'eve- 
nement peuvent, dans la mesure justi- 
fiee par le but d'information ä attein- 
dre, etre reproduites et rendues ac- 
cessibles au public. 


A r t i c 1 e 11 

1) Les auteurs d'oeuvres dramati- 
ques, dramatico-musicales et musica- 
les jouissent du droit exclusif d'auto- 
riser: 

lo la representation et l'execution pu- 
bliques de leurs oeuvres, y compris 
la representation et l'execution pu- 
bliques par tous moyens ou proce- 
des; 

2«^ la transmission publique par tous 
moyens de la representation et de 
l'execution de leurs oeuvres. 

2) Les memes droits sont accordes 
aux auteurs d'oeuvres dramatiques ou 
dramatico-musicales pendant toute la 
duree de leurs droits sur l'oeuvre ori- 
ginale, en ce qui concerne la traduc- 
tion de leurs oeuvres. 


A r ti cl e 1 

1) Les auteurs d'oeuvres litteraires 
et artistiques jouissent du droit exclu- 
sif d'autoriser: 

la radiodiffusion de leurs oeuvres 
ou la communication publique de 
ces Oeuvres par tout autre moyen 
servant a diffuser sans fil les si- 
gnes, les sons ou les Images; 

IP toute communication publique, soil 
par fil, soit sans fil, de l'oeuvre 
radiodiffusee, lorsque cette com- 
munication est faite par un autre 
organisme que celui d'origine; 

30 la communication publique, par 
haut-parleur ou par tout autre Ins- 
trument analogue transmetteur de 


periodicals on current economic, 
political or religious topics, and of 
broadcast works of the same charac- 
ter, in cases in which the reproduc- 
tion, broadcasting or such communica- 
tion thereof is not expressly reserved. 
Nevertheless, the source must always 
be clearly indicated; the legal con- 
sequences of a breach of this Obliga- 
tion shall be determined by the legis- 
lation of the country where protection 
is claimed. 


(2) It shall also be a matter for 
legislation in the countries of the 
Union to determine the conditions 
under which, for the purpose of report- 
ing current events by means of photo- 
graphy, cinematography, broadcasting 
or communication to the public by 
wire, literary or artistic works seen or 
heard in the course of the event may, 
to the extent justified by the informa- 
tory purpose, be reproduced and made 
available to the public. 


Article 11 

(1) Authors of dramatic, dramatico- 
musical and musical works shall enjoy 
the exclusive right of authorizing: 

(i) the public performance of their 
works, including such public per- 
formance by any means or pro- 
cess; 


(ii) any communication to the public 
of the performance of their works. 

(2) Authors of dramatic or drama- 
tico-musical works shall enjoy, during 
the full term of their rights in the 
original works, the same rights with 
respect to translations thereof. 


Article Ifbis 

(1) Authors of literary and artistic 
works shall enjoy the exclusive right 
of authorizing: 

(i) the broadcasting of their works 
or the communication thereof to 
the public by any other means 
of wireless diffusion of signs, 
Sounds or Images; 

(ii) any communication to the public 
by wire or by rebroadcasting of 
the broadcast of the work, when 
this communication is made by 
an Organization other than the 
original one; 

(iii) the public communication by 
loudspeaker or any other anal- 
ogous Instrument transmitting, by 


schaftlicher, politischer oder religiöser 
Natur, die in Zeitungen oder Zeitschrif- 
ten veröffentlicht worden sind, oder 
von durch Rundfunk gesendeten Wer- 
ken gleicher Art zu erlauben, falls die 
Vervielfältigung, die Rundfunksendung 
oder die genannte Übertragung nicht 
ausdrücklich Vorbehalten ist. Jedoch 
muß die Quelle immer deutlich an- 
gegeben werden; die Rechtsfolgen der 
Unterlassung dieser Angabe werden 
durch die Rechtsvorschriften des Lan- 
des bestimmt, in dem der Schutz be- 
ansprucht wird. 

(2) Ebenso bleibt der Gesetzgebung 
der Verbandsländer Vorbehalten zu 
bestimmen, unter welchen Vorausset- 
zungen anläßlich der Berichterstattung 
über Tagesereignisse durch Photogra- 
phie oder Film oder im Wege der 
Rundfunksendung oder Übertragung 
mittels Draht an die Öffentlichkeit 
Werke der Literatur oder Kunst, die 
im Verlaufe des Ereignisses sichtbar 
oder hörbar werden, in dem durch den 
Informationszweck gerechtfertigten Um- 
fang vervielfältigt und der Öffentlich- 
keit zugänglich gemacht werden dürfen 


Artikel 11 

(1) Die Urheber von dramatischen, 
dramatisch-musikalischen und musika- 
lischen Werken genießen das aus- 
schließliche Recht, zu erlauben: 

1. die öffentliche Aufführung ihrer 
Werke einschließlich der öffentli- 
chen Aufführung durch irgendein 
Mittel oder Verfahren, 

2, die öffentliche Übertragung der Auf- 
führung ihrer Werke durch irgend- 
ein Mittel. 

(2) Die gleichen Rechte werden den 
Urhebern dramatischer oder drama- 
tisch-musikalischer Werke während 
der ganzen Dauer ihrer Rechte am 
Originalwerk hinsichtlich der Über- 
setzung ihrer Werke gewährt. 

Artikel llt»!« 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst genießen das aus- 
schließliche Recht, zu erlauben: 

1. die Rundfunksendung ihrer Werke 
oder die öffentliche Wiedergabe der 
Werke durch irgendein anderes Mit- 
tel zur drahtlosen Verbreitung von 
Zeichen, Tönen oder Bildern, 

2. jede öffentliche Wiedergabe des 
durch Rundfunk gesendeten Werkes 
mit oder ohne Draht, wenn diese 
Wiedergabe von einem anderen als 
dem ursprünglichen Sendeunterneh- 
men vorgenommen wird, 

3. die Öffentliche Wiedergabe des durch 
Rundfunk gesendeten Werkes durch 
Lautsprecher oder irgendeine an- 
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signes, de sons ou d'irnagcs, de 
l'ceuvre radiodiffusee. 

2) II appartient aux legislations des 
pays de l'Union de regier les condi- 
lions d'exercice des droits vises par 
l'alinea 1) ci-dessus, mais ces condi- 
tions n'auront qu'un effet strictement 
limite au pays qui les aurait etablies. 
Elles ne pourront en aucun cas porter 
atteinte au droit moral de l'auteur, ni 
au droit qui appartient ä i'auteur d’ob- 
tenir une remuneration equitable, fi- 
xee, ä defaut d'accord amiable, par 
l'autorite competente. 


3) Sauf stipulation contraire, une 
dutorisation accordee conformement ä 
l'alinea 1) du present article n'impli- 
que pas l'autorisation d'enregistrer, au 
moyen d’instruments portant fixation 
des sons ou des Images, l'ceuvre radio- 
diffusee. Est toutefois reserve aux 
legislations des pays de l'Union le 
regime des enregistrements epheme- 
res effectues par un organisme de 
radiodiffusion par ses propres moyens 
et pour ses emissions. Ces legislations 
pourront autoriser la Conservation de 
ces enregistrements dans des ardiives 
officielles en raison de leur caractere 
exceptionnel de documentation, 

Article lUei 

1) Les auteurs d'oeuvres litteraires 
jouissent du droit exclusif d'autoriser: 

la recitation publique de leurs oeu- 
vres, y compris la recitation pu- 
blique par tous moyens ou proce- 
des; 

2<3 la transmission publique par tous 
moyens de la recitation de leurs 
Oeuvres. 

2) Les memes droits sont accordes 
aux auteurs d'oeuvres litteraires pen- 
dant toute la duree de leurs droits sur 
l'ceuvre originale, en ce qui concerne 
la traduction de leurs oeuvres. 


Article 12 

Les auteurs d'oeuvres litteraires ou 
artistiques jouissent du droit exclusif 
d'autoriser les adaptations, arrange- 
ments et autres transformations de 
leurs Oeuvres, 

Article 13 

1) Chaque pays de l'Union peut, 
pour ce qui le concerne, etablir des 
reserves et conditions relatives au 
droit exclusif de I'auteur d'une oeuvre 
musicale et de I'auteur des paroles, 
dont l'enregistrement avec l'ceuvre 
musicale a dejä ete autorise par ce 
dernier, d’autoriser l'enregistrement 


signs, sounds or images, the 
broadcast of the work. 

(2) It shall be a matter for legislation 
in the countries of the Union to de- 
termine the conditions under which the 
rights mentioned in the preceding 
Paragraph may be exercised, but these 
conditions shall apply only in the 
counthes where they have been pre- 
scribed. They shall not in any circum- 
stances be prejudicial to the moral 
rights of the author, nor to his right 
to obtain equitable remuneration 
which, in the absence of agreement, 
shall be fixed by competent authority, 

(3) In the absence of any contrary 
stipulation, permission granted in ac- 
cordance with paragraph (1) of this 
Article shall not imply permission to 
record, by means of instruments re- 
cording sounds or images, the work 
broadcast. It shall, however, be a 
matter for legislation in the countries 
of the Union to determine the regula- 
tions for ephemeral recordings made 
by a broadcasting Organization by 
means of its own facilities and used 
for its own broadcasts. The preserva- 
tion of these recordings in official 
archives may, on the ground of their 
exceptional documentary character, 
be authorized by such legislation. 


Article l 

(l) Authors of literary works shall 
enjoy the exclusive right of authoriz- 
ing: 

fi) the public recitation of their 
works, including such public reci- 
tation by any means or process; 


(ii) any communication to the public 
of the recitation of their works. 


(2) Authors of literary works shall 
enjoy, during the full term of their 
rights in the original works, the same 
rights with respect to translations 
Ihereof. 


Article 12 

Authors of literary or artistic works 
shall enjoy the exclusive right of 
authorizing adaptations, arrangements 
and other alterations of their works. 


Article 13 

(1) Each country of the Union may 
impose for itself reservations and con- 
ditions on the exclusive right granted 
to the author of a musical work and 
to the author of any words, the 
recording of which together with the 
musical work has already been au- 
thorized by the latter, to authorize 


dere ähnliche Vorrichtung zur Über- 
tragung von Zeichen, Tönen oder 
Bildern. 

(2) Der Gesetzgebung der Verbands- 
länder bleibt Vorbehalten, die Voraus- 
setzungen für die Ausübung der in 
Absatz 1 erwähnten Rechte festzu- 
legen; doch beschränkt sidi die Wir- 
kung dieser Voraussetzungen aus- 
schließlich auf das Hoheitsgebiet des 
Landes, das sie festgelegt hat. Sie 
dürfen in keinem Fall das Urheber- 
persönlichkeitsrecht oder den Anspruch 
des Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die man- 
gels gütlicher Einigung durch die zu- 
ständige Behörde festgesetzt wird. 

(3) Sofern keine gegenteilige Ver- 
einbarung vorliegt, schließt eine nach 
Absatz 1 gewährte Erlaubnis nicht die 
Erlaubnis ein, das durch Rundfunk ge- 
sendete Werk auf Bild- oder Tonträger 
aufzunehmen. Der Gesetzgebung der 
Verbandsländer bleibt jedoch Vorbe- 
halten, Bestimmungen über die von 
einem Sendeunternehmen mit seinen 
eigenen Mitteln und für seine eigenen 
Sendungen vorgenommenen epheme- 
ren Aufnahmen auf Bild- oder Ton- 
träger zu erlassen. Diese Gesetzgebung 
kann erlauben, daß die Bild- oder Ton- 
träger auf Grund ihres außergewöhn- 
lichen Dokumentationscharakters in 
amtlichen Archiven aufbewahrl wer- 
den. 

Artikel 1 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur genießen das ausschließliche 
Recht, zu erlauben: 

1 , den öffentlichen Vortrag ihrer Werke 
einschließlich des öffentlichen Vor- 
trags durch irgendein Mitte! oder 
Verfahren, 

2. die öffentliche Übertragung des Vor- 
trags ihrer Werke durch irgendein 
Mittel. 

(2) Die gleichen Rechte werden den 
Urhebern von Werken der Literatur 
während der ganzen Dauer ihrer 
Rechte am Originalwerk hinsichtlich 
der Übersetzung ihrer Werke gewährt. 


Artikel 12 

Die Urheber von Werken der Lite- 
ratur oder Kunst genießen das aus- 
schließliche Recht, Bearbeitungen, Ar- 
rangements und andere Umarbeitungen 
ihrer Werke zu erlauben. 

Artikel 13 

(1) Jedes Verbandsland kann für 
seinen Bereich Vorbehalte und Vor- 
aussetzungen festlegen für das aus- 
schließliche Recht des Urhebers eines 
musikalischen Werkes und des Ur- 
hebers eines Textes, dessen Aufnahme 
auf einen Tonträger zusammen mit 
dem musikalischen Werk dieser Ur- 
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sonore de ladite oeuvre musicale, 
avec, le cas edieant, les paroles; mais 
toutes reserves et conditions de cette 
nature n'auront qu'un etfet stricte- 
ment limite au pays qui les aurait eta- 
blies et ne pourront en aucun cas 
porter atteinte au droit qui appartient 
ä l auteur d’obtenir une rernuneration 
equitable fixee, ä defaut d’accord 
ainiable, par l'autorite competente. 


2) Les enregistremeiits d'oeuvres 
musicales qui auront ete realises dans 
un pays de I'Union conformement a 
l article 13.3) des Conventions signees 
ä Rome le 2 juin 1928 et ä Bruxelles 
Ic 26 juin 1948 pourront, dans ce 
pays, faire l'objet de reproductions 
Sans le consentement de 1 auteur de 
l'oeuvre musicale jusquä l'expiration 
d une Periode de deux annees ä partir 
de la date a laquelle ledit pays de- 
vient lie par le present Acte. 

3) Les enregistrements faits en vertu 
des alineas 1) et 2) du present ar- 
ticle et Importes, sans autorisation 
des parties Interesses, dans un pays 
Oll ils ne seraient pas licites, pour- 
ront y etre saisis. 


A r t i c 1 e 14 

1) Les auteurs d'oeuvres litteraiies 
ou artistiques ont le droit exclusif 
d'autoriser: 

lo Ladaptation et la reproduction ci- 
nematographiques de ces oeuvres 
et la mise en circuiation des Oeu- 
vres ainsi adaptees ou reproduites; 

2^ la representation et l'execution pu- 
bliques et la transmission par fil 
au public des oeuvres ainsi adap- 
tees ou reproduites. 

2) L adaptation sous toute autre 
forme artistique des realisations cine- 
niatographiques tirees d’oeuvres litte- 
raires ou artistiques reste soumise, 
sans prejudice de l'autorisation de 
leurs auteurs, a l’autorisation des 
auteurs des oeuvres originales. 

3) Les dispositions de l article 13. 1) 
ne sont pas applicables. 


A r t i c 1 e 

1) Sans prejudice des droits de l'au- 
teur de toute oeuvre qui pourrait avoir 
ete adaptee ou reproduite, l’oeuvre 
cinematographique est protegee com- 
me une oeuvre originale. Le titulaire 
du droit d’auteur sur l'oeuvre cinema- 
tographique jouit des meines droit.s 


the Sound recording of that musical 
M^ork, together with such words, if 
any; but all such reservations and con- 
ditions shall apply only in the coun- 
tries which have imposed them and 
shall not, in any circumstances, be 
prejudicial to the rights of these 
authors to obtain equitable remune- 
ration which, in the absence of agree- 
ment, shall be fixed by competent 
authority. 


(2) Recordings of musical works 
made in a country of the Union in 
accordance with Article 13 (3) of the 
Conventions signed at Rome on 
June 2 , 1928, and at Brussels on 
June 26, 1948, may be reproduced 
in that country without the permission 
of the author of the musical work 
until a date two years after that 
country becomes bound by this Act. 


(3) Recordings niade in accordance 
with paragraphs (1) and (2) of this Ar- 
ticle and imported without permission 
from the parties concerned into a 
country where they are treated as 
infringing recordings shall be liable 
to seizure. 


Article 14 

(1) Authors of literary or artistic 
Works shall have the exclusive right 
of authorizing: 

(i) the cinematographic adaptation 
and reproduction of these works, 
and the distribution of the works 
thus adapted or reproduced; 

(ii) the public performance and com- 
munication to the public by wire 
of the Works thus adapted or re- 
produced. 


(2) The adaptation into any other 
artistic form of a cinematographic 
production derived from literary or 
artistic works shall, without prejudice 
to the authorization of the author of 
the cinematographic production, re- 
main subject to the authorization of 
the authors of the original works. 

(3) The provisions of Article 13 (1) 
shall not apply. 


Article 

(1) Without prejudice to the Copy- 
right in any work which may have 
been adapted or reproduced, a cine- 
matographic work shall be protected 
as an original work. The owner of 
Copyright in a cinematographic work 
shall enjoy the same rights as the 


heber bereits gestattet hat, die Auf- 
nahme des musikalischen Werkes und 
gegebenenfalls des Textes auf Ton- 
träger zu erlauben; doch beschränkt 
sich die Wirkung aller derartigen 
Vorbehalte und Voraussetzungen aus- 
schließlich auf das Hoheitsgebiet des 
Landes, das sie festgelegt hat; sie 
dürfen in keinem Fall den Anspruch 
des Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die man- 
gels gütlicher Einigung durch die zu- 
ständige Behörde festgesetzt wird. 

(2) Tonträger, auf die musikalische 
Werke in einem Verbandsland nach 
Artikel 13 Absatz 3 der am 2. Juni 
1928 in Rom und am 26. Juni 1948 in 
Brüssel Unterzeichneten Fassungen die- 
ser Übereinkunft aufgenommen wor- 
den sind, können in diesem Land bis 
zum Ablauf einer Frist von zwei Jah- 
ren seit dem Zeitpunkt, in dem dieses 
Land durch die vorliegende Fassung 
gebunden wird, ohne Zustimmung des 
Urhebers des musikalischen Werkes 
vervielfältigt werden. 

(3) Tonträger, die nach den Absät- 
zen 1 und 2 hergestellt und ohne Er- 
laubnis der Beteiligten in ein Land 
eingeführt worden sind, in dem sie 
nicht erlaubt sind, können dort be- 
schlagnahmt werden. 


Artikel 14 

(1) Die Urheber von Werken der 
Literatur oder Kunst haben das aus- 
schließliche Recht, zu erlauben: 

1. die filmische Bearbeitung und Ver- 
vielfältigung dieser Werke und das 
Inverkehrbringen der auf diese 
Weise bearbeiteten oder vervielfäl- 
tigten Werke, 

2. die öffentliche Vorführung und die 
Übertragung mittels Draht an die 
Öffentlichkeit der auf diese Weise 
bearbeiteten oder vervielfältigten 
Werke. 

(2) Die Bearbeitung von Filmwerken, 
die auf Werken der Literatur oder 
Kunst beruhen, in irgendeine andere 
künstlerische Form bedarf, unbescha- 
det der Erlaubnis ihrer Urheber, der 
Erlaubnis der Urheber der Original- 
wcike. 

(3) Artikel 13 Absatz l ist nidit 
anwendbar. 


Artikel 

(1) Unbeschadet der Rechte des Ur- 
hebers jedes etwa bearbeiteten oder 
vervielfältigten Werkes wird das Film- 
werk wie ein Originalwerk geschützt. 
Der Inhaber des Urheberrechts am Film- 
werk genießt die gleichen Rechte wie 
der Urheber eines Originalw^erkes 
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qiie l'äuteur d une (euvre origindle, y 
compris les droits vises a l article prc* 
cedent. 

2) a) La detei iiiination des titulai- 
res du droit d'auteur siir l'teii- 
vre cinematographique est re- 
servee a la legislation du 
pays oü la protection est re- 
clamee. 

h) Toutefois, dans les pays de 
l'Union oii la legislation re- 
connait parmi ces titulalres 
les auteurs des contributions 
apportees ä la realisation de 
l'oeuvre cinematographique, 
ceux-ci, s'ils se sont engages 
a apporter de telles contribu- 
tions, ne pourront, sauf stipu- 
lation contraire ou particu- 
liere, s'opposer ä la reproduc- 
tion, la mise en circulation, 
la representation et l'execu- 
tion publiques, la transmission 
par fil au public, la radiodif- 
fusion, la communication au 
public, le sous-titrage et le 
doublage des textes, de l'neu- 
V 1 e c i 11 e m a t og r a ph i q u e . 


c) La question de savoir si la 
forme de l'engagement vise 
ci-dessus doit, pour l'applica- 
tion du sous-dlinea b) piece- 
dent, etre ou non un contrat 
Gcrit ou un acte ecrit equiva- 
lent, est reglee par la legis- 
lation du pays de l’Union oü 
le producteur de Lceuvre cine- 
luatographique a son siege ou 
sa residence habituelle. Est 
toutefois reservee ä la legis- 
lation du pays de l’Union oü 
la protection est reclamee la 
faciilte de prevoir que cet en- 
gagement doit etre un contrat 
ecrit ou un acte ecrit equiva- 
lent. Les pays qui font usage 
de cette faculte devront le 
notifier au Directeur general 
par une declaration ecrite qui 
sera aussitöt communiquee 
par ce dernier a tous les au- 
tres pays de l'Union. 


d} Par stipulation contraire ou 
particuliere », il faut entendre 
toute condition restrictive 
dont peut etre assorti ledit 
engagernent, 

3) A moins que la legislation na- 
tionale n’en decide autrement, les dis- 
positions de l'alinea 2) b) ci-dessus ne 
sont applicables ni aux auteurs des 
scenarios, des dialogues et des ceuvres 
musicales, crees pour la realisation de 
l'oeuvre cinematographique, ni au rea- 


author of an original work, including 
the rights roferred to in the preceding 
Article. 

(2) (a) Ownership of Copyright in a 

cinematographic work shall 
be a matter for legislation in 
the country where protec- 
tion is claimed. 

(b) However, in the countries 
of the Union which, by legis- 
lation, include among the 
owners of Copyright in a 
cinematographic work au- 
thors who have brought con- 
tributions to the making of 
the Work, such authors, if 
they have undertaken to 
bring such contributions, may 
not, in the absence of any 
contrary or special stipula- 
tion, object to the reproduc- 
tion, distribution, public per- 
formance, communication to 
the public by wire, broad- 
casting or any other com- 
munication to the public, or 
to the subtitling or dubbing 
of texts, of the work. 

(( ) The question whether or not 
the form of the undertaking 
referred to above should, 
for the application of the 
preceding subparagraph (b), 
be in a written agreement or 
a written act of the same ef- 
tect shall be a matter for the 
legislation of the country 
where the maker of the cine- 
matographic work has his 
headquarters or habitual res- 
idence. However, it shall be 
a matter for the legislation 
of the country of the Union 
where protection is claimed 
to provide that the said 
undertaking shall be in a 
written agreement or a writ- 
ten act of the same effect. 
The countries whose legisla- 
tion so provides shall notify 
the Director General by 
means of a written declara- 
tion, which will be imme- 
diately communicated by 
him to all the other coun- 
tries of the Union. 

(d) By "contrary or special stip- 
ulation" is meant any re- 
strictive condition which is 
relevant to the aforesaid 
undertaking. 

(3) Unless the national legislation 
provides to the contrary, the provi- 
sions of Paragraph (2) (b) above shall 
not be applicable to authors of sce- 
narios, dialogues and musical works 
created for the making of the cine- 
matographic work, nor to the prin- 


einschließlich der in Artikel 14 ge- 
nannten Rechte. 

(2) a) Der Gesetzgebung des Lan- 

des, in dem der Schutz be- 
ansprucht wird, bleibt voibe- 
halten, die Inhaber des Ur- 
heberrechts am Filmwerk zu 
bestimmen. 

b) ln den Verbandsländern je- 
doch, deren innerstaatliche 
Rechtsvorschriften als solche 
Inhaber auch Urheber aner- 
kennen, die Beiträge zur Her- 
stellung des Filmwerkes ge- 
leistet haben, können sich 
diese, wenn sie sich zur Lei- 
stung solcher Beiträge ver- 
pflichtet haben, mangels ge- 
genteiliger oder besonderer 
Vereinbarung der Vervielfäl- 
tigung, dem Inverkehrbrin- 
gen, der öffentlichen Vorfüh- 
rung, der Übertragung milleis 
Draht an die Öffentlichkeit, 
der Rundfunksendung, der (if- 
fentlichen Wiedergabe, dem 
Versehen mit Untertiteln und 
der Textsynchronisation des 
Filniwerkes nicht widersetzen. 

c) Die Frage, ob für die Anwen- 
dung des Buchstaben b die 
Form der dort genannten 
Verpflichtung in einem schrift- 
lichen Vertrag oder in einem 
gleichwertigen Schriftstück be- 
stehen muß, wird durch die 
Rechtsvorschriften des Vc\~ 
bandslandes geregelt, in dem 
der Hersteller des Fiinnv(u- 
kes seinen Sitz oder srünen 
gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
Die Rechtsvorschriften des 
Verbandslandes, in dem der 
Schutz beansprucht wird, 
können jedoch vorsehen, daß 
diese Verpflichtung durch 
einen schriftlichen Vertrag 
oder durch ein gleichwer- 
tiges Schriftstück begründet 
sein muß. Die Länder, die von 
dieser Befugnis Gebrauch 
machen, müssen dies dem Ge- 
neraldirektor durch eine 
schriftliche Erklärung notifi- 
zieren, der sie unverzüglich 
allen anderen Verbandslän- 
deru initteilt. 

d) Als „gegenteilige oder be- 
sondere Vereinbarung" gilt 
Jede einschränkende Bestim- 
mung, die in der vorgenann- 
ten Verpflichtung gegebenen- 
falls enthalten ist. 

(3) Sofern die innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften nichts anderes vorsehen, 
ist Absatz 2 Buchstabe b weder auf 
die Urheber der Drehbücher, der Dia- 
loge und der musikalischen Werke 
anwendbar, die für die Herstellung 
des Filmwerkes geschaffen worden 
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lisateur Principal de cellc-ci. Toutefois, 
les pays de l'Union dont la legislation 
ne contient pas des dispositions pre- 
voyant l'application de l’alinea 2) b) 
precite audit realisateur devront le 
notifier au Directeur general par une 
declaration ecrite qui sera aussitot 
communiquee par ce dernier a tous 
les aut res pays de l'Union. 


Article 

I) Ln ce qui concerne les oeuvres 
d ait originales et les manuscrits ori- 
ginaux des ecrivains et compositeurs, 
l'auteur — oii, apres sa mort, les per- 
sonnes ou institutions auxquelles la 
legislation nationale donne qualite — 
jouit d'un droit inalienable ä etre In- 
teresse aux operations de vente dont 
Toeuvre est l’objet apres la premiere 
ce.ssion operee par l'auteur. 


2) La protection prevue a l'alinea 
ci-dessus n'est exigible dans chaquc 
pays de l’Union que si la legislation 
nationale de l'auteur admet cette pro- 
tection et dans la mesure oü le per- 
met la legislation du pays oü cette 
protection est reclamee. 

3) Les modalites et les taux de la 
perception sont dctermines par chaque 
legislation nationale. 


Article 15 

1) Pour que les auteurs des oeuvres 
litteraires et artistiques proteges par 
la presente Convention soient, sauf 
preuve contraire, consideres comme 
tels et admis en consequence devant 
les tribunaux des pays de l’Union a 
exercer des poursuites contre les con- 
trefacteurs, il suffit que le nom soit 
indique sur l’oeuvre en la maniere 
usitee. Le present alinea est appli- 
cable, meme si ce nom est un pseudo- 
nyme, des lors que le pseudonyme 
adopte par l'auteur ne laissc aucun 
doute sur son identite. 

2) Est presume producteur de l’ceu- 
vre cinematographique, sauf preuve 
contraire, la personne physique ou 
morale dont le nom est indique sur 
ladite oeuvre en la maniere usitee. 

3) Pour les oeuvres anonymes et 
pour les oeuvres pseudonymes autres 
que Celles dont il est fait mention ä 
l'alinea 1) ci-dessus, l'edileur dont le 
nom CSt indique sur l’oeuvre est, sans 
autre preuve, repute representer l'au- 
teur; en cette qualite, il est fonde ä 
sauvegarder et a faire valoir les droits 
de celui-ci. La disposition du present 


cipal director thereof. However, those 
countries of the Union whose legisla- 
tion does not contain rules providing 
for the application of the said Para- 
graph (2) (b) to such director shall 
notify the Director General by means 
of a written declaration, which will 
be immediately communicated by him 
to all the other countrics of the Union. 


Article 14’«^'’ 

(1) The author, or aftei his death 
the persons or institutions authorized 
by national legislation, shall, with 
respect to original works of art and 
original manuscripts of writers and 
Composers, enjoy the inalienable right 
to an interest in any sale of the work 
subsequent to the first transfer by the 
author of the work. 


(2) The protection provided by the 
preceding paragraph may be claimed 
in a country of the Union only if 
legislation in the country to which the 
author belongs so permits, and to the 
extent permitted by the country 
where this protection is claimed. 


(3) The procedure for collection 
and the amounts shall be matters for 
determination by national legislation. 


Article 15 

(1) ln Order that the author of a 
literary or artistic work protected by 
this Convention shall, in the absence 
of proof to the contrary, be regarded 
as such, and consequently be entitled 
to Institute infringement proceedings 
in the countries of the Union, it shall 
be sufficient for his name to appeai 
on the work in the usual manner. This 
Paragraph shall be applicable even ii 
this name is a pseudonym, where the 
pseudonym adopted by the authoi 
leaves no doubt as to his Identity. 


(2) The person or body corporate 
whose name appears on a cineinato- 
graphic work in the usual manner 
shall, in the absence of proof to the 
contrary, be presumed tobe the maker 
of the said work. 

(3) In the case of anonymous anci 
pseudonymous works, other than 
those referred to in paragraph (1) a- 
bove, the publisher whose name ap- 
pears on the work shall, in the ab- 
sence of proof to the contrary, be 
deemed to represent the author, and 
in this capacity he shall be entitled 
to protect and enforce the author’s 


sind, noch auf dessen Hauptregisseur. 
Die Verbandsländer jedoch, deren 
Rechtsvorschriften keine Bestimmun- 
gen über die Anwendung des Absatzes2 
Buchstabe b auf den Hauptregisseur 
vorsehen, müssen dies dem General- 
direktor durch eine schriftliche Erklä- 
rung notifizieren, der sie unverzüglich 
tdlen anderen Verbandsländern milteilt . 


Artikel 14^^'' 

(1) Hinsichtlich der Originale von 
Werken der bildenden Künste und der 
Originalhandschriftcn der Schriftsteller 
und Komponisten genießt der Urheber 

— oder nach seinem Tode die von den 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften dazu 
berufenen Personen oder Institutionen 

— ein unveräußerliches Recht auf 
Beteiligung am Erlös aus Verkäufen 
eines solchen Werkstückes nach der 
ersten Veräußerung durch den Ur- 
heber. 

(2) Der in Absatz 1 vorgesehene 
Schutz kann in jedem Verbandsland 
nur beansprucht werden, sofern die 
Heimatgesetzgebung des Urhebers die- 
sen Schutz anerkennt und soweit es 
die Rechtsvorschriften des Landes zu- 
lassen, in dem dieser Schutz bean- 
sprucht wird. 

(3) Das Verfahren und das Aus- 
maß der Beteiligung werden von den 
Rechtsvorschriften der einzelnen Län- 
der bestimmt. 


Artikel 15 

(1) Damit die Urheber der durch 
diese Übereinkunft geschützten Werke 
der Literatur und Kunst mangels 
Gegenbeweises als solche gelten und 
infolgedessen vor den Gerichten der 
Verbandsländer zur Verfolgung der 
unbefugten Vervielfältiger zugelassen 
werden, genügt es, daß der Name in 
der üblichen Weise auf dem Werk- 
stück angegeben ist. Dieser Absatz ist 
anwendbar, selbst wenn dieser Name 
ein Pseudonym ist, sofern das vom 
Urheber angenommene Pseudonym 
keinen Zweifel über seine Identität 
aufkommen läßt. 

(2) Als Hersteller des Filmwerkes 
gilt mangels Gegenbeweises die natür- 
liche oder juristisdie Person, deren 
Name in der üblichen Weise auf dem 
Werkstück angegeben ist. 

(3) Bei den anonymen Werken und 
bei den nicht unter Absatz 1 fallenden 
pseudonymen Werken gilt der Ver- 
leger, dessen Name auf dem Werk- 
stück angegeben ist, ohne weiteren Be- 
weis als berechtigt, den Urheber zu 
vertreten; in dieser Eigenschaft ist er 
befugt, dessen Rechte wahr/unehmen 
und geltend zu machen. Die Bestim- 
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alincci cesse d'etre applicable quand 
l'auteur a revele son identite et justi- 
fie de sa qualite. 


4) ü) Pour les oeuvres non publiees 
dont l'identite de l'auteur est 
inconnue, mais pour iesquel- 
les il y a tout lieu de presu- 
mer que cet auteur est ressor- 
tissant d'un pays de l'Union, 
il est reserve a la legislation 
de ce pays la faculte de de- 
signer l'autorite competente 
representant cet auteur et 
fondee ä sauvegarder et faire 
valoir les droits de celui-ci 
dans les pays de l'Union. 

b) Les pays de l'Union qui, en 
vertu de cette disposition, 
procederont ä une teile desi- 
gnation, le notifieront au Di- 
recteur general par une de- 
claration ecrite oü seront in- 
diques tous renseignements 
relatifs a l'autorite ainsi de- 
signee. Le Directeur general 
communiquera aussitöt cette 
declaration ä tous les autres 
pays de l’Union. 

A r t i c 1 e 16 

1) Toute Oeuvre contretaite peut 
etre saisie dans les pays de l’Union 
oii l’oeuvre originale a droit ä la pro- 
tection legale. 

2) Les dispositions de l’alinea pre- 
cedent sont egalement applicables aux 
reproductions provenant d’un pays oü 
l’oeuvre n'est pas protegee ou a cesse 
de l'etre. 

3) La saisie a lieu conformement a 
ici legislation de chaque pays. 


A r t i c 1 e 17 

Les dispositions de la presente Con- 
vention ne peuvent porter prejudice, 
en quoi que ce soit, au droit qui ap- 
partient au Gouvernement de chacun 
des pays de l'Union de permettre, de 
surveiller ou d'interdire, par des me- 
sures de legislation ou de police In- 
terieure, la circulation, la representa- 
tion, l'exposition de tout ouvrage ou 
production a l'egard desquels l'auto- 
rite competente aurait a exercer ce 
droit. 

Article 18 

1) La presente Convention s’appli- 
que a toutes les oeuvres qui, au mo- 
ment de son entree en vigueur, ne 
sont pas encore tombees dans le do- 
maine public de leur pays d'origine 
par l’expiration de la duree de la 
protection. 


rights. The provisions of this para- 
graph shall cease to apply when the 
author reveals his identity and estab- 
lishes his claim to authorship of the 
work. 

(4) (a) ln the case of unpublished 
Works where the identity of 
the author is unknown, but 
where there is every ground 
to presume that he is a na- 
tional of a country of the 
Union, it shall be a matter 
for legislation in that coun- 
try to designate the compe- 
tent authority who shall rep- 
resent the author and shall 
be entitled to protect and 
enforce his rights in the 
countries of the Union. 

(b) Countries of the Union which 
make such designation under 
the terms of this Provision 
shall notify the Director 
General by means of a writ- 
ten declaration giving full 
Information concerning the 
authority thus designated, 
The Director General shall 
at once communicate this 
declaration to all other 
countries of the Union. 


A r l i c 1 e 16 

(1) Infringing copies of a work shall 
be liable to seizure in any country of 
the Union where the work enjoys 
legal protection. 


(2) The provisions of the preceding 
Paragraph shall also apply to repro- 
ductions Corning from a country where 
the work is not protected, or has 
ceased to be protected. 

(3) The seizure shall take place in 
accordance with the legislation of 
each country. 


Article 17 

The provisions of this Convention 
cannot in any way affect the right of 
the Government of each country of 
the Union to permit, to control, or to 
prohibit by legislation or regulation, 
the circulation, presentation, or exhi- 
bition of any work or production in 
regard to which the competent author- 
ity may find it necessary to exercise 
that right. 


Article 18 

(1) This Convention shall apply to 
all Works which, at the moment of its 
Corning into force, have not yet fallen 
into the public domain in the country 
of origin through the expiry of the 
term of protection. 


mung dieses Absatzes ist nicht mehr 
anwendbar, sobald der Urheber seine 
Identität offenbart und seine Berechti- 
gung nachgewiesen hat. 

(4) d) Für die nichtveröffentlichten 
Werke, deren Urheber unbe- 
kannt ist, bei denen jedoch 
aller Grund zu der Annahme 
besteht, daß ihr Urheber An- 
gehöriger eines Verbandslan- 
des ist, kann die Gesetzge- 
bung dieses Landes die zu- 
ständige Behörde bezeichnen, 
die diesen Urheber vertritt 
und berechtigt ist, dessen 
Rechte in den Verbandslän- 
dern wahrzunehmen und gel- 
tend zu machen. 

b) Die Verbandsländer, die nach 
dieser Bestimmung eine sol- 
che Bezeichnung vornehmen, 
notifizieren dies dem Gene- 
raldirektor durch eine schrift- 
liche Erklärung, in der alle 
Angaben über die bezeich- 
nete Behörde enthalten sein 
müssen. Der Generaldirektor 
teilt diese Erklärung allen 
anderen Verbandslänclern un- 
verzüglich mit. 

Artikel 16 

(1) Jedes unbefugt hergestellte Werk- 
stück kann in den Verbandsländern, 
in denen das Originalwerk Anspruch 
auf gesetzlichen Schutz hat, beschlag- 
nahmt werden. 

(2) Die Bestimmungen des Absat- 
zes 1 sind auch auf Vervielfältigungs- 
stücke anwendbar, die aus einem Land 
stammen, in dem das Werk nicht oder 
nicht mehr geschützt ist. 

(3) Die Beschlagnahme findet nach 
den Rechtsvorschriften jedes Landes 
statt. 

Artikel 17 

Die Bestimmungen dieser Überein- 
kunft können in keiner Beziehung das 
der Regierung jedes Verbandslandes 
zustehende Recht beeinträchtigen, 
durch Maßnahmen der Gesetzgebung 
oder inneren Verwaltung die Verbrei- 
tung, die Aufführung oder das Aus- 
stellen von Werken oder Erzeugnissen 
jeder Art zu gestatten, zu überwachen 
oder zu untersagen, für die die zu- 
ständige Behörde dieses Recht auszu- 
üben hat. 

Artikel 18 

(1) Diese Übereinkunft gilt für alle 
Werke, die bei ihrem Inkrafttreten 
noch nicht infolge Ablaufs der Schutz- 
dauer im Ursprungsland Gemeingut 
geworden sind. 
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2) Cependant, si une oeuvre, par 
l'expiration de la duree de la protec- 
tion qui lui etait anterieurement re- 
connue, est tombee dans le domaine 
public du pays oü la protection est 
reclamee, cette oeuvre n’y sera pas 
protegee a nouveau. 

3) L'application de ce principe aura 
lieu conformement aux stipulations 
contenues dans les conventions spe- 
ciales existantes ou ä conclure ä cet 
effet entre pays de l'Union. A defaut 
de semblables stipulations, les pays 
respectifs regleront, chacun pour ce 
qui le concerne, les modalites relati- 
ves a rette application. 

4) Les dispositions qui precedent 
s'appliquent egalement en cas de nou- 
velles accessions ä l’Union et dans le 
cas oü la protection serait etendue par 
application de l article 7 ou par aban- 
don de reserves. 

A r t i c 1 e 19 

Les dispositions de la presente Con- 
vention n'empechent pas de revendi- 
quer l'application de dispositions plus 
larges qui seraient edictees par la 
legislation d un pays de l’Union. 


A r t i c 1 e 20 

Les Gouvernements des pays de 
l’Union se reservent le droit de pren- 
dre entre eux des arrangements parti- 
culiers, en tant que ces arrangements 
confereraient aux auteurs des droits 
plus etendus que ceux accordes par la 
Convention, ou qu’ils renfermeraient 
d'autres stipulations non contraires a 
la presente Convention. Les disposi- 
tions des arrangements existants qui 
repondent aux conditions precitees 
rcstent applicables. 

A r t i c 1 e 21 

1) Des dispositions particulieres 
concernant les pays en voie de deve- 
loppement figurent dans un protocole 
intitule «Protocole relatif aux pays en 
voie de developpement ». 

2) Sous reserve des dispositions de 
Larticle 28. 1) b) i) et c), le Protocole 
relatif aux pays en voie de developpe- 
ment forme partie integrante du pre- 
sent Acte. 

A r t i c 1 e 22 

1) a) L’Union a une Assemblee 
composee des pays de l’Union 
lies par les articles 22 a 26. 


b) Le Gouvernement de chaque 
pays est represente par un 
delegue, qui peut etre assiste 
de suppleants, de conseillers 
et d'experts. 


(2) If, however, through the ex- 
piry of the term of protection which 
was previously granted, a work has 
fallen into the public domain of the 
country where protection is claimed, 
that Work shall not be protected 
anew. 

(3) The application of this principle 
shall be subject to any provisions 
contained in special conventions to 
that effect existing or to be conclud- 
ed between countries of the Union. 
In the absence of such provisions, the 
respective countries shall determine, 
each in so far as it is concerned, the 
conditions of application of this prin- 
ciple. 

(4) The preceding provisions shall 
also apply in the case of new acces- 
sions to the Union and to cases in 
which protection is extended by the 
application of Article 7 or by the 
abandonment of reservations. 

Article 19 

The provisions of this Convention 
shall not preclude the making of a 
Claim to the benefit of any greater 
protection which may be granted by 
legislation in a country of the Union. 


Article 20 

The Governments of the countries 
of the Union reserve the right to enter 
into special agreements among them- 
selves, in so far as such agreements 
grant to authors more extensive rights 
than those granted by the Convention, 
or contain other provisions not con- 
trary to this Convention. The provi- 
sions of existing agreements which 
satisfy these conditions shall remain 
applicable. 


Article 21 

(1) Special provisions regarding de- 
veloping countries are included in a 
protocol entitled "Protocol Regarding 
Developing Countries." 

(2) Subject to the provisions of Ar- 
ticle 28 (1) (b) (i) and (c), the Protocol 
Regarding Developing Countries forms 
an integral part of the present Act. 


Article 22 

(1) (d) The Union shall have an 
Assembly consisting of those 
countries of the Union which 
are bound by Articles 22 
to 26. 

(b) The Government of each 
country shall be represented 
by one delegate, who may 
be assisted by alternate del- 
egates, advisors, and experts. 


(2) Ist jedoch ein Werk infolge Ab- 
laufs der Schutzfrist, die ihm vorher 
zustand, in dem Land, in dem der 
Schutz beansprucht wird, Gemeingut 
geworden, so erlangt es dort nicht von 
neuem Schutz. 

(3) Die Anwendung dieses Grund- 
satzes richtet sich nach den Bestim- 
mungen der zwischen Verbandslän- 
dern zu diesem Zweck abgeschlosse- 
nen oder abzuschließenden besonderen 
Übereinkünfte. Mangels solcher Be- 
stimmungen legen die betreffenden 
Länder, jedes für sich, die Art und 
Weise dieser Anwendung fest. 

(4) Die vorstehenden Bestimmungen 
gelten auch, wenn ein Land dem Ver- 
band neu beitritt, sowie für den Fall, 
daß der Schutz nach Artikel 7 oder 
durch Verzicht auf Vorbehalte ausge- 
dehnt wird. 

Artikel 19 

Die Bestimmungen dieser Überein- 
kunft hindern nicht daran, die Anwen- 
dung von weitergehenden Bestimmun- 
gen zu beanspruchen, die durch die 
Gesetzgebung eines Verbandslandes 
etwa erlassen werden. 

Artikel 20 

Die Regierungen der Verbandslän- 
der behalten sich das Recht vor, Son- 
derabkommen miteinander insoweit zu 
treffen, als diese den Urhebern Rechte 
verleihen, die über die ihnen durch 
diese Übereinkunft gewährten Rechte 
hinausgehen, oder andere Bestimmun- 
gen enthalten, die dieser Übereinkunft 
nicht zuwiderlaufen. Die Bestimmun- 
gen bestehender Abkommen, die den 
angegebenen Voraussetzungen ent- 
sprechen, bleiben anwendbar. 

Artikel 21 

(1) Besondere Bestimmungen für die 
Entwicklungsländer sind in einem Pro- 
tokoll mit dem Titel „Protokoll be- 
treffend die Entwicklungsländer" ent- 
halten. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 28 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i und 
Buchstabe c ist das Protokoll betref- 
fend die Entwicklungsländer Bestand- 
teil dieser Übereinkunft. 

Artikel 22 

(1) a) Der Verband hat eine Ver- 
sammlung, die sich aus den 
durch die Artikel 22 bis 26 
gebundenen Verbandsländern 
zusammensetzt. 

b) Die Regierung jedes Landes 
wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellver- 
tretern, Beratern und Sach- 
verständigen unterstützt wer- 
den kann. 
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c) Les depenses de chaque dele* 
gation sont supportees par le 
Gouvernement qui l’a desi- 
gnee. 

2) ci) L'Assemblee: 

i) traite de toules les ques- 
tions conceinant le 
maintien et le develop- 
pement de l'Union et 
l'application de la pre- 
sente Convention; 

ii) donne au Bureau inter- 
national de la propriete 
intellectuelle (ci-aprcs 
denomme « le Bureau in- 
ternational ») vise dans 
la Convention instituant 
rOrganisation Mondiale 
de la Propriete Intellec- 
tuelle (ci-apres de- 
nomme «rOrganisa- 
tion ») des dircctives 
concernant la prepara- 
tion des Conferences de 
revision, compte etant 
düment tenu des obser- 
vations des pays de l'ü- 
nion qui ne sont pas 
lies par les articles 22 

d 26; 


iii) examine et approuve les 
rapports et les activites 
du Directeur general de 
rOrganisation relatifs ä 
rUnion et lui donne toii- 
tes directives utiles con- 
cernant les questions de 
la competence de l'U- 
nion; 

iv) elit les membres du Co- 
mite executif de l'As- 
semblee; 

v) examine et approuve les 
rapports et les activites 
de son Comite executif 
et lui donne des direc- 
tives; 

vi) arrete le Programme, 
adopte le budget triennal 
de l'Union et approuve 
ses comptes de clöture; 


vii) adopte le regiement ti- 
nancier de l'Union; 

viii) cree les comites d'ex- 
perls et groupes de tra- 
vail qu'elle juge utiles 
a la realisation des ob- 
jectifs de l'Union; 

ix) decide quels sont les 
pays non membres de 
l'Union et quelles sont 
les organisations inter- 
gouvernementales et in- 


(c) The expenses of each delega- 
tion shall be borne by the 
Government which has ap- 
pointed it. 

(2) (d) The Assembly shall: 

(i) deal with all matters 
concerning the main- 
tenance and develop- 
ment of the Union and 
the Implementation of 
this Convention; 

(ii) give directions con- 
cerning the prepara- 
tion for Conferences 
of revision to the In- 
ternational Bureau of 
Intellectual Property 
(hereinafter designated 
as "the International 
Bureau") referred to in 
the Convention estab- 
lishing the World In- 
tellectual Property Or- 
ganization (hereinafter 
designated as "the Or- 
ganization"), due ac- 
count being taken of 
any comments made 
by those countries of 
the Union which are 
not bound by Articles 
22 to 26; 

(iii) review and approve 
the reports and activ- 
ities of the Director 
General of the Organi- 
zation concerning the 
Union, and give him 
all necessary instruc- 
tions concerning mat- 
ters within the cora- 
petence of the Union; 

(iv) elect the members of 
the Executive Commit- 
tee of the Assembly; 

(v) review and approve 
the reports and activ- 
ities of its Executive 
Committee, and give 
instructions to such 
Committee; 

(vi) determine the program 
and adopt the triennial 
budget of the Union, 
and approve its final 
accounts; 

(vii) adopt the financial 
regulations of the 
Union; 

(viii) establish such commit- 
tees of experts and 
working groups as 
may be necessary for 
the Work of the 
Union; 

(ix) determine which coun- 
tries not members of 
the Union and which 
intergovernmental and 
international non-gov- 


c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen 
betreffend die Erhaltung 
und die Entwicklung des 
Verbandes sowie die 
Anwendung dieser Über- 
einkunft; 

ii) erteilt dem Internatio- 
nalen Büro für geistiges 
Eigentum (im folgenden 
als „das Internationale 
Büro" bezeichnet), das 
in dem Übereinkommen 
zur Errichtung der Welt- 
organisation für geisti- 
ges Eigentum (im fol- 
genden als „die Organi- 
sation" bezeichnet) vor- 
gesehen ist, Weisungen 
für die Vorbereitung der 
Revisionskonferenzen 
unter gebührender Be- 
rücksichtigung der Stel- 
lungnahmen der Ver- 
bandsländer, die durch 
die Artikel 22 bis 26 
nicht gebunden sind; 

iii) prüft und billigt die 
Berichte und die Tätig- 
keit des Generaldirek- 
tors der Organisation 
betreffend den Verband 
und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Wei- 
sungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des 
Verbandes fallen; 

iv) wählt die Mitglieder 
des Exekutivausschus- 
ses der Versammlung; 

v) prüft und billigt die 
Berichte und die Tätig- 
keit ihres Exekutivaus- 
schusses und erteilt ihm 
Weisungen; 

vi) legt das Programm fest, 
beschließt den Drei- 
jahres-Haushaltsplan 
des Verbandes und bil- 
ligt seine Rechnungsab- 
schlüsse; 

vii) beschließt die Finanz- 
vorschriften des Ver- 
bandes; 

viii) bildet die Sachverstän- 
digenausschüsse und Ar- 
beitsgruppen, die sie zur 
Verwirklichung der Ziele 
des Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

ix) bestimmt, welche Nicht- 
mitgliedländer des Ver- 
bandes, welche zwi- 
schenstaatlichen und 
welche internationalen 
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ternationales non-gou- 
vernementales qui peu- 
vent etre admis ä ses 
reunions en qualite d'ob- 
servateurs; 

x) adopte les modifications 
des articles 22 ä 26; 

xi) entreprend toute autre 
action appropriee en vue 
d’atteindre les objectifs 
de rUnion; 

xii) s'acquitte de toutes au- 
tres tädies qu’implique 
la presente Convention; 

xiii) exerce, sous reserve 
qu'elle les accepte, les 
droits qui lui sont con- 
feres par la Convention 
instituant l’Organisation. 

b) Sur les questions qui Interes- 
sent egaiement d'autres 
Unions administrees par l'Or- 
ganisation, TAssemblee statue 
connaissance prise de l’avis 
du Comite de Coordination 
de rOrganisation. 


3) a) Chaque pays membre de i’As- 
semblee dispose d'une voix. 

b) La moitie des pays membres 
de l'Assemblee constitue le 
quorum. 


c) Nonobstant les dispositions du 
sous-alinea b) si, lors d'une 
Session, le nombre des pays 
representes est inferieur ä la 
moitie mais egal ou superieur 
au tiers des pays membres de 
l’Assemblee, celle-ci peut 
prendre des decisions; toute- 
fois, les decisions de l'Assem- 
blee, ä Fexception de celles 
qui concernent sa procedure, 
ne deviennent executoires que 
lorsque les conditions enon- 
cees ci-apres sont remplies. Le 
Bureau international commu- 
nique lesdites decisions aux 
pays membres de l'Assemblee 
qui n'etaient pas representes, 
en les invitant a exprimer par 
ecrit, dans un delai de trois 
mois ä compter de la date de 
ladite communication, leur 
vote ou leur abstention. Si, ä 
Fexpiration de ce delai, le 
nombre des pays ayant ainsi 
exprime leur vote ou leur 
abstention est au moins egal 
au nombre de pays qui faisait 
defaut pour que le quorum 
füt atteint lors de la session, 
lesdites decisions deviennent 


ernmental organiza- 
tions shall be admitted 
to its meetings as ob- 
servers; 

(x) adopt amendments to 
Articles 22 to 26; 

(xi) take any other ap- 
propriate action de- 
signed to further the 
objectives of the U- 
nion; 

(xii) exercise such other 
functions as are ap- 
propriate under this 
Convention; 

(xiii) subject to its accept- 
ance, exercise such 
rights as are given to 
it in the Convention 
establishing the Or- 
ganization. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to 
other Unions administered 
by the Organization, the As- 
sembly shall make its deci- 
sions after having heard the 
advice of the Coordination 
Committee of the Organiza- 
tion. 

(3) (a) Each country member of the 
Assembly shall have one 
vote. 

(b) One-half of the countries 
members of the Assembly 
shall constitute a quorum. 


(c) Notwithstanding the provi- 
sions of subparagraph (b), 
if, in any session, the num- 
ber of countries represented 
is less than one-half but 
equal to or more than one- 
third of the countries mem- 
bers of the Assembly, the 
Assembly may make deci- 
sions but, with the exception 
of decisions concerning its 
own procedure, all such de- 
cisions shall take effect only 
if the following conditions are 
fuifilled. The International Bu- 
reau shall communicate the 
said decisions to the coun- 
tries members of the Assem- 
bly whidi were not repre- 
sented and shall invite them 
to express in writing their 
vote or abstention within a 
period of three months from 
the date of the communica- 
tion. If, at the expiration of 
this period, the number of 
countries having thus ex- 
pressed their vote or absten- 
tion attains the number of 
countries which was lacking 
for attaining the quorum in 


nichtstaatlichen Organi- 
sationen zu ihren Sitzun- 
gen als Beobachter zu- 
gelassen werden; 

x) beschließt Änderungen 
der Artikel 22 bis 26; 

xi) nimmt jede andere 
Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele 
des Verbandes geeignet 
ist; 

xii) nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die sich 
aus dieser Übereinkunft 
ergeben; 

xiii) übt vorbehaltlich ihres 
Einverständnisses die 
ihr durch das Überein- 
kommen zur Errichtung 
der Organisation über- 
tragenen Rechte aus. 

b) über Fragen, die auch für 
andere von der Organisation 
verwaltete Verbände von In- 
teresse sind, entscheidet die 
Versammlung nach Anhörung 
des Koordinierungsausschiis- 
ses der Organisation. 


(3) a) Jedes Mitgliedland der Ver- 
sammlung verfügt über eine 
Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer 
der Versammlung bildet das 
Quorum {die für die Be- 
schlußfähigkeit erforderliche 
Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b 
kann die Versammlung Be- 
schlüsse fassen, wenn wäh- 
rend einer Tagung die Zahl 
der vertretenen Länder zwar 
weniger als die Hälfte, aber 
mindestens ein Drittel der 
Mitgliedländer der Versamm- 
lung beträgt; jedoch werden 
diese Beschlüsse mit Aus- 
nahme der Beschlüsse über 
das Verfahren der Versamm- 
lung nur dann wirksam, 
wenn die folgenden Bedin- 
gungen erfüllt sind: Das In- 
ternationale Büro teilt diese 
Beschlüsse den Mitglied- 
ländern der Versammlung 
mit, die nicht vertreten 
waren, und lädt sie ein, in- 
nerhalb einer Frist von drei 
Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre 
Stimme oder Stimmenthal- 
tung bekanntzugeben. Ent- 
spricht nach Ablauf der Frist 
die Zahl der Länder, die auf 
diese Weise ihre Stimme 
oder Stimmenenthaltung be- 
kanntgegeben haben, min- 
destens der Zahl der Länder, 
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executoires, pourvu qu'en 
meme temps la majorite ne- 
cessaire reste acquise. 


d) Sous reserve des dispositions 
de l'article 26.2), les decisions 
de l’Assemblee sont prises ä la 
majorite des deux tiers des 
votes exprimes. 

e) L'abstention n'est pas consi- 
deree comme un vote. 

f) Un delegue ne peut represen- 
ter qu'un seul pays et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de I'Union qui ne 
sont pas membres de l'As- 
semblee sont admis ä ses reu- 
nions en qualite d'observa- 
teurs. 

4) a) L'Asseiiiblee se reunit une fois 
tous les trois ans en session 
ordinaire, sur convocation du 
Directeur general et, sauf cas 
exceptionncls, pendant la me- 
me Periode et au mtoe lieu 
que l’Assemblee generale de 
rOrganisation. 


b) L'Assemblee se reunit en Ses- 
sion extraordinaire sur convo- 
cation adressee par le Direc- 
teur general, ä la demande du 
Comite executif ou ä la de- 
mande d'un quart des pays 
membres de l'Assemblee. 

5) L’Assemblee adopte son regie- 
ment interieiir. 

A r t i c 1 e 23 

1) L'Assemblee a un Comite execu- 
tif. 

2) a) Le Comite executif est compo- 

se des pays elus par l'As- 
semblee parmi les pays mem- 
bres de celle-ci. En outre, le 
pays sur le territoire duquel 
l'Organisation a son siege dis- 
pose, ex officio, d'un siege au 
Comite, sous reserve des dis- 
positions de l'article 25.7) b). 


b} Le Gouvernement de chaque 
pays membre du Comite exe- 
cutif est represente par un de- 
legue, qui peut etre assiste de 
suppleants, de conseillers et 
d'experts. 

c ) Les depenses de diaque dele- 
gation sont supportees par le 
Gouvernement qui l'a desi- 
gnee. 


the Session itself, such deci- 
sions shall take effect pro- 
vided that at the same time 
the required majority still 
obtains. 


(d) Subject to the provisions of 
Article 26 (2), the decisions 
of the Assembly shall re- 
quire two-thirds of the votes 
cast. 

(e) Abstentions shall not be con- 
sidered as votes. 

(f) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one country only. 

(g) Countries of the Union not 
members of the Assembly 
shall be admitted to its meet- 
ings as observers. 

(4) (a) The Assembly shall meet 

once in every third calendar 
year in ordinary session up- 
on convocation by the Di- 
rector General and, in the 
absence of exceptional cir- 
cumstances, during the same 
period and at the same place 
as the General Assembly of 
the Organization. 

(b) The Assembly shall meet in 
extraordinary session upon 
convocation by the Director 
General, at the request of 
the Executive Committee or 
at the request of one-fourtb 
of the countries members of 
the Assembly. 

(5) The Assembly shall adopt its 
own rules of procedure. 

Article 23 

(1) The Assembly shall have an 
Executive Committee. 

(2) (a) The Executive Committee 

shall consist of countries 
elected by the Assembly 
from among countries mem- 
bers of the Assembly. Fur- 
thermore, the country on 
whose territory the Organi- 
zation has its headquarters 
shall, subject to the provi- 
sions of Article 25 (7) (b), 
have an ex officio seat on 
the Committee. 

(b) The Government of each 
country member of the Exe- 
cutive Committee shall be 
represented by one delegate, 
who may be assisted by al- 
ternate delegates, advisors, 
and experts. 

(c) The expenses of each dele- 
gation shall be borne by the 
Government which has ap- 
pointed it. 


die für die Erreichung des 
Quorums während der Ta- 
gung gefehlt hatte, so wer- 
den die Beschlüsse wirksam, 
sofern gleichzeitig die erfor- 
derliche Mehrheit noch vor- 
handen ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 26 
Absatz 2 faßt die Versamm- 
lung ihre Beschlüsse mit 
einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen 
Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein 
Land vertreten und nur in 
dessen Namen abstimmen. 

g) Die Verbandsländer, die nicht 
Mitglied der Versammlung 
sind, werden zu den Sitzun- 
gen der Versammlung als 
Beobachter zugelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach 

Einberufung durch den Ge- 
neraldirektor alle drei Jahre 
einmal zu einer ordentlichen 
Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhn- 
lichen Fällen, zu derselben 
Zeit und an demselben Ort 
wie die Generalversammlung 
der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach 
Einberufung durch den Ge- 
neraldirektor zu einer außer- 
ordentlichen Tagung zusam- 
men, wenn der Exekutivaus- 
schuß oder ein Viertel der 
Mitgliedländer der Versamm- 
lung es verlangt. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine 
Geschäftsordnung. 

Artikel 23 

(1) Die Versammlung hat einen Exe- 
kutivausschuß. 

(2) a) Der Exekutivausschuß setzt 

sich aus den von der Ver- 
sammlung aus dem Kreis 
ihrer Mitgliedländer gewähl- 
ten Ländern zusammen. 
Außerdem hat das Land, in 
dessen Hoheitsgebiet die Or- 
ganisation ihren Sitz hat, 
vorbehaltlich des Artikels 25 
Absatz 7 Buchstabe b ex 
officio einen Sitz im Aus- 
schuß. 

b) Die Regierung jedes Mit- 
gliedlandes des Exekutiv- 
ausschusses wird durch einen 
Delegierten vertreten, der 
von Stellvertretern, Beratern 
und Sachverständigen unter- 
stützt werden kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation 
werden von der Regierung 
getragen, die sie entsandt 
hat. 
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3) Le nombre des pays membres du 
Coraite executif correspond au quart 
du nombre des pays membres de l’As- 
serablee. Dans le calcul des sieges a 
pourvoir, le reste subsistant apres la 
division par quatre n'est pas pris en 
consideration, 

4) Lors de l'election des membres 
du Comite executif, l'Assemblee tient 
compte d'une repartition geographique 
equitable et de la necessite pour les 
pays parties aux Arrangements parti- 
culiers qui pourraient etre etablis en 
relation avec l’Union d'etre parmi les 
pays constituant le Comite executif. 

5) a) Les membres du Comite exe- 

cutif restent en fonctions ä 
partir de la clöture de la Ses- 
sion de l’Assemblee au cours 
de laquelle ils ont ete elus 
jusqu’au terme de la session 
ordinaire suivante de i’As- 
semblee. 

b) Les membres du Comite exe- 
cutif sont reeligibles dans la 
limite maximale des deux 
tiers d'entre eux. 

c) L’Assemblee regiemente les 
modalites de l'election et de 
la reelection eventuelle des 
membres du Comite executif. 


6) a) Le Comite executif: 

i) prepare le projet d'ordre 
du jour de l'Assemblee; 

ii) soumet ä l'Assemblee des 
propositions relatives aux 
projets de Programme et 
de budget triennal de 
rUnion prepares par le 
Directeur general; 

iii) se prononce, dans les limi- 
tes du Programme et du 
budget triennal, sur les 
programmes et budgets an- 
nuels prepares par le Di- 
recteur general; 

iv) soumet ä l'Assembiee, avec 
les commentaires appro- 
pries, les rapports perio- 
diques du Directeur gene- 
ral et les rapports annuels 
de verification des comp- 
tes; 

v) prend toutes mesures uti- 
les en vue de l’execution 
du Programme de l'Union 
par le Directeur general, 
conformement aux deci- 
sions de l'Assemblee et en 
tenant compte des circons- 
tances survenant entre 


(3) The number of countries mem- 
bers of the Executive Committee shali 
correspond to one-fourth of the num- 
ber of countries members of the As- 
sembly. In establishing the number 
of seats to be filled, remainders after 
division by four shail be disregarded. 

(4) In electing the members of the 
Executive Committee, the Assembly 
shali have due regard to an equitable 
geographical distribution and to the 
need for countries party to the Special 
Agreements which might be estab- 
lished in relation with the Union to 
be among the countries constituting 
the Executive Committee. 

(5) (a) Each member of the Execu- 

tive Committe shail serve 
from the dose of the Ses- 
sion of the Assembly which 
elected it to the dose of the 
next ordinary session of the 
Assembly. 

(b) Members of the Executive 
Committee may be re-elect- 
ed, but not more than two- 
thirds of them. 

(c) The Assembly shail estab- 
lish the details of the rules 
governing the election and 
possible re-election of the 
members of the Executive 
Committee. 

(6) (a) The Executive Committee 

shali; 

(i) prepare the draft agen- 
da ot the Assembly; 

(ii) submit proposals to the 
Assembly respecting the 
draft program and trien- 
nial budget of the 
Union prepared by the 
Director General; 

(iii) approve, within the lim- 
its of the program and 
the triennial budget, the 
specific yearly budgets 
and programs prepared 
by the Director Gen- 
eral; 

(iv) submit, with appropri- 
ate comments, to the 
Assembly the periodical 
reports ot the Director 
General and the year- 
ly audit reports on the 
accounts; 

(v) in accordance with the 
decisions of the Assem- 
bly and having regard 
to circumstances aris- 
ing between two ordi- 
nary sessions of the As- 
sembly, take all neces- 
sary measures to ensure 


(3) Die Zahl der Mitgliedländer des 
Exekutivausschusses entspricht einem 
Viertel der Zahl der Mitgliedländer 
der Versammlung. Bei der Berechnung 
der zu vergebenden Sitze wird der 
nach Teilung durch vier verbleibende 
Rest nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Wahl der Mitglieder des 
Exekutivausschusses trägt die Ver- 
sammlung einer angemessenen geo- 
graphischen Verteilung und der Not- 
wendigkeit Rechnung, daß unter den 
Ländern des Exekutivausschusses Ver- 
tragsländer der Sonderabkommen 
sind, die im Rahmen des Verbandes 
errichtet werden könnten. 

(5) a) Die Mitglieder des Exekutiv- 

ausschusses üben ihr Amt 
vom Schluß der Tagung der 
Versammlung, in deren Ver- 
lauf sie gewählt worden sind, 
bis zum Ende der darauffol- 
genden ordentlichen Tagung 
der Versammlung aus. 

b) Höchstens zwei Drittel der 
Mitglieder des Exekutivaus- 
schusses können wiederge- 
wählt werden. 

c) Die Versammlung regelt die 
Einzelheiten der Wahl und 
der etwaigen Wiederwahl 
der Mitglieder des Exekutiv- 
ausschusses. 


(6) a) Der Exekutivausschuß 

i) bereitet den Entwurf der 
Tagesordnung der Ver- 
sammlung vor; 

ii) unterbreitet der Versamm- 
lung Vorschläge zu den 
vom Generaldirektor vor- 
bereiteten Entwürfen des 
Programms und des Drei- 
jahres-Haushaltsplans 
des Verbandes; 

iii) stellt im Rahmen des 
Programms unddesDrei- 
jahres-Haushaltsplansdie 
vom Generaldirektor vor- 
bereiteten Jahrespro- 
gramme und Jahreshaus- 
haltspläne auf; 

iv) unterbeitet der Versamm- 
lung mit entsprechenden 
Bemerkungen die perio- 
dischen Berichte des Ge- 
neraldirektors und die 
jährlichen Berichte über 
die Rechnungsprüfung; 

v) trifft alle zweckdienlichen 
Maßnahmen zur Durch- 
führung des Programms 
des Verbandes durch den 
Generaldirektor in Über- 
einstimmung mit den Be- 
schlüssen der Versamm- 
lung und unter Berück- 
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’deux sessions ordinaires 
de ladite Assemblee; 


vi) s’acquitte de toutes autres 
tädies qui lui sont attri- 
buees dans le cadre de la 
presente Convention, 

b) Sur les questions qui interes- 
sent egalement d'autres Uni- 
ons administrees par l'Organi- 
sation, le Comite executif sta- 
tue connaissance prise de 
l'avis du Comite de Coordina- 
tion de l'Organisation. 


7) a) Le Comite executif se reunit 
une fois par an en session 
ordinaire, sur convocation du 
Directeur general, autant que 
possible pendant la meme 
Periode et au meme lieu que 
le Comite de coordination de 
rOrganisation. 

b) Le Comite executif se reunit 
en Session extraordinaire sur 
convocation adressee par le 
Directeur general, soit ä l'ini- 
tiative de celui-ci, soit ä la 
demande de son president ou 
d'un quart de ses membres. 


8) a) Chaque pays membre du Co- 

mite executif dispose d'une 
voix. 

b) La moitie des pays membres 
du Comite executif constituo 
le quorum. 

c) Les decisions sont prises a la 
majorite simple des votes ex- 
primes. 

d) L'abstention n'est pas consi- 
deree comme un vote. 

e) Un delegue ne peut represen- 
ter qu'un seul pays et ne peut 
voter qu'au nom de celui-ci. 

9) Les pays de l'Union qui ne sont 
pas membres du Comite executif sont 
admis a ses reunions en qualite d'ob- 
servateurs. 

10) Le Comite executif adopte son 
regiement Interieur. 

Article 24 

1) a) Les täches administratives in- 
combant ä l’Union sont assu- 
rees par le Bureau internatio- 
nal, qui succede au Bureau de 
l'Union reuni avec le Bureau 
de l'Union institue par la Con- 
vention internationale pour la 
protection de la propriete in- 
dustrielle. 


the execution of the 
program of the Union 
by the Director Gen- 
eral; 

(vi) perform such other 
functions as are allo- 
cated to it under this 
Convention. 

(b) With respect to matters 
which are of interest also to 
other Unions administered 
by the Organization, the 
Executive Committee shall 
make its decisions after hav- 
ing heard the advice of the 
Coordination Committee of 
the Organization. 

(7) (a) The Executive Committee 
shall meet once a year in 
ordinary session upon con- 
vocation by the Director 
General, preferably during 
the same period and at the 
same place as the Coordina- 
tion Committee of the Or- 
ganization. 

(b) The Executive Committee 
shall meet in extraordinary 
session upon convocation by 
the Director General, eithei 
on his own initiative, or at 
the request of its Chairman 
or one-fourth of its mem- 
bers. 


(8) (a) Each country member of the 

Executive Committee shall 
have one vote. 

(b) One-half of the members of 
the Executive Committee 
shall constitute a quorum. 

(c) Decisions shall be made by 
a simple majority of the 
votes cast. 

(d) Abstentions shall not be 
considered as votes. 

(e) A delegate may represent, 
and vote in the name of, 
one country only. 

(9) Countries of the Union not mem- 
bers of the Executive Committee shall 
be admitted to its meetings as ob- 
servers, 

10) The Exe:utive Committee shall 
adopt its own rules of procedure. 


Article 24 

(1) (a) The administrative tasks 
with respect to the Union 
shall be performed by the 
International Bureau, which 
is a continuation of the Bu- 
reau of the Union united 
with the Bureau of the 
Union established by the In- 
ternational Convention for 
the Protection of Industrial 
Property. 


sichtigung der zwischen 
zwei ordentlichen Tagun- 
gen der Versammlung 
eintretenden Umstände; 
vi) nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die ihm im 
Rahmen dieser Überein- 
kunft übertragen w'erden. 
b) über Fragen, die auch für 
andere von der Organisation 
verwaltete Verbände von In- 
teresse sind, entscheidet der 
Exekutivausschuß nach An- 
hörung des Koordinierungs- 
ausschusses der Organisation. 


(7) a) Der Exekutivausschuß tritt 

nach Einberufung durch den 
Generaldirektor jedes Jahr 
einmal zu einer ordentlichen 
Tagung zusammen, und zwar 
möglichst zu derselben Zeit 
und an demselben Ort wie 
der Koordinierungsaussdmß 
der Organisation. 

b) Der Exekutivausschuß tritt 
nach Einberufung durch den 
Generaldirektor zu einer 
außerordentlichen Tagung zu- 
sammen, entweder auf Ini- 
tiative des Generaldirektors 
oder wenn der Vorsitzende 
oder ein Viertel der Mitglie- 
der des Exekutivausschusses 
es verlangt. 

(8) a) Jedes Mitgliedland des Exe- 

kutivausschusses verfügt über 
eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedlän- 
der des Exekutivausschusses 
bildet das Quorum. 

c) Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der abge- 
gebenen Stimmen gefaßt. 

dj Stimmenthaltung gilt nicht 
als Stimmabgabe. 

e) Ein Delegierter kann nur ein 
Land vertreten und nur in 
dessen Namen abstimmen. 

(9) Die Verbandsländer, die nicht 
Mitglied des Exekutivausschusses 
sind, werden zu dessen Sitzungen als 
Beobachter zugelassen. 

(10) Der Exekutivausschuß gibt 
sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 24 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des 
Verbandes werden vom In- 
ternationalen Büro wahrge- 
nommen, das an die Stelle 
des mit dem Verbandsbüro 
der internationalen Überein- 
kunft zum Schutz des ge- 
werblichen Eigentums ver- 
einigten Büros des Verbandes 
tritt. 
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b) Le Buredu international assure 
notamment le secretariat des 
divers Organes de l’Union. 

c) Le Directeur general de l'Or- 
ganisation est le plus haut 
fonctionnaire de l'Union et la 
represente. 

2) Le Bureau international rassem- 
ble et publie les informations concer- 
nant la protection du droit d'auteur. 
Chaque pays de l'Union communique 
aussitöt que possible au Bureau inter- 
national le texte de toute nouvelle loi 
ainsi que tous textes officiels concer- 
nant la protection du droit d'auteur. 

3) Le Bureau international publie 
un periodique mensuel. 

4) Le Bureau international fournit, ä 
tout pays de l'Union, sur sa demande, 
des renseignements sur les questions 
relatives ä la protection du droit d'au- 
teur. 

5) Le Bureau international procede 
ä des etudes et fournit des Services 
destines ä faciliter la protection du 
droit d’auteur. 

6) Le Directeur general et tout mem- 
bre du personnel designe par lui pren- 
nent part, sans droit de vote, ä toutes 
les reunions de l'Assemblee, du Comi- 
te executif et de tout autre comite 
d'experts ou groupe de travail. Le Di- 
recteur general ou un membre du per- 
sonnel designe par lui est d'office se- 
cretaire de ces Organes. 

7) a) Le Bureau international, selon 

les directives de l'Assemblee 
et en Cooperation avec le Co- 
mite executif, prepare les Con- 
ferences de revision des dis- 
positions de la Convention 
autres que les articles 22 ä 26, 


b) Le Bureau international peut 
consulter des organisations in- 
tergouvernementales et inter- 
nationales non gouvernemen- 
tales sur la preparation des 
Conferences de revision. 

c) Le Directeur general et les 
personnes designees par lui 
prennent part, sans droit de 
vote, aux deliberations dans 
ces Conferences. 

8) Le Bureau international execute 
toutes autres täches qui lui sont attri- 
buees. 

Article 25 

1) a) L’Union a un budget. 

b) Le budget de l’Union comprend 
les recettes et les depenses 


(b) In particular, the Interna- 
tional Bureau shall provide 
the secretariat of the vari- 
ous Organs of the Union. 

(c) The Director General of the 
Organization shall be the 
chief executive of the Union 
and shall represent the 
Union. 

(2) The International Bureau shall 
assemble and publish Information con- 
cerning the protection of Copyright. 
Each country of the Union shall 
promptly communicate to the Inter- 
national Bureau all new laws and of- 
ficial texts concerning the protection 
of Copyright. 

(3) The International Bureau shall 
publish a monthly periodicaL 

(4) The International Bureau shall, 
on request, furnish Information to 
any country of the Union on matters 
concerning the protection of Copy- 
right. 

(5) The International Bureau shall 
conduct studies, and shall provide 
Services, designed to facilitate the 
protection of Copyright, 

(6) The Director General and any 
Staff member designated by him shall 
participate, without the right to vote, 
in all meetings of the Assembly, the 
Executive Committee, and any other 
Committee of experts or working 
group. The Director General, or a staff 
member designated by him, shall be 
ex officio secretary of these bodies. 

(7) (a) The International Bureau 

shall, in accordance with the 
directions of the Assembly 
and in Cooperation with the 
Executive Committee, make 
the preparations for the Con- 
ferences of revision of the 
provisions of the Convention 
other than Articles 22 to 26. 

(b) The International Bureau 
may consult with intergov- 
ernmental and international 
non-governmental organiza- 
tions concerning prepara- 
tions for Conferences of re- 
vision. 

(c) The Director General and 
persons designated by him 
shall take part, without the 
right to vote, in the discus- 
sions at these Conferences. 

(8) The International Bureau shall 
carry out any other tasks assigned 
to it. 

Article 25 

(1) (a) The Union shall have a 
budget. 

(b) The budget of the Union 
shall include the income and 


b) Das Internationale Büro be- 
sorgt insbesondere das Se- 
kretariat der verschiedenen 
Organe des Verbandes. 

c) Der Generaldirektor der Or- 
ganisation ist der höchste 
Beamte des Verbandes und 
vertritt den Verband. 

(2) Das Internationale Büro sam- 
melt und veröffentlicht Informationen 
über den Schutz des Urheberrechts. 
Jedes Verbandsland teilt so bald wie 
möglich dem Internationalen Büro alle 
neuen Gesetze und anderen amtlichen 
Texte mit, die den Schutz des Ur- 
heberrechts betreffen. 

(3) Das Internationale Büro gibt 
eine monatlich erscheinende Zeitschrift 
heraus. 

(4) Das Internationale Büro erteilt 
jedem Verbandsland auf Verlangen 
Auskünfte über Fragen betreffend den 
Schutz des Urheberrechts. 

(5) Das Internationale Büro unter- 
nimmt Untersuchungen und leistet 
Dienste zur Erleichterung des Schutzes 
des Urheberrechts. 

(6) Der Generaldirektor und die 
von ihm bestimmten Mitglieder des 
Personals nehmen ohne Stimmrecht 
an allen Sitzungen der Versammlung, 
des Exekutivausschusses und aller 
anderen Sachverständigenausschüsse 
oder Arbeitsgruppen teil. Der Gene- 
raldirektor oder ein von ihm bestimm- 
tes Mitglied des Personals ist von 
Amts wegen Sekretär dieser Organe. 

(7) a) Das Internationale Büro be- 

reitet nach den Weisungen 
der Versammlung und in Zu- 
sammenarbeit mit dem Exe- 
kutivausschuß die Konferen- 
zen zur Revision der Bestim- 
mungen der Übereinkunft 
mit Ausnahme der Artikel 22 
bis 26 vor. 

b) Das Internationale Büro kann 
bei der Vorbereitung der 
Revisionskonferenzen zwi- 
schenstaatliche sowie inter- 
nationale nichtstaatliche Or- 
ganisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die 
von ihm bestimmten Personen 
nehmen ohne Stimmrecht an 
den Beratungen dieser Kon- 
ferenzen teil. 

(8) Das Internationale Büro nimmt 
alle anderen Aufgaben wahr, die ihm 
übertragen werden. 

Artikel 25 

(1) a) Der Verband hat einen Haus- 
haltsplan. 

b) Der Haushaltsplan des Ver- 
bandes umfaßt die eigenen 
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propres a l'Union, sa contri- 
bution au budget des depenses 
communes aux Unions, ainsi 
que, le cas echeant, la somme 
mise a la disposition du bud- 
get de la Conference de l’Or- 
ganisation. 


c) SonL considerees comme de- 
penses communes aux Unions 
les depenses qui ne sont pas 
attribuees exclusivement a 
rUnion mais egalement ä une 
ou plusieurs autres Unions 
administrees par l'Organisa- 
tion. La part de l'Union dans 
ces depenses communes est 
proportionnelle ä l'interet que 
ces depenses presentent poui 
eile. 

2) Le budget de l'Union est arrete 
comple tenu des exigences de coordi- 
nation avec les budgets des autres 
Unions administrees par l'Organisa- 
tion. 

3) Le budget de l Union esl finance 
})ar les ressources suivantes: 

i) les contributions des pays de 
l'Union; 

ii) les taxes et sommes dues pour 
les Services rendus par le 
Bureau international au titre 
de l'Union; 

in) le produit de la vente des 
publications du Bureau inter- 
national concernant l'Union 
et les droits afferents ä ces 
publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 

v) les loyers, interets et autres 
revenus divers. 

4) d) Pour determiner sa part con- 

tributive dans le budget, cha- 
que pays de l'Union est ränge 
dans une classe et paie ses 
contributions annuelles surla 
base d'un nombre d'unites fixe 
comme suit: 

Classe I 25 
Classe II 20 
Classe III 15 
Classe IV 10 
Classe V 5 
Classe VI 3 
Classe VII 1 

b) A moins qu'il ne l'ait fait pre- 
cedemment, chaque pays indi- 
que, au moment du depöt de 
son Instrument de ratification 
ou d’adhesion, la classe dans 
laquelle il desire etre ränge. 
II peut changer de classe. S'il 
choisit une classe inferieure, 
le pays doit en faire part a 


expenses proper to the U- 
nion, its contribution to the 
budget of expenses common 
to the Unions, and, where 
applicable, the sum made 
available to the budget of the 
Conference of the Organiza- 
tion. 

(c) Expenses not attributable 
exclusively to the Union but 
also to one or more other 
Unions administered by the 
Organization shall be con- 
sidered as expenses com- 
mon to the Unions. The 
share of the Union in such 
common expenses shall be 
in Proportion to the internst 
the Union has in them. 


(2) The budget of the Union shall 
be established with due regard to the 
requirements of coordination with the 
budgets of the other Unions admin- 
istered by the Organization. 

(3) The budget of the Union shall 
be financed from the following 
sources: 

(i) contributions of the countries of 
the Union; 

(ii) fees and charges due for Serv- 
ices performed by the Interna- 
tional Bureau in relation to the 
Union; 

(iii) sale of, or royalties on, the pub- 
lications of the International Bu- 
reau concerning the Union; 


(iv) gifts, beqiiests, and subventions; 

(v) rents, interests, and other mis- 
cellaneous income. 

(4) (a) For the purpose of estab- 
lishinq its contribution to- 
wards the budget, each coun- 
try of the Union shall belong 
to a dass, and shall pay its 
annual contributions on the 
basis of a number of units 
fixed as follows; 


Class I 25 

Class II 20 

Class TU 15 

Class IV 10 

Class V 5 

Class VI 3 

Class VII 1 


(b) Unless it has already done 
so, each country shall indi- 
cate. concurrently with de- 
positing its Instrument of 
ratification or accession, the 
class to whidi it wishes to 
belonq. Any country may 
dränge dass. If it chooses 
a lower class, the country 


Einnahmen und Ausgaben 
des Verbandes, dessen Bei- 
trag zum Haushaltsplan der 
gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenen- 
falls den dem Haushaltsplan 
der Konferenz der Organi- 
sation zur Verfügung gestell- 
ten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben 
der Verbände gelten die Aus- 
gaben, die nicht ausschließ- 
lich dem Verband, sondern 
auch einem oder mehreren 
anderen von der Organisa- 
tion verwalteten Verbänden 
zuzurechnen sind. Der Anteil 
des Verbandes an diesen ge- 
meinsamen Ausgaben ent- 
spricht dem Interesse, das 
der Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des Verban- 
des wird unter Berücksichtigung der 
Notwendigkeit seiner Abstimmung 
mit den Haushaltsplänen der anderen 
von der Organisation verwalteten 
Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des Ver- 
bandes umfaßt folgende Einnahmen; 

i) Beitrage der Verbandsländer; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienst- 
leistungen des Internationalen 
Büros im Rahmen des Verbandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Ein- 
künfte aus Veröffentlichungen des 
Internationalen Büros, die den 
Verband betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und 
Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere ver- 
schiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Verbandsland wird zur 

Bestimmung seines Beitrags 
zum Haushaltsplan in eine 
Klasse eingestuft und zahlt 
seine Jahresbeiträge auf der 
Grundlage einer Zahl von 
Einheiten, die wie folgt fest- 
gesetzt wird: 


Klasse I 25 

Klasse II 20 

Klasse III 15 

Klasse IV 10 

Klasse V 5 

Klasse VI 3 

Klasse VII 1 


b) Falls es dies nicht schon 
früher getan hat, gibt jedes 
Land gleichzeitig mit der 
Hinterlegung seiner Rati- 
fikations- oder Beitrittsur- 
kunde die Klasse an, in die 
es eingestuft zu werden 
wünscht. Es kann die Klasse 
wechseln. Wählt es eine nie- 
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l'AssembleG lors dune de ses 
sessions ordinaires, Un tel 
changement prend effet au de- 
bul de l'annee civile suivant 
ladite session. 


c) La contribution annuelle de 
chaque pays consiste en un 
montant dont le rapport a la 
somme totale des contribu- 
tions annuelles au budget de 
rUnion de tous les pays est le 
meme que le rapport entre le 
noinbre des unites de la classe 
dans laquelle il est ränge et le 
nombre total des unites de 
l'ensemble des pays. 

d) Les contributions sont dues 
au Premier janvier de chaque 
annee. 

e) Un pays en retard dans le 
paiement de ses contributions 
ne peut exercer son droit de 
vote, dans aucun des Or- 
ganes de rUnion dont il est 
membre, si le montant de son 
arriere est egal ou superieur 
ä celui des contributions dont 
il est redevable pour les deux 
annees completes ecoulees. 
Cependant, un tel pays peut 
etre autorise a conserver 
l’exercice de son droit de 
vote au sein dudit Organe 
aussi longtemps que ce der- 
nier estime que le retard re- 
sulte de circonstances excep- 
tionnelles et inevitables. 


f) Dans le cas ou le budget n'est 
pas adopte avant le debut 
d'un nouvel exercice, le bud- 
get de l'annee precedente est 
reconduit selon les modalites 
prevues par le regiement fi- 
nancier. 

5) Le montant des taxes et sommes 
dues pour des services rendus par le 
Bureau international au titre de l'Union 
est fixe par le Directeur general, qui 
en fait rapport ä LAssemblee et au 
Comite executif. 

6) a) L’Union possede un fonds de 

roulement constitue par un 
versement unique effectue par 
chaque pays de l'Union. Si le 
fonds devient insuffisant, l’As- 
semblee decide de son aug- 
mentation, 

b) Le montant du versement ini- 
tial de chaque pays au fonds 
precite ou de sa participation 
ä l'augmentation de celui-ci 
est proportionnel ä la contri- 
bution de ce pays pour l’an- 


must announce it to the As- 
sembly at one of its ordinary 
sessions, Any such change 
shall take effect at the be- 
ginning of the calendar year 
following the session. 

(c) The annual contribution of 
each country shall be an 
amount in the same Propor- 
tion to the total sum to be 
contributed to the annual 
budget of the Union by all 
countries as the number of 
its units is to the total of 
the units of all contributing 
countries. 

(d) Contributions shall become 
due on the first of January 
of each year. 

(e) A country which is in ar- 
rears in the payment of its 
contributions shall have no 
vote in any of the organs 
of the Union of which it is 
a member if the amount of 
its arrears equals or exceeds 
the amount of the contribu- 
tions due from it for the pre- 
ceding two full years. How- 
ever, any organ of the Union 
may allow such a country to 
continue to exercise its vote 
in that organ if, and as long 
as, it is satisfied that the 
delay in payment is due to 
exceptional and unavoidable 
circumstances. 


(f) If the budget is not adopted 
before the beginning of a 
new hnancial period, it shall 
be at the same level as the 
budget of the previous year, 
in accordance with the fi- 
nancial regulations. 

(5) The amount of the fees and 
charges due for services rendered by 
the International Bureau in relation 
to the Union shall be established, and 
shall be reported to the Assembly and 
the Executive Committee, by the Di- 
rector General. 

(6) (a) The Union shall have a 

working Capital fund which 
shall be constituted by a 
single payment made by 
each country of the Union. 
If the fund becomes insuf- 
ficient, an increase shall be 
decided by the Assembly. 

(b) The amount of the initial 
payment of each country to 
the said fund or of its par- 
ticipation in the increase 
thereof shall be a Propor- 
tion of the contribution of 


drigere Klasse, so hat es dies 
der Versammlung auf einer 
ihrer ordentlichen Tagungen 
initzuteilen. Ein solcher Wech- 
sel wird zu Beginn des auf 
diese Tagung folgenden Ka- 
lenderjahres wirksam. 

c) Der Jahresbeitrag jedes Lan- 
des besteht aus einem Be- 
trag, der in demselben Ver- 
hältnis zu der Summe der 
Jahresbeiträge aller Länder 
zum Haushaltsplan des Ver- 
bandes steht wie die Zahl 
der Einheiten der Klasse, in 
die das Land eingestuft ist, 
zur Summe der Einheiten 
aller Länder. 

d) Die Beiträge werden am 1. 
Januar jedes Jahres fällig. 

e) Ein Land, das mit der Zah- 
lung seiner Beiträge im 
Rückstand ist, kann sein 
Stimmrecht in keinem der 
Organe des Verbandes, denen 
es als Mitglied angehört, 
ausüben, wenn der rückstän- 
dige Betrag die Summe der 
von ihm für die zwei vor- 
hergehenden vollen Jahre 
geschuldeten Beiträge er- 
reicht oder übersteigt. Jedoch 
kann jedes dieser Organe 
einem solchen Land gestatten, 
das Stimmrecht in diesem 
Organ weiter auszuüben, 
wenn und solange es über- 
zeugt ist, daß der Zahlungs- 
rückstand eine Folge außer- 
gewöhnlicher und unabwend- 
barer Umstände ist. 

f) Wird der Haushaltsplan nicht 
vor Beginn eines neuen Rech- 
nungsjahres beschlossen, so 
wird der Haushaltsplan des 
Vorjahres nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften übernom- 
men. 

(5) Die Höhe der Gebühren und 
Beträge für Dienstleistungen des Inter- 
nationalen Büros im Rahmen des Ver- 
bandes wird vom Generaldirektor fest- 
gesetzt, der der Versammlung und 
dem Exekutivausschuß darüber berich- 
tet. 

(6) a) Der Verband hat einen Be- 

triebsmittelfonds, der durch 
eine einmalige Zahlung jedes 
Verbandslandes gebildet wird. 
Reicht der Fonds nicht mehr 
aus, so beschließt die Ver- 
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen 
Zahlung jedes Landes zu 
diesem Fonds oder sein An- 
teil an dessen Erhöhung ist 
proportional zu dem Beitrag 
dieses Landes für das Jahr, 
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nee au cours de laquelle le 
fonds est constitue ou i'aug- 
mentation decidee. 

c) La Proportion et les modalites 
de versement sont arretees 
par l'Assemblee, sur proposi- 
tion du Directeiir general et 
apres avis du Comite de co- 
ordination de l'Organisation. 


7) a) L'Accord de siege conclu avec 
le pays sur le territoire du- 
quel l’Organisation a son 
siege prevoit que, si le fonds 
de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. 
Le montant de ces avances et 
les conditions dans lesquelles 
elles sont accordees font l'ob- 
jet, dans chaque cas, d'accords 
separes cntre le pays en cause 
et l'Organisation. Aussi long- 
temps qu'il est tenu d’accorder 
des avances, ce pays dispose 
ex officio d un siege au Comi- 
te executif. 


b) Le pays vise au sous-alinea a) 
et l'Organisation ont cbacun 
le droit de denoncer l'engage- 
ment d’accorder des avances 
moyerinant notificetion par 
ecrit. La denonciation prend 
effet trois ans apres la fin 
de l'annce au cours de laquel- 
le eile a ete notifiee. 


8) La verification des comptes est 
assuree, selon les modalites prevues 
par le regiement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union ou par des 
coniröleurs exterieiirs, qui sont, avec 
leur consentement, designes par l'As- 
semblee. 


A r t i c 1 e 26 

1) Des propositions de modification 
des articles 22, 23, 24, 25 et du present 
article peuvent etre presentees par- 
tout pays membre de l’Assemblee, par- 
le Comite executif ou par le Directcur 
general. Ces propositions sont commu- 
niquees par ce dernier aux pays mem- 
bres de l'Assemblee six mois au moins 
avant d'etre soumises a l’examen de 
l'Assemblee. 


2) Tonte modification des articles 
vises d l'alinea 1) est adoptee par l’As- 
semblee. L'adoption reqiiiert les trois 
quarts des votes exprimes; toutefois, 
toute modification de l’article 22 et du 
present alinea requiert les quatre cin- 
quiemes des votes exprimes. 


that country for the year in 
which the fund is establish- 
ed or the increase decided. 

(c) The Proportion and the terms 
of payment shall be fixed by 
the Assembly on the pro- 
posal of the Director Gen- 
eral and after it has heard 
the advice of the Coordina- 
tion Committee of the Or- 
ganization. 

(7) (a) ln the headquarters agree- 

ment concluded with the 
country on the territory of 
which the Organization has 
its headquarters, it shall be 
provided that, whenever the 
working Capital fund is in- 
sufficient, such country shall 
grant advances. The amount 
of these advances and the 
conditions on which they are 
granted shall be the subject 
of separate agreements, in 
each case, between such 
country and the Organiza- 
tion. As long as it reinains 
linder the Obligation to grant 
advances, such country shall 
have an ex officio seat on 
the Executive Committee. 

(b) The country referred to in 
subparagraph (a) and the 
Organization shall each have 
the right to denounce the 
Obligation to grant ad- 
vances, by written notifica- 
tion. Denunciation shall take 
effect three years after the 
end of the year in which it 
has been notified. 

(8) The auditing of the accounts 
shall be effected by one or more of 
the countries of the Union or by ex- 
ternal auditors, as provided in the 
financial regulations. They shall be 
designated, with their agreement, by 
the Assembly. 


Article 26 

(1) Proposals for the amendment of 
Articles 22, 23, 24. 25, and the present 
Article, may be initiated by any 
country member of the Assembly, by 
the Executive Committee, or by the 
Director General. Such proposals shall 
be communicated by the Director Gen- 
eral to the member countries of the 
Assembly at least six months in ad- 
vance ot their consideration by the 
Assembly, 

(2) Amendments to the Articles re- 
ferred to in Paragraph (1) shall be 
adopted by the Assembly. Adoption 
shall require three-fourths of the votes 
cast, provided that any amendment of 
Article 22, and of the present para- 
graph, shall require four-fifths of the 
votes cast. 


in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlos- 
sen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die 
Zahlungsbedingungen werden 
von der Versammlung auf 
Vorschlag des Generaldirek- 
tors und nach Äußerung des 
Koordinierungsausschusses 
der Organisation festgesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den 

Sitz, das mit dem Land ge- 
schlossen wird, in dessen 
Hoheitsgebiet die Organisa- 
tion ihren Sitz hat, sieht vor, 
daß dieses Land Vorschüsse 
gewährt, wenn der Betriebs- 
mittelfonds nicht ausreicht. 
Die Höhe dieser Vorschüsse 
und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, 
sind in jedem Fall Gegen- 
stand besonderer Verein- 
barungen zwischen diesem 
Land und der Organisation. 
Solange dieses Land ver- 
pflichtet ist, Vorschüsse zu 
gewähren, hat es ex officio 
einen Sitz im Exekutivaus- 
schuß. 

b) Das unter Buchstabe a be- 
zeichnete Land und die Or- 
ganisation sind berechtigt, 
die Verpflichtung zur Ge- 
währung von Vorschüssen 
durch schriftliche Notifikation 
zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf 
des Jahres wirksam, in dem 
sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach 
Maßgabe der Finanzvorschriften von 
einem oder mehreren Veibandslän- 
dern oder von außenstehenden Rech- 
nungsprüfern vorgenommen, die mit 
ihrer Zustimmung von der Versamm- 
lung bestimmt werden. 


Artikel 26 

(1) Vorschläge zur Änderung der 
Artikel 22, 23, 24, 25 und dieses Ar- 
tikels können von jedem Mitgliedland 
der Versammlung, vom Exekutivaus- 
schuß oder vom Generaldirektor vor- 
gelegt werden. Diese Vorschläge 
werden vom Generaldirektor mindes- 
tens sechs Monate, bevor sie in der 
Versammlung beraten werden, den 
Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 
bezeichneten Artikel wird von der 
Versammlung beschlossen. Der Be- 
schluß erfordert drei Viertel der ab- 
gegebenen Stimmen; jede Änderung 
des Artikels 22 und dieses Absatzes 
erfordert jedoch vier Fünftel der ab- 
gegebenen Stimmen. 


81 



Drucksache VI/401 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


3) Toute modification des articles 
vises ä Talinea 1) entre en vigueur un 
mois apres la reception par leDirecteur 
general des notifications ecrites d'ac- 
ceptation, effectuee en conformite avec 
leurs regles constitutionnelles respec- 
tives, de la part des trois quarts des 
pays qui etaient membres de l’Assem- 
blee au moment oü la modification a 
ete adoptee. Toute modification des- 
dits articles ainsi acceptee lie tous les 
pays qui sont membres de TAssemblee 
au moment oü la modification entre 
en vigueur ou qui en deviennent 
membres a une date ulterieure; toute- 
fois, toute modification qui augmente 
les obligations financieres des pays de 
rUnion ne lie que ceux d'entre eux 
qui ont notifie leur acceptation de 
ladite modification. 


Article 27 

1) La presente Convention sera sou- 
mise ä des revisions en vue d'y intro- 
duire les ameliorations de nature ä 
perfectionner le Systeme de l'Union. 

2) A cgL effet, des Conferences au- 
ront lieu, successivement, dans Tun 
des pays de l'Union, entre les dele- 
gues desdits pays. 

3) Sous reserve des dispositions de 
l article 26 applicables ä la modifica- 
tion des articles 22 a 26, toute revision 
de la presente Convention, y compris 
le Protocole relatif aux pays en voie 
de developpement, requiert l'unanimi- 
te des votes exprimes. 

Article 28 

1) a) Chdcun des pays de l'Union 
qui a signe le present Acte peut 
le ratifier et, s'il ne l'a pas 
signe, peut y adherer. Les in- 
struments de ratification et 
d'adhesion sont deposes au- 
pres du Directeur general. 


b) Chacun des pays de l'Union 
peut declarer, dans son Instru- 
ment de ratification ou d'ad- 
hesion, que sa ratification ou 
son adhesion n'est pas appli- 
cable: 

i) aux articles 1 a 21 et au 
Protocole relatif aux pays 
en voie de developpement, 
ou 

ii) aux articles 22 ä 26. 

c) Si un pays de l'Union a deja 
separement accepte le Proto- 
cole relatif aux pays en voie 
de developpement conforme- 
ment ä l article 5 dudit Proto- 
cole, sa declaration faite selon 
le point i) du sous-alinea pre- 
cedent ne peut se rapporter 
qu'aux articles 1 a 20. 


(3) Any amendment to the Articles 
referred to in paragraph (1) shall enter 
into force one month after written 
notifications of acceptance, effected 
in accordance with their respective 
constitutional processes, have been re- 
ceived by the Director General from 
three-fourths of the countries members 
of the Assembly at the time it adopted 
the amendment. Any amendment to 
the said Articles thus accepted shall 
bind all the countries which are mem- 
bers of the Assembly at the time the 
amendment enters into force, or which 
become members thereof at a sub- 
sequent date, provided that any 
amendment increasing the financial 
obligations of countries of the Union 
shall bind only those countries which 
have notified their acceptance of such 
amendment. 

Article 27 

(1) This Convention shall be sub- 
mitted to revision with a view to the 
introduction of amendments designed 
to improve the System of the Union. 

(2) For this purpose, Conferences 
shall be held successively in one of 
the countries of the Union among the 
delegates of the said countries. 

(3) Subject to the provisions of 
Article 26 which apply to the amend- 
ment of Articles 22 to 26, any revision 
of this Convention, including the Pro- 
tocol Regarding Developing Countries, 
shall require the unanimity of the 
votes cast. 

Article 28 

(I) (d) Any country of the Union 
whidi has signed this Act 
may ratify it, and, if it has 
not signed it, may accede to 
it. Instruments of ratification 
and accession shall be de- 
posited with the Director 
General. 

(b) Any country of the Union 
may declare in its instrument 
of ratification or accession 
that its ratification or acces- 
sion shall not apply: 

fj) to Articles 1 to 21 and 
the Portocol Regarding 
Developing Countries, or 

(ii) to Articles 22 to 26. 

(c) If a country of the Union 
has already separately ac- 
cepted the Protocol Regard- 
ing Developing Countries in 
accordance with Article 5 of 
such Protocol, its declaration 
under item (i) of the preced- 
ing subparagraph may relate 
only to Articles 1 to 20. 


(3) Jede Änderung der in Absatz 1 
bezeichneten Artikel tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem 
die schriftlichen Notifikationen der 
verfassungsmäßig zustande gekomme- 
nen Annahme des Änderungsvor- 
schlags von drei Vierteln der Länder, 
die im Zeitpunkt der Beschlußfassung 
über die Änderung Mitglied der Ver- 
sammlung waren, beim Generaldirek- 
tor eingegangen sind. Jede auf diese 
Weise angenommene Änderung der 
genannten Artikel bindet alle Länder, 
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der Änderung Mitglied der Versamm- 
lung sind oder später Mitglied wer- 
den; jedoch bindet eine Änderung, 
die die finanziellen Verpflichtungen 
der Verbandsländer erweitert, nur die 
Länder, die die Annahme dieser Än- 
derung notifiziert haben. 

Artikel 27 

(1) Diese Übereinkunft soll Revisio- 
nen unterzogen werden, um Verbes- 
serungen herbeizuführen, die geeignet 
sind, das System des Verbandes zu 
vervollkommnen. 

(2) Zu diesem Zweck werden der 
Reihe nach in einem der Verbands- 
länder Konferenzen zwischen den 
Delegierten dieser Länder stattfinden. 

(3) Vorbehaltlich des für die Ände- 
rung der Artikel 22 bis 26 maßgeben- 
den Artikels 26 bedarf jede Revision 
dieser Übereinkunft mit Einschluß des 
Protokolls betreffend die Entwicklungs- 
länder der Einstimmigkeit. 


Artikel 28 

(1) a) Jedes Verbandsland kann 
diese Fassung der Überein- 
kunft ratifizieren, wenn es 
sie unterzeichnet hat, oder 
ihr beitreten, wenn es sie 
ni(±it unterzeichnet hat. Die 
Ratifikations- und Beitritts- 
urkunden werden beim Ge- 
neraldirektor hinterlegt. 

b) Jedes Verbandsland kann in 
seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde erklären, daß 
sich seine Ratifikation oder 
sein Beitritt nicht erstreckt 

i) auf die Artikel 1 bis 21 
und das Protokoll betref- 
fend die Entwicklungs- 
länder oder 

ii) auf die Artikel 22 bis 26. 

c) Wenn ein Verbandsland das 
Protokoll betreffend die Ent- 
wicklungsländer schon gemäß 
Artikel 5 dieses Protokolls 
gesondert angenommen hat, 
kann sich seine gemäß Buch- 
stabe b Ziffer i abgegebene 
Erklärung nur auf die Ar- 
tikel 1 bis 20 beziehen. 
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d) Chacun des pays de l'Union 
qui, conformement aux sous- 
alineas b) et c), a exclu des 
effets de sa ratification ou de 
son adhesion Tun des deux 
groupes de dispositions vises 
dans lesdits sous-alineas peut, 
ä tout moment ulterieur, dec- 
larer qu'il etend les effets de 
sa ratification ou de son ad- 
hesion ä ce groupe de dispo- 
sitions. Une teile declaration 
est deposee aupres du Direc- 
teur general. 

2} a) Sous reserve des dispositions 
de l'article 5 du Protocole re- 
latif aux pays en voie de 
developpement, les articles 1 
ä 21 et ledit Protocole entrent 
en vigueur, ä l'egard des cinq 
Premiers pays de l’Union qui 
ont depose des Instruments de 
ratification ou d'adhesion sans 
faire une declaration comme 
le permet l'alinea 1) b) i), trois 
mois apres le depot du cin- 
quieme de ces Instruments de 
ratification ou d'adhesion. 

b) Les articles 22 ä 26 entrent en 
vigueur, ä l’egard des sept 
Premiers pays de l’Union qui 
ont depose des Instruments de 
ratification ou d'adhesion 
Sans faire une declaration 
comme le permet l'alinea 1) b) 
ii), trois mois apres le depot 
du septieme de ces Instru- 
ments de ratification ou d’ad- 
hesion. 

c) Sous reserve de l’entree en 
vigueur initiale, conforme- 
ment aux dispositions des 
sous-alineas a) et b), de cha- 
cun des deux groupes de dis- 
positions vises a l’alinea 1) b) 
i) et ii), et sous reserve des 
dispositions de l’alinea 1) b), 
les articles 1 a 26 et le Proto- 
cole relatif aux pays en voie 
de developpement entrent en 
vigueur ä l’egard de tout pays 
de l'Union, autre que ceux 
vises aux sous-alineas a) et b), 
qui depose un Instrument de 
ratification ou d’adhesion, ain- 
si qu'ä r egard de tout pays 
de l'Union qui depose une 
declaration en application de 
l'alinea 1) d), trois mois apres 
la date de la notification, par 
le Directeur general, d'un tel 
depot, ä moins qu'une date 
posterieure n'ait ete indiquee 
dans l’instrument ou la decla- 
ration depose. Dans ce der- 
nier cas, le present Acte entre 
en vigueur ä l'egard de ce 
pays, ä la date ainsi indiquee. 


(d) Any country of the Union 
whidi, in accordance with 
subparagraphs (b) and (c), 
has excluded from the effects 
of its ratification or acces- 
sion one of the two groups 
of provisions referred to in 
those subparagraphs may at 
any later time declare that 
it extends the effects of its 
ratification or accession to 
that group of provisions. 
Such declaration shall be de- 
posited with the Director 
General. 

(2) (a) Subject to the provisions of 
Article 5 of the Protocol Re- 
garding Developing Coun- 
tries, Articles 1 to 21 and 
the said Protocol shall enter 
into force, with respect to 
the first five countries of the 
Union which have deposited 
instruments of ratification or 
accession without making 
the declaration permitted by 
Paragraph (1) (b) (i), three 
months after the deposit of 
the fifth such Instrument ot 
ratification or accession. 

(b) Articles 22 to 26 shall enter 
into force, with respect to 
the first seven countries of 
the Union which have de- 
posited instruments of rati- 
fication or accession without 
making the declaration per- 
mitted byparagraph (1) (b) (ii), 
three months after the de- 
posit of the seventh such 
instrument of ratification or 
accession. 

(c) Subject to the initial entry 
into force, pursuant to the 
provisions of subparagraphs 

(a) and (b), of each of the 
two groups of provisions re- 
ferred to in Paragraph (1) (b) 
(i) and (ii), and subject to the 
provisions of paragraph (1) 

(b) , Articles 1 to 26 and the 
Protocol Regarding Develop- 
ing Countries shall, with 
respect to any country of the 
Union, other than those re- 
ferred to in subparagraphs 
(a) and (b), whidi deposits 
an instrument of ratification 
or accession or any country 
of the Union which deposits 
a declaration pursuant to 
Paragraph (1) (d), enter into 
force three months after the 
date of notification by the 
Director General of such de- 
posit, unless a subsequenl 
date has been indicated in 
the instrument or declaration 
deposited. In the latter case, 
this Act shall enter into force 
with respect to that country 
on the date thus indicated. 


d) Jedes Verbandsland, das ge- 
mäß Buchstaben b und c eine 
der dort bezeidineten beiden 
Gruppen von Bestimmungen 
von der Wirkung seiner Rati- 
fikation oder seines Beitritts 
ausgeschlossen hat, kann zu 
jedem späteren Zeitpunkt er- 
klären, daß es die Wirkung 
seiner Ratifikation oder sei- 
nes Beitritts auf diese Gruppe 
von Bestimmungen erstreckt. 
Eine solche Erklärung wird 
beim Generaldirektor hinter- 
legt. 

(2) a) Vorbehaltlich des Artikels 5 
des Protokolls betreffend die 
Entwicklungsländer treten die 
Artikel 1 bis 21 und das ge- 
nannte Protokoll für die 
ersten fünf Verbandsländer, 
die Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden ohne Abgabe 
einer nach Absatz 1 Buch- 
stabe b Ziffer i zulässigen 
Erklärung hinterlegt haben, 
drei Monate nach Hinterle- 
gung der fünften solchen 
Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. 

b) Die Artikel 22 bis 26 treten 
für die ersten sieben Ver- 
bandsländer, die Ratifika- 
tions- oder Beitrittsurkunden 
ohne Abgabe einer nach Ab- 
satz 1 Buchstabe b Ziffer ii 
zulässigen Erklärung hinter- 
legt haben, drei Monate nach 
Hinterlegung der siebenten 
solchen Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde in Kraft. 

c) Vorbehaltlich des erstmaligen 
Inkrafttretens jeder der bei- 
den in Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffern i und ii bezeichneten 
Gruppen von Bestimmungen 
nach den Buchstaben a und 
b und vorbehaltlich des Ab- 
satzes 1 Buchstabe b treten 
die Artikel 1 bis 26 und das 
Protokoll betreffend die Ent- 
wicklungsländer für jedes 
nicht unter Buchstabe a oder 
b fallende Verbandsland, das 
eine Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunde hinterlegt, so- 
wie für jedes Verbandsland, 
das eine Erklärung gemäß 
Absatz 1 Buchstabe d hin- 
terlegt, drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizie- 
rung einer solchen Hinterle- 
gung durch den General- 
direktor in Kraft, sofern in 
der hinterlegten Urkunde 
oder Erklärung nicht ein spä- 
terer Zeitpunkt angegeben 
ist. In diesem Fall tritt diese 
Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem ange- 
gebenen Zeitpunkt in Kraft. 
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d) L’application du Protocole re- 
latif aux pays en voie de 
developpement selon les ter- 
mes de son article 5 est ad- 
mise, avant l'entree en vigu- 
eur du present Acte, des sa 
signature. 

3) A l'egard de chaque pays de 
rUnion qui depose un Instrument de 
ratification ou d’adhesion, les articles 
27 ä 38 entrent en vigueur ä la pre- 
miere date ä laquelle Tun quelconque 
des groupes de dispositions vises a 
l'alinea 1 b) entre en vigueur a 
l'egard de ce pays conformement a 
l'dlinea 2 a), b) ou c). 


Article 29 

1) Tout pays etranger ä l'Union peut 
adherer au present Acte et devenir, de 
ce fait, membre de l'Union. Les Instru- 
ments d’adhesion sont deposes aupres 
du Directeur general. 

2) a) A l’egard de tout pays etran- 

ger a l'Union qui a depose 
son instrument d'adhesion un 
mois ou plus avant la date 
d'entree en vigueur des dis- 
positions du present Acte, 
celui-ci entre en vigueur a la 
date ä laquelle les dispositions 
sont entrees en vigueur pour 
la premiere fois en applica- 
tion de l’article 28.2) a) oub),ä 
moins qu'une date posterieure 
n’ait ete indiquee dans l'instru- 
ment d'adhesion; toutefois: 


i) si les articles 1 ä 21 ne 
sont pas entres en vigueur 
ä cette date, un tel pays 
sera lie, durant la periode 
interimaire avant l'entree 
en vigueur de ces disposi- 
tions, et en remplacement 
de celles-ci, par les artic- 
les 1 ä 20 de l'Acte de 
Bruxelles; 

ii) si les articles 22 a 26 ne 
sont pas entres en vigueur 
ä cette date, un tel pays 
sera lie, durant la periode 
interimaire avant l'entree 
en vigueur de ces disposi- 
tions, et en remplacement 
de celles-ci, par les artic- 
les 21 ä 24 de l'Acte de 
Bruxelles. 

Si un pays indique une date 
posterieure dans son instru- 
ment d'adhesion, le present 
Acte entre en vigueur ä l’e- 
gard de ce pays a la date 
ainsi indiquee. 


(d) The Protocol Regarding De- 
veloping Countries may be 
applied, pursuant to Article 5 
thereof, prior to the entry 
into force of this Act, from 
the date of its signature. 


(3) With respect to any country of 
the Union which deposits an instru- 
ment of ratification or accession, Ar- 
ticles 27 to 38 shall enter into force on 
the earlier of the dates on which any 
of the groups of provisions referred 
to in Paragraph (1) (b) enters into 
force with respect to that country 
pursuant to paragraph (2) (a), (b) 

or (c). 


Article 29 

(1) Any country outside the Union 
may accede to this Act and thereby 
become a member of the Union. Instru- 
ments of accession shall be deposited 
with the Director General. 

(2) (a) With respect to any country 

outside the Union which de- 
posits its instrument of ac- 
cession one month or more 
before the date of entry into 
force of any provisions of 
the present Act, this Act 
shall enter into force, unless 
a subsequent date has been 
indicated in the instrument 
of accession, on the date 
upon which provisions first 
enter into force pursuant to 
Article 28 (2) (a) or (b); 

provided that: 

(i) if Articles 1 to 21 do not 
enter into force on that 
date, such country shall, 
during the interim period 
before the entry into 
force of such provisions, 
and in Substitution there- 
for, be bound by Artic- 
les 1 to 20 of the Brussels 
Act; 

(ii) if Articles 22 to 26 do 
not enter into force on 
that date, such country 
shall, during the interim 
period before the entry 
into force of such pro- 
visions, and in Substitu- 
tion therefor, be bound 
by Articles 21 to 24 of 
the Brussels Act, 

If a country indicates a sub- 
sequent date in its instrument 
of accession, this Act shall enter 
into force with respect to that 
country on the date thiis in- 
dicated. 


d) Die Anwendung des Proto- 
kolls betreffend die Ent- 
wicklungsländer gemäß des* 
sen Artikel 5 ist vor dem 
Inkrafttreten dieser Fassung 
der Übereinkunft vom Zeit- 
punkt ihrer Unterzeichnung 
an zulässig. 

(3) Für jedes Verbandsland, das 
eine Ratifikations- oder Beitrittsur- 
kunde hinterlegt, treten die Artikel 27 
bis 38 in Kraft, sobald eine der beiden 
in Absatz 1 Buchstabe b bezeichneten 
Gruppen von Bestimmungen für die- 
ses Land gemäß Absatz 2 Buchstabe a, 
b oder c in Kraft tritt. 


Artikel 29 

(1) Jedes verbandsfremde Land 
kann dieser Fassung der Übereinkunft 
beitreten und dadurch Mitglied des 
Verbandes werden. Die Beitrittsur- 
kunden werden beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

(2) a) Für jedes verbandsfremde 

Land, das seine Beitrittsur- 
kunde einen Monat vor dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens 
von Bestimmungen dieser 
Fassung der Übereinkunft 
oder früher hinterlegt hat, 
tritt diese, sofern nicht ein 
späterer Zeitpunkt in der 
Beitrittsurkunde angegeben 
ist, zu dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem die Bestimmungen 
gemäß Artikel 28 Absatz 2 
Buchstabe a oder b erstmals 
in Kraft treten; jedoch ist ein 
solches Land, 

i) wenn die Artikel 1 bis 21 
zu diesem Zeitpunkt noch 
nicht in Kraft getreten 
sind, während der Über- 
gangszeit bis zu ihrem 
Inkrafttreten an ihrer 
Stelle durch die Artikel 
1 bis 20 der Brüsseler 
Fassung der Übereinkunft 
gebunden; 

ii) wenn die Artikel 22 bis 
26 zu diesem Zeitpunkt 
noch nicht in Kraft ge- 
treten sind, während der 
Übergangszeit bis zu 
ihrem Inkrafttreten an 
ihrer Stelle durch die Ar- 
tikel 21 bis 24 der Brüs- 
seler Fassung der Über- 
einkunft gebunden. 

Gibt ein Land in seiner 
Beitrittsurkunde einen spä- 
teren Zeitpunkt an, so tritt 
diese Fassung der Überein- 
kunft für dieses Land zu dem 
angegebenen Zeitpunkt in 
Kraft. 


84 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


b) A 1 egard de tout pays etran- 
ger ä l’Union qui a depose 
son Instrument d'adhesion 
ä une date posterieure ä l'en- 
tree en vigueur d'un seiil 
groupe de dispositions du pre- 
sent Acte ou ä une date qui 
la precede de moins d’un 
mois, le present Acte entre 
en vigueur, sous reserve de 
ce qui est prevu au sous- 
alinea a), trois mois apres la 
date ä laquelle son adhesion 
a ete notifiee par le Directeur 
general, ä moins qu’une date 
posterieure n’ait ete indiquee 
dans l'instrument d’adhesion, 
Dans ce dernier cas, le pre- 
sent Acte entre en vigueur a 
l’egard de ce pays a la date 
ainsi indiquee. 

3) A l'egard de tout pays etranger 
ä rUnion qui a depose son instrument 
d'adhesion apres la date d'entree en 
vigueur du present Acte dans sa to- 
talite, ou moins d’un mois avant cette 
date, le present Acte entre en vigueur 
trois mois apres la date a laquelle son 
adhesion a ete notifiee par le Direc- 
teur general, ä moins qu’une date 
posterieure n’ait ete indiquee dans 
l’instrument d’adhesion. Dans ce der- 
nier cas, le present Acte entre en 
vigueur ä l’egard de ce pays a la 
date ainsi indiquee. 


Article 30 

1) Sous reserve des exceptions pos- 
sibles prevues a l'alinea suivant et 
aux articles 28. 1) b) et 33. 2), ainsi que 
dans le Protocole relatif aux pays en 
voie de developpement, la ratification 
ou l'adhesion empörte de plein droit 
accession ä toutes les clauses et ad- 
mission ä tous les avantages stipules 
par le present Acte. 

2) a) Tout pays de l'Union ratifiant 

le present Acte ou y adhe- 
rant peut conserver le bene- 
fice des reserves qu'il a for- 
mulees anterieurement, ä la 
condition d’en faire la decla- 
ration lors du depot de son 
instrument de ratification ou 
d’adhesion. 

b) Tout pays etranger ä l’Union 
peut, en adherant au present 
Acte, declarer qu’il entend 
substituer, provisoirement au 
moins, ä l’article 8, concer- 
nant le droit de traduction, 
les dispositions de l'article 5 
de la Convention d’Union de 
1886 revisee ä Paris en 1896, 
etant bien entendu que ces 
dispositions ne visent que la 
traduction dans la ou les lan- 
gues du pays. Tout pays de 


(b) With respect to any country 
oulside the Union which de- 
posits its instrument of ac- 
cession on a date which is 
subsequent to, or precedes 
by less than one month, the 
entry into force of one group 
of provisions of the present 
Act, this Act shall, subject 
to the proviso of subpara- 
graph (a), enter into force 
three months after the date 
on which its accession has 
been notified by the Director 
General, unless a subsequent 
date has been indicated in 
the instrument of accession. 
In the latter case, this Act 
shall enter into force with 
respect to that country on 
the date thus indicated. 

(3) With respect to any country out- 
side the Union which deposits its 
instrument of accession after the date 
of entry into force of the present Act 
in its entirety, or less than one month 
before such date, this Act shall enter 
into force three months after the date 
on which its accession has been noti- 
fied by the Director General, unless 
a subsequent date has been indicated 
in the instrument of accession. In the 
latter case, this Act shall enter into 
force with respect to that country on 
the date thus indicated. 


Article 30 

(1) Subject to the possibilities of 
exceptions provided for in the follow- 
ing Paragraph, in Articles 28 (1) (b) 
and 33 (2), and in the Protocol Regard- 
ing Developing Countries, ratification 
or accession shall automatically entail 
acceptance of all the clauses and ad- 
mission to all the advantaqes of this 
Act. 

(2) (a) Any country of the Union 

ratifying or acceding to this 
Act may retain the benefit 
of the reservations it has 
previously formulated on 
condition that it makes a 
declaration to that effect at 
the time of the deposit of its 
instrument of ratification or 
accession. 

(b) Any country outside the 
Union may, in acceding to 
this Act, declare that it in- 
tends to Substitute, tempo- 
rarily at least, for Article 8 
concerning the right of trans- 
lation, the provisions of Ar- 
ticle 5 of the Union Conven- 
tion of 1886, as revised in 
Paris in 1896, on the clear 
understanding that the said 
provisions are applicable 
only to translation into the 


b) Für jedes verbandsfremde 
Land, das seine Beitrittsur- 
kunde nach dem Inkrafttreten 
einer Gruppe von Bestim- 
mungen dieser Fassung der 
Übereinkunft oder weniger 
als einen Monat vor diesem 
Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt 
diese Fassung der Überein- 
kunft vorbehaltlich des Buch- 
staben a drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizie- 
rung seines Beitritts durch 
den Generaldirektor in Kraft, 
sofern nichf ein späterer Zeit- 
punkt in der Beitrittsurkunde 
angegeben ist. In diesem Fall 
tritt diese Fassung der Über- 
einkunft für dieses Land zu 
dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(3) Für jedes verbandsfremde Land, 
das seine Beitrittsurkunde nach dem 
Inkrafttreten dieser Fassung der Über- 
einkunft in ihrer Gesamtheit oder we- 
niger als einen Monat vor diesem 
Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese 
Fassung der Übereinkunft drei Mo- 
nate nach dem Zeitpunkt der Notifizie- 
rung seines Beitritts durch den Gene- 
raldirektor in Kraft, sofern nicht ein 
späterer Zeitpunkt in der Beitritts- 
urkunde angegeben ist. ln diesem Fall 
tritt diese Fassung der Übereinkunft 
für dieses Land zu dem angegebenen 
Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 30 

(1) Vorbehaltlich der gemäß dem 
folgenden Absatz, den Artikeln 28 
Absatz 1 Buchstabe b und 33 Absatz 2 
sowie dem Protokoll betreffend die 
Entwicklungsländer zulässigen Aus- 
nahmen bewirkt die Ratifikation oder 
der Beitritt von Rechts wegen die An- 
nahme aller Bestimmungen und die 
Zulassung zu allen Vorteilen dieser 
Fassung der Übereinkunft. 

(2) a) Jedes Verbandsland, das 

diese Fassung der Überein- 
kunft ratifiziert oder ihr bei- 
tritt, kann die früher erklär- 
ten Vorbehalte aufrechter- 
halten, sofern es dies bei der 
Hinterlegung seiner Ratifi- 
kations- oder Beitrittsurkunde 
erklärt. 

b) Jedes verbandsfremde Land 
kann beim Beitritt zu dieser 
Fassung der Übereinkunft 
erklären, daß es wenigstens 
vorläufig den Artikel 8 be- 
treffend das übersetzungs- 
recht durch die Bestimmun- 
gen des Artikels 5 der im 
Jahre 1896 in Paris revidier- 
ten Verbandsübereinkunft 
von 1886 ersetzen will, wo- 
bei Einverständnis darüber 
besteht, daß diese Bestim- 
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rUnion a la faculte d'appli- 
quer en ce qui concerne le 
droit de traduction des oeu- 
vres ayant pour pays d’ori- 
gine un pays faisant usage 
d’une teile reserve une pro- 
tection equivalente ä celle ac- 
cordee par ce dernier pays. 


c) Tout pays peut, ä tout mo- 
ment, retirer de telles reser- 
ves, par notification adressee 
au Directeur general. 


Article 31 

1) Tout pays peut declarer dans 
son Instrument de ratification ou d’ad- 
hesion, ou peut informer le Directeur 
general par ecrit ä tout moment ulte- 
rieur, que la presente Convention est 
applicable ä tout ou partie des terri- 
toires, designes dans la declaration 
ou la notification, pour lesquels il 
assume la responsabilite des relations 
exterieures. 

2) Tout pays qui a fait une teile 
declaration ou effectue une teile noti- 
fication peut, ä tout moment, notifier 
au Directeur general que la presente 
Convention cesse d'etre applicable ä 
tout ou partie de ces tcrritoires. 

3) a] Toute declaration faite en 

vertu de l'alinea 1) prend ef- 
fet ä la meme date que la 
ratification ou l'adhesion dans 
l'instrument de laquelle eile 
a ete incluse, et toute notifi- 
cation effectuee en vertu de 
cet alinea prend effet trois 
mois apres sa notification par 
le Directeur general. 

b) Toute notification effectuee 
en vertu de l'alinea 2) prend 
effet douzc mois apres sa re- 
ception par le Directeur ge- 
neral. 

Article 32 

1) Le present Acte remplace dans 
les rapports entre les pays de l'Union, 
et dans la mesure ou il s'applique, la 
Convention de Berne du 9 septembre 
1886 et les Actes de revision subse- 
quents. Les Actes precedemment en 
vigueur conservent leur application, 
dans leur totalite ou dans la mesure 
oü le present Acte ne les remplace 
pas en vertu de la phrase precedente, 
dans les rapports avec les pays de 
l'Union qui ne ratifieraient pas le 
present Acte ou n'y adhereraient pas. 

2) Les pays etrangers ä l'Union qui 
deviennent parties au present Acte 
l’appliquent, sous reserve des disposi- 
tions de l'alinea 3), a l'egard de tout 


language or languages of the 
said country. Any country of 
the Union has the right to 
apply, in relation to the right 
of translation of works 
whose country of origin is a 
country availing itself of 
such a reservation, a protec- 
tion which is equivalent to 
the protection granted by the 
latter country. 

(c) Any country may withdraw 
such reservations at any time 
by notification addressed to 
the Director General. 


Article 31 

(1) Any country may declare in its 
instrument of ratification or acces- 
sion, or may inform the Director Gen- 
eral by written notification any time 
thereafter, that this Convention shall 
be applicable to all or part of those 
territories, designated in the declara- 
tion or notification, for the external 
relations of which it is responsible. 

(2) Any country whidi has made 
such a declaration or given such a 
notification may, at any time, notify 
the Director General that this Con- 
vention shall cease to be applicable 
to all or part of such territories. 

(3) fd) Any declaration made under 

Paragraph (1) shall take 
effect on the same date as 
the ratification or accession 
in which it was included, and 
any notification given under 
such Paragraph shall take ef- 
fect three months after its 
notification by the Director 
General. 

(b) Any notification given under 
Paragraph (2) shall take ef- 
fect twelve months after its 
receipt by the Director Gen- 
eral. 

Article 32 

(1) The present Act shall, as regards 
the relations between the countries 
of the Union, and to the extent that 
it applies, replace the Berne Conven- 
tion of September 9, 1886, and the 
subsequent Acts of revision. The Acts 
previously in force shall continue to 
be applicable, in their entirety or to 
the extent that the present Act does 
not replace them by virtue of the pre- 
ceding sentence, in relations with 
countries of the Union which do not 
ratify or accede to this Act. 

(2) Countries outside the Union 
which become party to this Act shall, 
subject to the provisions of para- 
graph (3), apply it with respect to any 


mungen nur die Übersetzung 
in die Landessprache oder die 
Landessprachen betreffen. 
Jedes Verbandsland kann 
hinsichtlich des übersetzungs- 
rechtes für Werke, deren Ur- 
sprungsland von einem sol- 
dien Vorbehalt Gebrauch 
macht, den Schutz anwenden, 
der dem vom Ursprungsland 
gewährten Schutz entspricht. 

c) Jedes Land kann solche Vor- 
behalte jederzeit durch eine 
an den Generaldirektor ge- 
richtete Notifikation zurück- 
ziehen. 

Artikel 31 

(1) Jedes Land kann in seiner Rati- 
fikations- oder Beitrittsurkunde er- 
klären oder zu jedem späteren Zeit- 
punkt dem Generaldirektor schriftlich 
notifizieren, daß diese Übereinkunft 
auf alle oder einzelne in der Erklä- 
rung oder Notifikation bezeichnete 
Hoheitsgebiete anwendbar ist, für 
deren auswärtige Beziehungen es ver- 
antwortlich ist. 

(2) Jedes Land, das eine solche Er- 
klärung oder eine solche Notifikation 
abgegeben hat, kann dem Generaldi- 
rektor jederzeit notifizieren, daß diese 
Übereinkunft auf alle oder einzelne 
dieser Hoheitsgebiete nicht mehr an- 
wendbar ist. 

(3) a) Jede in der Ratifikations- 

oder Beitrittsurkunde abge- 
gebene Erklärung gemäß Ab- 
satz 1 wird gleichzeitig mit 
der Ratifikation oder dem 
Beitritt und jede Notifikation 
gemäß Absatz 1 wird drei 
Monate nach ihrer Notifizie- 
rung durch den General- 
direktor wirksam. 

b) Jede Notifikation gemäß Ab- 
satz 2 wird zwölf Monate 
nach ihrem Eingang beim 
Generaldirektor wirksam. 


Artikel 32 

(1) Diese Fassung der Übereinkunft 
ersetzt in den Beziehungen zwischen 
den Verbandsländern und in dem 
Umfang, in dem sie anwendbar ist, die 
Berner Übereinkunft vom 9. Septem- 
ber 1886 und die folgenden revidier- 
ten Fassungen dieser Übereinkunft. 
Die früheren Fassungen bleiben in 
ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang, 
in dem diese Fassung sie nicht gemäß 
Satz 1 ersetzt, unter den Verbands- 
ländern anwendbar, die diese Fassung 
der Übereinkunft weder ratifizieren 
noch ihr beitreten. 

(2) Die verbandsfremden Länder, 
die Vertragspartei dieser Fassung der 
Übereinkunft werden, wenden sie vor- 
behaltlich des Absatzes 3 im Ver- 
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pays de l’Union qui n'est pas partie ä 
cet Acte ou qui, bien qu’y etant par- 
tie, a fait la declaration prevue ä l'ar- 
ticle 28. 1) b) i). Lesdits pays admet- 
tent que le pays de l'Union considere, 
dans ses relations avec eux: 


i) applique les dispositions de l’Acte 
ie plus recent auquel il est partie 
et 

ii) a la faculte d'adapter la protection 
au niveau prevu par ie present 
Acte. 

3) Les pays qui, en ratifiant le pre- 
sent Acte ou en y adherant, ont fait 
l'une quelconque ou toutes les reser- 
ves autorisees par le Protocole relatif 
aux pays en voie de developpement 
peuvent appliquer ces reserves dans 
leurs rapports avec les autres pays 
de rUnion qui ne sont pas parties ä 
cet Acte ou qui, bien qu'y etant par- 
ties, ont fait une declaration selon 
l'article 28. 1) b) i), ä condition que ces 
derniers pays aient accepte cette ap- 
piication. 


Article 33 

1) Tout differend entre deux ou 
plusieurs pays de l'Union concernant 
l'interpretation ou l'application de la 
presente Convention, qui ne sera pas 
regle par voie de negociation, peut 
etre porte par l’un quelconque des 
pays en cause devant la Cour inter- 
nationale de Justice par voie de re- 
quete conforme au Statut de la Cour, 
ä moins que les pays en cause ne con- 
viennent d'un autre mode de regie- 
ment. Le Bureau international sera in- 
forme par le pays requerant du diffe- 
rend soumis ä la Cour; il en donnera 
connaissance aux autres pays de l'U- 
nion. 


2) Tout pays peut, au moment oü il 
signe le present Acte ou depose son 
Instrument de ratification ou d'adhe- 
sion, declarer qu'il ne se considere 
pas lie par les dispositions de l'ali- 
nea 1). En ce qui concerne tout diffe- 
rend entre un tel pays et tout autre 
pays de l'Union, les dispositions de 
l'alinea 1) ne sont pas applicables. 

3) Tout pays qui a fait une decla- 
ration conformement aux dispositions 
de l’alinea 2) peut, ä tout moment, la 
retirer par une notification adressee 
au Directeur general. 


country of the Union not party to 
this Act or whidi, although party to 
this Act, has made a declaration pur- 
suant to Article 28 (1) (b) (i). Such 
countries recognize that the said coun- 
try of the Union, in its relations with 
them; 


(i) may apply the provisions of the 
most recent Act to which it is 
party, and 


(ii) has the right to adapt the protec- 
tion to the level provided for by 
this Act. 

(3) Any country which, in ratifying 
or acceding to the present Act, has 
made any or all of the reservations 
permitted under the Protocol Regard- 
ing Developing Countries may apply 
them in its relations with other coun- 
tries of the Union which are not party 
to this Act or which, although party 
to this Act, have made a declaration 
as permitted by Article 28(l)(b)(i), 
provided that the latter countries have 
accepted the application of the said 
reservations. 


Article 33 

(1) Any dispute between two or 
more countries of the Union concern- 
ing the Interpretation or application 
of this Convention, not settled by 
negotiation, may, by any one of the 
countries concerned, be broiight before 
the International Court of Justice by 
application in conformity with the 
Statute of the Court, unless the coun- 
tries concerned agree on some other 
method of settlement, The country 
bringing the dispute before the Court 
shall inform the International Bureau? 
the International Bureau shall bring 
the matter to the attention of the 
other countries of the Union. 


(2) Each country may, at the time 
it signs this Act or deposits its Instru- 
ment of ratification or accession, de- 
clare that it does not consider itself 
bound by the provisions of Para- 
graph (1). With regard to any dispute 
between such country and any other 
country of the Union, the provisions 
of Paragraph (1) shall not apply. 


(3) Any country having made a 
declaration in accordance with the 
provisions of paragraph (2) may, at 
any time, withdraw its declaration 
by notification addressed to the Direc- 
tor General. 


hältnis zu jedem Verbandsland an, 
das nicht Vertragspartei dieser Fas- 
sung oder das zwar Vertragspartei 
dieser Fassung ist, aber die in Arti- 
kel 28 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i 
vorgesehene Erklärung abgegeben 
hat. Diese Länder lassen es zu, daß 
ein solches Verbandsland in seinen 
Beziehungen zu ihnen 

i) die Bestimmungen der jüngsten 
Fassung der Übereinkunft, deren 
Vertragspartei es ist, anwendet 
und 

ii) befugt ist, den Schutz dem in 
dieser Fassung der Übereinkunft 
vorgesehenen Stand anzupassen. 

(3) Die Länder, die bei der Ratifi- 
kation dieser Fassung der Überein- 
kunft oder bei ihrem Beitritt zu dieser 
Fassung einzelne oder alle der durch 
das Protokoll betreffend die Entwick- 
lungsländer zugelassenen Vorbehalte 
gemacht haben, können diese Vorbe- 
halte in ihren Beziehungen zu den 
anderen Verbandsländern anwenden, 
die nicht Vertragspartei dieser Fas- 
sung der Übereinkunft sind, oder die, 
obwohl sie Vertragspartei sind, eine 
Erklärung gemäß Artikel 28 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i abgegeben haben, 
vorausgesetzt, daß diese Länder die 
Anwendung der genannten Vorbe- 
halte zugelassen haben. 


Artikel 33 

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei 
oder mehreren Verbandsländern über 
die Auslegung oder die Anwendung 
dieser Übereinkunft, die nicht auf dem 
Verhandlungsweg beigelegt wird, 
kann von jedem beteiligten Land 
durch eine Klage, die gemäß dem 
Statut des Internationalen Gerichts- 
hofs zu erheben ist, vor den Inter- 
nationalen Gerichtshof gebracht wer- 
den, sofern die beteiligten Länder 
nicht eine andere Regelung verein- 
baren. Das Land, das die Streitigkeit 
vor den Internationalen Gerichtshof 
bringt, hat dies dem Internationalen 
Büro mitzuteilen; dieses setzt die 
anderen Verbandsländer davon in 
Kenntnis. 

(2) Jedes Land kann gleichzeitig mit 
der Unterzeichnung dieser Fassung 
der Übereinkunft oder mit der Hinter- 
legung seiner Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunde erklären, daß es sich 
durch Absatz 1 nicht als gebunden 
betrachtet. Auf Streitigkeiten zwischen 
einem solchen Land und jedem ande- 
ren Verbandsland ist Absatz 1 nicht 
anwendbar. 

(3) Jedes Land, das eine Erklärung 
gemäß Absatz 2 abgegeben hat, kann 
sie jederzeit durch eine an den Ge- 
neraldirektor gerichtete Notifikation 
zurückziehen. 


4 
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Article 34 

Apres l'entree en vigueur du pre- 
sent Acte dans sa totalite, un pays ne 
peut adherer ä des Actes anterieurs 
de la präsente Convention. 

Article 35 

1) La presente Convention demeure 
en vigueur sans limitation de duree. 

2) Tout pays peut denoncer le pre- 
sent Acte par notification adressee au 
Directeur general. Cette denonciation 
empörte aussi denonciation de tous 
les Actes anterieurs et ne produit son 
effet qu'ä l'egard du pays qui l'a faite, 
la Convention restant en vigueur et 
executoire ä l'egard des autres pays 
de rUnion. 

3) La denonciation prend effet un 
an apres ie jour oü le Directeur gene- 
ral a regu la notification. 

4) La faculte de denonciation pre- 
vue par le present article ne peut 
etre exercee par un pays avant i'ex- 
piration d'un delai de cinq ans ä 
compter de la date ä laquelle il est 
devenu membre de l'Union. 


Article 36 

1) Tout pays partie ä la presente 
Convention s'engage ä adopter, con- 
formement ä sa Constitution, les me- 
sures necessaires pour assurer l'appli- 
cation de la presente Convention. 

2) II est entendu qu'au moment oü 
un pays depose son Instrument de 
ratification ou d'adhesion, il sera en 
mesure, conformement ä sa legislation 
interne, de donner effet aux disposi- 
tions de la presente Convention. 


Article 37 

1) a) Le present Acte est signe en 
un seul exemplaire dans les 
langues anglaise et frangaise 
et depose aupres du Gouver- 
nement de la Suede. 

b) Des textes officiels sont eta- 
blis par le Directeur general, 
apres consultation des Gou- 
vernements Interesses, dans 
les langues allemande, espa- 
gnole, italienne et portugaise, 
et dans les autres langues que 
l'Assemblee pourra indiquer. 

c) En cas de contestation sur 
l'interpretation des divers tex- 
tes, le texte frangais fera foi. 


Article 34 

After the entry into force of this 
Act in its entirety, a country may not 
accede to earlier Acts of this Con- 
vention. 


Article 35 

(1) This Convention shall remain in 
force without limitation as to time. 

(2) Any country may denounce this 
Act by notification addressed to the 
Director General. Such denunciation 
shall constitute also denunciation of 
all earlier Acts and shall affect only 
the country making it, the Convention 
remaining in full force and effect as 
regards the other countries of the 
Union. 

(3) Denunciation shall take effect 
one year after the day on whidi the 
Director General has received the 
notification. 

(4) The right of denunciation provid- 
ed by this Article shall not be 
exercised by any country before the 
expiration of five years from the date 
upon which it becomes a member of 
the Union. 


Article 36 

(1) Any country party to this Con- 
vention undertakes to adopt, in ac- 
cordance with its Constitution, the 
measures necessary to ensure the ap- 
plication of this Convention. 

(2) It is understood that, at the time 
a country deposits its instrument of 
ratification or accession, it will be 
in a Position under its domestic law 
to give effect to the provisions of this 
Convention. 


Article 37 

(1) (a) This Act shall be signed in 
a single copy in the French 
and English languages and 
shall be deposited with the 
Government of Sweden. 

(b) Official texts shall be estab- 
lished by the Director Gen- 
eral, after consultation with 
the interested Governments, 
in the German, Italian, Por- 
tuguese and Spanish lan- 
guages, and such other lan- 
guages as the Assembly may 
designate. 

(c) In case of differences of 
opinion on the Interpretation 
of the various texts, the 
French text shall prevail. 


Artikel 34 

Nach dem Inkrafttreten dieser Fas- 
sung der Übereinkunft in ihrer Ge- 
samtheit kann ein Land früheren Fas- 
sungen der Übereinkunft nicht mehr 
beitreten. 

Artikel 35 

(1) Diese Übereinkunft bleibt ohne 
zeitliche Begrenzung in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung 
der Übereinkunft durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifika- 
tion kündigen. Diese Kündigung be- 
wirkt zugleich die Kündigung aller 
früheren Fassungen und hat nur Wir- 
kung für das Land, das sie erklärt hat; 
für die übrigen Verbandsländer bleibt 
die Übereinkunft in Kraft und wirk- 
sam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr 
nach dem Tag wirksam, an dem die 
Notifikation beim Generaldirektor 
eingegangen ist. 

(4) Das in diesem Artikel vorge- 
sehene Kündigungsrecht kann von 
einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt 
werden, zu dem es Mitglied des Ver- 
bandes geworden ist. 

Artikel 36 

(1) Jedes Vertragsland dieser Über- 
einkunft verpflichtet sich, entsprechend 
seiner Verfassung die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die An- 
wendung dieser Übereinkunft zu ge- 
währleisten. 

(2) Es besteht Einverständnis dar- 
über, daß jedes Land im Zeitpunkt 
der Hinterlegung seiner Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde gemäß seinen 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften in 
der Lage sein muß, den Bestimmungen 
dieser Übereinkunft Wirkung zu ver- 
leihen. 

Artikel 37 

(1) a) Diese Fassung der Überein- 
kunft wird in einer Urschrift 
in englischer und französi- 
scher Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen 
Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom 
Generaldirektor nach Konsul- 
tierung der beteiligten Re- 
gierungen in deutscher, spani- 
scher, italienischer und portu- 
giesischer Sprache sowie in 
anderen Sprachen hergestellt, 
die die Versammlung bestim- 
men kann. 

c) Bei Streitigkeiten über die 
Auslegung der verschiedenen 
Texte ist der französische 
Text maßgebend. 
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2) Le present Acte reste ouvert ä 
la signature, ä Stockholm, jusqu'au 
13 janvier 1968. 

3) Le Directeur general transmet 
deux copies, certifiees conformes par 
le Gouvernement de la Suede, du 
texte signe du present Acte aux Gou- 
vernements de tous les pays de l'U- 
nion et, sur demande, au Gouverne- 
ment de tout autre pays. 

4) Le Directeur general fait enregis- 
trer le present Acte aupres du Secre- 
tariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur general notifie aux 
Gouvernements de tous les pays de 
rUnion les signatures, les depöts 
d'instruments de ratification ou d’ad- 
hesion et de declarations comprises 
dans ces Instruments ou faites en ap- 
plication de Larticle 28 1) d), l’entree 
en vigueur de toutes dispositions du 
present Acte, les notifications de de- 
nonciation et les notifications faites 
en application de Larticle 31. 


Article 38 

1) Jusqu’ä Lentree en fonctions du 
Premier Directeur general, les refe- 
rences, dans le present Acte, au Bu- 
reau international de l'Organisation 
ou au Directeur general sont consi- 
derees comme se rapportant respec- 
tivement au Bureau de LUnion ou ä 
son Directeur. 

2) Les pays de LUnion qui ne sont 
pas lies par les articles 22 ä 26 peu- 
vent, pendant cinq ans apres Lentree 
en vigueur de la Convention insti- 
tuant l'Organisation, exercer, s'ils le 
desirent, les droits prevus par les ar- 
ticles 22 ä 26 du present Acte, comme 
s'ils etaient lies par ces articles. Tout 
pays qui desire exercer lesdits droits 
depose ä cette fin aupres du Directeur 
general une notification ecrite qui 
prend effet ä la date de sa reception. 
De tels pays sont reputes etre mem- 
bres de l'Assemblee jusqu'ä Lexpira- 
tion de ladite periode. 


3) Aussi longtemps que tous les 
pays de LUnion ne sont pas devenus 
membres de l'Organisation, le Bureau 
international de l'Organisation agit 
egalement en tant que Bureau de l'U- 
nion, et le Directeur general en tant 
que Directeur de ce Bureau. 

4) Lorsque tous les pays de LUnion 
sont devenus membres de LOrganisa- 
tion, les droits, obligations et biens du 
Bureau de LUnion sont devolus au 
Bureau international de l'Organisation. 


(2) This Act shall remain open for 
signature at Stockholm until January 
13, 1968. 

(3) The Director General shall trans- 
mit two copies, certified by the Gov- 
ernment of Sweden, of the signed text 
of this Act to the Governments of all 
countries of the Union and, on re- 
gnest, to the Government of any other 
country. 


(4) The Director General shall regis- 
ter this Act with the Secretariat of 
the United Nations. 


(5) The Director General shall notify 
the Governments of all countries of 
the Union of signatures, deposits of 
Instruments of ratification or acces- 
sion and any declarations included in 
such instruments or made pursuant to 
Article 28 (1) (d), entry into force of 
any provisions of this Act, notifica- 
tions of denunciation, and notifica- 
tions pursuant to Article 31. 


Article 38 

(1) Until the first Director General 
assumes Office, references in this Act 
to the International Bureau of the 
Organization or to the Director Gen- 
eral shall be deemed to be references 
to the Bureau of the Union or its 
Director, respectively. 


(2) Countries of the Union not 
bound by Articles 22 to 26 may, until 
five years after the entry into force of 
the Convention establishing the Or- 
ganization, exercise, if they so desire, 
the rights provided ander Articles 22 
to 26 of this Act as if they were 
bound by those Articles. Any country 
desiring to exercise such rights shall 
give written notification to this effect 
to the Director General; this notifica- 
tion shall be effective on the date of 
its receipt. Such countries shall be 
deemed to be members of the As- 
sembly until the expiration of the 
said period. 


(3) As long as all the countries of 
the Union have not become Members 
of the Organization, the International 
Bureau of the Organization shall also 
function as the Bureau of the Union, 
and the Director General as the Direc- 
tor of the said Bureau. 

(4) Once all the countries of the 
Union have become Members of the 
Organization, the rights, obligations, 
and property, of the Bureau of the 
Union shall devolve on the Inter- 
national Bureau of the Organization. 


(2) Diese Fassung der Übereinkunft 
liegt bis zum 13. Januar 1968 in 
Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt 
zwei von der schwedischen Regierung 
beglaubigte Abschriften des Unter- 
zeichneten Textes dieser Fassung der 
Übereinkunft den Regierungen aller 
Verbandsländer und der Regierung 
jedes anderen Landes, die es ver- 
langt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese 
Fassung der Übereinkunft beim Sekre- 
tariat der Vereinten Nationen regi- 
strieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert 
den Regierungen aller Verbandsländer 
die Unterzeichnungen, die Hinterle- 
gungen von Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden sowie die in diesen Ur- 
kunden enthaltenen oder gemäß Ar- 
tikel 28 Absatz 1 Buchstabe d abge- 
gebenen Erklärungen, das Inkraft- 
treten aller Bestimmungen dieser Fas- 
sung der Übereinkunft, die Notifika- 
tionen von Kündigungen und die 
Notifikationen gemäß Artikel 31. 


Artikel 38 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch 
den ersten Generaldirektor gelten 
Bezugnahmen in dieser Fassung der 
Übereinkunft auf das Internationale 
Büro der Organisation oder den Ge- 
neraldirektor als Bezugnahmen auf 
das Büro des Verbandes oder seinen 
Direktor. 

(2) Verbandsländer, die nicht durch 
die Artikel 22 bis 26 gebunden sind, 
können, wenn sie dies wünschen, 
während eines Zeitraums von fünf 
Jahren, gerechnet vom Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Übereinkommens 
zur Errichtung der Organisation an, 
die in den Artikeln 22 bis 26 dieser 
Fassung der Übereinkunft vorgesehe- 
nen Rechte so ausüben, als wären sie 
durch diese Artikel gebunden. Jedes 
Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck 
beim Generaldirektor eine schriftliche 
Notifikation, die im Zeitpunkt ihres 
Eingangs wirksam wird. Solche Länder 
gelten bis zum Ablauf der genannten 
Frist als Mitglied der Versammlung. 

(3) Solange nicht alle Verbands- 
länder Mitglied der Organisation ge- 
worden sind, handelt das Internatio- 
nale Büro der Organisation zugleich 
als Büro des Verbandes und der Ge- 
neraldirektor als Direktor dieses 
Büros. 

(4) Sobald alle Verbandsländer Mit- 
glied der Organisation geworden sind, 
gehen die Rechte und Verpflichtungen 
sowie das Vermögen des Büros des 
Verbandes auf das Internationale 
Büro der Organisation über. 
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Protocole 
relatif aux pays 
en voie de developpement 

Article premier 

Tout pays, considere comme pays 
en voie de developpement conforme- 
ment ä la pratique etablie de l'Assem- 
blee generale des Nations unies, qui 
ratifie l'Acte de la presente Conven- 
tion dont le present Protocole forme 
Partie integrante ou qui y adhere et 
qui, eu egard ä sa Situation econo- 
mique et a ses besoins sociaux ou 
culturels, ne s'estime pas en mesure 
dans l'immediat de prendre les dis- 
positions propres a assurer la protec- 
tion de tous les droits tels que prevus 
dans cet Acte, peut, par une notifica- 
tion deposee aupres du Directeur ge- 
neral au moment de sa ratification ou 
de son adhesion comprenant l’article 
21 dudit Acte, declarer que, pendanl 
les dix premieres annees durant les- 
quelles il est partie ä celui-ci, il se 
prevaudra de l’une quelconque ou de 
toutes les reserves suivantes: 
a) il substituera au delai de cinquante 
ans pievu aux alineas 1), 2) et 3) 
de l'articie 7 de la presente Con- 
vention un delai autre, qui ne 
pourra toutefois etre inferieur a 
vingt-cinq ans, et au delai de vingt- 
cinq ans prevu ä l'alinea 4) dudit 
article un delai autre, qui ne pourra 
toutefois etre inferieur ä dix ans; 


b) il substituera a l'articie 8 de la 
presente Convention les disposi- 
tions suivantes: 

i) les auteurs des oeuvres litte- 
raires et artistiques protegees 
par la presente Convention 
jouissent, dans les pays au- 
tres que le pays d’origine de 
leurs Oeuvres, du droit exclu- 
sif de faire ou d'autoriser la 
traduction de celles-ci pen- 
dant la duree de protection 
de leurs droits sur les oeuvres 
originales. Toutefois, le droit 
exclusif de traduction cessera 
d'exister lorsque l'auteur n'en 
aura pas fait usage dans un 
delai de dix ans a partir de 
la premiere publication de 
l'oeuvre originale, en publiant 
ou en faisant publier, dans un 
des pays de l'Union, une tra- 
duction dans la langue pour 
laquelle la protection sera 
reclamee; 


ii) lorsque, ä l'expiration d'une 
Periode de trois annees a 
compter de la premiere publi- 


Protocol 

regarding developing 
Countries 

Article 1 

Any country regarded as a develop- 
ing country in conformity with the 
established practice of the General 
Assembly of the United Nations which 
ratifies or accedes to the Act of this 
Convention of which this Protocol 
forms an integral part and which, 
having regard to its economic Situa- 
tion and its social or cultural needs, 
does not consider itself immediately 
in a Position to make Provision for 
the protection of all the rights as pro- 
vided in the Act may, by a notifica- 
tion deposited with the Director 
General, at the time of making a ratifica- 
tion or accession which includes Ar- 
ticle 21 of the Act, declare that it 
will, for a period of the first ten years 
during which it is a party thereto, 
avail itself of any or all of the follow- 
ing reservations: 

(a) Substitute for the term of fifty 
years referred to in paragraphs 
(1), (2) and (3) of Article 7 of 
this Convention a different term, 
provided that it shall not be less 
than twenty-five years; and Sub- 
stitute for the term of twenty- 
five years referred to in para- 
graph (4) of the said Article a 
different term, provided that it 
shall not be less than ten years; 

(b) Substitute for Article 8 of this 
Convention the following provi- 
sions: 

(i) authors of literary and art- 
istic Works protected by 
this Convention shall enjoy 
in countries other than the 
country of origin of their 
Works the exclusive right of 
making and of authorizing 
the translation of their 
Works throughout the term 
of protection of their rights 
in the original works. 
Nevertheless, the exclusive 
right of translation shall 
cease to exist if the author 
shall not have availed himself 
of it, during a term of ten 
years from the date of the 
first publication of the orig- 
inal work, by Publishing or 
causing to be published, in 
one of the countries of the 
Union, a translation in the 
language for which protec- 
tion is to be claimed; 

(ii) if, after the expiration of a 
period of three years from 
the date of the first publica- 


Protokoll 

betreffend die Entwicklungs- 
länder 

Artikel 1 

Jedes Land, das nach der bestehen- 
den Praxis der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen als Entwick- 
lungsland angesehen wird, das diese 
Fassung der Übereinkunft, deren Be- 
standteil dieses Protokoll ist, ratifi- 
ziert oder ihr beitritt und das sich auf 
Grund seiner wirtschaftlichen Lage 
und seiner sozialen oder kulturellen 
Bedürfnisse außerstande sieht, unver- 
züglich den Schutz aller in dieser 
Fassung vorgesehenen Rechte zu ge- 
währleisten, kann durch eine bei der 
Ratifikation oder dem Beitritt mit 
Einschluß des Artikels 21 dieser Fas- 
sung beim Generaldirektor hinter- 
legte Notifikation erklären, daß es 
während der ersten zehn Jahre, in 
denen es Vertragspartei dieser Fas- 
sung ist, einzelne oder alle der 
folgenden Vorbehalte in Anspruch 
nimmt: 

a) Es ersetzt die in Artikel 7 Ab- 
sätze 1, 2 und 3 dieser Überein- 
kunft vorgesehene Frist von fünf- 
zig Jahren durck eine andere Frist, 
die jedoch nicht kürzer als fünfund- 
zwanzig Jahre sein darf, und die 
in Absatz 4 des genannten Arti- 
kels vorgesehene Frist von fünf- 
undzwanzig Jahren durch eine 
andere Frist, die jedoch nicht 
kürzer als zehn Jahre sein darf. 

b) Es ersetzt Artikel 8 dieser Über- 
einkunft durch die folgenden Be- 
stimmungen: 

i) Die Urheber der durch diese 
Übereinkunft gesd:iützten 
Werke der Litera+ur und 
Kunst genießen in den anderen 
Ländern als dem Ursprungs- 
land ihrer Werke während 
der Dauer des Schutzes ihrer 
Originalwerke das ausschließ- 
liche Recht, diese zu über- 
setzen oder deren Überset- 
zung zu erlauben. Das aus- 
schließliche übersetzungsreckt 
erlischt jedoch, wenn der Ur- 
heber davon innerhalb einer 
Frist von zehn Jahren seit der 
ersten Veröffentlichung des 
Originalwerkes nicJit Ge- 
brauch gemacht hat, indem er 
in einem der Verbandsländer 
eine Übersetzung in die Spra- 
che, für die der Schutz be- 
ansprudit wird, veröffentlidit 
hat oder hat veröffentlichen 
lassen. 

ii) Wenn bis zum Ablauf von 
drei Jahren seit der ersten 
Veröffentlichung eines Wer- 
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cation d'une ceuvre litteraire 
ou artistique, ou d'une periode 
plus longue determinee par la 
legislation nationale du pays 
en voie de developpement In- 
teresse, la traduction n’en a 
pas ete publiee dans ce pays 
dans la ou l’une des langues 
nationales, officielles ou re- 
gionales de ce pays par le 
titulaire du droit de traduc- 
tion ou avec son autorisation, 
tout ressortissant dudit pays 
pourra obtenir de l'autorite 
competente une licence non 
exclusive pour traduire l’oeu- 
vre et publier l'ceuvre ainsi 
traduite dans l'une des lan- 
gues nationales, officielles ou 
regionales en laquelle eile n'a 
pas ete publiee. Cette licence 
ne pourra etre accordee que 
si le requerant, conformement 
aux dispositions en vigueur 
dans le pays oü est introduite 
la demande, justifie avoir de- 
mande au titulaire du droit 
de traduction l'autorisation de 
traduire et de publier la tra- 
duction et, apres dues dili- 
gences de sa part, n’a pu at- 
teindre le titulaire du droit 
d'auteur ou obtenir son auto- 
risation. Aux meines condi- 
tions, la licence pourra egale- 
ment etre accordee si, pour 
une traduction dejä publiee 
dans cette langue dans ce 
pays, les editions sont epui- 
sees; 


iii) si le titulaire du droit de tra- 
duction n'a pu etre atteint par 
le requerant, celui-ci doit 
adresser des copies de sa de- 
mande a l'editeur dont le nom 
figure sur l'ceuvre et au re- 
presentant diplomatique ou 
consulaire du pays dont le 
titulaire du droit de traduc- 
tion est ressortissant, lorsque 
la nationalite du titulaire du 
droit de traduction est con- 
nue, ou ä l'organisme qui peut 
avoir ete designe par le Gou- 
vernement de ce pays. La li- 
cence ne pourra etre accordee 
avant l'expiration d'un delai 
de deux mois ä dater de l'en- 
voi des copies de la demande; 


iv) la legislation nationale adop- 
tera les dispositions appro- 
priees pour assurer au titu- 
laire du droit de traduction 
une remuneration equitable, 
ainsi que le paiement et le 


tion of a literary or artistic 
Work, or of any longer pe- 
riod determined by national 
legislation of the develop- 
ing country concerned, a 
translation of such work has 
not been published in that 
country into the national or 
official or regional language 
or languages of that coun- 
try by the owner of the 
right of translation or with 
his authorization, any na- 
tional of such country may 
obtain a non-exclusive li- 
cense from the competent 
authority to translate the 
Work and publish the work 
so translated in any of the 
national or official or re- 
gional languages in which it 
has not been published; pro- 
vided that such national, in 
accordance with the proce- 
dure of the country con- 
cerned, establishes either 
that he has requested, and 
been denied, authorization 
by the proprietor of the right 
to make and publish the 
translation, or that, after 
due diligence on his part, 
he was unable to find the 
owner of the right. A li- 
cense may also be granted 
on the same conditions if 
all previous editions of a 
translation in such language 
in that country are out of 
print; 


(iii) if the owner of the right 
of translation cannot be 
found, then the applicant 
for a license shall send cop- 
ies of his application to the 
publisher whose name ap- 
pears on the work and, if 
the nationality of the owner 
of the right of translation 
is known, to the diplomatic 
or consular representative 
of the country of which such 
owner is a national, or to 
the Organization which may 
have been designated by 
the Government of that 
country. The license shall 
not be granted before the 
expiration of a period of 
two months from the date 
of the dispatch of the cop- 
ies of the application; 

(iv) due Provision shall be made 
by domestic legislation to 
assure to the owner of the 
right of translation a just 
compensation, to assure 
payment and transmittal of 


kes der Literatur oder Kunst 
oder einer längeren, durch die 
Rechtsvorschriften des betref- 
fenden Entwicklungslandes 
bestimmten Frist in diesem 
Land keine Übersetzung des 
Werkes in die Landes-, Amts- 
oder Regionalsprache oder in 
eine dieser Sprachen dieses 
Landes durch den Inhaber des 
Übersetzungsrechts oder mit 
dessen Erlaubnis veröffent- 
licht worden ist, kann jeder 
Angehörige dieses Landes 
von der zuständigen Behörde 
eine nichtausschließliche Li- 
zenz erhalten, das Werk in 
eine der Landes-, Amts- oder 
Regionalsprachen zu überset- 
zen, in der es noch nicht ver- 
öffentlicht worden ist, und 
diese Übersetzung zu veröf- 
fentlichen. Diese Lizenz kann 
nur erteilt werden, wenn der 
Antragsteller gemäß den 
Rechtsvorschriften des Lan- 
des, in dem der Antrag ge- 
stellt wird, nachweist, daß er 
die Erlaubnis des Inhabers 
des Übersetzungsrechts zur 
Übersetzung und zur Veröf- 
fentlichung der Übersetzung 
einzuholen versucht hat, daß 
er ihn aber trotz gehöriger 
Bemühungen nicht hat ermit- 
teln oder seine Erlaubnis 
nicht hat erlangen können. 
Unter den gleichen Vorausset- 
zungen kann die Lizenz auch 
erteilt werden, wenn eine 
Übersetzung in die betref- 
fende Sprache in diesem Land 
zwar veröffentlicht worden 
ist, alle Ausgaben aber ver- 
griffen sind. 

iii) Hat der Antragsteller den 
Inhaber des Übersetzungs- 
rechts nicht ermitteln können, 
so hat er Abschriften seines 
Antrags an den Verleger, des- 
sen Name auf dem Werkstück 
angegeben ist, und, wenn die 
Staatsangehörigkeit des In- 
habers des Übersetzungs- 
rechts bekannt ist, an den 
diplomatischen oder konsu- 
larischen Vertreter des Lan- 
des zu senden, dem der In- 
haber des Übersetzungsrechts 
angehört, oder an die gegebe- 
nenfalls von der Regierung 
dieses Landes bezeichnete 
Stelle. Die Lizenz kann nicht 
vor Ablauf von zwei Mona- 
ten nach Absendung der Ab- 
schriften des Antrags erteilt 
werden. 

iv) Die innerstaatliche Gesetz- 
gebung hat geeignete Vor- 
schriften zu erlassen, um dem 
Inhaber des Übersetzungs- 
recüits eine angemessene Ver- 
gütung sowie vorbehaltlich 
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transfert de cette remunera- 
tion, SOUS reserve de la regle- 
mentation nationale en ma- 
tiere de devises, et pour ga- 
rantir une traduction correcte 
de l'oeuvre; 

v) le titre et le nom de l’auteur 
de l’oeuvre originale doivent 
etre egalement imprimes sur 
tous les exemplaires de la 
traduction publiee. La licence 
ne sera valable que pour l’e- 
dition ä l’interieur du terri- 
toire du pays de l'Union oü 
cette licence est demandee. 
L'importation et la vente des 
exemplaires dans un autre 
pays de l'Union sont possib- 
les si l'une des langues na- 
tionales, officielles ou regio- 
nales de cet autre pays est la 
meme que celle dans laquelle 
l'oeuvre a ete traduite, si la 
loi nationale admet la licence 
et si aucune des dispositions 
en vigueur dans ce pays ne 
s’oppose ä l’importation et ä 
la vente; l'importation et la 
vente sur le territoire de tout 
pays de l'Union dans lequel 
les conditions precedentes 
n’existent pas sont reservees 
ä la legislation de ce pays et 
aux accords conclus par lui. 
La licence ne pourra etre ce- 
dee par son beneficiaire; 


vi) la licence ne peut etre accor- 
dee lorsque l'auteur a retire 
de la circulation les exemplai- 
res de l’oeuvre; 

vii) toutefois, si l’auteur se pre- 
vaut du droit confere confor- 
mement au sous-alinea i) ci- 
dessus dans le delai de dix 
ans ä compter de la date de 
la Premiere publication, la li- 
cence expirera ä partir de la 
date ä laquelle l'auteur publie 
ou fait publier sa traduction 
dans le pays oü la licence a 
ete accordee; il est entendu, 
cependant, que tout exem- 
plaire de la traduction dejä 
pret avant la date d'expira- 
tion de la licence pourra con- 
tinuer ä etre vendu; 

viii) si l'auteur ne se prevaut pas 
du droit confere conforme- 
ment au sous-alinea i) ci-des- 
sus dans le delai de dix ans, 
la remuneration prevue par la 
licence non exclusive dont il 
est question ci-dessus cesse 
d'etre due pour toute utilisa- 
tion posterieure ä l'expiration 
de ce delai; 


such compensation, subject 
to national currency regula- 
tions, and to assure a cor- 
rect translation of the work; 


(v) the original title and the 
name of the author of the 
work shall be printed on all 
copies of the published 
translation. The license shall 
be valid only for publica- 
tion of the translation in the 
territory of the country of 
the Union where it has been 
applied for. Copies so pub- 
lished may be imported and 
sold in another country of 
the Union if one of the na- 
tional or official or region- 
al languages of such other 
country is the same lan- 
guage as that into which the 
work has been so translat- 
ed, and if the domestic law 
in such other country makes 
Provision for such licenses 
and does not prohibit such 
importation and sale. Where 
the foregoing conditions do 
not exist, the importation 
and sale of such copies in 
a country of the Union shall 
be governed by its domestic 
law and its agreements. The 
license shall not be trans- 
ferable by the licensee; 


(vi) the license shall not be 
granted when the author 
has wilhdrawn from circu- 
lation all copies of the 
work; 

(vii) should, however, the author 
avail himself of the right 
under subparagraph (i) a- 
bove during the term of 
ten years from the date of 
first publication, the license 
shall terminate from the 
date on which the author 
publishes or causes to be 
published his translation in 
the country where the li- 
cense has been granted, 
provided, however, that any 
copies of the translation al- 
ready made before the li- 
cense is terminated may 
continue to be sold; 

(viii) should, however, the author 
not avail himself of the 
right under subparagraph (i) 
above during the said term 
of ten years, compensation 
under the non-exclusive li- 
cense referred to above 
shall cease to be due for 
any uses made after the ex- 
piry of such term; 


der innerstaatlichen Devisen- 
bestimmungen die Zahlung 
und Überweisung dieser Ver- 
gütung sicherzustellen und 
eine einwandfreie Überset- 
zung des Werkes zu gewähr- 
leisten. 

v) Der Titel des Originalwerkes 

und der Name seines Urhe- 
bers müssen auf allen Exem- 
plaren der veröffentlichten 
Übersetzung abgedruckt sein. 
Die Lizenz berechtigt nur zur 
Herausgabe der Übersetzung 
innerhalb des Hoheitsgebie- 
tes des Verbandslandes, in 
dem die Lizenz beantragt 
worden ist. Die Einfuhr der 
Exemplare in ein anderes 
Verbandsland und ihr Ver- 
kauf in diesem Land sind 
zulässig, wenn die Sprache, 
in die das Werk übersetzt 
worden ist, eine der Landes-, 
Amts- oder Regionalsprachen 
dieses Landes ist, dessen in- 
nerstaatliche Rechtsvorschrif- 
ten die Lizenz zulassen und 
keine Bestimmungen in die- 
sem Land der Einfuhr und 

dem Verkauf entgegenstehen; 
in einem Verbandsland, in 
dem diese Voraussetzungen 
nicht vorliegen, sind für Ein- 
fuhr und Verkauf die Rechts- 
vorschriften dieses Landes 
und die von ihm geschlosse- 
nen Übereinkünfte maßge- 
bend. Die Lizenz ist nicht 
übertragbar. 

vi) Die Lizenz ist zu versagen, 

wenn der Urheber die Exem- 
plare seines Werkes aus dem 
Verkehr gezogen hat. 

vii) Macht jedoch der Urheber 

von dem nach Ziffer i ge- 

währten Recht innerhalb der 
Frist von zehn Jahren seit 

der ersten Veröffentlichung 
selbst Gebrauch, so erlischt 
die Lizenz in dem Zeitpunkt, 
in dem der Urheber seine 
Übersetzung in dem Land, in 
dem die Lizenz erteilt worden 
ist, veröffentlicht oder ver- 
öffentlichen läßt; die vor dem 
Erlöschen der Lizenz bereits 
vorhandenen Exemplare der 
Übersetzung dürfen jedoch 
weiterhin verkauft werden. 

viii) Macht der Urheber von dem 
ihm nach Ziffer i gewährten 
Recht innerhalb der Frist von 
zehn Jahren keinen Gebrauch, 
so erlischt die für die nicht- 
ausschließliche Lizenz vorge- 
sehene Vergütungspflicht für 
jede Benützung nach Ablauf 
dieser Frist. 
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ix) si l'auteur beneficie du droit 
exclusif de traduction dans un 
pays pour avoir publie ou 
fait publicr une traduction de 
son ücuvre dans ce pays dans 
un delai de dix ans ä compter 
de la Premiere publication, 
mais si, posterieurement et 
pendant la durce du droit de 
l'auteur sur cette oeuvre tou- 
tes les editions de cette tra- 
duction autorisee dans cc 
pays viennent ä etre epuisees, 
une liccnce non exclusive de 
traduction de l'oeuvre pour- 
rait alors etre obtenue de 
l’autorite competente de la 
meme maniere et dans les 
memes conditions que pour la 
licence non exclusive visee 
aux sous-alineas ii) ä vi) ci- 
dessus, mais sous reserve des 
dispositions du sous-alinea 
vii) ci-dessus; 


c) il appliquera les dispositions de 
l'article 9. 1) de la presente Con- 
vention SOUS reserve des disposi- 
tions suivantes: 

i) lorsque, ä l’expiration d'une 
Periode de trois annees ä 
compter de la premiere publi- 
cation d'une Oeuvre litteraire 
ou artistique, ou d'une periode 
plus longue determince par la 
legislation nationale du pays 
en voie de dcveloppement in- 
teresse, cette oeuvre n'a pas 
ete publiee dans ce pays en la 
forme originale dans laquelle 
eile a ete creee, par le titulaire 
du droit de reproduction ou 
avec son autorisation, tout res- 
sortissant dudit pays pourra 
obtenir de l'autorite compe- 
tente une licence non exclu- 
sive pour reproduire et publier 
cette oeuvre ä des fins educa- 
tives ou culturelles. Cette li- 
cence ne pourra etre accordee 
que si le requerant, conforme- 
ment aux dispositions en vi- 
gueur dans le pays oü est in- 
troduite la demande, justifie 
avoir demande au titulaire du 
droit l'autorisation de repro- 
duire et de publier l'oeuvre ä 
des fins educatives ou cultu- 
relles et, apres dues diligences 
de sa part, n'a pu atteindre le 
titulaire du droit ou obtenir 
son autorisation. Aux memes 
conditions, la liccnce pourra 
egalemcnt etre accordee si, 
pour cette oeuvre deja publiee 
en ladite forme originale dans 
ce pays, les editions sont epui- 
sees; 


(ix) should the author be en- 
titled to exclusive transla- 
tion rights in a country by 
having published or caused 
to be published a transla- 
tion of the work in that 
country within ten years 
from the date of first pub- 
lication, but should there- 
aftcr during the term of the 
author's Copyright in the 
Work all editions of the 
authorized translation in 
that country be out of print, 
then a non-exclusive li- 
cense to translate the work 
may be obtained from the 
competent authority in the 
same manner and subject 
to the same conditions as 
are provided with respect 
to the non-exclusive license 
referred to in subparagraphs 
(ii) to (vi) above, but sub- 
ject to the provisions of 
subparagraph (vii) above; 

(c) apply the provisions of Article 9 
(1) of this Convention subject to 
the foliowing provisions: 

(i) if, after the expiration of a 
period of three years from 
the date of the first publica- 
tion of a literary or artistic 
work, or of any longer peri- 
od determined by national 
legislation of the develop- 
ing country concerned, such 
Work has not been published 
in that country in the origi- 
nal form in which it was 
created, by the owner of 
the right of reproduction or 
with his authorization, any 
national of such country may 
obtain a non-exclusive ii- 
cense from the competent 
authority to rcproduce and 
publish such work for cduca- 
tional or cultural purposes; 
provided that such national, 
in accordance with the pro- 
cedure of the country con- 
cerned, establishes either 
that he has requested, and 
been denied, authorization 
by the proprietor of the right 
to reproduce and publish 
such work for educational 
or cultural purposes, or that, 
after due diligence on his 
part, he was unable to find 
the owner of the right. A 
license may also be granted 
on the same conditions if all 
previous editions of such 
Work in its said original form 
in that country are out of 
print; 


ix) Genießt der Urheber in einem 
Land das ausschließliche Über- 
setzungsrecht, weil er dort 
eine Übersetzung seines Wer- 
kes innerhalb einer Frist von 
zehn Jahren seit der ersten 
Veröffentlichung veröffent- 
licht hat oder hat veröffent- 
lichen lassen, sind jedoch spä- 
ter, aber noch während der 
Dauer des Urheberrechts an 
diesem Werk im betreffenden 
Land alle Ausgaben dieser 
erlaubten Übersetzung ver- 
griffen, so kann eine nicht- 
ausschließliche Lizenz zur 
Übersetzung des Werkes von 
der zuständigen Behörde in 
gleicher Weise und unter den 
gleichen Voraussetzungen er- 
langt werden, wie sie für die 
in den Ziffern ii bis vi ge- 
nannte nichtausschließliche Li- 
zenz vorgesehen sind, jedoch 
vorbehaltlich der Ziffer vii. 

c) Es wendet Artikel 9 Absatz 1 die- 
ser Übereinkunft vorbehaltlich fol- 
gender Bestimmungen an: 

i) Wenn bis zum Ablauf von drei 
Jahren seit der ersten Veröf- 
fentlichung eines Werkes der 
Literatur oder Kunst oder einer 
längeren, durch die Rechtsvor- 
schriften des betreffenden Ent- 
wicklungslandes bestimmten 
Frist das Werk in diesem Land 
nicht in der Originalfassung, 
in der es geschaffen wurde, 
durch den Inhaber des Ver- 
vielfdltigungsrechts oder mit 
dessen Erlaubnis veröffentlicht 
worden ist, kann jeder Ange- 
hörige dieses Landes von der 
zuständigen Behörde eine 
nichtausschließliche Lizenz er- 
halten, das Werk zu erzieheri- 
schen oder kulturellen Zwek- 
ken zu vervielfältigen und zu 
veröffentlichen. Diese Lizenz 
kann nur erteilt werden, wenn 
der Antragsteller gemäß den 
Rechtsvorschriften des Landes, 
in dem der Antrag gestellt 
wird, nachweist, daß er die 
Erlaubnis des Inhabers des 
Rechts zur Vervielfältigung 
und Veröffentlichung des Wer- 
kes zu erzieherischen oder kul- 
turellen Zwecken einzuholen 
versucht hat, daß er ihn aber 
trotz gehöriger Bemühungen 
nicht hat ermitteln oder seine 
Erlaubnis nicht hat erlangen 
können. Unter den gleichen 
Voraussetzungen kann die Li- 
zenz auch erteilt werden, wenn 
das Werk in der Originalfas- 
sung in diesem Land zwar ver- 
öffentlicht worden ist, alle Aus- 
gaben aber vergriffen sind. 
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ii) si le titulaire du droit de re- 
production n'a pu etre atteint 
par le requerant, celui-ci doit 
adresser des copies de sa de- 
mande ä l'editeur dont le nom 
figure sur l'oeuvre et au repre- 
sentant diplomatique ou con- 
sulaire du pays dont le titu- 
laire du droit de reproduction 
est ressortissant, lorsque la na- 
tionalite du titulaire du droit 
de reproduction est connue, ou 
ä l’organisme qui peut avoir 
ete designe par le Gouverne- 
ment de ce pays. La licence ne 
pourra etre accordee avant 
l'expiration d'un delai de deux 
mois ä dater de l’envoi des co- 
pies de la demande; 


iii) la legislation nationale adop- 
tera les dispositions appro- 
priees pour assurer au titulaire 
du droit de reproduction une 
remuneration equitable, ainsi 
que le paiement et le transfert 
de cette remuneration, sous 
reserve de la reglementation 
nationale en matiere de de- 
vises, et pour garantir une re- 
production correcte de l'oeu- 
vre; 

iv) le titre original et le nom de 
l'auteur de l’oeuvre doivent 
etre egalement imprimes sur 
tous les exemplaires de la re- 
production publiee. La licence 
ne sera valable que pour l'e- 
dition ä l’interieur du territoire 
du pays de l'LFnion oü cette 
licence est demandee. L'impor- 
tation et la vente des exem- 
plaires dans un autre pays de 
rUnion sont possibles a des 
fins educatives ou culturelles 
si sa loi nationale admet la 
licence et si aucune des dis- 
positions en vigueur dans ce 
pays ne s'oppose ä l’importa- 
tion et ä la vente; l’importa- 
tion et la vente sur le territoire 
de tout pays de l'Union dans 
lequel les conditions preceden- 
tes n'existent pas sont reser- 
vees ä la legislation de ce pays 
et aux accords conclus par lui, 
La licence ne pourra etre 
cedee par son beneficiaire; 


v) la licence ne peut etre accor- 
dee lorsque l'auteur a retire de 
la circulation les exemplaires 
de Toeuvre; 

vi) toutefois, si l'auteur se prevaut 
du droit de reproduire l'oeuvre, 
la licence expirera ä partir de 
la date ä laquelle l'auteur pu- 
blie ou fait publier son oeuvre 


(ii) if the owner of the right of 
reproduction cannot be 
found, then the applicant for 
a license shall send copies 
of his application to the 
publisher whose name ap- 
pears on the work and, if 
the nationality of the owner 
of the right of reproduction 
is known, to the diplomatic 
or consular representative of 
the country of which such 
owner is a national, or to the 
Organization which may have 
been designated by the Gov- 
ernment of that country. 
The license shall not be 
granted before the expira- 
tion of a period of two 
months from the date of the 
dispatch of the copies of the 
application; 

(iii) due Provision shall be made 
by domestic legislation to 
assure to the owner of the 
right of reproduction a just 
compensation, to assure pay- 
ment and transmittal of such 
compensation, subject to na- 
tional currency regulations, 
and to assure an accurate 
reproduction of the work; 


(iv) the original title and the 
name of the author of the 
work shall be printed on all 
copies of the published re- 
production. The license shall 
be valid only for publication 
in the territory of the coun- 
try of the Union where it has 
been applied for. Copies so 
published may be imported 
and sold in another country 
of the Union for educational 
or cultural purposes if the 
domestic law in such other 
country makes Provision for 
such licenses and does not 
prohibit such importation 
and sale. Where the fore- 
going conditions do not 
exist, the importation and 
sale of such copies in a 
country of the Union shall 
be governed by its domestic 
law and its agreements. The 
license shall not be trans- 
ferable by the licensee; 


(v) the license shall not be 
granted when the author has 
withdrawn from circulation 
all copies of the work; 

(vi) should, however, the author 
avail himself of the right to 
reproduce the work, the li- 
cense shall terminate from 
the date on which the author 


ii) Hat der Antragsteller den In- 
haber des Vervielfältigungs- 
rechts nicht ermitteln können, 
so hat er Abschriften seines 
Antrags an den Verleger, des- 
sen Name auf dem Werkstück 
angegeben ist, und, wenn die 
Staatsangehörigkeit des In- 
habers des Vervielfältigungs- 
rechts bekannt ist, an den 
diplomatischen oder konsula- 
rischen Vertreter des Landes 
zu senden, dem der Inhaber 
des Vervielfältigungsrechts an- 
gehört, oder an die gegebenen- 
falls von der Regierung dieses 
Landes bezeichnete Stelle. Die 
Lizenz kann nicht vor Ablauf 
von zwei Monaten nach Ab- 
sendung der Abschriften des 
Antrags erteilt werden. 

iii) Die innerstaatliche Gesetzge- 
bung hat geeignete Vorschrif- 
ten zu erlassen, um dem In- 
haber des Vervielfältigungs- 
rechts eine angemessene Ver- 
gütung sowie vorbehaltlich der 
innerstaatlichen Devisenbe- 
stimmungen die Zahlung und 
Überweisung dieser Vergütung 
sicherzustellen und eine ein- 
wandfreie Vervielfältigung des 
Werkes zu gewährleisten. 

iv) Der Originaltitel und der 
Name des Urhebers des Wer- 
kes müssen auf allen veröf- 
fentlichten Vervielfältigungs- 
stücken abgedruckt sein. Die 
Lizenz berechtigt nur zur Her- 
ausgabe innerhalb des Ho- 
heitsgebietes des Verbands- 
landes, in dem die Lizenz be- 
antragt worden ist. Die Ein- 
fuhr der Exemplare in ein an- 
deres Verbandsland und ihr 
Verkauf in diesem Land sind 
zu erzieherischen oder kultu- 
rellen Zwecken zulässig, wenn 
dessen innerstaatliche Rechts- 
vorschriften die Lizenz zulas- 
sen und keine Bestimmungen 
in diesem Land der Einfuhr 
und dem Verkauf entgegen- 
stehen; in einem Verbands- 
land, in dem diese Vorausset- 
zungen nicht vorliegen, sind 
für Einfuhr und Verkauf die 
Rechtsvorschriften dieses Lan- 
des und die von ihm geschlos- 
senen Übereinkünfte maßge- 
bend. Die Lizenz ist nicht über- 
tragbar. 

v) Die Lizenz ist zu versagen, 
wenn der Urheber die Exem- 
plare seines Werkes aus dem 
Verkehr gezogen hat. 

vi) Macht jedoch der Urheber von 
dem Recht, sein Werk zu ver- 
vielfältigen, selbst Gebraudi, 
so erlischt die Lizenz in dem 
Zeitpunkt, in dem der Urheber 
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en sa dite forme originale dans 
le pays oü la licence a ete 
accordee; il est entendu, ce- 
pendant, que tout exemplaire 
de l'oeuvre deja pret avant la 
date d'expiration de la licence 
pourra continuer ä etre vendu; 


vii) si l'auteur publie ou fait pu- 
blier son oeuvre en ladite 
forme originale dans un pays 
mais si, posterieurement et 
pendant la duree du droit de 
l'auteur sur cette oeuvre tou- 
tes les editions autorisees en 
ladite forme originale viennent 
ä etre epuisees dans ce pays, 
une licence non exclusive de 
reproduction et de publication 
de l'oeuvre pourrait alors etre 
obtenue de l'autorite compe- 
tente de la meme maniere et 
dans les memes conditions que 
pour la licence non exclusive 
visee aux sous-alineas i) ä v) 
ci-dessus, mais sous reserve 
des dispositions du sous-alinea 
vi) ci-dessus; 


d) il substituera aux alineas 1) et 2) 
de l'article de la presente 

Convention les dispositions suivan- 
tes: 

i) Les auteurs d'oeuvres litteraires 
et artistiques jouissent du droit 
exclusif d'autoriser la radiodif- 
fusion de leurs oeuvres et la 
communication publique de la 
radiodiffusion de ces oeuvres si 
cette communication est faite 
ä des fins lucratives; 

ii) il appartient aux legislations 
nationales des pays de l’Union 
de regier les conditions d'exer- 
cice du droit vise au sous-ali- 
nea precedent, mais ces condi- 
tions n'auront qu’un effet stric- 
tement limite au pays qui les 
aurait etablies. Elles ne pour- 
ront en aucun cas porter at- 
teinte ni au droit moral de l'au- 
teur, ni au droit qui appartient 
ä l'auteur d'obtenir une remu- 
neration equitable fixee, ä de- 
faut d'accord amiable, par l'au- 
torite competente; 


e) il se reservera le droit, exclusive- 
ment ä des fins d'enseignement, 
d'etudes et de recherches dans tous 
les domaines de l'education, de res- 
treindre la protection des oeuvres 
litteraires et artistiques pourvu que 
des dispositions appropriees soient 
adoptees par la legislation natio- 
nale pour assurer ä l'auteur une 
remuneration qui soit conforme 


publishes or causes to be 
published his work in its 
said original form in the 
country where the license 
has been granted, provided, 
however, that any copies of 
the work already made be- 
töre the license is terminated 
may continue to be sold; 

(vii) should the author publish or 
cause to be published his 
work in its said original 
form in a country, but should 
thereafter during the term 
of the author's Copyright in 
the work all authorized edi- 
tions in sudi original form 
in that country be out of 
print, then a non-exclusive 
license to reproduce and 
publish the work may be ob- 
tained from the competent 
authority in the same man- 
ner and subject to the same 
conditions as are provided 
with respect to the non- 
exclusive license referred to 
in subparagraphs (i) to (v) 
above, but subject to the 
provisions of subparagraph 
(vi) above? 

(d) Substitute for paragraphs (1) and 
(2) of Article 11 bis of this Con- 
vention the following provisions: 

(i) authors of literary and artistic 
Works shall enjoy the ex- 
clusive right of authorizing the 
broadcasting of their works 
and the communication to the 
public of the broadcast of the 
works if such communication 
is made for profit-making pur- 
poses; 

(ii) the national legislation of the 
countries of the Union may 
regulate the conditions under 
whidi the right mentioned in 
the preceding subparagraph 
shall be exercised, but the 
effect of those conditions will 
be strictly limited to the coun- 
tries which have put them in 
force. Such conditions shall not 
in any case prejudice the 
moral rights of the author, nor 
the right which belongs to the 
author to obtain an equitable 
remuneration which shall be 
fixed, failing agreement, by 
the competent authority? 

(e) reserve the right, exclusively for 
teaching, study and research in 
all fields of education, to restrict 
the protection of literary and ar- 
tistic works, provided due Pro- 
vision shall be made by domestic 
legislation to assure to the author 
a compensation which conforms to 
Standards of payment made to 
national authors? the payment and 


sein V/erk in der Originalfas- 
sung in dem Land, in dem die 
Lizenz erteilt worden ist, ver- 
öffentlicht oder veröffentlichen 
läßt; die vor dem Erlöschen der 
Lizenz bereits vorhandenen 
Exemplare des Werkes dürfen 
jedoch weiterhin verkauft wer- 
den. 

vii) Wenn der Urheber sein Werk 
in einem Land in der Original- 
fassung veröffentlicht oder 
veröffentlichen läßt, jedoch 
später, aber noch während der 
Dauer des Urheberrechts an 
diesem Werk im betreffenden 
Land alle erlaubten Ausgaben 
in der Originalfassung ver- 
griffen sind, kann eine nicht- 
ausschließliche Lizenz zur Ver- 
vielfältigung und Veröffentli- 
chung des Werkes von der 
zuständigen Behörde in glei- 
cher Weise und unter den glei- 
chen Voraussetzungen erlangt 
werden, wie sie für die in den 
Ziffern i bis v genannte nicht- 
ausschließliche Lizenz vorge- 
sehen sind, jedoch vorbehalt- 
lich der Ziffer vi. 

d) Es ersetzt Artikel llbis Absätze 1 
und 2 dieser Übereinkunft durch 
die folgenden Bestimmungen: 

i) Die Urheber von Werken der 
Literatur und Kunst genießen 
das ausschließliche Recht, die 
Rundfunksendung ihrer Werke 
sowie die öffentliche Wieder- 
gabe von Rundfunksendungen 
dieser Werke zu erlauben, wenn 
diese Wiedergabe Erwerbszwek- 
ken dient. 

ii) Der Gesetzgebung der Ver- 
bandsländer bleibt Vorbehalten, 
die Voraussetzungen für die 
Ausübung der in Ziffer i er- 
wähnten Rechte festzulegen ? 
doch beschränkt sich die Wir- 
kung dieser Voraussetzungen 
ausschließlich auf das Hoheits- 
gebiet des Landes, das sie fest- 
gelegt hat. Sie dürfen in keinem 
Fall das Urheberpersönlichkeits- 
recht oder den Anspruch des 
Urhebers auf eine angemessene 
Vergütung beeinträchtigen, die 
mangels gütlicher Einigung 
durch die zuständige Behörde 
festgesetzt wird. 

e) Es behält sich das Recht vor, aus- 
schließlich zu Unterrichts-, Studien- 
und Forschungszwecken auf allen 
Gebieten der Erziehung den Schutz 
der Werke der Literatur und Kunst 
unter der Voraussetzung einzu- 
schränken, daß durch die inner- 
staatliche Gesetzgebung geeignete 
Vorschriften erlassen werden, um 
dem Urheber eine Vergütung si- 
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aux normes de paiement applica- 
bles aux aiiteurs nationaux; le 
paiement et le transfert de cette 
remuneration seront soumis ä la 
reglementation nationale en ma- 
ttere de devises. Les exemplaires 
d'une ceuvre publiee en application 
des reserves faites en vertu du 
present alinea peuvent etre Im- 
portes et vendus dans un autre 
pays de l'Union aux fins determi- 
nees ci-dessus si ce dernier pays 
s'est prevalu desdites reserves et 
n'interdit pas cette importation et 
cette vente. Lorsque les conditions 
precitees ne sont pas remplies, 
l'importation et la vente de ces 
exemplaires dans un pays de l'U- 
nion non beneficiaire du present 
Protocole sont interdites en l'ab- 
sence d'accord de l'auteur, ou de 
ses ayants droit. 


A r t i c 1 e 2 

Tout pays qui n'a plus besoin de 
maintenir l'une quelconque des reser- 
ves ou toutes les reserves faites con- 
formement ä l'article premier du pre- 
sent Protocole, retirera cette ou ces 
reserves par notification deposee au- 
pres du Directeur general. 

Arti de 3 

Tout pays qui a fait des reserves 
conformement ä l'article premier du 
present Protocole et qui ne se con- 
sidere pas encore, ä la fin de la Pe- 
riode de dix annees prevues, eu egard 
ä sa Situation economique et ä ses 
besoins sociaux ou culturels, en me- 
sure de retirer les reserves faites con- 
formement ä cet article premier, peut 
maintenir l'une quelconque des reser- 
ves ou toutes les reserves jusqu'au 
moment oü il ratifie l'Acte adopte par 
la prochaine Conference de revision 
de la presente Convention, ou y ad- 
here. 

Article 4 

Si, conformement ä la pratique eta- 
blie de l'Assemblee generale des Na- 
tions Unies, un pays cesse d'etre con- 
sidere comme pays en voie de deve- 
loppement, le Directeur general le 
notifiera au pays Interesse et ä tous 
les autres pays de l'Union. A l'expira- 
tion d'une periode de six annees, ä 
compter de cette notification, ledit 
pays n'aura plus le droit de main- 
tenir l'une quelconque des reserves 
faites en vertu du present Protocole. 


transmittal of such compensation 
shall be subject to national cur- 
rency regulations. Copies of a 
Work published pursuant to reser- 
vations under this paragraph may 
be imported and sold in another 
country of the Union for purposes 
as aforesaid if that country has 
invoked the said reservations and 
does not prohibit such importation 
and sale. Where the foregoing 
conditions do not exist, the im- 
portation and sale of such copies 
in a country of the Union which 
cannot take advantage of this 
Protocol are prohibited in the ab- 
sence of agreement of the author 
or his successors in title. 


Article 2 

Any country which no longer needs 
to maintain any or all of the reserva- 
tions made in accordance with Ar- 
ticle 1 of this Protocol shall withdraw 
such reservation or reservations by 
notification deposited with the Direc- 
tor General. 

Article 3 

Any country which has made res- 
ervations in accordance with Ar- 
ticle 1 of this Protocol, and which 
at the end of the period of ten years 
prescribed therein, having regard to 
its economic Situation and its social 
or cultural needs, still does not con- 
sider itself in a position to withdraw 
the reservations under the said Ar- 
ticle 1, may continue to maintain any 
or all of the reservations until it 
ratifies or accedes to the Act adopted 
by the next revision Conference of this 
Convention. 


Article 4 

If, in conformity with the estab- 
lished practice of the General As- 
sembly of the United Nations, a 
country should cease to be regarded 
as a developing country, the Director 
General shall give notification of such 
cessation to the country concerned 
and to all of the other countries of 
the Union. At the expiry of a period 
of six years from the date of such 
notification the said country shall no 
longer have the right to maintain any 
of the reservations under this Pro- 
tocol. 


cherzustellen, die den für inlän- 
dische Urheber geltenden Grund- 
sätzen entspricht; die Zahlung und 
Überweisung dieser Vergütung 
unterliegen den innerstaatlichen 
Devisenbestimmungen. Die Exem- 
plare eines Werkes, das in An- 
wendung von Vorbehalten ver- 
öffentlicht worden ist, die auf 
Grund dieses Absatzes in Anspruch 
genommen worden sind, dürfen zu 
den oben genannten Zwecken in 
ein anderes Verbandsland einge- 
führt und dort verkauft werden, 
sofern dieses Land gleichfalls von 
den erwähnten Vorbehalten Ge- 
brauch gemacht hat und die Ein- 
fuhr und den Verkauf nicht ver- 
bietet. Liegen diese Voraussetzun- 
gen nicht vor, so sind die Einfuhr 
der Exemplare in ein nicht von die- 
sem Protokoll begünstigtes Ver- 
bandsland und der Verkauf in die- 
sem Verbandsland ohne Zustim- 
mung des Urhebers oder seiner 
Rechtsnachfolger oder sonstiger In- 
haber ausschließlicher Werknut- 
zungsrechte verboten. 

Artikel 2 

Jedes Land, das einzelne oder alle 
der nach Artikel 1 dieses Protokolls in 
Anspruch genommenen Vorbehalte 
nicht mehr aufrechtzuerhalten braucht, 
hat diese durch eine beim General- 
direktor hinterlegte Notifikation zu- 
rückzuziehen. 

Artikel 3 

Jedes Land, das nach Artikel 1 die- 
ses Protokolls Vorbehalte in Anspruch 
genommen hat und das sich bei Ab- 
lauf der vorgesehenen Frist von zehn 
Jahren auf Grund seiner wirtschaft- 
lichen Lage und seiner sozialen oder 
kulturellen Bedürfnisse noch außer- 
stande sieht, die nach Artikel 1 in 
Anspruch genommenen Vorbehalte 
zurückzuziehen, kann einzelne oder 
alle Vorbehalte bis zu dem Zeitpunkt 
aufrechterhalten, in dem es die von 
der nächsten Revisionskonferenz an- 
genommene Fassung dieser Überein- 
kunft ratifiziert oder ihr beitritt. 

Artikel 4 

Wird ein Land nach der bestehen- 
den Praxis der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen nicht mehr als 
Entwicklungsland angesehen, so noti- 
fiziert der Generaldirektor dies dem 
betreffenden Land und allen anderen 
Verbandsländern. Nach Ablauf einer 
Frist von sechs Jahren seit dieser No- 
tifizierung ist das genannte Land nicht 
mehr berechtigt, irgendeinen nach die- 
sem Protokoll in Anspruch genomme- 
nen Vorbehalt aufrechtzuerhalten. 
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A rti cl G 5 

1) Tout pays de l'Union peut de- 
clarer, ä partir de la signature de la 
presente Convention et ä tout moment 
avant de devenir lie par les articles 1 
ä 21 de ladite Convention et par le 
present Protocole, 

a) s'il s'agit d'un pays vise ä l'article 
Premier du present Protocole, qu'il 
entend appliquer les dispositions 
de ce Protocole aux oeuvres dont 
le pays d'origine est un pays de 
l'Union qui accepte l'applicatlon 
des reserves du present Protocole, 
ou 

b) qu'il admet Papplication des dis- 
positions de ce Protocole aux Oeu- 
vres dont il est le pays d'origine, 
par les pays qui, en devenant lies 
par les articles 1 ä 21 de la pre- 
sente Convention et par le present 
Protocole ou en faisant une decla- 
ration d'application du present Pro- 
tocole en vertu de la disposition du 
sous-alinea a), ont fait les reserves 
permises selon ledit Protocole. 

2) La declaration doit etre faite par 
ecrit et deposee aupres du Directeur 
general. Elle prend effet a la date a 
laquelle eile a ete deposee. 


A r t i c 1 e 6 

Tout pays qui est lie par les dis- 
positions du present Protocole et qui 
aura fait une declaration ou une notifi- 
cation aux termes de l'article 31. 1) de 
la presente Convention au sujet de 
territoires qui, ä la date de la signa- 
ture de la presente Convention, n'as- 
surent pas leurs relations exterieures 
et dont la Situation peut etre consi- 
deree comme analogue ä celle des 
pays vises ä l'article premier du pre- 
sent Protocole, peut notifier au Direc- 
teur general que les dispositions du 
present Protocole s'appliqueront ä tout 
ou Partie desdits territoires et peut 
declarer dans cette notification qu’un 
tel territoire se prevaudra de l'une 
quelconque ou de toutes les reserves 
autorisees par le present Protocole. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, 
düment autorises ä cet effet, ont signe 
le present Acte. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. 


Pour l'AFRIQUE DU SUD: 


Pour FARGENTINE: 


A r t i c 1 e 5 

(1) Any country of the Union may 
declare, as from the signature of this 
Convention, and at any time before 
becoming bound by Articles 1 to 21 
of this Convention and by this Pro- 
tocol, 

(a) in the case of a country referred 
to in Article 1 of this Protocol, 
that it intends to apply the pro- 
visions of this Protocol to works 
whose country of origin is a coun- 
try of the Union which admits the 
application of the reservations 
under the Protocol, or 

(b) that it admits the application of 
the provisions of the Protocol to 
works of which it is the country 
of origin by countries which, on 
becoming bound by Articles 1 to 
21 of this Convention and by this 
Protocol, or on making a declara- 
tion of application of this Protocol 
by virtue of the Provision of sub- 
paragraph (a), have made reserva- 
tions permitted under this Protocol. 

(2) The declaration shall be made in 
writing and shall be deposited with 
the Director General. The declaration 
shall become effective from the date 
it is deposited. 

Article 6 

Any country whidi is bound by the 
provisions of this Protocol and which 
has made a declaration or notification 
under Article 31 (1) of this Conven- 
tion in respect of territories which, 
on the date of the signature of this 
Convention, are not responsible for 
their external relations, and the Situa- 
tion of which can be regarded as 
analogous to that of the countries 
referred to in Article 1 of this Proto- 
col, may notify the Director General 
that the provisions of this Protocol 
shall apply to all or part of those 
territories and may in such notifica- 
tion declare that any such territory 
will avail itself of any or all of the 
reservations permitted by this Pro- 
tocol. 


IN WITNESS WHEREOF, the under- 
signed, being duly authorized thereto, 
have signed this Convention. 


DONE at Stockholm, on July 14, 
1967. 


For SOUTH AFRICA: 
T. Schoeman 

For ARGENTINA: 


Artikel 5 

(1) Jedes Verbandsland kann nach 
der Unterzeichnung dieser Überein- 
kunft jederzeit, bevor es durch die 
Artikel 1 bis 21 dieser Übereinkunft 
und durch dieses Protokoll gebunden 
ist, erklären, 

a) sofern es sich um ein unter Arti- 
kel 1 dieses Protokolls fallendes 
Land handelt, daß es die Bestim- 
mungen dieses Protokolls auf 
Werke anzuwenden beabsichtigt, 
deren Ursprungsland ein Verbands- 
land ist, das die Anwendung der 
Vorbehalte dieses Protokolls zu- 
läßt, oder 

b) daß es die Anwendung dieses Pro- 
tokolls auf Werke, deren Ur- 
sprungsland es ist, durch die Län- 
der zuläßt, die in dem Zeitpunkt, 
in dem sie durch die Artikel 1 bis 
21 dieser Übereinkunft und dieses 
Protokoll gebunden werden oder 
in dem sie eine Erklärung über die 
Anwendung dieses Protokolls nach 
Buchstabe a abgeben, nach diesem 
Protokoll erlaubte Vorbehalte in 
Anspruch nehmen. 

(2) Die Erklärung muß schriftlich 
beim Generaldirektor hinterlegt wer- 
den. Sie wird im Zeitpunkt ihrer Hin- 
terlegung wirksam. 


Artikel b 

Jedes Land, das durch dieses Proto- 
koll gebunden ist und das nach Arti- 
kel 31 Absatz 1 dieser Übereinkunft 
eine Erklärung oder eine Notifikation 
für Hoheitsgebiete abgegeben hat, die 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung die- 
ser Übereinkunft ihre auswärtigen 
Beziehungen nicht selbst wahrnehmen 
und die als in gleichen Verhältnissen 
befindlich zu betrachten sind wie die 
unter Artikel 1 dieses Protokolls fal- 
lenden Länder, kann dem General- 
direktor notifizieren, daß dieses Pro- 
tokoll auf alle oder einzelne dieser 
Hoheitsgebiete anzuwenden ist, und 
es kann in dieser Notifikation erklä- 
ren, daß ein solches Hoheitsgebiet 
einzelne oder alle der in diesem Pro- 
tokoll zugelassenen Vorbehalte in An- 
spruch nimmt. 


ZU URKUND DESSEN haben die 
hierzu gehörig bevollmächtigten Un- 
terzeichneten diese Fassung der Über- 
einkunft unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 
14. Juli 1967. 

Für SÜDAFRIKA: 


Für ARGENTINIEN: 
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Pour l’AUSTRALIE: 

Pour l'AUTRICHE: 

Pour la BELGIQUE: 

Pour le BRESIL; 

Pour la BULGARIE: 

Avec la reserve prevue par l'alinea 2) 
de l’article 33 

Pour le CAMEROUN: 

Pour le CANADA: 

Pour CEYLAN: 

Pour CHYPRE: 

Pour le CONGO (BRAZZAVILLE): 
Pour le CONGO 

(REPUBLIQUE DEMOCRATIQUE DU) : 

Poui la COTE D'IVOIRE: 

Pour le DAHOMEY; 

Pour le DÄNEMARK: 

Pour l'ESPAGNE: 

Pour la FINLANDE: 

Pour la FRANCE: 

Pour le GABON: 

Pour la GRECE: 

Pour la HAUTE- VOLTA: 

Pour la HONGRIE: 

Pour FINDE: 

Pour riRLANDE: 

Pour l'ISLANDE: 


For AUSTRALIA: 

For AUSTRIA: 

Dr. Robert D i 1 1 r i c h 

For BELGIUM: 

Bon F. C o g e 1 s 

For BRAZIL: 

For BULGARIA: 

V. Chivarov 

For CAMEROON: 

Ek a n i 

For CANADA: 

For CEYLON: 

For CYPRUS: 

For the CONGO (BRAZZAVILLE): 

For the CONGO 
(DEMOCRATIC REPUBLIC OF): 
G. Mu len d a 

Für the IVORY COAST: ' 

B i 1 e 

For DAHOMEY; 

FOR DENMARK: 

W. We i n c k e 

For SPAIN: 

J, F. Alcover 
Electo J. Garcia Tejedor 

For FINLAND: 

Paul Gustafsson 

For FRANCE: 

B. de Menthon 

For GABON; 

S. F. Oyoue 

For GREECE: 

J. A. Dracoulis 

For the UPPER VOLTA: 

For HUNGARY: 
Esztergälyos 

For INDIA: 

Sher S in gh 
R. G a e 

For IRELAND: 

Valentin Iremonger 

For ICELAND: 

Arni Tryggvason 


Für AUSTRALIEN: 

Für ÖSTERREICH: 

Für BELGIEN: 

Für BRASILIEN: 

Für BULGARIEN; 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2) 
vorgesehenen Vorbehalt) 

Für KAMERUN: 

Für KANADA: 

Für CEYLON: 

Für ZYPERN: 

Für KONGO (BRAZZAVILLE): 
Für KONGO 

(DEMOKRATISCHE REPUBLIK): 

Für die ELFENBEINKUSTE: 

Für DAHOME: 

Für DÄNEMARK: 

Für SPANIEN: 

Für FINNLAND: 

Für FRANKREICH: 

Für GABUN: 

Für GRIECHENLAND: 

Für OBERVOLTA: 

Für UNGARN: 

Für INDIEN: 

Für IRLAND: 

Für ISLAND: 
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Pour ISRAEL: 

Pour riTALIE: 

Pour le JAPON; 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Pour le LUXEMBOURG: 

Pour MADAGASCAR: 

Pour le MALI: 

Pour le MAROC: 

Pour le MEXIQUE: 

Pour MONACO: 

Pour le NIGER: 

Pour la NORVEGE: 

Pour la NOUVELLE-ZELANDE: 
Pour le PAKISTAN: 

Pour les PAYS-BAS: 

Pour les PHILIPPINES: 

Pour la POLOGNE: 

Avec la reserve prevue par l'alinea 2) 
de l'article 33 

Pour le PORTUGAL: 


Pour la REPUBLIQUE 
FEDER ALE D'ALLEMAGNE: 

Pour la ROUMANIE: 

Avec la reserve prevue par l'alinea 2) 
de l'article 33 


For ISRAEL: 

Z. Sher 
G. Gavrieli 

For ITALY: 

Cippico 

For JAPAN: 

M. Takahashi 
K. Adachi 

For LEBANON: 

For LIECHTENSTEIN: 
Marianne M a r x e r 

For LUXEMBOURG: 

J. P. Ho ff mann 

For MADAGASCAR: 

Rato vondriaka 

For MALI: 

For MOROCCO: 

H' ssaine 

For MEXICO: 

(Ad referendum) 

E. Rojas Y Benavides 

For MONACO: 

J. M, Notar! 

G. Straschnov 

For NIGER: 

A. Wri ght 

For NORWAY; 

Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen 

For NEW ZE ALAND: 

For PAKISTAN: 

For the NETHERLANDS: 

For the PHILIPPINES: 

Lauro B a j a 

For POL AND: 

M. K a j z e r 

For PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 
Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Älvaro Costa 
de Morais Serräo 

For the 

FEDERAL REPUBLIC OF GERMANY: 
Eugen U 1 m e r 

For ROMANIA: 

C. Stanescu 
T. Preda 


Für ISRAEL: 

Für ITALIEN: 

Für JAPAN: 

Für LIBANON: 

Für LIECHTENSTEIN: 

Für LUXEMBURG: 

Für MADAGASKAR: 

Für MALI: 

Für MAROKKO: 

Für MEXIKO: 

Für MONACO: 

Für NIGER: 

Für NORWEGEN: 

Für NEUSEELAND: 

Für PAKISTAN: 

Für die NIEDERLANDE: 

Für die PHILIPPINEN: 

Für POLEN: 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalt) 

Für PORTUGAL: 


Für die 

BUNDESREPBLIK DEUTSCHLAND: 


Für RUMÄNIEN: 

(mit dem in Artikel 33 Absatz 2 
vorgesehenen Vorbehalt) 
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Pour le ROYAUME-UNI 

DE GRANDE-BRETAGNE 

ET DTRLANDE DU NORD: 

For the UNITED KINGDOM 

OF GREAT BRITAIN 

AND NORTHERN IRELAND: 

Für das VEREINIGTE KÖNIGREICH 
VON GROSSBRITANNIEN 

UND NORDIRLAND: 

Pour le SAINT-SlfiGE; 

For the HOLY SEE: 

Für den HEILIGEN STUHL: 


Gunnar Sterne r 


Pour le SENEGAL; 

For SENEGAL: 

Für SENEGAL: 


A. Seck 


Pour la SUEDE; 

For S WEDEN: 

Für SCHWEDEN: 


Herman Kling 


Pour la SUISSE; 

For SWITZERLAND: 

Für die SCHWEIZ: 


Hans M 0 r f 



Joseph Vo y a m e 


Pour la TCHECOSLOVAQUIE: 

For CZECHOSLOVAKIA: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Pour la THAILANDE; 

For THAILAND: 

Für THAILAND: 

Pour la TUNISIE: 

For TUNISIA: 

Für TUNESIEN: 


M. Kedadi 


Pour la TURQUIE; 

For TURKEY: 

Für die TÜRKEI: 

Pour la YOUGOSLAVIE; 

For YUGOSLAVIA: 

Für JUGOSLAWIEN: 


A. Jelic 


Pour l'URUGUAY: 

For URUGUAY: 

Für URUGUAY: 
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Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums 
vom 20. März 1883 

revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, 
in Washington am 2. Juni 1911, 
im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934, 
in Lissabon am 31. Oktober 1958 
und in Stockholm am 14. Juli 1967 

Convention de Paris 

pour la protection de la propriete industrielle 

du 20 mars 1883 

revisee a Bruxelles le 14 decembre 1900, 
ä Washington le 2 juin 1911, 
ä La Haye le 6 novembre 1925, 
ä Londres le 2 juin 1934, 
ä Lisbonne le 31 octobre 1958 
et ä Stockholm le 14 juillet 1967 


Article premier 

1) Les pays auxquels s'applique la presente Conven- 
tion sont constitiies ä l etat d'Union pour la protection de 
la propriete industrielle. 

2) La protection de la propriete industrielle a pour 
objet les brevets d'invention, les modeles d utilile, les 
dessins ou modeles industriels, les marques de fabrique 
ou de commerce, les marques de Service, le nom commer- 
cial et les indications de provenance ou appellations 
d'origine, ainsi que la repression de la concurrence 
deloyale. 

3) La propriete industrielle s'entend dans l'acception la 
plus large et s'applique non seulement ä l'industrie et au 
commerce proprement dits, mais egalement au domaine 
des Industries agricoles et extractives et ä tous produits 
fabriques ou naturels, par exemple: vins, grains, feuilles 
de tabac, fruits, bestiaux, mineraux, eaux minerales, 
bieres, fleurs, farines. 

4) Parmi les brevets d'invention sont comprises les 
diverses especes de brevets industriels admises par les 
legislations des pays de l'Union, telles que brevets 
d'importation, brevets de perfectionnement, brevets et 
certificats d'addition, etc. 

Article 2 

1) Les ressortissants de chacun des pays de l'Union 
jouiront dans tous les autres pays de l'Union, en ce qui 
concerne la protection de la propriete industrielle, des 
avantages que les lois respectives accordent actuellement 
ou accorderont par la suite aux nationaux, le tout sans 
prejudice des droits specialement prevus par la presente 
Convention. En consequence, ils auront la meme protec- 
tion que ceux-ci et le meme recours legal contre toute 
atteinte portee ä leurs droits, sous reserve de l'accom- 


— Amtlicher deutscher Text gemäß Artikel 29 Abs. 1 
Buchstabe b — 

Artikel 1 

(1) Die Länder, auf die diese Übereinkunft Anwendung 
findet, bilden einen Verband zum Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums. 

(2) Der Schutz des gewerblichen Eigentums hat zum 
Gegenstand die Erfindungspatente, die Gebrauchsmuster, 
die gewerblichen Muster oder Modelle, die Fabrik- oder 
Handelsmarken, die Dienstleistungsmarken, den Handels- 
namen und die Herkunftsangaben oder Ursprungsbezeich- 
nungen sowie die Unterdrückung des unlauteren Wett- 
bewerbs. 

(3) Das gewerbliche Eigentum wird in der weitesten 
Bedeutung verstanden und bezieht sich nicht allein auf 
Gewerbe und Handel im eigentlichen Sinn des Wortes, 
sondern ebenso auf das Gebiet der Landwirtschaft und 
der Gewinnung der Bodenschätze und auf alle Fabrikate 
oder Naturerzeugnisse, zum Beispiel Wein, Getreide, 
Tabakblätter, Früchte, Vieh, Mineralien, Mineralwässer, 
Bier, Blumen, Mehl. 

(4) Zu den Erfindungspatenten zählen die nach den 
Rechtsvorschriften der Verbandsländer zugelassenen ver- 
schiedenen Arten gewerblicher Patente, wie Einführungs- 
patente, Verbesserungspatente, Zusatzpatente, Zusatz- 
bescheinigungen usw. 

Artikel 2 

(1) Die Angehörigen eines jeden der Verbandsländer 
genießen in allen übrigen Ländern des Verbandes in 
bezug auf den Schutz des gewerblichen Eigentums die 
Vorteile, welche die betreffenden Gesetze den eigenen 
Staatsangehörigen gegenwärtig gewähren oder in Zu- 
kunft gewähren werden, und zwar unbeschadet der durch 
diese Übereinkunft besonders vorgesehenen Rechte. Dem- 
gemäß haben sie den gleichen Schutz wie diese und die 
gleichen Rechtsbehelfe gegen jeden Eingriff in ihre Rechte, 
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plissement des conditions et formalites imposees aux 
nationaux. 

2) Toutefois, aucune condition de domicile ou d’etablis* 
sement dans le pays oü la protection est reclamee ne peut 
etre exigee des ressortissants de l'Union pour la jouis- 
sance d'aucun des droits de propriete industrielle. 

3) Sont expressement reservees les dispositions de la 
legislation de chacun des pays de l'Union relatives ä la 
procedure judiciaire et administrative et ä la competence, 
ainsi qu ä 1 election de domicile ou ä la Constitution d‘un 
mandataire, qui seraient requises par les lois sur la pro- 
priete industrielle. 

Article 3 

Sont assimiles aux ressortissants des pays de l'Union 
les ressortissants des pays ne faisant pas partie de 
l'Union qui sont domicilies ou ont des etablissements in- 
dustriels ou commerciaux effectifs et serieux sur le terri- 
toire de Tun des pays de l'Union. 


Article 4 

A. — 1) Celui qui aura regulierement fait le depot 
d'une demande de brevet d'invention, d'un modele d uti- 
lite, d un dessin ou modele industriel, d'une marque de 
fabrique ou de commerce, dans Tun des pays de l’Union, 
ou son ayant cause, jouira, pour effectuer le depot dans 
les autres pays, d'un droit de priorite pendant les delais 
determines ci-apres. 

2) Est reconnu comme donnant naissance au droit de 
priorite tout depot ayant la valeur d'un depot national 
regulier, en vertu de la legislation nationale de chaque 
pays de l'Union ou de traites bilateraux ou multilateraux 
conclus entre des pays de l'Union. 

3) Par depot national regulier on doit entendre tout 
depot qui suffit ä etablir la date ä laquelle la demande a 
ete deposee dans le pays en cause, quel que soit le sort 
ulterieur de cette demande. 

B. — En consequence, le depot ulterieurement opere 
dans Tun des autres pays de l'Union, avant l'expiration 
de ces delais, ne pourra etre invalide par des faits ac- 
complis dans l’intervalle, soit, notamment, par un autre 
depot, par la publication de l'invention ou son exploita- 
tion, par la mise en vente d’exemplaires du dessin ou du 
modele, par l'emploi de la marque, et ces faits ne pour- 
ront faire naitre aucun droit de tiers ni aucune posses- 
sion personnelle Les droits acquis par des tiers avant le 
jour de la premiere demande qui sert de base au droit 
de priorite sont reserves par l'effet de la legislation inte- 
rieure de chaque pays de l'Union. 

C. — 1) Les delais de priorite mentionnes ci-dessus 
seront de douze mois pour les brevets d'invention et les 
modeles d'utilite, et de six mois pour les dessins ou 
modeles industriels et pour les marques de fabrique ou 
de commerce. 

2) Ces delais commencent ä courir de la date du depot 
de la premiere demande; le jour du depot n'est pas com- 
pris dans le delai. 

3) Si le dernier jour du delai est un jour ferie legal, 
ou un jour oü le Bureau n'est pas ouvert pour recevoir 
le depot des demandes dans le pays oü la protection est 
reclamee, le delai sera proroge jusqu'au premier jour 
ouvrable qui suit. 


vorbehaltlich der Erfüllung der Bedingungen und Förm- 
lichkeiten, die den eigenen Staatsangehörigen auferlegt 
werden. 

(2) Jedoch darf der Genuß irgendeines Rechts des ge- 
werblichen Eigentums für die Verbandsangehörigen 
keinesfalls von der Bedingung abhängig gemacht werden, 
daß sie einen Wohnsitz oder eine Niederlassung in dem 
Land haben, in dem der Schutz beansprucht wird. 

(3) Ausdrücklich bleiben Vorbehalten die Rechtsvor- 
schriften jedes der Verbandsiänder über das gerichtliche 
und das Verwaltungsverfahren und die Zuständigkeit 
sowie über die Wahl des Wohnsitzes oder die Bestellung 
eines Vertreters, die etwa nach den Gesetzen über das 
gewerbliche Eigentum erforderlich sind. 

Artike 1 3 

Den Angehörigen der Verbandsländer sind gleich- 
gestellt die Angehörigen der dem Verband nicht an- 
gehörenden Länder, die im Hoheitsgebiet eines Ver- 
bandslandes ihren Wohnsitz oder tatsächliche und nicht 
nur zum Schein bestehende gewerbliche oder Handels- 
niederlassungen haben. 

Artikel 4 

A. — (1) Wer in einem der Verbandsländer die Anmel- 
dung für ein Erfindungspatent, ein Gebrauchsmuster, ein 
gewerbliches Muster oder Modell, eine Fabrik- oder 
Handelsmarke vorschriftsmäßig hinterlegt hat, oder sein 
Rechtsnachfolger genießt für die Hinterlegung in den 
anderen Ländern während der unten bestimmten Fristen 
ein Prioritätsrecht. 

(2) Als prioritätsbegründend wird jede Hinterlegung 
anerkannt, der nach den innerstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten jedes Verbandslandes oder nach den zwischen Ver- 
bandsländern abgeschlossenen zwei- oder mehrseitigen 
Verträgen die Bedeutung einer vorschriftsmäßigen natio- 
nalen Hinterlegung zukommt. 

(3) Unter vorschriftsmäßiger nationaler Hinterlegung 
ist jede Hinterlegung zu verstehen, die zur Festlegung 
des Zeitpunkts ausreicht, an dem die Anmeldung in dem 
betreffenden Land hinterlegt worden ist, wobei das 
spätere Schicksal der Anmeldung ohne Bedeutung ist. 

B. — Demgemäß kann die spätere, jedoch vor Ablauf 
dieser Fristen in einem der anderen Verbandsländer be- 
wirkte Hinterlegung nicht unwirksam gemacht werden 
durch inzwischen eingetretene Tatsachen, insbesondere 
durch eine andere Hinterlegung, durch die Veröffent- 
lichung der Erfindung oder deren Ausübung, durch das 
Feilbieten von Stücken des Musters oder Modells, durch 
den Gebrauch der Marke; diese Tatsachen können kein 
Recht Dritter und kein persönliches Besitzrecht begrün- 
den. Die Rechte, die von Dritten vor dem Tag der ersten, 
prioritätsbegründenden Anmeldung erworben worden sind, 
bleiben nach Maßgabe der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften eines jeden Verbandslandes gewahrt. 

C. — (1) Die oben erwähnten Prioritätsfristen betragen 
zwölf Monate für die Erfindungspatente und die Ge- 
brauchsmuster und sechs Monate für die gewerblichen 
Muster oder Modelle und für die Fabrik- oder Handels- 
marken. 

(2) Diese Fristen laufen vom Zeitpunkt der Hinter- 
legung der ersten Anmeldung an; der Tag der Hinter- 
legung wird nicht in die Frist eingerechnet. 

(3) Ist der letzte Tag der Frist in dem Land, in dem 
der Schutz beansprucht wird, ein gesetzlicher Feiertag 
oder ein Tag, an dem das Amt zur Entgegennahme von 
Anmeldungen nicht geöffnet ist, so erstreckt sich die 
Frist auf den nächstfolgenden Werktag. 
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4) Doit etre consideree comme premiere demande dont 
la date de depöt sera le point de depart du delai de 
priorite, une demande ulterieure ayant ie meme objet 
qu'une premiere demande anterieure au sens de i'alinea 2) 
ci-dessus, deposee dans le meme pays de l'Union, ä la 
condition que cette demande anterieure, ä la date du 
depöt de la demande ulterieure, ait ete retiree, aban- 
donnee, ou refusee, sans avoir ete soumise ä l'inspection 
publique et sans laisser subsister de droits, et qu'elle 
n'ait pas encore servi de base pour la revendication du 
droit de priorite. La demande anterieure ne pourra plus 
alors servir de base pour la revendication du droit de 
priorite. 


D. — 1) Quiconque voudra se prevaloir de la priorite 
d'un depöt anterieur sera tenu de faire une declaration 
indiquant la date et le pays de ce depöt. Chaque pays 
determinera a quel moment, au plus tard, cette declara- 
tion devra etre effectuee. 

2) Ces indications seront mentionnees dans les publica- 
tions emanant de l'Administration competente, notam- 
ment sur les brevets et les descriptions y relatives. 

3) Les pays de l’Union pourront exiger de ceiui qui fait 
une declaration de priorite la production d'une copie de 
la demande (description, dessins, etc.) deposee anterieure- 
ment. La copie, certifiee conforme par l'Administration 
qui aura recu cette demande, sera dispensee de toute 
legalisation et eile pourra en tout cas etre deposee, 
exempte de frais, ä n'importe quel moment dans le delai 
de trois mois ä dater du depöt de la demande ulterieure. 
On pourra exiger qu'elle soit accompagnee d'un certificat 
de la date du depöt emanant de cette Administration et 
d'une traduction. 

4) D’autres formalites ne pourront etre requises pour 
la declaration de priorite au moment du depöt de la 
demande. Chaque pays de l’Union determinera les con- 
sequences de l’omission des formalites prevues par le 
present article, sans que ces consequences puissent 
exceder la perte du droit de priorite. 

5) Ulterieurement, d'autres justifications pourront etre 
demandees. 

Ceiui qui se prevaut de la priorite d'un depöt anterieur 
sera tenu d’indiquer le niimcro de ce depöt; cette indica- 
tion sera publiee dans les conditions prevues par I’alinea 
2) ci-dessus. 

E. — 1) Lorsqu’un dessin ou modele indiistriel aura 
ete depose dans un pays en vertu d'un droit de priorite 
base sur le depöt d’un modele d'utilite, le delai de priorite 
nc sera que ceiui fixe pour les dessins ou modeles indus- 
triels. 

2) En outre, il est permis de deposer dans un pays un 
modele d'utilite en vertu d'un droit de priorite base sur 
le depöt d’une demande de brevet et inversement. 

F. — Aucun pays de l’Union ne pourra refuser une 
priorite ou une demande de brevet pour le motif que 
le deposant revendique des priorites multiples, meme 
provenant de pays differents, ou pour le motif qu’une 
demande revendiquant une ou plusieurs priorites contient 
un ou plusieurs elements qui n'etaient pas compris dans 
la ou les demandes dont la priorite est revendiquee, a la 
condition, dans les deux cas, qu'il y ait unite d'invention, 
au sens de la loi du pays. 


En ce qui concerne les elements non compris dans la 
ou les demandes dont la priorite est revendiquee, le 


(4) Als erste Anmeldung, von deren Hinterlegungs- 
zeitpunkt an die Prioritätsfrist läuft, wird auch eine 
jüngere Anmeldung angesehen, die denselben Gegen- 
stand betrifft wie eine erste ältere im Sinn des Ab- 
satzes 2 in demselben Verbandsland eingereichte Anmel- 
dung, sofern diese ältere Anmeldung bis zum Zeitpunkt 
der Hinterlegung der jüngeren Anmeldung zurück- 
gezogen, fallengelassen oder zurückgewiesen worden ist, 
und zwar bevor sie öffentlich ausgelegt worden ist und 
ohne daß Rechte bestehen geblieben sind; ebensowenig 
darf diese ältere Anmeldung schon Grundlage für die 
Inanspruchnahme des Prioritätsrechts gewesen sein. Die 
ältere Anmeldung kann in diesem Fall nicht mehr als 
Grundlage für die Inanspruchnahme des Prioritätsrechts 
dienen. 

D. — (1) Wer die Priorität einer früheren Hinterlegung 
in Anspruch nehmen will, muß eine Erklärung über den 
Zeitpunkt und das Land dieser Hinterlegung abgeben. 
Jedes Land bestimmt, bis wann die Erklärung spätestens 
abgegeben werden muß. 

(2) Diese Angaben sind in die Veröffentlichungen der 
zuständigen Behörde, insbesondere in die Patenturkun- 
den und die zugehörigen Beschreibungen aufzunehmen. 

(3) Die Verbandsländer können von demjenigen, der 
eine Prioritätserklärung abgibt, verlangen, daß er die 
frühere Anmeldung (Beschreibung, Zeichnungen usw.) in 
Abschrift vorlegt. Die Abschrift, die von der Behörde, 
die diese Anmeldung empfangen hat, als übereinstim- 
mend bescheinigt ist, ist von jeder Beglaubigung befreit 
und kann auf alle Fälle zu beliebiger Zeit innerhalb einer 
Frist von drei Monaten nadi der Hinterlegung der späte- 
ren Anmeldung gebührenfrei eingereicht werden. Es kann 
verlangt werden, daß ihr eine von dieser Behörde aus- 
gestellte Bescheinigung über den Zeitpunkt der Hinter- 
legung und eine Übersetzung beigefügt werden. 

(4) Andere Förmlichkeiten für die Prioritätserklärung 
dürfen bei der Hinterlegung der Anmeldung nicht ver- 
langt werden. Jedes Verbandsland bestimmt die Folgen 
der Nichtbeachtung der in diesem Artikel vorgesehenen 
Förmlichkeiten; jedoch dürfen diese Folgen über den 
Verlust des Prioritätsrechts nicht hinausgehen. 

(5) Später können weitere Nachweise verlangt werden. 

Wer die Priorität einer früheren Anmeldung in An- 
spruch nimmt, ist verpflichtet, das Aktenzeichen dieser 
Anmeldung anzugeben; diese Angabe ist nach Maßgabe 
des Absatzes 2 zu veröffentlichen. 

E. — (1) Wird in einem Land ein gewerbliches Muster 
oder Modell unter Inanspruchnahme eines auf die An- 
meldung eines Gebrauchsmusters gegründeten Prioritäts- 
rechts hinterlegt, so ist nur die für gewerbliche Muster 
oder Modelle bestimmte Prioritätsfrist maßgebend. 

(2) Im übrigen ist es zulässig, in einem Land ein 
Gebrauchsmuster unter Inanspruchnahme eines auf die 
Hinterlegung einer Patentanmeldung gegründeten Priori- 
tätsrechts zu hinterlegen und umgekehrt. 

F. — Kein Verbandsland darf deswegen die Anerken- 
nung einer Priorität verweigern oder eine Patentanmel- 
dung zurückweisen, weil der Anmelder mehrere 
Prioritäten in Anspruch nimmt, selbst wenn sie aus 
verschiedenen Ländern stammen, oder deswegen, weil 
eine Anmeldung, für die eine oder mehrere Prioritäten 
beansprucht werden, ein oder mehrere Merkmale enthält, 
die in der oder den Anmeldungen, deren Priorität be- 
ansprucht worden ist, nicht enthalten waren, sofern in 
beiden Fällen Erfindungseinheit im Sinn des Landes- 
gesetzes vorliegt. 

Hinsichtlich der Merkmale, die in der oder den Anmel- 
dungen, deren Priorität in Anspruch genommen worden 
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depöt de la demande ulterieure donne naissance ä un 
droit de priorite dans les conditions ordinaires. 

G. — 1) Si rexamen revele qu’une demande de brevet 
est complexe, le demandeur pourra diviser la demande en 
un certain nombre de demandes divisionnaires, en conser- 
vant comme date de chacune la date de la demande ini- 
tiale et, s'il y a lieu, le benefice du droit de priorite. 

2) Le demandeur pourra aussi, de sa propre initiative, 
diviser la demande de brevet, en conservant comme date 
de chaque demande divisionnaire la date de la demande 
initiale et, s'il y a lieu, le benefice du droit de priorite. 
Chaque pays de l’Union aura la faculte de determiner les 
conditions auxquelles cette division sera autorisee. 

H. — La priorite ne peut etre refusee pour le motif que 
certains elements de l'invention pour lesquels on reven- 
dique la priorite ne figurent pas parmi les revendications 
formulees dans la demande au pays d'origine, pourvu 
que l’ensemble des pieces de la demande revele d'une 
fagon precise lesdits elements. 

L — 1) Les demandes de certificats d'auteur d'inven- 
tion, deposees dans un pays oü les deposants ont le droit 
de demander ä leur choix soit un brevet, soit un certificat 
d'auteur d'invention, donneront naissance au droit de 
priorite institue par le present article dans les memes 
conditions et avec les memes effets que les demandes de 
brevets d'invention. 

2) Dans un pays oü les deposants ont le droit de de- 
mander a leur choix soit un brevet, soit un certificat 
d’auteur d’invention, le demandeur d’un certificat d'au- 
teur d'invention beneficiera, selon les dispositions du 
present article applicables aux demandes de brevets, du 
droit de priorite base sur le depöt d une demande de 
brevet d'invention, de modele d'utilite ou de certificat 
d'auteur d’invention. 

Article 4 bis 

1) Les brevets demandes dans les differents pays de 
l’Union par des ressortissants de l'Union seront indepen- 
dants des brevets obtenus pour la meme invention dans 
les autres pays, adherents ou non a l'Union. 

2) Cette disposition doit s'entendre d’une facon abso- 
lue, notamment en ce sens que les brevets demandes pen- 
dant le delai de priorite sont independants, tant au point 
de vue des causes de nullite et de decheance qu'au point 
de vue de la duree normale. 

3) Elle s’applique a tous les brevets existant au mo- 
ment de sa mise en vigueur. 

4) II en sera de meme, en cas d'accession de nouveaux 
pays, pour les brevets existant de part et d autre au 
moment de l’accession. 

5) Les brevets obtenus avec le benefice de la priorite 
jouiront, dans les differents pays de l'Union, d'une duree 
egale ä celle dont ils jouiraient s'ils etaient demandes ou 
delivres sans le benefice de la priorite. 

Article 4 ier 

L'inventeur a le droit d'etre mentionne comme tel dans 
le brevet. 

Article 4 qudier 

La delivrance d'un brevet ne pourra etre refusee et un 
brevet ne pourra etre invalide pour le motif que la vente 
du produit brevete ou obtenu par un procede brevete est 


ist, nicht enthalten sind, läßt die jüngere Anmeldung ein 
Prioritätsrecht unter den allgemeinen Bedingungen ent- 
stehen. 

G. — (!) Ergibt die Prüfung, daß eine Patentanmeldung 
nicht einheitlich ist, so kann der Anmelder die Anmel- 
dung in eine Anzahl von Teilanmeldungen teilen, wobei 
ihm für jede Teilanmeldung als Anmeldezeitpunkt der 
Zeitpunkt der ursprünglichen Anmeldung und gegebenen- 
falls das Prioritätsvorrecht erhalten bleiben. 

(2) Der Anmelder kann auch von sich aus die Patent- 
anmeldung teilen, wobei ihm für jede Teilanmeldung als 
Anmeldezeitpunkt der Zeitpunkt der ursprünglichen An- 
meldung und gegebenenfalls das Prioritätsvorrecht erhal- 
ten bleiben. Jedem Verbandsland steht es frei, die Be- 
dingungen festzulegen, unter denen diese Teilung zu- 
gelassen wird. 

H. — Die Priorität kann nicht deshalb verweigert wer- 
den, weil bestimmte Merkmale der Erfindung, für welche 
die Priorität beansprucht wird, nicht in den in der Patent- 
anmeldung des Ursprungslandes aufgestellten Patent- 
ansprüchen enthalten sind, sofern nur die Gesamtheit 
der Anmeldungsunterlagen diese Merkmale deutlich 
offenbart. 

I. — (1) Anmeldungen für Erfinderscheine, die in einem 
Land eingereicht werden, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, begründen das in diesem 
Artikel vorgesehene Prioritätsrecht unter den gleichen 
Voraussetzungen und mit den gleichen Wirkungen wie 
Patentanmeldungen. 

(2) In einem Land, in dem die Anmelder das Recht 
haben, nach ihrer Wahl entweder ein Patent oder einen 
Erfinderschein zu verlangen, genießt der Anmelder eines 
Erfinderscheins das auf eine Patent-, Gebrauchsmuster- 
oder Erfinderscheinanmeldung gegründete Prioritätsrecht 
nach den für Patentanmeldungen geltenden Bestimmun- 
gen dieses Artikels. 


Artikel 4^15 

(1) Die in den verschiedenen Verbandsländern von 
Verbandsangehörigen angeraeldeten Patente sind unab- 
hängig von den Patenten, die für dieselbe Erfindung in 
anderen Ländern erlangt worden sind, mögen diese Län- 
der dem Verband angehören oder nicht. 

(2) Diese Bestimmung ist ohne jede Einschränkung zu 
verstehen, insbesondere in dem Sinn, daß die während 
der Prioritätsfrist angemeldeten Patente sowohl hinsicht- 
lich der Gründe der Nichtigkeit und des Verfalls als auch 
hinsichtlich der gesetzmäßigen Dauer unabhängig sind. 

(3) Sie findet auf alle im Zeitpunkt ihres Inkrafttretens 
bestehenden Patente Anwendung. 

(4) Für den Fall des Beitritts neuer Länder wird es mit 
den im Zeitpunkt des Beitritts auf beiden Seiten be- 
stehenden Patenten ebenso gehalten. 

(5) Die mit Prioritätsvorrecht erlangten Patente ge- 
nießen in den einzelnen Verbandsländern die gleiche 
Schutzdauer, wie wenn sie ohne das Prioritätsvorrecht 
angemeldet oder erteilt worden wären. 

Artikel 4 tcr 

Der Erfinder hat das Recht, als solcher im Patent ge- 
nannt zu werden. 

Ar ti kel 4 quater 

Die Erteilung eines Patents kann nicht deshalb verwei- 
gert und ein Patent kann nicht deshalb für ungültig er- 
klärt werden, weil der Vertrieb des patentierten Erzeug- 
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soumise ä des restrictions ou limitations resultant de la 
legislation nationale. 


A r t i c 1 e 5 

A. — 1) L’introduction, par le brevete, dans le pays oü 
le brevet a ete delivre, d'objets fabriques dans tun ou 
l'autre des pays de l'Union, n'entrainera pas la decheance. 


2) Chacun des pays de l'Union aura la faculte de 
prendre des mesures legislatives prevoyant la concession 
de licences obligatoires, pour prevenir les abus qui pour- 
raient resulter de l'exercice du droit exclusif confere par 
le brevet, par exemple taute d'exploitation. 

3) La dedieance du brevet ne pourra etre prevue que 
pour le cas oü la concession de licences obligatoires 
n'aurait pas suffi pour prevenir ces abus. Aucune action 
en decheance ou en revocation d'un brevet ne pourra 
etre introdiiite avant l'expiration de deux annees a comp- 
ter de la concession de la premiere licence obligatoire. 

4) Une licence obligatoire ne pourra pas etre deman- 
dee pour cause de defaut ou d'insuffisance d'exploitation 
avant l’expiration d'un delai de quatre annees a compter 
du depöt de la demande de brevet, ou de trois annees a 
compter de la delivrance du brevet, le delai qui expire 
le plus tard devant etre applique; eile sera refusee si le 
brevete justifie son inaction par des excuses legitimes. 
Une teile licence obligatoire sera non exclusive et ne 
pourra etre transmise, meme sous la forme de concession 
de sous-licence, qu'avec la partie de l’entreprise ou du 
fonds de commerce exploitant cette licence. 

5) Les dispositions qui preccdent scront applicables, 
SOUS reserve des modifications necessaires, aux modeles 
d'utilite. 

B. — La protection des dessins et modeles industriels 
ne peut etre atteinte par une decheance quelconque, soit 
pour defaut d'exploitation, soit pour introduction d’objets 
conformes a ceux qui sont proteges. 

C. — 1) Si, dans un pays, l'utilisation de la marque 
enregistree est obligatoire, l'enregistrement ne pourra 
etre annule qu'apres un delai equitable et si l'interesse 
ne justifie pas des causes de son inaction. 

2) L'emploi d'une marque de fabrique ou de commerce, 
par le proprietaire, sous une forme qui differe, par des 
elements n'alterant pas le caractere distinctif de la 
marque dans la forme sous laquelle celle-ci a ete enregis- 
tree dans Tun des pays de l'Union, n'entrainera pas l'in- 
validation de l'enregistrement et ne diminuera pas la 
protection accordee a la marque. 

3) L'emploi simultane de la meme marque siir des 
produits identiques ou similaires, par des etablissements 
industriels ou commerciaux consideres comme coproprie- 
taires de la marque d'apres les dispositions de la loi 
nationale du pays oü la protection est reclamee, n'em- 
pechera pas l'enregistrement, ni ne diminuera d'aucune 
facon la protection accordee a ladite marque dans 
n'importe quel pays de l'Union, pourvu que ledit emploi 
n’ait pas pour effet d'induire le public en erreur et qu'il 
ne soit pas contraire a l’interet public. 

D. — Aucun signe ou mention du brevet, du modele 
d'utilite, de l'enregistrement de la marque de fabrique ou 
de commerce, ou du depöt du dessin ou modele industriel 


nisses oder des Erzeugnisses, das das Ergebnis eines 
patentierten Verfahrens ist, Beschränkungen oder Be- 
grenzungen durch die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
unterworfen ist. 

Artikel 5 

A. — (1) Die durch den Patentinhaber bewirkte Einfuhr 
von Gegenständen, die in dem einen oder anderen Ver- 
bandsland hergestellt worden sind, in das Land, in dem 
das Patent erteilt worden ist, hat den Verfall des Patents 
nicht zur Folge. 

(2) Jedem der Verbandsländer steht es frei, gesetzliche 
Maßnahmen zu treffen, welche die Gewährung von 
Zwangslizenzen vorsehen, um Mißbräuche zu verhüten, 
die sich aus der Ausübung des durch das Patent ver- 
liehenen ausschließlichen Rechts ergeben könnten, zum 
Beispiel infolge unterlassener Ausübung. 

(3) Der Verfall des Patents kann nur dann vorgesehen 
werden, wenn die Gewährung von Zwangslizenzen zur 
Verhütung dieser Mißbräuche nicht ausreichen würde. 
Vor Ablauf von zwei Jahren seit Gewährung der ersten 
Zwangslizenz kann kein Verfahren auf Verfall oder 
Zurücknahme eines Patents eingeleitet werden. 

(4) Wegen unterlassener oder ungenügender Aus- 
übung darf eine Zwangslizenz nicht vor Ablauf einer 
Frist von vier Jahren nach der Hinterlegung der Patent- 
anmeldung oder von drei Jahren nach der Patenterteilung 
verlangt werden, wobei die Frist, die zuletzt abläuft, 
maßgebend ist; sie wird versagt, wenn der Patentinhaber 
seine Untätigkeit mit berechtigten Gründen entschuldigt. 
Eine solche Zwangslizenz ist nicht ausschließlich und 
kann, auch in der Form der Gewährung einer Unterlizenz, 
nur mit dem Teil des Unternehmens oder des Geschäfts- 
betriebs übertragen werden, der mit ihrer Auswertung 
befaßt ist. 

(5) Die vorstehenden Bestimmungen finden unter Vor- 
behalt der notwendigen Änderungen auch auf Gebrauchs- 
muster Anwendung. 

B. — Der Schutz gewerblicher Muster und Modelle 
darf wegen unterlassener Ausübung oder wegen der 
Einfuhr von Gegenständen, die mit den geschützten über- 
einstimmen, in keiner Weise durch Verfall beeinträchtigt 
werden. 

C. — (1) Ist in einem Land der Gebrauch der eingetra- 
genen Marke vorgeschrieben, so darf die Eintragung erst 
nach Ablauf einer angemessenen Frist und nur dann für 
ungültig erklärt werden, wenn der Beteiligte seine Un- 
tätigkeit nicht rechtfertigt. 

(2) Wird eine Fabrik- oder Handelsmarke vom Inhaber 
in einer Form gebraucht, die von der Eintragung in einem 
der Verbandsländer nur in Bestandteilen abweicht, ohne 
daß dadurch die Unterscheidungskraft der Marke beein- 
flußt wird, so soll dieser Gebrauch die Ungültigkeit der 
Eintragung nicht nach sich ziehen und den der Marke ge- 
währten Schutz nicht schmälern. 

(3) Der gleichzeitige Gebrauch derselben Marke auf 
gleichen oder gleichartigen Erzeugnissen durch gewerb- 
liche oder Handelsniederlassungen, die nach den Bestim- 
mungen des Gesetzes des Landes, in dem der Schutz be- 
ansprucht wird, als Mitinhaber der Marke angesehen 
werden, steht der Eintragung der Marke nicht entgegen 
und schmälert nicht den der genannten Marke in einem 
Verbandsland gewährten Schutz, sofern dieser Gebrauch 
nicht eine Irreführung des Publikums zur Folge hat und 
dem öffentlichen Interesse nicht zuwiderläuft. 

D. — Für die Anerkennung des Rechts ist die Anbrin- 
gung eines Zeichens oder Vermerks über das Patent, das 
Gebrauchsmuster, die Eintragung der Fabrik- oder Han- 
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ne seia exige sur le produit pour la reconnaissance du 
droit. 

A r t i c 1 e 5 bis 

1) Un delai de gräce, qui devra etre au minimum de 
six mois, sera accorde pour le paiement des taxes pre- 
vues pour le maintien des droits de propriete industrielle, 
moyennant le versement d une surtaxe, si la legislation 
nationale en impose une. 

2) Les pays de l’Union ont la faculte de prevoir la 
restauration des brevets d’invention tombes en decheance 
par suite de non-paiement de taxes. 

A r t i cl e 5 ter 

Dans chacun des pays de l'Union ne seront pas con- 
sideres comme portant atteinte aux droits du brevete: 

10 l'emploi, ä bord des navires des autres pays de 
l’Union, des moyens faisant l’objet de son brevet dans 
le corps du navire, dans les machines, agres, apparaux 
et autres accessoires, lorsque ces navires penetreront 
temporairement ou accidentellement dans les eaux du 
pays, SOUS reserve que ces moyens y soient employes 
exclusivement pour les besoins du navire; 

20 l'emploi des moyens faisant l'objet du brevet dans la 
construction ou le fonctionnement des engins de 
locomotion aerienne ou terrestre des autres pays de 
rUnion ou des accessoires de ces engins, lorsque 
ceux-ci penetreront temporairement ou accidentelle- 
ment dans ce pays. 

Article S^iuater 

Lorsqu’un produit est introduit dans un pays de l'Union 
oü il existe un brevet protegeant un procede de fabrica- 
tion dudit produit, le brevete aura, ä l’egard du produit 
introduit, tous les droits que la legislation du pays d’im- 
portation lui accorde, sur la base du brevet de procede, 
a l'egard des produits fabriques dans le pays meme. 


Article S^oinquies 

Les dessins et modeles industriels seront proteges dans 
tous les pays de l’Union. 

Article 6 

1) Les conditions de depot et d'enregistrement des 
marques de fabrique ou de commerce seront determinees 
dans chaque pays de l’Union par sa legislation nationale. 

2) Toutefois, une marque deposee par un ressortissant 
d’un pays de l'Union dans un quelconque des pays de 
l’Union ne pourra etre refusee ou invalidee pour le motif 
qu elle n’aura pas ete deposee, enregistree ou renouvelee 
au pays d'origine. 

3) Une marque regulierement enregistree dans un pays 
de l'Union sera consideree comme independante des 
marques enregistrees dans les autres pays de l'Union, y 
compris le pays d’origine. 

Article 6 bis 

1) Les pays de l’Union s’engagent, soit d’office si la 
legislation du pays le permet, soit ä la requete de l’in- 
teresse, ä refuser ou a invalider l'enregistrement et ä 
interdire l’usage d’une marque de fabrique ou de com- 
merce qui constitue la reproduction, l’imitation ou la 
traduction, susceptibles de creer une confusion, d’une 
marque que l'autorite competente du pays de l'enregistre- 


delsmarke oder die Hinterlegung des gewerblichen Mu- 
sters oder Modells auf dem Erzeugnis nicht erforderlich. 

A r t i k e 1 5 bis 

(1) Für die Zahlung der zur Aufrechterhaltung der ge- 
werblichen Schutzrechte vorgesehenen Gebühren wird 
eine Nachfrist von mindestens sechs Monaten gewährt, 
und zwar gegen Entrichtung einer Zuschlagsgebühr, so- 
fern die innerstaatlichen Rechtsvorschriften eine solche 
auf erlegen. 

(2) Den Verbandsländern steht es frei, die Wieder- 
herstellung der mangels Zahlung von Gebühren ver- 
fallenen Patente vorzusehen. 

Artikel 5 ter 

In keinem der Verbandsländer wird als Eingriff in die 
Rechte des Patentinhabers angesehen: 

1. der an Bord von Schiffen der anderen Verbandsländer 
stattfindende Gebrauch patentierter Einrichtungen im 
Schiffskörper, in den Maschinen, im Takelwerk, in den 
Geräten und sonstigem Zubehör, wenn die Schiffe 
vorübergehend oder zufällig in die Gewässer des Lan- 
des gelangen, vorausgesetzt, daß diese Einrichtungen 
dort ausschließlich für die Bedürfnisse des Schiffes 
verwendet werden; 

2. der Gebrauch patentierter Einrichtungen in der Bau- 
ausführung oder für den Betrieb der Luft- oder Land- 
fahrzeuge der anderen Verbandsländer oder des Zu- 
behörs solcher Fahrzeuge, wenn diese vorübei gehend 
oder zufällig in dieses Land gelangen. 


Artikel Sq'^ater 

Wird ein Erzeugnis in ein Verbandsland eingeführt, 
in dem ein Patent zum Schutz eines Verfahrens zur 
Herstellung dieses Erzeugnisses besteht, so hat der 
Patentinhaber hinsichtlich des eingeführten Erzeugnisses 
alle Rechte, die ihm die Rechtsvorschriften des Einfuhr- 
landes auf Grund des Verfahrenspatents hinsichtlich der 
im Land selbst hergestellten Erzeugnisse gewähren. 

Artikel Sq^inquies 

Die gewerblichen Muster und Modelle werden in allen 
Verbandsländern geschützt. 

Artikel 6 

(1) Die Bedingungen für die Hinterlegung und Ein- 
tragung von Fabrik- oder Handelsmarken weiden in 
jedem Land durch die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
bestimmt. 

(2) Jedoch darf eine durch einen Angehörigen eines 
Verbandslandes in irgendeinem Verbandsland hinterlegte 
Marke nicht deshalb zurückgewiesen oder für ungültig 
erklärt werden, weil sie im Ursprungsland nicht hinter- 
legt, eingetragen oder erneuert worden ist. 

(3) Eine in einem Verbandsland vorschriftsmäßig ein- 
getragene Marke wird als unabhängig angesehen von 
den in anderen Verbandsländern einschließlich des Ur- 
sprungslandes eingetragenen Marken. 

Artikel 6 bis 

(1) Die Verbandsländer verpflichten sich, von Amts 
wegen, wenn dies die Rechtsvorschriften des Landes zu- 
lassen, oder auf Antrag des Beteiligten die Eintragung 
einer Fabrik- oder Handelsmarke zurückzuweisen oder 
für ungültig zu erklären und den Gebrauch dei Marke 
zu untersagen, wenn sie eine verwechslungsfähige Ab- 
bildung, Nachahmung oder Übersetzung einer anderen 
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ment ou de l’usage estimera y etre notoirement connue 
comme etant dejä la marque d’une personne admise ä 
beneficier de la presente Convention et utilisee pour des 
produits identiques ou similaires. II en sera de meme 
lorsque la partie essentielle de la marque constitue la 
reproduction d'une teile marque notoirement connue ou 
une Imitation susceptible de creer une confusion avec 
celle-ci. 

2) Un delai minimum de cinq annees ä compter de la 
date de l'enregistrement devra etre accorde pour recla- 
mer la radiation d'une teile marque. Les pays de l'Union 
ont la faculte de prevoir un delai dans lequel l'interdic- 
tion d'usage devra etre reclamee. 

3) 11 ne sera pas fixe de delai pour reclamer la radia- 
tion ou l’interdiction d'usage des marques enregistrees 
ou utilisees de mauvaise foi. 


A r t i c I e 6 

1) a) Les pays de l'Union conviennent de refuser ou 
d'invalider l'enregistrement et d'interdire, par 
des mesures appropriees, l'utilisation, ä defaut 
d’autorisation des pouvoirs competents, soit com- 
me marque de fabrique ou de commerce, soit 
comme elements de ces marques, des armoiries, 
drapeaux et autres emblemes d'Etat des pays de 
l'Union, signes et poin^ons officiels de controle 
et de garantie adoptes par eux, ainsi que toute 
Imitation au point de vue heraldiqiie. 


b) Les dispositions figurant sous la lettre a) ci- 
dessus s'appliquent egalement aux armoiries, 
drapeaux et autres emblemes, sigles ou dcnomi- 
nations des organisations internationales inter- 
gouvernementales dont un ou plusieurs pays de 
l'Union sont membres, ä l'exception des armoi- 
ries, drapeaux et autres emblemes, sigles ou de- 
nominations qui ont dejä fait l'objet d'accords 
internationaux en vigueur destines a assurer 
leur protection. 

c) Aucun pays de l'Union ne pourra etre tenu d’ap- 
pliquer des dispositions figurant sous la lettre b) 
ci~dessus au detriment des titulaires de droits 
acquis de bonne foi avant l'entree en vigueur, 
dans ce pays, de la presente Convention. Les 
pays de l’Union ne sont pas tenus d’appliquer 
lesdites dispositions lorsque l'utilisation ou 
l'enregistrement vise sous la lettre a) ci-dessus 
n'est pas de nature ä suggerer, dans l’esprit du 
public, un lien entre l'organisation en cause et 
les armoiries, drapeaux, emblemes, sigles ou de- 
nominations, ou si cette utilisation ou enregistre- 
ment n'est vraisemblablement pas de nature ä 
abuser le public sur l'existence d'un lien entre 
l'utilisateur et l'organisation. 

2) L'interdiction des signes et poingons officiels de 
controle et de garantie s'appliquera seulement dans les 
cas oü les marques qui les comprendront seront desti- 
nees ä etre utilisees sur des marchandises du meme 
genre ou d'un genre similaire. 

3) a) Pour l'application de ces dispositions, les pays 

de l'Union conviennent de se communiquer reci- 
proquement, par l'intermediaire du Bureau inter- 
national, la liste des emblemes d'Etat, signes et 
poinqons officiels de controle et de garantie, 
qu'ils desirent ou desireront placer, d'une faqon 


Marke darstellt, von der es nach Ansicht der zuständigen 
Behörde des Landes der Eintragung oder des Gebrauchs 
dort notorisch feststeht, daß sie bereits einer zu den 
Vergünstigungen dieser Übereinkunft zugelassenen Per- 
son gehört und für gleiche oder gleichartige Erzeugnisse 
benutzt wird. Das gleiche gilt, wenn der wesentliche Be- 
standteil der Marke die Abbildung einer solchen noto- 
risch bekannten Marke oder eine mit ihr verwechslungs- 
fähige Nachahmung darstellt. 

(2) Für den Antrag auf Löschung einer solchen Marke 
ist eine Frist von mindestens fünf Jahren vom Tag der 
Eintragung an zu gewähren. Den Verbandsländern steht 
es frei, eine Frist zu bestimmen, innerhalb welcher der 
Anspruch auf Untersagung des Gebrauchs gellend zu 
machen ist. 

(3) Gegenüber bösgläubig erwirkten Eintragungen 
oder bösgläubig vorgenommenen Benutzungshandlungen 
ist der Antrag auf Löschung dieser Marken oder auf 
Untersagung ihres Gebrauchs an keine Frist gebunden. 

Artikel 6 

(1) a) Die Verbandsländer kommen überein, die Ein- 

tragung der Wappen, Flaggen und anderen 
staatlichen Hoheitszeichen der Verbandsländer, 
der von ihnen eingeführten amtlichen Prüf- und 
Gewährzeichen und -Stempel sowie jeder Nach- 
ahmung im heraldischen Sinn als Fabrik- oder 
Handelsmarken oder als Bestandteile solcher 
zurückzuweisen oder für ungültig zu erklären 
sowie den Gebrauch dieser Zeichen durch ge- 
eignete Maßnahmen zu verbieten, sofern die 
zuständigen Stellen den Gebrauch nicht erlaubt 
haben. 

b) Die Bestimmungen unter Buchstabe a sind eben- 
so auf die Wappen, Flaggen und anderen Kenn- 
zeichen, Sigel oder Bezeichnungen der inter- 
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
anzuwenden, denen ein oder mehrere Verbands- 
länder angehören; ausgenommen sind die Wap- 
pen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel 
oder Bezeichnungen, die bereits Gegenstand von 
in Kraft befindlichen internationalen Abkommen 
sind, die ihren Schutz gewährleisten. 

c) Kein Verbandsland ist gehalten, die Bestim- 
mungen unter Buchstabe b zum Nachteil der 
Inhaber von Rechten anzuwenden, die gutgläu- 
big vor dem Inkrafttreten dieser Übereinkunft 
in diesem Land erworben worden sind. Die 
Verbandsländer sind nicht gehalten, diese Be- 
stimmungen anzuwenden, falls die Benutzung 
oder Eintragung gemäß Buchstabe a nicht ge- 
eignet ist, beim Publikum den Eindruck einer 
Verbindung zwischen der betreffenden Organi- 
sation und den Wappen, Flaggen, Kennzeichen, 
Sigeln oder Bezeichnungen hervorzurufen, oder 
falls die Benutzung oder Eintragung offenbar 
nicht geeignet ist, das Publikum über das Be- 
stehen einer Verbindung zwischen dem Benutzer 
und der Organisation irrezuführen. 

(2) Das Verbot der amtlichen Prüf- und Gewährzeichen 
und -Stempel findet nur dann Anwendung, wenn die 
Marken mit diesen Zeichen für gleiche oder gleichartige 
Waren bestimmt sind. 

(3) a) Für die Anwendung dieser Bestimmungen kom- 

men die Verbandsländer überein, durch Ver- 
mittlung des Internationalen Büros ein Ver- 
zeichnis der staatlichen Hoheitszeichen und amt- 
lichen Prüf- und Gewährzeichen und -Stempel 
auszutauschen, die sie jetzt oder in Zukunft 
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absolue ou dans certaines limites, sous la pro- 
tection du present article, ainsi que toutes modi- 
fications ulterieures apportees ä cette liste. Cha- 
que pays de l’Union mettra ä la disposition du 
public, en temps utile, les liste notifiees. 

Toutefois, cette notification n'est pas obliga- 
toire en ce qui concerne les drapeaux des Etats, 
b) Les dispositions figurant sous la lettre b) de 
l'alinea 1) du present article ne sont applicables 
qu'aux armoiries, drapeaux et autres emblemes, 
sigles ou denominations des organisations inter- 
nationales intergouvernementales que celles-ci 
ont communiques aux pays de l'Union par l'in- 
termediaire du Bureau international. 

4) Tout pays de l'Union pourra, dans un delai de douze 
mois ä partir de la reception de la notification, trans- 
mettre, par rintermediaire du Bureau international, au 
pays ou ä l'organisation internationale intergouverne- 
mentale Interesses, ses objections eventuelles. 

5) Pour les drapeaux d'Etat, les mesures prevues ä 
l'alinea 1) ci-dessus s'appliqueront seulement aux mar- 
ques enregistrees apres le 6 novembre 1925. 

6) Pour les emblemes d’Etat autres que les drapeaux, 
pour les signes et poingons officiels des pays de l'Union 
et pour les armoiries, drapeaux et autres emblemes, sig- 
les ou denominations des organisations internationales 
intergouvernementales, ces dispositions ne seront appli- 
cables qu'aux marques enregistrees plus de deux mois 
apres reception de la notification prevue a l'alinea 3) 
ci-dessus. 

7) En cas de mauvaise foi, les pays auront la faculte de 
faire radier meme les marques enregistrees avant le 6 
novembre 1925 et comportant des emblemes d'Etat, signes 
et poincons. 

8) Les nationaux de chaque pays qui seraient autorises 
ä faire usage des emblemes d'Etat, signes et poingons de 
leur pays, pourront les utiliser, meme s'il y avait simili- 
tude avec ceux d'un autre pays. 

9) Les pays de l’Union s'engagent ä interdire l'usage 
non autorise, dans le commerce, des armoiries d'Etat des 
autres pays de l'Union, lorsque cet usage sera de nature 
ä induire en erreur sur l'origine des produits. 

10) Les dispositions qui precedent ne font pas obstacle 
ä l'exercice, par les pays, de la faculte de refuser ou 
d'invalider, par application du chiffre 3 de la lettre B de 
l'article Ofiuinquies^ les marques contenant, sans autori- 
sation, des armoiries, drapeaux et autres emblemes d’Etat, 
ou des signes et poingons officiels adoptes par un pays 
de l'Union, ainsi que des signes distinctifs des organisa- 
tions internationales intergouvernementales mentionnes 
a l’alinea 1) ci-dessus. 


Article 6q^ater 

1) Lorsque, conformement ä la legislation d'un pays de 
l'Union, la cession d'une marque n'est valable que si eile 
a lieu en meme temps que le transfert de l'entreprise ou 
du fonds de commerce auquel la marque appartient, il 
suffira, pour que cette validite soit admise, que la partie 
de l’entreprise ou du fonds de commerce situee dans ce 
pays soit transmise au cessionnaire avec le droit exclusif 
d'y fabriquer ou d'y vendre les produits portant la mar- 
que cedee. 


unumschränkt oder in gewissen Grenzen unter 
den Schutz dieses Artikels zu stellen wünschen; 
dies gilt auch für alle späteren Änderungen die- 
ses Verzeichnisses. Jedes Verbandsland soll die 
notifizierten Verzeichnisse rechtzeitig öffentlich 
zugänglich machen. 

Diese Notifikation ist jedoch für Staatsflaggen 
nicht erforderlich. 

b) Die Bestimmungen des Absatzes 1 Buchstabe b 
sind nur auf die Wappen, Flaggen und anderen 
Kennzeichen, Sigel und Bezeichnungen der inter- 
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
anwendbar, die diese durch Vermittlung des 
Internationalen Büros den Verbandsländern mit- 
geteilt haben. 

(4) Jedes Verbandsland kann innerhalb einer Frist von 
zwölf Monaten nach dem Eingang der Notifikation seine 
etwaigen Einwendungen durch das Internationale Büro 
dem betreffenden Land oder der betreffenden internatio- 
nalen zwischenstaatlichen Organisation übermitteln. 

(5) Hinsichtlich der Staatsflaggen finden die in Absatz 1 
vorgesehenen Maßnahmen nur auf Marken Anwendung, 
die nach dem 6. November 1925 eingetragen worden sind. 

(6) Hinsichtlich der staatlichen Hoheitszeichen — mit 
Ausnahme der Flaggen — und der amtlichen Zeichen 
und Stempel der Verbandsländer und hinsichtlich der 
Wappen, Flaggen und anderen Kennzeichen, Sigel oder 
Bezeichnungen der internationalen zwischenstaatlichen 
Organisationen sind diese Bestimmungen nur auf Marken 
anwendbar, die später als zwei Monate nach dem Ein- 
gang der in Absatz 3 vorgesehenen Notifikation ein- 
getragen worden sind. 

(7) Den Landern steht es frei, bei Bösgläubigkeit auch 
solche Marken zu löschen, die vor dem 6. November 1925 
eingetragen worden sind und staatliche Hoheitszeichen, 
Zeichen und Stempel enthalten. 

(8) Die Angehörigen eines jeden Landes, die zum Ge- 
brauch der staatlichen Hoheitszeichen, Zeichen und Stem- 
pel ihres Landes ermächtigt sind, dürfen sie auch dann 
benutzen, wenn sie denen eines anderen Landes ähnlich 
sind. 

(9) Die Verbandsländer verpflichten sich, den unbefug- 
ten Gebrauch der Staatswappen der anderen Verbands- 
länder im Handel zu verbieten, wenn dieser Gebrauch 
zur Irreführung über den Ursprung der Erzeugnisse ge- 
eignet ist. 

(10) Die vorhergehenden Bestimmungen hindern die 
Länder nicht an der Ausübung der Befugnis, gemäß Ar- 
tikel ßquinquies Buchstabe B Nummer 3 Marken zurück- 
zuweisen oder für ungültig zu erklären, die ohne Er- 
mächtigung Wappen, Flaggen und andere staatliche 
Hoheitszeichen oder in einem Verbandsland eingeführte 
amtliche Zeichen und Stempel enthalten; dies gilt auch 
für die in Absatz 1 genannten unterscheidungskräftigen 
Zeichen der internationalen zwischenstaatlichen Organi- 
sationen, 


Artikel ßfpatcr 

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Verbands- 
landes die Übertragung einer Marke nur rechtsgültig, 
wenn gleichzeitig das Unternehmen oder der Geschäfts- 
betrieb, zu dem die Marke gehört, mit übergeht, so ge- 
nügt es zur Rechtsgültigkeit der Übertragung, daß der 
in diesem Land befindliche Teil des Unternehmens oder 
Geschäftsbetriebes mit dem ausschließlichen Recht, die 
mit der übertragenen Marke versehenen Erzeugnisse 
dort herzustellen oder zu verkaufen, auf den Erwerber 
übergeht. 
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2) Cette disposition n'impose pas aux pays de l'Union 
robligation de considerer comme valable le transfert de 
toute marque dont Fusage par le cessionnaire serait, en 
fait, de nature ä induire le public en erreur, notamment 
en ce qui concerne la provenance, la nature ou les qua- 
lites substantielles des produits auxquels la marque est 
appliquee. 

Article Gquinquies 

A. — 1) Toute marque de fabrique ou de commerce 
regulierement enregistree dans le pays d'origine sera 
admise au depöt et protegee teile quelle dans les autres 
pays de l'Union, sous les reserves indiquees au present 
article, Ces pays pourront, avant de proceder ä Fenregis- 
trement definitif, exiger la production d'un certificat 
d'enregistrement au pays d'origine, delivre par Fautorite 
competente, Aucune legalisation ne sera requise pour ce 
certificat. 

2) Sera considere comme pays d'origine le pays de 
l’Union oü le deposant a un etablissement industriel ou 
commercial effectif et serieux, et, s'il n'a pas un tel 
etablissement dans l'Union, le pays de l’Union oü il a son 
domicile, et, s'il n'a pas de domiciie dans l'Union, le pays 
de sa nationalite, au cas oü il est ressortissant d'un pays 
de l'Union. 


B. — Les marques de fabrique ou de commerce, visees 
par le present article, ne pourront etre refusees ä Fen- 
registrement ou invalidees que dans les cas suivants: 

1° lorsqu'elles sont de nature a porter atteinte a des 
droits acquis par des tiers dans le pays oü la protec- 
tion est reclamee; 

20 lorsqu'elles sont depourvues de tout caractere distinc- 
tif, ou bien composees exclusivement de signes ou 
d'indications pouvant servir, dans le commerce, pour 
designer Fespece, la qualite, la quantite, la destina- 
tion, la valeur, le lieu d'origine des produits ou Fepo- 
que de production, ou devenus usuels dans le langage 
courant ou les habitudes loyales et constantes du 
commerce du pays oü la protection est reclamee; 

30 lorsqu'elles sont contraires a la morale ou a Fordre 
public et notamment de nature ä tromper le public. 
Il est entendu qu'une marque ne pourra etre con- 
sideree comme contraire a Fordre public pour la seule 
raison quelle n’est pas conforme a quelque disposi- 
tion de la legislation sur les marques, sauf le cas oü 
cette disposition eile-meme concerne Fordre public. 

Est toutefois reservee Fapplication de Farticle IQbis. 

C. — 1) Pour apprecier si la marque est susceptible de 
protection, on devra tenir compte de toutes les circons- 
tances de fait, notamment de la duree de Fusage de la 
marque. 

2) Ne pourront etre refusees dans les autres pays de 
l'Union les marques de fabrique ou de commerce pour le 
seul motif qu'elles ne different des marques protegees 
dans le pays d'origine que par des elements n'alterant 
pas le caractere distinctif et ne touchant pas a Fidentite 
des marques, dans la forme sous laquelle celles-ci ont ete 
enregistrees audit pays d'origine. 

D. — Nul ne pourra beneficier des dispositions du pre- 
sent article si la marque dont il revendique la protection 
n'est pas enregistree au pays d'origine. 

E. — Toutefois, en aucun cas, le renouvellement de 
Fenregistrement d'une marque dans le pays d'origine 


(2) Diese Bestimmung verpflichtet die Verbandsländer 
nicht, die Übertragung einer Marke als rechtsgültig an- 
zusehen, deren Gebrauch durch den Erwerber tatsächlich 
geeignet wäre, das Publikum irrezuführen, insbesondere 
was die Herkunft, die Beschaffenheit oder die wesent- 
lichen Eigenschaften der Erzeugnisse betrifft, für welche 
die Marke verwendet wird. 

Artikel 6 quinquies 

A. — (1) Jede im Ursprungsland vorschriftsmäßig ein- 
getragene Fabrik- oder Handelsmarke soll so, wie sie ist, 
unter den Vorbehalten dieses Artikels in den anderen 
Verbandsländern zur Hinterlegung zugelassen und ge- 
schützt werden. Diese Länder können vor der endgülti- 
gen Eintragung die Vorlage einer von der zuständigen 
Behörde ausgestellten Bescheinigung über die Eintragung 
im Ursprungsland verlangen. Eine Beglaubigung dieser 
Bescheinigung ist nicht erforderlich. 

(2) Als Ursprungsland wird das Verbandsland an- 
gesehen, in dem der Hinterleger eine tatsächliche und 
nicht nur zum Schein bestehende gewerbliche oder Han- 
delsniederlassung hat, und, wenn er eine solche Nieder- 
lassung innerhalb des Verbandes nicht hat, das Ver- 
bandsland, in dem er seinen Wohnsitz hat, und, wenn 
er keinen Wohnsitz innerhalb des Verbandes hat, das 
Land seiner Staatsangehörigkeit, sofern er Angehöriger 
eines Verbandslandes ist. 

B. — Die Eintragung von Fabrik- oder Handelsmarken, 
die unter diesen Artikel fallen, darf nur in folgenden 
Fällen verweigert oder für ungültig erklärt werden: 

1. wenn die Marken geeignet sind, Rechte zu verletzen, 
die von Dritten in dem Land erworben sind, in dem 
der Schutz beansprucht wird; 

2. wenn die Marken jeder Unterscheidungskraft entbeh- 
ren oder ausschließlich aus Zeichen oder Angaben 
zusammengesetzt sind, die im Verkehr zur Bezeichnung 
der Art, der Beschaffenheit, der Menge, der Bestim- 
mung, des Wertes, des Ursprungsortes der Erzeugnisse 
oder der Zeit der Erzeugung dienen können, oder die 
im allgemeinen Sprachgebrauch oder in den redlichen 
und ständigen Verkehrsgepflogenheiten des Landes, 
in dem der Schutz beansprucht wird, üblich sind; 

3. wenn die Marken gegen die guten Sitten oder die 
öffentliche Ordnung verstoßen, insbesondere wenn sie 
geeignet sind, das Publikum zu täuschen. Es besteht 
Einverständnis darüber, daß eine Marke nicht schon 
deshalb als gegen die öffentliche Ordnung verstoßend 
angesehen werden kann, weil sie einer Vorschrift des 
Markenrechts nicht entspricht, es sei denn, daß diese 
Bestimmung selbst die öffentliche Ordnung betrifft. 

Die Anwendung des Artikels 10 bis bleibt jedoch Vor- 
behalten. 

C. — (1) Bei der Würdigung der Schutzfähigkeit der 
Marke sind alle Tatumstände zu berücksichtigen, insbe- 
sondere die Dauer des Gebrauchs der Marke. 

(2) In den anderen Verbandsländern dürfen Fabrik- 
oder Handelsmarken nicht allein deshalb zurückgewiesen 
werden, weil sie von den im Ursprungsland geschützten 
Marken nur in Bestandteilen abweichen, die gegenüber 
der im Ursprungsland eingetragenen Form die Unter- 
scheidungskraft der Marken nicht beeinflussen und ihre 
Identität nicht berühren. 

D. — Niemand kann sich auf die Bestimmungen dieses 
Artikels berufen, wenn die Marke, für die er den Schutz 
beansprucht, im Ursprungsland nicht eingetragen ist. 

E. — Jedoch bringt die Erneuerung der Eintragung 
einer Marke im Ursprungsland keinesfalls die Verpflich- 
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n'entrainera l'obligation de renouveler renregistrement 
dans les autres pays de i'Union oü la marque aura ete 
enregistree. 

F. — Le benefice de la priorite reste acquis aux depots 
de marques effectues dans le delai de l'article 4, meme 
lorsque l'enregistrement dans le pays d'origine n'inter- 
vient qu'apres l'expiration de ce delai. 

Article 6sexies 

Les pays de I’Union s’engagent ä proteger les marques 
de Service. Ils ne sont pas tenus de prevoir l'enregistre- 
ment de ces marques. 

Article 6-^epties 

1) Si l'agent ou le representant de celui qui est titulaire 
d'une marque dans un des pays de I’Union demande, sans 
l'autorisation de ce titulaire, l'enregistrement de cette 
marque en son propre nom, dans un ou plusieurs de ces 
pays, le titulaire aura le droit de s’opposer ä l'enregistre- 
ment demande ou de reclamer la radiation ou, si la loi 
du pays le permet, le transfert ä son profit dudit enregis- 
trement, ä moins que cet agent ou representant ne justi- 
fie de ses agissements. 

2) Le titulaire de la marque aura, sous les reserves de 
l'alinea l) ci-dessus, le droit de s’opposer ä l’utilisation 
de sa marque par son agent ou representant, s’il n'a pas 
autorise cette utilisation. 

3) Les legislations nationales ont la faculte de prevoir 
un delai equitable dans lequel le titulaire d’une marque 
devra faire valoir les droits prevus au present article. 

Article 7 

La nature du produit sur lequel la marque de fabrique 
ou de commerce doit etre apposee ne peut, dans aucun 
cas, faire obstacle ä l’enregistrement de la marque. 

Article 7 bis 

1) Les pays de I'Union s’engagent ä admettre au depot 
et ä proteger les marques collectives appartenant a des 
collectivites dont l’existence n'est pas contraire ä la loi 
du pays d’origine, meme si ces collectivites ne possedent 
pas un etablissement industriel ou commercial. 

2) Chaque pays sera juge des conditions particuiieres 
SOUS lesquelles une marque collective sera protegee, et il 
pourra refuser la protection si cette marque est contraire 
ä l'interet public. 

3) Cependant, la protection de ces marques ne pourra 
etre refusee ä aucune collectivite dont l'existence n'est 
pas contraire ä la loi du pays d'origine, pour le motif 
qu’elle n'est pas etablie dans le pays oü la protection est 
requise ou qu'elle n’est pas constituee conformement a 
la legislation de ce pays. 

Article 8 

Le nom commercial sera protege dans tous les pays de 
I’Union sans Obligation de depot ou d'enregistrement, 
qu’il fasse ou non partie d'une marque de fabrique ou de 
commerce, 

Article 9 

1) Tout produit portant illicitement une marque de 
fabrique ou de commerce ou un nom commercial, sera 
saisi a l'importation dans ceux des pays de I'Union dans 
lesquels cette marque ou ce nom commercial ont droit ä 
la protection legale. 


tung mit sich, die Eintragung auch in den anderen Ver- 
bandsländern zu erneuern, in denen die Marke einge- 
tragen worden ist. 

F. — Das Prioritätsvorrecht bleibt bei den innerhalb 
der Frist des Artikels 4 vorgenommenen Markenhinter- 
legungen gewahrt, selbst wenn die Marke im Ursprungs- 
land erst nach Ablauf dieser Frist eingetragen wird. 

Artikel 6sexies 

Die Verbandsländer verpflichten sich, die Dienstlei- 
stungsmarken zu schützen. Sie sind nicht gehalten, die 
Eintragung dieser Marken vorzusehen, 

Artikel 6septies 

(1) Beantragt der Agent oder der Vertreter dessen, der 
in einem der Verbandsiänder Inhaber einer Marke ist, 
ohne dessen Zustimmung die Eintragung dieser Marke 
auf seinen eigenen Namen in einem oder mehreren die- 
ser Länder, so ist der Inhaber berechtigt, der beantragten 
Eintragung zu widersprechen oder die Löschung oder, 
wenn das Gesetz des Landes es zuläßt, die Übertragung 
dieser Eintragung zu seinen Gunsten zu verlangen, es sei 
denn, daß der Agent oder Vertreter seine Handlungs- 
weise rechtfertigt. 

(2) Der Inhaber der Marke ist unter den Vorausset- 
zungen des Absatzes 1 berechtigt, sich dem Gebrauch 
seiner Marke durch seinen Agenten oder Vertreter zu 
widersetzen, wenn er diesen Gebrauch nicht gestattet hat, 

(3) Den Landesgesetzgebungen steht es frei, eine ange- 
messene Frist zu bestimmen, innerhalb welcher der In- 
haber einer Marke seine in diesem Artikel vorgesehenen 
Rechte geltend machen muß. 

Artikel 7 

Die Beschaffenheit des Erzeugnisses, auf dem die Fa- 
brik- oder Handelsmarke angebracht werden soll, darf 
keinesfalls die Eintragung der Marke hindern. 

Artikel 7 t>is 

(1) Die Verbandsländer verpflichten sich, Verbands- 
marken, die Verbänden gehören, deren Bestehen dem 
Gesetz des Ursprungslandes nicht zuwiderläuft, auch 
dann zur Hinterlegung zuzulassen und zu schützen, wenn 
diese Verbände eine gewerbliche oder Handelsnieder- 
lassung nicht besitzen. 

(2) Es steht jedem Land zu, frei darüber zu bestimmen, 
unter welchen besonderen Bedingungen eine Verbands- 
marke geschützt wird; es kann den Schutz verweigern, 
wenn diese Marke gegen das öffentliche Interesse ver- 
stößt. 

(3) Jedoch darf der Schutz dieser Marken einem Ver- 
band, dessen Bestehen dem Gesetz des Ursprungslandes 
nicht zuwiderläuft, nicht deshalb verweigert werden, weil 
er in dem Land, in dem der Schutz nachgesucht wird, 
keine Niederlassung hat oder seine Gründung den 
Rechtsvorschriften dieses Landes nicht entspricht. 

Artikel 8 

Der Handelsname wird in allen Verbandsländern, ohne 
Verpflichtung zur Hinterlegung oder Eintragung, ge- 
schützt, gleichgültig ob er einen Bestandteil einer Fabrik- 
oder Handelsmarke bildet oder nicht. 

Artikel 9 

(1) Jedes widerrechtlich mit einer Fabrik- oder Han- 
delsmarke oder mit einem Handelsnamen versehene Er- 
zeugnis ist bei der Einfuhr in diejenigen Verbandsländer, 
in denen diese Marke oder dieser Handelsname Anspruch 
auf gesetzlichen Schutz hat, zu beschlagnahmen. 
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2) La saisie sera egalement effectuee dans le pays oü 
l'apposition illicite aura eu lieu, ou dans les pays oü 
aura ete importc le produit. 

3) La saisie aura lieu a la requete soit du Ministere 
public, soit de toule autre autorite conipetente, soit d une 
partie interessee, personne physique ou morale, confor- 
mement ä la legislation Interieure de chaque pays. 

4) Les autorites ne seront pas tenues d'effectuer la 
saisie en cas de transit. 

5) Si la legislation d'un pays n'admet pas la saisie a 
l'importation, la saisie sera remplacee par la prohibition 
d'importation ou la saisie ä l'interieur. 

6) Si la legislation d'un pays n’admet ni la saisie a 
l'importation, ni la prohibition d’importation, ni la saisie 
ä l'interieur, et en attendant que cette legislation soit 
modifiee en consequence, ces mesures seront remplacees 
par les actions et moyens que la loi de ce pays assurerait 
en pareil cas aux nationaux. 


A r t i c 1 e 10 

1) Les dispositions de l’article piecedent seront appli- 
cables en cas d’utilisation directe ou indirecte d'une 
indication fausse concernant la provenance du produit 
ou l'identite du producteur, fabricant ou commergant. 

2) Sera en tout cas reconnu comme partie interessee, 
que ce soit une personne physique ou morale, tout pro- 
ducteur, fabricant ou commergant engage dans la produc- 
tion, la fabrication ou le commerce de ce produit et etabli 
soit dans la localite faussement indiquee comme lieu de 
provenance, soit dans la region oü cette localite est 
situee, soit dans le pays faussement indique, soit dans le 
pays oü la fausse indication de provenance est employee. 


A r t i c 1 e 10 

1) Les pays de l’Union sont tenus d'assurer aux res- 
sortissants de l'Union une protection effective contre la 
concurrence deloyale. 

2) Constitue un acte de concurrence deloyale tout 
acte de concurrence contraire aux usages honnetes en 
matiere industrielle ou commerciale. 

3) Notamment devront etre interdits: 

io tous faits quelconques de nature a creer une con- 
fusion par n'importe quel moyen avec l'etablissement, 
les produits ou l’activite industrielle ou commerciale 
d'un concurrent; 

20 les allegations fausses, dans l'exercice du commerce, 
de nature ä discrediter l'etablissement, les produits ou 
l'activite industrielle ou commerciale d'un concurrent; 

3o les indications ou allegations dont l'usage, dans l'exer- 
cice du commerce, est susceptible d’induire le public 
en erreur sur la nature, le mode de fabrication, les 
caracteristiques, l'aptitude a l'emploi ou la quantite 
des marchandises. 

Article lO^cr 

1) Les pays de l'Union s’engagent ä assurer aux res- 
sortissants des autres pays de l'Union des recours legaux 
appropries pour reprimer efficacement tous les actes 
vises aux articles 9, 10 et 10 bis. 


(2) Die Beschlagnahme ist auch in dem Land vorzu- 
nehmen, in dem die widerrechtliche Anbringung statt- 
gefunden hat, oder in dem Land, in das das Erzeugnis 
eingeführt worden ist. 

(3) Die Beschlagnahme erfolgt gemäß den innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften jedes Landes auf Antrag ent- 
weder der Staatsanwaltschaft oder jeder anderen zu- 
ständigen Behörde oder einer beteiligten Partei, sei diese 
eine natürliche oder eine juristische Person. 

(4) Die Behörden sind nicht gehalten, die Beschlag- 
nahme im Fall der Durchfuhr zu bewirken. 

(5) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes die 
Beschlagnahme bei der Einfuhr nicht zu, so tritt an die 
Stelle der Beschlagnahme das Einfuhrverbot oder die 
Beschlagnahme im Inland. 

(6) Lassen die Rechtsvorschriften eines Landes weder 
die Beschlagnahme bei der Einfuhr noch das Einfuhrver- 
bot noch die Beschlagnahme im Inland zu, so treten an 
die Stelle dieser Maßnahmen bis zu einer entsprechenden 
Änderung der Rechtsvorschriften diejenigen Klagen und 
Rechtsbehelfe, die das Gesetz dieses Landes im gleichen 
Fall den eigenen Staatsangehörigen gewährt. 

Artikel 10 

(1) Die Bestimmungen des Artikels 9 sind im Fall des 
unmittelbaren oder mittelbaren Gebrauchs einer falschen 
Angabe über die Herkunft des Erzeugnisses oder über die 
Identität des Erzeugers, Herstellers oder Händlers an- 
wendbar. 

(2) Als beteiligte Partei, mag sie eine natürliche oder 
juristische Person sein, ist jedenfalls jeder Erzeuger, 
Hersteller oder Händler anzuerkennen, der sich mit der 
Erzeugung oder Herstellung des Erzeugnisses befaßt oder 
mit ihm handelt und in dem fälschlich als Herkunftsort 
bezeichneten Ort oder in der Gegend, in der dieser Ort 
liegt, oder in dem fälschlich bezeichneten Land oder in 
dem Land, in dem die falsche Herkunftsangabe verwen- 
det wird, seine Niederlassung hat. 

Artikel lObis 

(1) Die Verbandsländer sind gehalten, den Verbands- 
angehörigen einen wirksamen Schutz gegen unlauteren 
Wettbewerb zu sichern. 

(2) Unlauterer Wettbewerb ist jede Wettbewerbshand- 
lung, die den anständigen Gepflogenheiten in Gewerbe 
oder Handel zuwiderläuft. 

(3) Insbesondere sind zu untersagen: 

1. alle Handlungen, die geeignet sind, auf irgendeine 
Weise eine Verwechslung mit der Niederlassung, den 
Erzeugnissen oder der gewerblichen oder kaufmänni- 
schen Tätigkeit eines Wettbewerbers hervorzurufen; 

2. die falschen Behauptungen im geschäftlichen Verkehr, 
die geeignet sind, den Ruf der Niederlassung, der 
Erzeugnisse oder der gewerblichen oder kaufmänni- 
schen Tätigkeit eines Wettbewerbers herabzusetzen; 

3. Angaben oder Behauptungen, deren Verwendung im 
geschäftlichen Verkehr geeignet ist, das Publikum 
über die Beschaffenheit, die Art der Herstellung, die 
wesentlichen Eigenschaften, die Brauchbarkeit oder die 
Menge der Waren irrezuführen. 

Artikel lO^er 

(1) Um alle in den Artikeln 9, 10 und 10 bis bezeichne- 
ten Handlungen wirksam zu unterdrücken, verpflichten 
sich die Verbandsländer, den Angehörigen der anderen 
Verbandsländer geeignete Rechtsbehelfe zu sichern. 
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2) Ils s'engagent, en outre, ä prevoir des mesiires pour 
perniettre aux syndicats et associations representant les 
industriels, producteurs ou commergants Interesses et 
dont l'existence n'est pas contraire aux lois de leurs pays, 
d'agir en justice ou aupres des autorites administratives, 
en vue de la repression des actes prevus par les arti- 
cles 9, 10 et dans la mesure oü la ioi du pays dans 

lequcl la protection est reclamee le permct aux syndi- 
cats et associations de ce pays. 


A rt i c 1 c 11 

1) Les pays de l'Union accorderont, conformement ä 
leur legislation Interieure, une protection temporaire aux 
inventions brevetables, aux modeles d’utilite, aux dessins 
ou modeles industriels ainsi qu'aux marques de fabrique 
ou de commerce, pour les produits qui figureront aux 
expositions internationales officielles ou officiellement 
reconnues organisces sur le territoire de Lun d’eux. 

2) Cette protection temporaire ne prolongera pas les 
delais de l'article 4. Si, plus tard, le droit de priorite est 
invoque, l'Administration de chaque pays pourra faire 
partir le delai de la date de l'introduction du produit dans 
l'exposition. 

3J Chaque pays pourra exiger, comme preuve de l’iden- 
tite de l'objet expose et de la date d'introduction, les 
pieces justificatives qu'il jugera necessaires. 


A r t i c 1 e 12 

1) Chacun des pays de l’Union s'engage ä ctablir un 
Service special de la propriete industrielle et un depöt 
central pour la communication au public des brevets 
d’invention, des modeles d'utilite, des dessins ou modeles 
industriels et des marques de fabrique ou de commerce. 

2) Ce Service publiera une feuille periodique officielle, 
II publiera regulierement: 

a) les noms des titulaires des brevets delivres, avec une 
breve designation des inventions brevetees; 

b) les reproductions des marques enregistrces. 

A r t i c 1 e 13 

1) a) L'Union a une Assemblee composee des pays de 

l'Union lies par les articles 13 a 17. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est represente 
par un delegue, qui peut etre assiste de sup- 
pleants, de conseillers et d'experts. 

c) Les depenses de chaque delegation sont suppor- 
tees par le Gouvernement qui l'a designee. 

2) a) L’ Assemblee: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le developpement de l'Union et 
l'application de la presente Convention; 
ii) donne au Bureau international de la pro- 
pricte intellectuelle (ci-apres denomme «le 
Bureau international ») vise dans la Conven- 
tion instituant l’Organisation Mondiale de 
la Propriete Intellectuelle (ci-apres denom- 
mee « l'Organisation ») des directives con- 
cernant la preparation des Conferences de 
revision, compte etant düment tenu des 


(2) Sie verpflichten sich außerdem, Maßnahmen zu 
treffen, um den Verbänden und Vereinigungen, welche 
die beteiligten Gewerbetreibenden, Erzeuger oder Händ- 
ler vertreten und deren Bestehen den Gesetzen ihres 
Landes nicht zuwiderläuft, das Auftreten vor Gericht oder 
vor den Verwaltungsbehörden zum Zweck der Unter- 
drückung der in den Artikeln 9, 10 und 10 bis bezeichneten 
Handlungen in dem Maß zu ermöglichen, wie es das 
Gesetz des Landes, in dem der Schutz beansprucht wird, 
den Verbänden und Vereinigungen dieses Landes ge- 
stattet. 

Artikel 11 

(1) Die Verbandsländer werden nach Maßgabe ihrer 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften den patentfähigen Er- 
findungen, den Gebrauchsmustern, den gewerblichen 
Mustern oder Modellen sowie den Fabrik- oder Handels- 
marken für Erzeugnisse, die in einem Verbandsland auf 
den amtlichen oder amtlich anerkannten internationalen 
Ausstellungen zur Schau gestellt werden, einen zeitwei- 
ligen Schutz gewähren. 

(2) Dieser zeitweilige Schutz verlängert die Fristen des 
Artikels 4 nicht. Wird später das Prioritätsrecht bean- 
sprucht, so kann die Behörde eines jeden Landes die 
Frist mit dem Zeitpunkt beginnen lassen, zu dem das 
Erzeugnis in die Ausstellung eingebracht worden ist. 

(3) Jedes Land kann zum Nachweis der Übereinstim- 
mung des ausgestellten Gegenstandes und des Zeit- 
punkts der Einbringung die ihm notwendig erscheinenden 
Belege verlangen. 

Artikel 12 

(1) Jedes der Verbandsländer verpflichtet sich, ein 
besonderes Amt für gewerbliches Eigentum und eine 
Zentralhinterlegungsstelle einzurichten, um die Erfin- 
dungspatente, die Gebrauchsmuster, die gewerblichen 
Muster oder Modelle und die Fabrik- oder Handelsmar- 
ken der Öffentlichkeit zur Kenntnis zu bringen. 

(2) Dieses Amt wird ein regelmäßig erscheinendes amt- 
liches Blatt herausgeben. Es wird regelmäßig veröffent- 
lichen: 

a) die Namen der Inhaber der erteilten Patente mit 
einer kurzen Bezeichnung der patentierten Erfindun- 
gen,- 

b) die Abbildungen der eingetragenen Marken. 

Artikel 13 

(1) a) Der Verband hat eine Versammlung, die sich 

aus den durch die Artikel 13 bis 17 gebundenen 
Verbandsländern zusammensetzt. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer- 
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Er- 
haltung und die Entwicklung des Verbandes 
sowie die Anwendung dieser Übereinkunft; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro für geisti- 
ges Eigentum (im folgenden als „das Inter- 
nationale Büro" bezeichnet), das in dem 
Übereinkommen zur Errichtung der Welt- 
organisation für geistiges Eigentum (im 
folgenden als „die Organisation" bezeich- 
net) vorgesehen ist, Weisungen für die Vor- 
bereitung der Revisionskonferenzen unter 
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observations des pays de l’Union qui ne 
sont pas lies par les articles 13 ä 17; 

iii) examine et approuve les rapports et les ac- 
tivites du Directeur general de l’Organisa- 
tion relatifs ä l'Union et lui donne toutes 
directives utiles concernant les questions de 
la competence de l’Union; 

iv) elit les membres du Comite executif de 
TAssemblee; 

v) examine et approuve les rapports et les ac- 
tivites de son Comite executif et lui donne 
des directives; 

vi) arrete le Programme, adopte le budget 
triennal de l’Union et approuve ses comptes 
de clöture; 

vii) adopte le regiement financier de l’Union; 

viii) cree les comites d'experts et groupes de 
travail qu’elle juge utiles ä la realisation 
des objectifs de l'Union; 

ix) decide quels sont les pays non membres de 
l'Union et quelles sont les organisations 
intergouvernementales et internationales 
non-gouvernementales qui peuvent etre 
admis ä ses reunions en qualite d’observa- 
teurs; 

x) adopte les modifications des articles 13 ä 
17; 

xi) entreprend toute autre action appropriee en 
vue d’atteindre les objectifs de l’Union; 

xii) s'acquitte de toutes autres täches qu’impli- 
que la presente Convention; 

xiii) exerce, sous reserve qu'elle les accepte, les 
droits qui lui sont conferes par la Conven- 
tion instituant l’Organisation. 

b) Sur les questions qui interessent egalement d’au- 
tres Unions administrees par l’Organisation, 
l’Assemblee statue connaissance prise de l’avis 
du Comite de Coordination de l'Organisation. 

3) a) Sous reserve des dispositions du sous-alinea b), 

un delegue ne peut representer qu’un seul pays. 

b) Des pays de l'Union groupes en vertu d un ar- 
rangement particulier au sein d'un office com- 
mun ayant pour chacun d'eux le caractere de 
Service national special de la propriete indus- 
trielle vise ä l'article 12 peuvent etre, au cours 
des discussions, representes dans leur ensemble 
par Tun d’eux. 

4) a) Chaque pays membre de l'Assemblee dispose 

d’une voix. 

b) La moitie des pays membres de l’Assemblee 
constitue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du sous-alinea b), 
si, lors d'une session, le nombre des pays re- 
presentes est inferieur ä la moitie mais egal ou 
superieur au tiers des pays membres de l'As- 
semblee, celle-ci peut prendre des decisions; 
toutefois, les decisions de l'Assemblee, ä l’excep- 
tion de celles qui concernent sa procedure, ne 
deviennent executoires que lorsque les condi- 
tions enoncees ci-apres sont remplies. Le Bureau 


gebührender Berücksichtigung der Stellung- 
nahmen der Verbandsländer, die durch die 
Artikel 13 bis 17 nicht gebunden sind; 

iii) prüft und billigt die Berichte und die Tätig- 
keit des Generaldirektors der Organisation 
betreffend den Verband und erteilt ihm 
alle zweckdienlichen Weisungen in Fragen, 
die in die Zuständigkeit des Verbandes 
fallen; 

iv) wählt die Mitglieder des Exekutivausschus- 
ses der Versammlung; 

v) prüft und billigt die Berichte und die Tätig- 
keit ihres Exekutivausschusses und erteilt 
ihm Weisungen; 

vi) legt das Programm fest, beschließt den Drei- 
jahres-Haushaltsplan des Verbandes und 
billigt seine Rechnungsabschlüsse; 

vii) beschließt die Finanzvorschriften des Ver- 
bandes; 

viii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des Verbandes für zweckdienlich 
hält; 

ix) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
Verbandes, welche zwischenstaatlichen und 
welche internationalen nichtstaatlichen Or- 
ganisationen zu ihren Sitzungen als Beob- 
achter zugelassen werden; 

x) beschließt Änderungen der Artikel 13 bis 17; 

xi) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des Verbandes geeig- 
net ist; 

xii) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus dieser Übereinkunft ergeben; 

xiii) übt vorbehaltlich ihres Einverständnisses 
die ihr durch das Übereinkommen zur Er- 
richtung der Organisation übertragenen 
Rechte aus. 

b) Uber Fragen, die auch für andere von der Or- 
ganisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach Anhö- 
rung des Koordinierungsausschusses der Orga- 
nisation. 

(3) a) Vorbehaltlich des Buchstaben b kann ein Dele- 

gierter nur ein Land vertreten. 

b) Verbandsländer, die durch ein Sonderabkommen 
ein gemeinsames Amt errichtet haben, das für 
jedes von ihnen das besondere nationale Amt 
für gewerbliches Eigentum im Sinn des Artikels 12 
darstellt, können bei den Beratungen in ihrer 
Gesamtheit durch eines von ihnen vertreten sein. 

(4) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 

über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähigkeit 
erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver- 
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter- 
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international communique lesdites decisions aux 
pays membres de l'Assemblee qui n'etaient pas 
representes, en les invitant ä exprimer par ecrit, 
dans un delai de trois mois ä compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur abs- 
tention. Si, ä l'expiration de ce delai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprime leur vote ou leur 
abstention est au moins egal au nombre de pays 
qui faisait defaut pour que le quorum tut atteint 
lors de la session, lesdites decisions deviennent 
executoires, pourvu qu en meme temps la majo- 
rite necessaire reste acquise. 

d) Sous reserve des dispositions de l'article 17.2), 
les decisions de l’Assemblee sont prises ä la 
majorite des deux tiers des votes exprimes. 

e) L' abstention n'est pas consideree comme un vote. 

5) a) Sous reserve du sous-alinea b), un delegue ne 
peut voter qu'au nom d'un seul pays. 

b) Les pays de l’Union vises a l’alinea 3) b) s'effor- 
cent, en regle generale, de se faire representer 
aux sessions de l'Assemblee par leurs propres 
delegations. Toutefois, si, pour des raisons ex- 
ceptionnelles, Tun desdits pays ne peut se faire 
representer par sa propre deiegation, il peut 
donner ä la deiegation d'un autre de ces pays le 
pouvoir de voter en son nom, etant entendu 
qu'une deiegation ne peut voter par procuration 
que pour un seul pays. Tout pouvoir ä cet effet 
doit faire l’objet d’un acte signe par le dief 
de l'Etat ou par le ministre competent. 


6) Les pays de l'Union qui ne sont pas membres de 
l’Assemblee sont admis ä ses reunions en qualite d'ob- 
servateurs. 

7) a) L'Assemblee se reunit une fois tous les trois ans 

en Session ordinaire sur convocation du Direc- 
teur general et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la meme periode et au meme lieu que l'Assem- 
blee generale de LOrganisation. 

b) L'Assemblee se reunit en session extraordinaire 
sur convocation adressee par le Directeur gene- 
ral, ä la demande du Comite executif ou ä la 
demande d'un quart des pays membres de l'As- 
semblee. 

8) L’Assemblee adopte son regiement Interieur. 


Article 14 

1) L'Assemblee a un Comite executif. 

2) a) Le Comite executif est compose des pays elus 

par l’Assemblee parmi les pays membres de 
celle-ci. En outre, le pays sur le territoire duquel 
LOrganisation a son siege dispose, ex officio, 
d'un siege au Comite, sous reserve des disposi- 
tions de l'article 16.7) b). 

b) Le Gouvernement de chaque pays membre du 
Comite executif est represente par un delegue, 
qui peut etre assiste de suppleants, de conseil- 
lers et d'experts. 

c) Les depenses de chaque deiegation sont suppor- 
tees par le Gouvernement qui La designee. 

3) Le nombre des pays membres du Comite executif 
correspond au quart du nombre des pays membres de 
l’Assemblee. Dans le calcul des sieges ä pourvoir, le 


nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit- 
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder Stimm- 
enthaltung bekanntzugeben. Entspricht nach Ab- 
lauf der Frist die Zahl der Länder, die auf diese 
Weise ihre Stimme oder Stimmenthaltung be- 
kanntgegeben haben, mindestens der Zahl der 
Länder, die für die Erreichung des Quorums 
während der Tagung gefehlt hatte, so werden 
die Beschlüsse wirksam, sofern gleichzeitig die 
erforderliche Mehrheit noch vorhanden ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 17 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim- 
men. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

(5) a) Vorbehaltlich des Buchstaben b kann ein Dele- 

gierter nur im Namen eines Landes abstimmen. 

b) Die in Absatz 3 Buchstabe b bezeichneten Ver- 
bandsländer sind bestrebt, sich bei den Tagungen 
der Versammlung in der Regel durch ihre eige- 
nen Delegationen vertreten zu lassen. Kann sich 
jedoch eines dieser Länder aus außergewöhn- 
lichen Gründen nicht durch seine eigene Dele- 
gation vertreten lassen, so kann es die Delega- 
tion eines anderen dieser Länder ermächtigen, 
in seinem Namen abzustimmen; jedoch kann eine 
Delegation in Vertretung nur eines anderen 
Landes abstimmen. Jede zu diesem Zweck er- 
teilte Vollmacht muß in einer vom Staatsober- 
haupt oder zuständigen Minister Unterzeichneten 
Urkunde enthalten sein. 

(6) Die Verbandsländer, die nicht Mitglied der Ver- 
sammlung sind, werden zu den Sitzungen der Versamm- 
lung als Beobachter zugelassen. 

(7) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 

den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn der Exekutivausschuß 
oder ein Viertel der Mitgliedländer der Ver- 
sammlung es verlangt. 

(8) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 14 

(1) Die Versammlung hat einen Exekutivausschuß. 

(2) a) Der Exekutivausschuß setzt sich aus den von 

der Versammlung aus dem Kreis ihrer Mitglied- 
länder gewählten Ländern zusammen. Außerdem 
hat das Land, in dessen Hoheitsgebiet die Orga- 
nisation ihren Sitz hat, vorbehaltlich des Ar- 
tikels 16 Absatz 7 Buchstabe b ex officio einen 
Sitz im Ausschuß. 

b) Die Regierung jedes Mitgliedlandes des Exeku- 
tivausschusses wird durch einen Delegierten 
vertreten, der von Stellvertretern, Beratern und 
Sachverständigen unterstützt werden kann. 

c) Die Kosten jeder Deiegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(3) Die Zahl der Mitgliedländer des Exekutivausschus- 
ses entspricht einem Viertel der Zahl der Mitgliedländei 
der Versammlung. Bei der Berechnung der zu vergeben- 
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reste subsistant apres la division par quatre n’est pas 
pris en consideration. 

4) Lors de l'election des membres du Comite execulif, 
l Assemblee tient compte d'une reparlition geographique 
equitable et de la necessite pour tous ies pays parlies 
aux Arrangements particuliers etabiis en relation avec 
rUnion d'etre parmi les pays constituant le Comite exe- 

Cütif. 

5) a) Les membres du Comite executif restent en fonc- 

tions a partir de la cloture de la Session de 
LAssemblee au cours de laquelle ils ont ete elus 
jusqu'au terme de la session ordinaire suivante 
de LAssemblee. 

b) Les membres du Comite executif sont reeli- 
gibles dans la limite maximale des deux tiers 
d'entre eux. 

c) L’Assemblee regiemente les modalites de Lelec- 
tion et de la reelection eventuelle des membres 
du Comite executif. 

6) a) Le Comite executif: 

i) prepare le projet d ordre du jour de LAssem- 
blee; 

ii) soumet ä LAssemblee des propositions rela- 
tives aux projets de Programme et de budget 
triennal de LUnion prepares par le Directeur 
general; 

iii) se prononce, dans les limites du Programme 
et du budget triennal, sur les programmes et 
budgets annuels prepares par le Directeur 
general; 

iv) soumet a LAssemblee, avec les commentaires 
appropries, les rapports periodiques du Di- 
recteur general et les rapports annuels de 
verification des comptes; 

v) prend toutes mesures utiles en vue de Lexe- 
cution du Programme de LUnion par le Di- 
recteur general, conformement aux decisions 
de LAssemblee et en tenant compte des cir- 
constances survenant entre deux sessions 
ordinaires de ladite Assemblee; 

\ i) s’acquitte de toutes autres täches qui lui sonl 
attribuees dans le cadre de la presente Con- 
vention. 

b) Sur les questions qui interessent egalement d'au- 
tres Unions administrees par LOrganisation, le 
Comite executif statue connaissance prise de 
Lavis du Comite de coordination de LOrganisa- 
tion, 

7) a) Le Comite executif se reiinit une fois par an en 

Session ordinaire, sur convocation du Directeur 
general, autant que possible pendant la meme 
Periode et au meme lieu que le Comite de co- 
ordination de LOrganisation. 

b) Le Comite executif se reunit en session extra- 
ordinaire sur convocation adressee par le Direc- 
teur general soit ä Linitiative de celui-ci, soit a 
la demande de son President ou d'un quart de 
ses membres. 

8) a) Chaque pays membre du Comite executif dispose 

d'une voix. 

b) La moitie des pays membres du Comite executif 
constitue le quorum. 

c) Les decisions sont prises ä la majorite simple 
des votes exprimes. 


den Sitze wird der nach Teilung durch vier verbleibende 
Rest nicht berücksichtigt. 

(4) Bei der Wahl der Mitglieder des Exekutivausschus- 
ses trägt die Versammlung einer angemessenen geogra- 
phischen Verteilung und der Notwendigkeit Rechnung, 
daß unter den Ländern des Exekutivausschusses Vertrags- 
länder der im Rahmen des Verbandes errichteten Sonder- 
abkommen sind. 

(5) a) Die Mitglieder des Exekutivausschusses üben 

ihr Amt vom Schluß der Tagung der Versamm- 
lung, in deren Verlauf sie gewählt worden sind, 
bis zum Ende der darauffolgenden ordentlichen 
Tagung der Versammlung aus, 

b) Höchstens zwei Drittel der Mitglieder des Exe- 
kutivausschusses können wiedergewählt werden, 

t) Die Versammlung regelt die Einzelheiten der 
Wahl und der etwaigen Wiederwahl der Mit- 
glieder des Exekutivausschusses. 

(h) a) Der Exekutivausschuß 

i) bereitet den Entwurf der Tagesordnung der 
Versammlung vor; 

li) unterbreitet der Versammlung Vorschläge zu 
den vom Generaldirektor vorbereiteten Ent- 
würfen des Programms und des Dreijahres- 
Haushaltsplans des Verbandes; 
lii) stellt im Rahmen des Programms und des 
Dreijahres-Haushaltsplans die vom General- 
direktor vorbereiteten Jahresprogramme und 
Jahreshaushaltspläne auf; 
iv) unterbreitet der Versammlung mit entspre- 
chenden Bemerkungen die periodischen Be- 
richte des Generaldirektors und die jährli- 
chen Berichte über die Rechnungsprüfung; 
\1 trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen zur 
Durchführung des Programms des Verbandes 
durch den Generaldirektor in Übereinstim- 
mung mit den Beschlüssen der Versammlung 
und unter Berücksichtigung der zwischen zwei 
ordentlichen Tagungen der Versammlung 
eintretonden Umstände; 

vi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
ihm im Rahmen dieser Übereinkunft über- 
tragen werden. 

b) Über Fragen, die auch für andere von der Or- 
ganisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet der Exekutivausschuß nach An- 
hörung des Koordinierungsausschusses der Or- 
ganisation. 

(7) a) Der Exekutivausschuß tritt nach Einberufung 

durch den Generaldirektor jedes Jahr einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar 
möglichst zu derselben Zeit und an demselben 
Ort wie der Koordinierungsausschuß der Or- 
ganisation. 

b) Der Exekutivausschuß tritt nach Einberufung 
durch den Generaldirektor zu einer außerordent- 
lichen Tagung zusammen, entweder auf Initia- 
tive des Generaldirektors oder wenn der Vor- 
sitzende oder ein Viertel der Mitglieder des 
Exekutivausschusses es verlangt. 

(8) a) Jedes Mitgliedland des Exekutivausschusses ver- 

fügt über ein Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer des Exekutivaus- 
schusses bildet das Quorum. 

c) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefaßt. 


115 



Drucksache VI/401 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


d) L'abstention n'est pas consideree comme un 
vote, 

e) Un delegue ne peut representer qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

9) Les pays de l'Union qui ne sont pas membres du 
Comite executif sont admis ä ses reunions en qualite 
d'observateurs. 

10) Le Comite executif adopte son regiement Interieur. 


A r t i c 1 e 15 

1) a) Les täches administratives incombant a l'Union 

sont assurees par le Bureau international, qui 
succede au Bureau de l’Union reuni avec le 
Bureau de l’Union institue par la Convention 
internationale pour la protection des oeuvres 
litteraires et artistiques. 

b) Le Bureau international assure notamment le 
secretariat des divers organes de l’Union. 

c) Le Directeur general de l'Organisation est le plus 
haut fonclionnaire de l’Union et la represente. 

2) Le Bureau international rassemble et publie les in- 
forniations concernant la protection de la propricte in- 
dustrielle. Chaque pays de l'Union communique aussitöt 
que possible au Bureau international le texte de toute 
nouvelle loi ainsi que tous textes otticiels concernant la 
protection de la propriete industrielle. II fournit, en 
outre, au Bureau international toutes publications de ses 
Services conipetents en matiere de propriete industrielle 
qui touchent directement la protection de la propriete 
industrielle et sont jugees par le Bureau international 
comme presentant un interet pour ses activites, 

3) Le Bureau international publie un periodique men- 
suel. 

4) Le Bureau international fournit, ä tout pays de 
l'Union, sur sa demande, des renseignements sur les 
questions relatives ä la protection de la propriete indus- 
trielle. 

5) Le Bureau international procede ä des etudes et 
fournit des Services destines ä faciliter la protection de 
la propriete industrielle. 

6) Le Directeur general et tout membre du personnel 
designe par lui prennent part, sans droit de vote, ä tou- 
tes les reunions de l'Assemblee, du Comite executif et de 
tout autre Comite d’experts ou groupe de travail. Le 
Directeur general ou un membre du personnel designe 
par lui est d’office secretaire de ces organes. 

7) a) Le Bureau international, selon les directives de 

l'Assemblee et en Cooperation avec le Comite 
executif, prepare les Conferences de revision des 
dispositions de la Convention autres que les 
articles 13 a 17. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga- 
nisations intergouvernementales et internatio- 
nales non gouvernementales sur la preparation 
des Conferences de revision. 

c) Le Directeur general et les personnes designees 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
deliberations dans ces Conferences. 

8) Le Bureau international execute toutes autres täches 
qui lui sont attribuees. 


d) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

e) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und 
nur in dessen Namen abstimmen. 

(9) Die Verbandsländer, die nicht Mitglied des Exe- 
kutivausschusses sind, werden zu dessen Sitzungen als 
Beobachter zugelassen. 

(10) Der Exekutivausschuß gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

Artikel 15 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des Verbandes wer- 

den vom Internationalen Büro wahrgenommen, 
das an die Stelle des mit dem Verbandsbüro der 
internationalen Übereinkunft zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst vereinigten 
Büros des Verbandes tritt. 

b) Das Internationale Büro besorgt insbesondere 
das Sekretariat der verschiedenen Organe des 
Verbandes. 

c) Der Generaldirektor der Organisation ist der 
höchste Beamte des Verbandes und vertritt den 
Verband, 

(2) Das Internationale Büro sammelt und veröffentlicht 
Informationen über den Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums. Jedes Verbandsland teilt so bald wie möglich dem 
Internationalen Büro alle neuen Gesetze und anderen 
amtlichen Texte mit, die den Schutz des gewerblichen 
Eigentums betreffen. Es übermittelt außerdem dem Inter- 
nationalen Büro alle jene Veröffentlichungen seiner für 
das gewerbliche Eigentum zuständigen Stellen, die un- 
mittelbar den Schutz des gewerblichen Eigentums be- 
rühren und nach Meinung des Internationalen Büros für 
seine Tätigkeit von Interesse sind. 

(3) Das Internationale Büro gibt eine monatlich er- 
scheinende Zeitschrift heraus. 

(4) Das Internationale Büro erteilt jedem Verbandsland 
auf Verlangen Auskünfte über Fragen betreffend den 
Schutz des gewerblichen Eigentums. 

(5) Das Internationale Büro unternimmt Untersuchun- 
gen und leistet Dienste zur Erleichterung des Schutzes 
des gewerblichen Eigentums. 

(6) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung, des Exekutivausschus- 
ses und aller anderen Sachverständigenausschüsse oder 
Arbeitsgruppen teil. Der Generaldirektor oder ein von 
ihm bestimmtes Mitglied des Personals ist von Amts 
wegen Sekretär dieser Organe. 

(7) a) Das Internationale Büro bereitet nadi den Wei- 

sungen der Versammlung und in Zusammen- 
arbeit mit dem Exekutivausschuß die Konferen- 
zen zur Revision der Bestimmungen der Über- 
einkunft mit Ausnahme der Artikel 13 bis 17 
vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei- 
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaat- 
liche sowie internationale nichtstaatliche Orga- 
nisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm- 
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an de» 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(8) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 
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Article 16 

1) a) L'Union a un budget. 

b) Le budget de l'Union comprend les recettes et 
les depenses propres ä l'Union, sa contribution 
au budget des depenses communes aux Unions, 
ainsi que, le cas echeant, la somme mise ä la 
disposition du budget de la Conference de l’Or- 
ganisation. 

c) Sont considerees comme depenses communes 
aux Unions les depenses qui ne sont pas attri- 
buees exclusivement ä l’Union mais egalement ä 
une ou plusieurs autres Unions administrees par 
rOrganisation. La part de l'Union dans ces de- 
penses communes est proportionnelle ä l'interet 
que ces depenses presentent pour eile. 

2) Le budget de l'Union est arrete compte teiiu des 
exigences de coordination avec les budgets des autres 
Unions administrees par l'Organisation. 

3) Le budget de l'Union est finance par les ressources 
suivantes: 

i) les contributions des pays de l'Union; 

ii) les taxes et sommes dues pour les Services rendus 
par le Bureau international au titre de l'Union; 

iii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l'Union et les droits affe- 
rents ä ces publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 

v) les loyers, interets et autres revenus divers. 

4) a) Pour determiner sa part contributive dans le 

budget, chaque pays de l'Union est ränge dans 
une classe et paie ses contributions annuelles 
sur la base d'un nombre d'unites fixe comme 
suit: 


Classe I 25 

Classe II 20 

Classe III 15 

Classe IV 10 

Classe V 5 

Classe VI 3 

Classe VII 1 


b) A moins qu'il ne l'ait fait precedemment, chaque 
pays indique, au moment du depöt de son Instru- 
ment de ratification ou d'adhesion, la classe dans 
laquelle il desire etre ränge. II peut changer de 
classe. S'il choisit une classe inferieure, le pays 
doit en faire part ä l'Assemblee lors d'une de 
ses sessions ordinaires. Un tel changement prend 
effet au debut de l'annee civile suivant ladite 
Session. 

c) La contribution annuelle de chaque pays consiste 
en un montant dont le rapport ä la somme totale 
des contributions annuelles au budget de 1 Union 
de tous les pays est le meme que le rapport 
entre le nombre des unites de la classe dans 
laquelle il est ränge et le nombre total des uni- 
tes de l’ensembie des pays. 

d) Les contributions sont dues au premier janvier 
de chaque annee. 

e) Un pays en retard dans le paiement de ses con- 
tributions ne peut exercer son droit de vote, 
dans aucun des Organes de l'Union dont il est 
membre, si le montant de son arriere est egal ou 
superieur ä celui des contributions dont il est 
redevable pour les deux annees completes ecou- 


Artikel 16 

(1) a) Der Verband hat einen Haushaltsplan. 

b) Der Haushaltsplan des Verbandes umfaßt die 
eigenen Einnahmen und Ausgaben des Verban- 
des, dessen Beitrag zum Haushaltsplan der ge- 
meinsamen Ausgaben der Verbände sowie ge- 
gebenenfalls den dem Haushaltsplan der Kon- 
ferenz der Organisation zur Verfügung gestellten 
Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem Ver- 
band, sondern auch einem oder mehreren ande- 
ren von der Organisation verwalteten Verbän- 
den zuzurechnen sind. Der Anteil des Verbandes 
an diesen gemeinsamen Ausgaben entspricht 
dem Interesse, das der Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des Verbandes wird unter Be- 
rücksichtigung der Notwendigkeit seiner Abstimmung 
mit den Haushaltsplänen der anderen von der Organi- 
sation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des Verbandes umfaßt folgende 
Einnahmen: 

i) Beiträge der Verbandsländer; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienstleistungen des Inter- 
nationalen Büros im Rahmen des Verbandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent- 
lichungen des Internationalen Büros, die den Verband 
betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Verbandsland wird zur Bestimmung sei- 

nes Beitrags zum Haushaltsplan in eine Klasse 
eingestuft und zahlt seine Jahresbeiträge auf 
der Grundlage einer Zahl von Einheiten, die wie 
folgt festgesetzt wird; 


Klasse I 25 

Klassen 20 

Klasse III 15 

Klasse IV 10 

Klasse V 5 

Klasse VI 3 

Klasse VII 1 


b) Falls es dies nicht schon früher getan hat, gibt 
jedes Land gleichzeitig mit der Hinterlegung 
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde die 
Klasse an, in die es eingestuft zu werden 
wünscht. Es kann die Klasse wechseln. Wählt es 
eine niedrigere Klasse, so hat es dies der Ver- 
sammlung auf einer ihrer ordentlichen Tagungen 
mitzuteilen. Ein solcher Wechsel wird zu Beginn 
des auf diese Tagung folgenden Kalenderjahres 
wirksam. 

c) Der Jahresbeitrag jedes Landes besteht aus 
einem Betrag, der in demselben Verhältnis zu 
der Summe der Jahresbeiträge aller Länder zum 
Haushaltsplan des Verbandes steht wie die Zahl 
der Einheiten der Klasse, in die das Land ein- 
gestuft ist, zur Summe der Einheiten aller 
Länder. 

d) Die Beiträge werden am 1. Januar jedes Jahres 
fällig. 

e) Ein Land, das mit der Zahlung seiner Beiträge 
im Rückstand ist, kann sein Stimmrecht in kei- 
nem der Organe des Verbandes, denen es als 
Mitglied angehört, ausüben, wenn der rück- 
ständige Betrag die Summe der von ihm für die 
zwei vorhergehenden vollen Jahre geschuldeten 
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lees. Cependant, un tel pays peut etre autorise ä 
conserver T'exercice de son droit de vote au 
sein dudit organe aussi longtemps que ce der- 
nier estime que le retard resulte de circonstan- 
ces exceptionnelles et inevitables. 

f) Dans le cas oü le budget n’est pas adopte avant 
le debut d'un nouvel exercice, le budget de l’an- 
nee precedente est reconduit selon les modalites 
prevues par le regiement financier. 

5) Le montant des taxes et sommes dues pour des 
Services rendus par le Bureau international au titre de 
rUnion est fixe par le Directeur general, qui en fait rap- 
port ä l’Assemblee et au Comite executif. 

6) a) L'Union possede un fonds de roulement consti- 

tue par un versement unique effectue par chaque 
pays de l'Union. Si le fonds devient insuffisant, 
l’Assemblee decide de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds precite ou de sa participation a l’aug- 
mentation de celui-ci est proportionnel ä la con- 
tribution de ce pays pour l’annee au cours de 
laquelle le fonds est constitue ou l'augmentation 
decidee. 

c) La Proportion et les modalites de versement sont 
arretees par l'Assemblee sur proposition du Di- 
recteur general et apres avis du Comite de coor- 
dination de l'Organisation. 

7) a) L'Accord de siege conclu avec le pays sur le 

territoire duquel l'Organisation a son siege pre- 
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles eiles 
sont accordees font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords separes entre le pays en cause et 
l'Organisation. Aussi longtemps qu’il est tenu 
d'accorder des avances, ce pays dispose ex offi- 
cio d’un siege au Comite executif. 


b) Le pays vise au sous-alinea a) et l'Organisalion 
ont diacun le droit de denoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par ecrit. La denonciation prend effet trois ans 
apres la fin de l'annee au cours de laquelle eile 
a ete notifiee. 

8) La verification des comptes est assuree, selon les 
modalites prevues par le regiement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union ou par des controleurs exte- 
rieurs, qui sont, avec leur consentement, designes par 
l'Assemblee. 

A r ti cl e 17 

1) Des propositions de modification des articles 13, 14, 
15, 16 et du present article peuvent etre presentees par 
tout pays membre de l’Assemblee, par le Comite executif 
ou par le Directeur general. Ces propositions sont com- 
muniquees par ce dernier aux pays membres de l As- 
semblee six mois au moins avant d'etre soumises ä l'exa- 
men de l'Assemblee. 

2) Toute modification des articles vises a l'alinea 1) est 
adoptee par l’Assemblee. L’adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimes; toutefois, toute modification 
de l'article 13 et du present alinea requiert les quatre 
cinquiemes des votes exprimes. 


Beiträge erreicht oder übersteigt. Jedoch kann 
jedes dieser Organe einem solchen Land ge- 
statten, das Stimmrecht in diesem Organ weiter 
auszuüben, wenn und solange es überzeugt ist, 
daß der Zahlungsrückstand eine Folge außer- 
gewöhnlicher und unabwendbarer Umstände ist. 

f) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Die Höhe der Gebühren und Beträge für Dienst- 
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des 
Verbandes wird vom Generaldirektor festgesetzt, der 
der Versammlung und dem Exekutivausschuß darüber 
berichtet. 

(6) a) Der Verband hat einen Betriebsmittelfonds, der 

durch eine einmalige Zahlung jedes Verbands- 
landes gebildet wird. Reicht der Fonds nicht mehr 
aus, so beschließt die Versammlung seine Er- 
höhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag dieses 
Landes für das Jahr, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird. 

c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko- 
ordinierungsausschusses der Organisation fest- 
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem 

Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der 
Betriebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe 
dieser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi- 
schen diesem Land und der Organisation. So- 
lange dieses Land verpflichtet ist, Vorschüsse 
zu gewähren, hat es ex officio einen Sitz im 
Exekutivausschuß. 

b) Das unter Buchstabe a bezeidinete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift- 
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk- 
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Verbands- 
ländern oder von außenstehenden Rechnungsprüfern vor- 
genommen, die mit ihrer Zustimmung von der Versamm- 
lung bestimmt werden. 

Artikel 17 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 13, 14, 15, 16 
und dieses Artikels können von jedem Mitgliedland der 
Versammlung, vom Exekutivausschuß oder vom General- 
direktor vorgelegt werden. Diese Vorschläge werden vom 
Generaldirektor mindestens sechs Monate, bevor sie in 
der Versammlung beraten werden, den Mitgliedländern 
der Versammlung mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Äbsatz 1 bezeichneten Arti- 
kel wird von der Versammlung beschlossen. Der Beschluß 
erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; jede 
Änderung des Artikels 13 und dieses Absatzes erfordert 
jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 
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3) Toule modification des articles vises a ralinea 1) 
entre en vigueur un mois apres la reception par le Direc- 
teur general des notifications ecrites d'acceptation, effec- 
tuee en conformite avec leurs regles constitutionnelles 
respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
elaient meinbres de l’Assemblee au moment oii la rnodi- 
fication a ete adoptee. Toute modification desdits artic- 
les ainsi acceptee lie tous les pays qui sont membres de 
l’Assemblee au moment oü la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent membres ä une date ulte- 
rieure; toutefois, toute modification qui augmente les 
obligations financieres des pays de 1' Union ne lie que 
ceux d’entre eux qui ont notifie leur acceptation de ladite 
modification. 

Ar fiele 18 

1) La presente Convention sera soumise a des revi- 
sions en vue d'y introduire les ameliorations de nature ä 
perfectionner le Systeme de l’Union. 

2) A cet effet, des Conferences auront lieu, successive- 
ment, dans l’un des pays de l'Union, entre les delegues 
desdits pays. 

3) Les modifications des articles 13 a 17 sont regies 
par les dispositions de l’article 17. 

Article 19 

II est entendu que les pays de l'Union se reservent le 
droit de prendre separement, entre eux, des arrange- 
ments particuliers pour la protection de la propriete in- 
dustrielle, en tant que ces arrangements ne contrevien- 
draient pas aux dispositions de la presente Convention. 

Article 20 

1} a) Chacun des pays de l'Union qui a signe le pre- 
sent Acte peut le ratifier et, s'il ne La pas signe, 
peut y adherer. Les Instruments de ratification et 
d'adhesion sont deposes aupres du Directeur 
general, 

b) Chacun des pays de l'Union peut declarer, dans 
son Instrument de ratification ou d'adhesion, que 
sa ratification ou son adhesion n'est pas appli- 
cable: 

i) aux articles 1 ä 12 ou 
ii) aux articles 13 ä 17. 

c) Chacun des pays de l'Union qui, conformement 
au sous-ahnea b), a exclu des effets de sa ratifi- 
cation ou de son adhesion l’un des deux groupes 
d'articles vises dans ledit sous-alinea peut, ä 
tout moment ulterieur, declarer qu'il etend les 
effets de sa ratification ou de son adhesion a ce 
groupe d'articles. Une teile declaration est de- 
posee aupres du Directeur general. 

2) d) Les articles 1 a 12 entrent en vigueur, a l'egard 
des dix premiers pays de l'Union qui ont depose 
des instruments de ratification ou d'adhesion 
Sans faire une declaration comme le permet Lali- 
nea 1) b) i), trois mois apres le depot du dixieme 
de ces instruments de ratification ou d'adhesion. 

b) Les articles 13 ä 17 entrent en vigueur, a l'egard 
des dix premiers pays de l'Union qui ont depose 
des instruments de ratification ou d'adhesion 
Sans faire une declaration comme le permet l'ali- 
nea 1) b) ii), trois mois apres le depot du dixi- 
eme de ces instruments de ratification ou d'adhe- 
sion. 


(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Arti- 
kel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungsmäßig 
zustandegekommenen Annahme des Änderungsvorschlags 
von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt der Be- 
schlußfassung über die Änderung Mitglied der Versamm- 
lung waren, beim Generaldirektor eingegangen sind. Jede 
auf diese Weise angenommene Änderung der genannten 
Artikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens der Änderung Mitglied der Versammlung sind 
oder später Mitglied werden,- jedoch bindet eine Ände- 
rung, die die finanziellen Verpflichtungen der Verbands- 
länder erweitert, nur die Länder, die die Ännahme dieser 
Änderung notifiziert haben. 

Artikel 18 

(1) Diese Übereinkunft soll Revisionen unterzogen 
werden, um Verbesserungen herbeizuführen, die geeignet 
sind, das System des Verbandes zu vervollkommnen. 

(2) Zu diesem Zweck werden der Reihe nach in einem 
der Verbandsländer Konferenzen zwischen den Delegier- 
ten dieser Länder stattfinden. 

(3) Für Änderungen der Ärtikel 13 bis 17 sind die 
Bestimmungen des Artikels 17 maßgebend. 

Artikel 19 

Es besteht Einverständnis darüber, daß die Verbands- 
länder sich das Recht Vorbehalten, einzeln untereinander 
Sonderabkommen zum Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums zu treffen, sofern diese Abkommen den Bestimmun- 
gen dieser Übereinkunft nicht zuwiderlaufen. 

Artikel 20 

(1) d) Jedes Verbandsland kann diese Fassung der 
Übereinkunft ratifizieren, wenn es sie unter- 
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie 
nicht unterzeichnet hat. Die Ratifikations- und 
Beitrittsurkunden werden beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

b) Jedes Verbandsland kann in seiner Ratihkations- 
oder Beitrittsurkunde erklären, daß sich seine 
Ratifikation oder sein Beitritt nicht erstreckt 

i) auf die Artikel 1 bis 12 oder 
ii) auf die Artikel 13 bis 17. 

(’) Jedes Verbandsland, das gemäß Buchstabe b 
eine der beiden dort bezeichneten Gruppen von 
Artikeln von der Wirkung seiner Ratifikation 
oder seines Beitritts ausgeschlossen hat, kann zu 
jedem späteren Zeitpunkt erklären, daß es die 
Wirkung seiner Ratifikation oder seines Beitritts 
auf diese Gruppe von Artikeln erstreckt. Eine 
solche Erklärung wird beim Generaldirektor 
hinterlegt. 

|2) a) Die Artikel 1 bis 12 treten für die ersten zehn 
Verbandsländer, die Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunden ohne Abgabe einer nach Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer i zulässigen Erklärung hinter- 
legt haben, drei Monate nach Hinterlegung der 
zehnten solchen Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. 

b) Die Artikel 13 bis 17 treten für die ersten zehn 
Verbandsländer, die Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunden ohne Abgabe einer nach Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii zulässigen Erklärung hinter- 
legt haben, drei Monate nach Hinterlegung der 
zehnten solchen Ratifikations- oder Beitritts- 
urkunde in Kraft. 
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c) Sous reserve de l'entree en vigueur initiale, con- 
formement aux dispositions des sous-alineas a) 
et b), de chacun des deux groupes d'articles 
vises a l'alinea 1) b) i) et ii), et sous reserve des 
dispositions de l'alinea 1) b), les articles 1 a 17 
entrent en vigueur ä l'egard de tout pays de 
rUnion, autre que ceux vises aux sous-alineas 

a) et b), qui depose un Instrument de ratification 
ou d'adhesion, ainsi qu'ä l'egard de tout pays de 
rUnion qui depose une declaration en applica- 
tion de l’alinea 1) c), trois mois apres la date de 
la notification, par le Directeur general, d’un tel 
depöt, ä moins qu'une date posterieure n'ait ete 
indiquee dans rinstrument ou la declaration 
depose. Dans ce dernier cas, le present Acte 
entre en vigueur ä l'egard de ce pays ä la date 
ainsi indiquee. 

3) A 1 egard de chaque pays de l'Union qui depose un 
instrument de ratification ou d'adhesion, les articles 18 
ä 30 entrent en vigueur a la premiere date ä laquelle Tun 
quelconque des groupes d'articles vises a l'alinea 1) b) 
entre en vigueur ä l'egard de ce pays conformement ä 
l alinea 2) a), b) ou c). 

A r t i c 1 e 21 

1) Tout pays etranger ä l'Union peut adherer au pre- 
sent Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union. Les 
Instruments d'adhesion sont deposes aupres du Directeur 
general. 

2) a) A l egard de tout pays etranger a l'Union qui a 

depose son instrument d'adhesion un mois ou 
plus avant la date d"entree en vigueur des dis- 
positions du present Acte, celui-ci entre en vi- 
gueur ä la date ä laquelle les dispositions sont 
entrees en vigueur pour la premiere fois en ap- 
plication de l'article 20.2) a) ou b), ä moins 
qu'une date posterieure n'ait ete indiquee dans 
rinstrument d'adhesion; toutefois: 

i) si les articles 1 a 12 ne sont pas entres en 
vigueur ä cette date, un tel pays sera lie, 
durant la periode interimaire avant l'entree en 
vigueur de ces dispositions, et en remplace- 
ment de celles-ci, par les articles 1 ä 12 de 
l'Acte de Lisbonne, 

ii) si les articles 13 a 17 ne sont pas entres en 
vigueur ä cette date, un tel pays sera lie, 
durant la periode interimaire avant l'entree 
en vigueur de ces dispositions, et en rempla- 
cement de celles-ci, par les articles 13 et 
14.3), 4) et 5) de l’Acte de Lisbonne. 

Si un Pays indique une date posterieure dans 
son instrument d’adhesion, le present Acte entre 
en vigueur ä l'egard de ce pays ä la date ainsi 
indiquee. 

b) A l'egard de tout pays etranger a l'Union qui a 
depose son instrument d'adhesion a une date 
posterieure ä l'entree en vigueur dun seul 
groupe d’articles du present Acte ou ä une date 
qui la precede de moins d'un mois, le present 
Acte entre en vigueur, sous reserve de ce qui 
est prevu au sous-alinea a), trois mois apres la 
date ä laquelle son adhesion a ete notifiee par 
le Directeur general, ä moins qu'une date poste- 
rieure n'ait ete indiquee dans rinstrument d'ad- 
hesion. Dans ce dernier cas, le present Acte 
entre en vigueur ä l’egard de ce pays ä la date 
ainsi indiquee. 

3) A l'egard de tout pays etranger ä l'Union qui a de- 
pose son instrument d’adhesion apres la date d'entree en 


c) Vorbehaltlich des erstmaligen Inkrafttretens 
jeder der beiden in Absatz 1 Buchstabe b Zif- 
fern i und ii bezeichneten Gruppen von Artikeln 
nach den Buchstaben a und b und vorbehaltlich 
des Absatzes 1 Buchstabe b treten die Artikel 
1 bis 17 für jedes nicht unter Buchstabe a oder b 
fallende Verbandsland, das eine Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde hinterlegt, sowie für jedes 
Verbandsland, das eine Erklärung gemäß Ab- 
satz 1 Buchstabe c hinterlegt, drei Monate nach 
dem Zeitpunkt der Notifizierung einer solchen 
Hinterlegung durch den Generaldirektor in 
Kraft, sofern in der hinterlegten Urkunde oder 
Erklärung nicht ein späterer Zeitpunkt ange- 
geben ist. In diesem Fall tritt diese Fassung der 
Übereinkunft für dieses Land zu dem angegebe- 
nen Zeitpunkt in Kraft. 

(3) Für jedes Verbandsland, das eine Ratifikations- 
Oder Beitrittsurkunde hinterlegt, treten die Artikel 18 
bis 30 in Kraft, sobald eine der beiden in Absatz 1 Buch- 
stabe b bezeichneten Gruppen von Artikeln für dieses 
Land gemäß Absatz 2 Buchstabe a, b oder c in Kraft 
tritt. 

Artikel 21 

(1) Jedes verbandslremde Land kann dieser Fassung 
der Übereinkunft beitreten und dadurch Mitglied des 
Verbandes werden. Die Beitrittsurkunden werden beim 
Generaldirektor hinterlegt. 

(2) a) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei- 

trittsurkunde einen Monat vor dem Zeitpunkt 
des Inkrafttretens von Bestimmungen dieser 
Fassung der Übereinkunft oder früher hinterlegt 
hat, tritt diese, sofern nicht ein späterer Zeit- 
punkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist, zu 
dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die Bestimmun- 
gen gemäß Artikel 20 Absatz 2 Buchstabe a oder 
b erstmals in Kraft treten; jedoch ist ein solches 
Land, 

i) wenn die Artikel 1 bis 12 zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht in Kraft getreten sind, wäh- 
rend der Übergangszeit bis zu ihrem Inkraft- 
treten an ihrer Stelle durch die Artikel 1 bis 
12 der Lissaboner Fassung der Übereinkunft 
gebunden; 

ii) wenn die Artikel 13 bis 17 zu diesem Zeit- 
punkt noch nicht in Kraft getreten sind, wäh- 
rend der Übergangszeit bis zu ihrem Inkraft- 
treten an ihrer Stelle durch die Artikel 13 
und 14 Absätze 3, 4 und 5 der Lissaboner 
Fassung der Übereinkunft gebunden. 

Gibt ein Land in seiner Beitrittsurkunde einen 
späteren Zeitpunkt an, so tritt diese Fassung 
der Übereinkunft für dieses Land zu dem an- 
gegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

b) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Bei- 
trittsurkunde nach dem Inkrafttreten einer 
Gruppe von Artikeln dieser Fassung der Über- 
einkunft oder weniger als einen Monat vor die- 
sem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese Fassung 
der Übereinkunft vorbehaltlich des Buchstaben a 
drei Monate nach dem Zeitpunkt der Notifizie- 
rung seines Beitritts durch den Generaldirektor 
in Kraft, sofern nicht ein späterer Zeitpunkt in 
der Beitrittsurkunde angegeben ist. In diesem 
Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in 
Kraft. 

(3) Für jedes verbandsfremde Land, das seine Beitritts- 
urkunde nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Über- 
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vigueur du present Acte dans sa totaiite, ou moins d'un 
mois avant cette date, le present Acte entre en vigueur 
trois mois apres la date ä laquelle son adhesion a ete 
notifiee par le Directeur general, ä moins qu’une date 
posterieure n’ait ete indiquee dans l'instrument d'adhe- 
sion. Dans ce dernier cas, le present Acte entre en vigu- 
eur d l'egard de ce pays ä la date ainsi indiquee. 


A r t i c 1 e 22 

Sous reserve des exceptions possibles prevues aux 
articles 20.1) b) et 28.2), la ratification ou l’adhesion 
empörte de plein droit accession a toutes les clauses et 
adniission a tous les avantages stipules par le present 
Acte. 


A r t i c 1 e 23 

Apres l'entree en vigueur du present Acte dans sa 
totaiite, un pays ne peut adherer ä des Actes anterieurs 
de la presente Convention. 

A r t i c 1 e 24 

1) Tout pays peut declarer dans son instrunient de rati- 
fication ou d'adhesion, ou peut informer le Directeur 
general par ecrit ä tout moment ulterieur, que la pre- 
sente Convention est applicable ä tout ou partie des ter- 
ritoires, designes dans la declaration ou la notification, 
pour lesquels il assume la responsabilite des relations 
exterieures. 

2) Tout pays qui a fait une teile declaration ou eftec- 
tue une teile notification peut, ä tout moment, notifier au 
Directeur general que la presente Convention cesse 
d'etre applicable ä tout ou partie de ces territoires. 

3) a) Toute declaration faite en vertu de l alinea 1) 

prend effet ä la meme date que la ratification ou 
l'adhesion dans l'instrument de laquelle eile a 
ete incluse, et toute notification effectuee en 
vertu de cet alinea prend effet trois mois apres 
sa notification par le Directeur general, 
b) Toute notification effectuee en vertu de l'ali- 
nea 2) prend effet douze mois apres sa reception 
par le Directeur general. 

Ar fiele 25 

1) Tollt pays partie ä la presente Convention s'engage 
a adopter, conformement ä sa Constitution, les mesures 
necessaires pour assurer Tapplication de la presente 
Convention. 

2) II est entendu qu'au moment oü un pays depose son 
Instrument de ratification ou d’adhesion, il sera en me- 
suie, conformement a sa legislation interne, de donner 
effet aux dispositions de la presente Convention. 


A r t i c 1 e 26 

1) La presente Convention demeure en vigueur sans 
lirnitation de duree. 

2) Tout pays peut denoncer le present Acte par notifi- 
cation adressee au Directeur general. Cette denonciation 
empörte aussi denonciation de tous les Actes anterieurs 
et ne produit son effet qu'ä l'egard du pays qui l'a faite, 
la Convention restant en vigueur et execiitoire a l'egard 
des autres pays de l'Union. 

3) La denonciation prend effet un an apres le jour oü 
le Directeur general a recu la notification. 


einkunft in ihrer Gesamtheit oder weniger als einen 
Monat vor diesem Zeitpunkt hinterlegt hat, tritt diese 
Fassung der Übereinkunft drei Monate nach dem Zeit- 
punkt der Notifizierung seines Beitritts durch den 
Generaldirektor in Kraft, sofern nidit ein späterer Zeit- 
punkt in der Beitrittsurkunde angegeben ist. In diesem 
Fall tritt diese Fassung der Übereinkunft für dieses Land 
zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kraft. 

Artikel 22 

Vorbehaltlich der gemäß Artikel 20 Absatz 1 Buch- 
stabe b und Artikel 28 Absatz 2 zulässigen Ausnahmen 
bewirkt die Ratifikation oder der Beitritt von Rechts 
wegen die Annahme aller Bestimmungen und die Zu- 
lassung zu allen Vorteilen dieser Fassung der Überein- 
kunft. 

Artikel 23 

Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung der Überein- 
kunft in ihrer Gesamtheit kann ein Land früheren Fas- 
sungen der Übereinkunft nicht mehr beitreten. 

Artikel 24 

(1) Jedes Land kann in seiner Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunde erklären oder zu jedem späteren Zeitpunkt 
dem Generaldirektor schriftlich notifizieren, daß diese 
Übereinkunft auf alle oder einzelne in der Erklärung oder 
Notifikation bezeichnete Hoheitsgebiete anwendbar ist, 
für deren auswärtige Beziehungen es verantwortlich ist. 

(2) Jedes Land, das eine solche Erklärung oder eine 
solche Notifikation abgegeben hat, kann dem General- 
direktor jederzeit notifizieren, daß diese Übereinkunft 
auf alle oder einzelne dieser Hoheitsgebiete nicht mehr 
anwendbar ist. 

(3) a) Jede in der Ratifikations- oder Beitritlsurkunde 

abgegebene Erklärung gemäß Absatz 1 wird 
gleichzeitig mit der Ratifikation oder dem Bei- 
tritt und jede Notifikation gemäß Absatz 1 wird 
drei Monate nach ihrer Notifizierung durch den 
Generaldirektor wirksam. 

b) Jede Notifikation gemäß Absatz 2 wird zwölf 
Monate nach ihrem Eingang beim Generaldirek- 
tor wirksam. 

Artikel 25 

(1) Jedes Vertragsland dieser Übereinkunft verpflichtet 
sich, entsprechend seiner Verfassung die notwendigen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Anwendung dieser 
Übereinkunft zu gewährleisten. 

(2) Es besteht Einverständnis darüber, daß jedes Land 
im Zeitpunkt der Hinterlegung seiner Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunde gemäß seinen innerstaatlichen Rechts- 
vorschriften in der Lage sein muß, den Bestimmungen 
dieser Übereinkunft Wirkung zu verleihen. 

Artikel 26 

(!) Diese Übereinkunft bleibt ohne zeitliche Begrenzung 
in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung der Übereinkunft 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi- 
gung aller früheren Fassungen und hat nur Wirkung für 
das Land, das sie erklärt hat; für die übrigen Verbands- 
länder bleibt die Übereinkunft in Kraft und wirksam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk- 
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein- 
gegangen ist. 


121 



Drucksache VI/401 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


4) La faculte de denonciation prevue par le present 
article ne peut etre exercee par un pays avant l’expira- 
tion d'un delai de cinq ans ä compter de la date ä la- 
quelle il est devenu membre de l'Union. 


A r t i c 1 e 27 

1) Le present Acte remplace, dans les rapports entre 
les pays auxquels il s'applique, et dans la mesure oü il 
s'applique, la Convention de Paris du 20 mars 188v3 et 
les Actes de revision siibsequents. 

2) a) A l'egard des pays auxquels le present Acte 

n'est pas applicable, ou n'est pas applicable dans 
sa totalite, mais auxquels l'Acte de Lisbonne 
du 31 octobre 1958 est applicable, ce dernier 
reste en vigueur dans sa totalite, ou dans la 
mesure oü le present Acte ne le remplace pas 
en vertu de l'alinea 1). 

b) De meme, ä l'egard des pays auxquels ni le pre- 
sent Acte, ni des parties de celui-ci, ni l'Acte de 
Lisbonne ne sont applicables, l'Acte de Londres 
du 2 juin 1934 reste en vigueur dans sa totalite, 
ou dans la mesure oü le present Acte ne le 
remplace pas en vertu de l'alinea 1). 

c) De meme, a l'egard des pays auxquels ni le 
present Acte, ni des parties de celui-ce, ni l'Acte 
de Lisbonne, ni l'Acte de Londres ne sont appli- 
cables, l'Acte de La Haye du 6 novembre 1925 
reste en vigueur dans sa totalite, ou dans la 
mesure oü le present Acte ne le remplace pas 
en vertu de l'alinea 1), 

3) Les pays etrangers a l'Union qui deviennent parties 
au present Acte l'appliquent a l'egard de tout pays de 
l'Union qui n'est pas partie a cet Acte ou qui, bien qu'y 
etant partie, a fait la declaration prevue ä l'article 20. 

l)b)i). Lesdits pays admettent que le pays de lUnion 
considere applique dans ses relations avec eux les dis- 
positions de l'Acte le plus recent auquel il est partie. 


Article 28 

1) Tout differend entre deux ou plusieurs pays de 
l'Union concernant Interpretation ou l'application de 
la presente Convention qui ne sera pas regle par voie 
de negociation peut etre porte par Tun quelconque des 
pays en cause devant la Cour internationale de Justice 
par voie de requete conforme au Statut de la Cour, a 
moins que les pays en cause ne conviennent d'un autre 
mode de regiement. Le Bureau international sera informe 
par le pays requerant du differend soumis a la Cour; il 
en donnera connaissance aux autres pays de l'Union. 


2) Tout pays peut, au moment oü il signe le present 
Acte ou depose son Instrument de ratification ou d'adhe- 
sion, declarer qu'il ne se considere pas lie par les dis- 
positions de l'alinea 1). En ce qui concerne tout differend 
entre un tel pays et tout autre pays de l'Union, les dis- 
positions de l'alinea 1) ne sont pas applicables. 

3) Tout pays qui a fait une declaration conformement 
aux dispositions de l'alinea 2) peut, ä tout moment, la 
retirer par une notification adressee au Directeur general, 


(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs* 
recht kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es 
Mitglied des Verbandes geworden ist. 


Artikel 27 

(1) Diese Fassung der Übereinkunft ersetzt in den 
Beziehungen zwischen den Ländern, auf die sie anwend- 
bar ist, und in dem Umfang, in dem sie anwendbar ist, 
die Pariser Verbandsübereinkunft vom 20. März 1883 und 
die folgenden revidierten Fassungen dieser Übereinkunft, 

(2) a) Für die Länder, auf die diese Fassung der Über- 

einkunft nicht oder nicht in ihrer Gesamtheit, 
jedoch die Lissaboner Fassung vom 31. Oktober 
1958 anwendbar ist, bleibt diese letztere in ihrer 
Gesamtheit oder in dem Umfang in Kraft, in 
dem sie nicht gemäß Absatz 1 durch diese Fas- 
sung der Übereinkunft ersetzt wird. 

b) Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder 
diese Fassung der Übereinkunft noch Teile von 
ihr, noch die Lissaboner Fassung anwendbar 
sind, die Londoner Fassung vom 2. Juni 1934 in 
ihrer Gesamtheit oder in dem Umfang in Kraft, 
in dem sie nicht gemäß Absatz 1 durch diese 
Fassung der Übereinkunft ersetzt wird. 

c) Ebenso bleibt für die Länder, auf die weder 
diese Fassung der Übereinkunft noch Teile von 
ihr, noch die Lissaboner Fassung, noch die Lon- 
doner Fassung anwendbar sind, die Flaager Fas- 
sung vom 6. November 1925 in ihrer Gesamtheit 
oder in dem Umfang in Kraft, in dem sie nidit 
gemäß Absatz 1 durch diese Fassung der Über- 
einkunft ersetzt wird. 

(3) Die verbandsfremden Länder, die Vertragspartei 
dieser Fassung der Übereinkunft werden, wenden sie im 
Verhältnis zu jedem Verbandsland an, das nicht Vertrags- 
partei dieser Fassung oder das zwar Vertragspartei die- 
ser Fassung ist, aber die in Artikel 20 Absatz 1 Buch- 
stabe b Ziffer i vorgesehene Erklärung abgegeben hat. 
Diese Länder lassen es zu, daß ein solches Verbandsland 
in seinen Beziehungen zu ihnen die Bestimmungen der 
jüngsten Fassung der Übereinkunft, deren Vertragspartei 
es ist, anwendet. 


Artikel 28 

(1) Jede Streitigkeit zwischen zwei oder mehreren Ver- 
bandsländern über die Auslegung oder die Anwendung 
dieser Übereinkunft, die nicht auf dem Verhandlungsweg 
beigelegt wird, kann von jedem beteiligten Land durch 
eine Klage, die gemäß dem Statut des Internationalen 
Gerichtshofs zu erheben ist, vor den Internationalen 
Gerichtshof gebracht werden, sofern die beteiligten Län- 
der nicht eine andere Regelung vereinbaren. Das Land, 
das die Streitigkeit vor den Internationalen Gerichtshoi 
bringt, hat dies dem Internationalen Büro mitzuteilen; 
dieses setzt die anderen Verbandsländer davon in Kennt- 
nis. 

(2) Jedes Land kann gleichzeitig mit der Unterzeich- 
nung dieser Fassung der Übereinkunft oder mit der 
Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
erklären, daß es sich durch Absatz 1 nicht als gebunden 
betrachtet. Auf Streitigkeiten zwischen einem solchen 
Land und jedem anderen Verbandsland ist Absatz 1 nicht 
anwendbar. 

(3) Jedes Land, das eine Erklärung gemäß Absatz 2 
abgegeben hat, kann sie jederzeit durch eine an den 
Generaldirektor gerichtete Notifikation zurückziehen, 
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A r t i c 1 e 29 

1) a) Le present Acte est signe en un seul exemplaire 

en langue frangaise et depose aupres du Gou- 
vernement de la Suede. 

b) Des textes officiels sont etablis par le Directeur 
general, apres consultation des Gouvernements 
interesses, dans les langues allemande, anglaise, 
espagnole, italienne, portugaise et russe, et dans 
les autres langues que l'Assemblee pourra indi- 
quer. 

c) En cas de contestation sur l'interpretation des 
divers textes, le texte frangais fait foi. 

2) Le present Acte reste ouvert ä la signature, a Stock- 
holm, jusqii’au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur general transmet deux copies, certi- 
fiees conformes par le Gouvernement de la Suede, du 
texte signe du present Acte aux Gouvernements de tous 
les pays de l'Union et, sur demande, au Gouvernement 
de tout autre pays. 

4) Le Directeur general fait enregistrer le present Acte 
aupres du Secretariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur general notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l’Union les signatures, les depöts d'ins- 
truments de ratification ou d'adhesion et de declarations 
comprises dans ces Instruments ou faites en application 
de l’article 20.1)c), l’entree en vigueur de toutes dispo- 
sitions du present Acte, les notifications de denonciation 
et les notifications faites en application de l’article 24. 


A 1 1 i c 1 e 30 

1) Jusqu ä l'entree en fonctions du premier Directeur 
general, les references, dans le present Acte, au Bureau 
international de l’Organisation ou au Directeur general 
sont considerees comme se rapportant respectivement au 
Bureau de l’Union ou ä son Directeur. 

2) Les pays de l’Union qui ne sont pas lies par les 
articles 13 ä 17 peuvent, pendant cinq ans apres l’entree 
en vigueur de la Convention instituant l'Organisation, 
exercer, s’ils le desirent, les droits prevus par les arti- 
cles 13 a 17 du present Acte, comme s'ils etaient lies 
par ces articles. Tout pays qui desire exercer lesdits 
droits depose ä cette fin aupres du Directeur general 
une notification ecrite qui prend effet ä la date de sa 
reception. De tels pays sont reputes etre membres de 
l’Assemblee jusqu'ä l’expiration de ladite periode. 


3) Aussi longtemps que tous les pays de l'Union ne 
sont pas deveiius membres de l'Organisation, le Bureau 
international de l'Organisation agit egalement en tant 
que Bureau de l’Union, et le Directeur general en tant 
que Directeur de ce Bureau. 

4) Lorsque tous les pays de l'Union sont devenus 
membres de l'Organisation, les droits, obligations et 
biens du Bureau de l'Union sont devolus au Bureau inter- 
national de l'Organisation. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, dürnent autorises ä 
cet effet, ont signe le present Acte. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour FAFRIQUE DU SUD: 

T. Sch 


Artikel 29 

(1) a) Diese Fassung der Übereinkunft wird in einer 

Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in deutscher, englischer, italienischer, portugie- 
sischer, russischer und spanischer Sprache sowie 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver- 
sammlung bestimmen kann. 

c) Bei Streitigkeiten über die Auslegung der ver- 
schiedenen Texte ist der französische Text maß- 
gebend. 

(2) Diese Fassung der Übereinkunft liegt bis zum 
13. Januar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
Unterzeichneten Textes dieser Fassung der Übereinkunft 
den Regierungen aller Verbandsländer und der Regierung 
jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung der Über- 
einkunft beim Sekretariat der Vereinten Nationen re- 
gistrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Verbandsländer die Unterzeichnungen, die Hinter- 
legungen von Ratifikations- oder Beitrittsurkunden sowie 
die in diesen Urkunden enthaltenen oder gemäß Arti- 
kel 20 Absatz 1 Buchstabe c abgegebenen Erklärungen, 
das Inkrafttreten aller Bestimmungen dieser Fassung der 
Übereinkunft, die Notifikationen von Kündigungen und 
die Notifikationen gemäß Artikel 24. 

Artikel 30 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General- 
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung der Über- 
einkunft auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des Verbandes oder seinen Direktor. 

(2) Verbandsländer, die nicht durch die Artikel 13 bis 
17 gebunden sind, können, wenn sie dies wünschen, wäh- 
rend eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 13 
bis 17 dieser Fassung der Übereinkunft vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel 
gebunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck beim General- 
direktor eine schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt 
ihres Eingangs wirksam wird. Solche Länder gelten bis 
zum Ablauf der genannten Frist als Mitglied der Ver- 
sammlung. 

(3) Solange nicht alle Verbandsländer Mitglied der 
Organisation geworden sind, handelt das Internationale 
Büro der Organisation zugleich als Büro des Verbandes 
und der Generaldirektor als Direktor dieses Büros. 

(4) Sobald alle Verbandsländer Mitglied der Organisa- 
tion geworden sind, gehen die Rechte und Verpflichtun- 
gen sowie das Vermögen des Büros des Verbandes auf 
das Internationale Büro der Organisation über. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be- 
vollmächtigten Unterzeichneten diese Fassung der Über- 
einkunft unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Für SÜDAFRIKA: 

oeman 
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Pour l'ALGERIE: 


Für ALGERIEN: 


(Avec Id rcserve prevue par Falinea 2 de l'article 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

A. Ilacene 


Pour l'ARGENTINE: 


Für ARGENTINIEN: 


Pour l'AUSTRALIE: 


Für AUSTRALIEN: 


Pour l'AUTRICHE: 


Pour la BELGIQUE: 


Gottfried H. Thal er 


B^n F. Cogels 


Für ÖSTERREICH: 


Für BELGIEN: 


Pour le BRESIL: 


Für BRASILIEN: 


Pour la BULGARIE: Für BULGARIEN: 

(Avec la reserve prevue par Falinea 2 de l'article 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

V. C h i V a r o V 


Pour le CAMEROUN: 


Für KAMERUN: 


Pour le CANADA: 


Für KANADA: 


Pour CEYLAN: 


Für CEYLON: 


Pour CHYPRE: 


Für ZYPERN: 


Pour le CONGO (BRAZZAVILLE): 
Pour la CÖTE D'IVOIRE: 


Für KONGO (BRAZZAVILLE): 


Für die ELFENBEINKÜSTE: 


Pour CUBA: 


A. M. Gonzalez 


Für KUBA: 


Pour le DAHOMEY: 


Für DAHOME; 


Pour le DÄNEMARK: 


Pour l'ESPAGNE: 


Julie Olsen 


J. F. A 1 c o r 
Electo J. Garcia Tejedor 


Für DÄNEMARK: 


Für SPANIEN: 


Pour les FTATS-UNIS D'AMERIQUE: 


Für die VEREINIGTEN STAATEN VON AMERIKA: 


Pour la FINLANDE: 


Pour la FRANCE: 


Pour le GABON: 


Pour la GRECE: 


Eugene M. Braderman 


Paul Gustalsson 


B. de Menthon 


S. F. Oyoue 


J. A. Dracoulis 


Für FINNLAND: 


Für FRANKREICH; 


Für GABUN: 


Für GRIECHENLAND: 


Pour HAITI: 


Für HAITI: 


Pour la HAUTE- VOLTA: 


Für OBERVOLTA: 


Pour la HONGRIE: 


Esztergalyos 


Für UNGARN; 
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Pour l'INDONfiSIE: Für INDONESIEN: 

(Avec la rcserve prevue par I'alinea 2 de l'article 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 



Ibrahim J a s i n 


Pour riRAN: 

A. D a r a i 

Für IRAN; 

Pour l'IRLANDE: 

Valentin Iremonger 

Für IRLAND: 

Pour riSLANDE: 

Arni Tryggvason 

Für ISLAND: 

Pour ISRAEL: 

Z. Sher 

G. Gavrieli 

Für ISRAEL: 

Pour L'ITALIE: 

C ip p i c 0 

Giorgio R a n z i 

Für ITALIEN: 

Pour le JAPON: 

M. T a k a h a s h i 

C. K a w a d e 

Für JAPAN: 

Pour le KENYA: 

M. K. M w e n d w a 

Für KENIA: 

Pour le LAOS: 


Für LAOS: 

Pour le LIBAN: 


Für LIBANON: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Marianne M a r x e r 

Für LIECHTENSTEIN: 

Pour le LUXEMBOURG: 

J . P, H 0 f f m a n n 

Für LUXEMBURG: 

Pour MADAGASCAR: 

Ratovondriaka 

Für MADAGASKAR: 

Pour le MALAWI: 


Für MALAWI: 

Pour le MAROC: 

H ’ s s a i n e 

Für MAROKKO: 

Pour la MAURITANIE: 


Für MAURETANIEN: 

Pour le MEXIQUE: 


Für MEXIKO: 

Pour MONACO: 

J. M. Notar! 

Für MONACO: 

Pour le NIGER: 

A. W r i g h t 

Für NIGER: 

Pour le NIGERIA; 


Für NIGERIA: 

Pour la NORVEGE: 

Jens Evensen 

B. Stuevold Lassen 

Für NORWEGEN: 

Pour la NOUVELLE-ZELANDE: 


Für NEUSEELAND: 

Pour L'OUGANDA: 


Für UGANDA: 

Pour les PAYS-BAS: 

Gerbrandy 

W. G. Belinfante 

Für die NIEDERLANDE 
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Pour les PHILIPPINES: 


Lauro B a j a 


Für die PHILIPPINEN: 


Pour la POLOGNE: Für POLEN: 

(Avec la reserve prevue par l'alinea 2 de I'article 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

M. K a j z e r 


Pour le PORTUGAL; Für PORTUGAL: 

Adrianode Carvaiho 
Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Alvaro Costa de Mo rais Serrao 

Pour la REPUBLIQUE ARABE UNIE: Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Pour la REPUBLIQUE CENTRAFRICAINE: Für die ZENTRALAFRIKANISCHE REPUBLIK: 

L. P. Gamba 

Pour la REPUBLIQUE DOMINICAINE; Für die DOMINIKANISCHE REPUBLIK: 

Pour la REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE; Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt H a e r t e 1 

Pour la REPUBLIQUE DU VIET-NAM: Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Pour la ROUMANIE: Für RUMÄNIEN: 

(Avec la reserve prevue par l’alinea 2 de i'article 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

C. Stanescu 
Marinete 


Pour le 

ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 
ET DTRLANDE DU NORD: 


Für das 

VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 


Gordon Grant 
William Wallace 


Pour SAINT-MARIN: 

Pour le SAINT-SIEGE: 

Gunnar S t e 

Pour le SENEGAL: 


Für SAN MARINO: 

Für den HEILIGEN STUHL: 

n e r 

Für SENEGAL: 


A. Seck 


Pour la SUEDE: 


Pour la SUISSE: 


Herman Kling 
Äke v. Zweigbergk 


Für SCHWEDEN: 


Hans Morl 
Joseph Voy a m e 


Für die SCHWEIZ: 


Pour la SYRIE; 

Pour la TANZANIE: 

Pour le TCHAD: 

Pour la TCHECOSLOVAQUIE: 
Pour la TRINITE ET TOBAGO: 
Pour la TUNISIE: 


Für SYRIEN; 

Für TANSANIA; 

Für TSCHAD: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI 
Für TRINIDAD UND TOBAGO: 
Für TUNESIEN: 


M. Kedadi 


Pour la TURQUIE: 


Für die TÜRKEI: 
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Pour L'UNION Für die UNION 

DES REPUBLIQUES SOCIALISTES SOVIETIQUES: DER SOZIALISTISCHEN SOWJETREPUBLIKEN: 

(Avec la reserve prevue par l’alinea 2 de Larticle 28) (mit dem in Artikel 28 Absatz 2 vorgesehenen Vorbehalt) 

Ma 1 1 s e V 

Pour L'URUGUAY: Tür URUGUAY: 

Pour la YOUGOSLAVIE: Für JUGOSLAWIEN: 

A. J el i c 


Pour la ZAMBIE: 


Für SAMBIA: 
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Madrider Abkommen 

über die internationale Registrierung von Marken 

vom 14. April 1891 

revidiert in Brüssel am 14. Dezember 1900, 
in Washington am 2. Juni 1911, 
im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934, 
in Nizza am 15. Juni 1957 
und in Stockholm am 14. Juli 1967 

Arrangement de Madrid 

concernant l'enregistrement international des marques 

du 14 avril 1891 

revise ä Bruxelles le 14 decembre 1900, 
a Washington le 2 juin 1911, 
ä La Haye le 6 novembre 1925, 
a Londres le 2 juin 1934, 
ä Nice le 15 juin 1957 
et a Stockholm le 14 juillet 1967 


A r t i c 1 e 1 

1) Les pays auxquels s'applique le present Arrange- 
ment sont constitues a l'etat d'Union particuliere pour 
l'enregistrement international des marques. 

2) Les ressortissants de chacun des pays contractants 
pourront s'assurer, dans tous les autres pays parties au 
present Arrangement, la protection de leurs marques 
applicables aux produits ou Services enregistres dans le 
pays d'origine, moyennant le depöt desdites marques au 
Bureau international de ia propriete intellectuelle (ci- 
apres denomme « le Bureau international») vise dans la 
Convention instituant l'Organisation Mondiale de la 
Propriete Intellectuelle (ci-apres denommee «l'Organisa- 
tion »), fait par l'entremise de l'Administration dudit pays 
d'origine. 

3) Sera considere comme pays d'origine le pays de 
rUnion particuliere oü le deposant a un etablissement 
industriel ou commercial effectif et serieux; s'il n'a pas 
un tel etablissement dans un pays de l'Union particu- 
liere, le pays de l'Union particuliere oü il a son domi- 
cile; s'il n'a pas de domicile dans l'Union particuliere, le 
pays de sa nationalite s’il est ressortissant d'un pays de 
l'Union particuliere. 


A r t i c 1 e 2 

Sont assimiles aux ressortissants des pays contractants 
les ressortissants des pays n'ayant pas adhere au present 
Arrangement qui, sur le territoire de l’Union particu- 
liere constituee par ce dernier, satisfont aux conditions 
etablies par 1 "article 3 de la Convention de Paris pour 
la protection de la propriete industrielle. 


(Übersetzung) 

Artikel 1 

(1) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwendung 
findet, bilden einen besonderen Verband für die inter- 
nationale Registrierung von Marken. 

(2) Die Angehörigen eines jeden der Vertragsländer 

können sich in allen übrigen Vertragsländern dieses 
Abkommens den Schutz ihrer im Ursprungsland für 
Waren oder Dienstleistungen eingetragenen Marken da- 
durch sichern, daß sie diese Marken durch Vermittlung 
der Behörde des Ursprungslandes bei dem im Überein- 
kommen zur Errichtung der Weltorganisation für geisti- 
ges Eigentum (im folgenden als „die Organisation" be- 
zeidrnet) vorgesehenen Internationalen Büro für geistiges 
Eigentum (im folgenden als „das Internationale Büro" 
bezeichnet) hinterlegen. ^ 

(3) Als Ursprungsland wird das Land des besonderen 
Verbandes angesehen, in dem der Hinterleger eine tat- 
sächliche und nicht nur zum Schein bestehende gewerb- 
liche oder Handelsniederlassung hat; wenn er eine solche 
Niederlassung in einem Land des besonderen Verbandes 
nicht hat, das Land des besonderen Verbandes, in dem 
er seinen Wohnsitz hat; wenn er keinen Wohnsitz inner- 
halb des besonderen Verbandes hat, das Land seiner 
Staatsangehörigkeit, sofern er Angehöriger eines Landes 
des besonderen Verbandes ist. 

Artikel 2 

Den Angehörigen der Vertragsländer sind gleich- 
gestellt die Angehörigen der diesem Abkommen nicht 
beigetretenen Länder, die im Gebiet des durch dieses 
Abkommen gebildeten besonderen Verbandes den durch 
Artikel 3 der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums festgesetzten Bedingungen 
genügen. 
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A r t i c 1 e 3 

1) Toute deraande d’enregistrement international devra 
elre presentee sur le formulaire prescrit par le Reglement 
d’execution; l'Administration du pays d'origine de la 
marque certifiera que les indications qui figurent sur 
cette demande correspondent ä celles du registre natio- 
nal et mentionnera les dates et les numeros du depöt et 
de l’enregistrement de la marque au pays d'origine ainsi 
que la date de la demande d’enregistrement international. 

2) Le deposant devra indiquer les produits ou les Ser- 
vices pour lesquels la protection de la marque est re- 
vendiquee, ainsi que, si possible, la ou les classes cor- 
respondantes, d'apres la Classification etablie par l’Ar- 
rangement de Nice concernant la Classification inter- 
nationale des produits et Services aux fins de l’enregistre- 
ment des marques. Si le deposant ne donne pas cette 
indication, le Bureau international classera les produits 
ou les Services dans les classes correspondantes de 
ladite Classification. Le classement indique par le depo- 
sant sera soumis au contröle du Bureau international, 
qui l'exercera en liaison avec l'Administration nationale. 
En cas de desaccord entre l'Administration nationale et 
le Bureau international, l'avis de ce dernier sera deter- 
minant. 

3) Si le deposant revendique la couleur a titre d'ele- 
ment distinctif de sa marque, il sera tenu: 

de le declarer et d'accompagner son depot d une men- 
tion indiquant la couleur ou la combinaison de Cou- 
leurs revendiquee; 

2« de joindre a sa demande des exemplaires en couleur 
de ladite marque, qui seront annexes aux notifications 
faites par le Bureau international. Le nombre de ces 
exemplaires sera fixe par le Reglement d’execution. 

4) Le Bureau international enregistrera immediatement 
les marques deposees conformement a l'article l^r. L’en- 
registrement portera la date de la demande d’enregistre- 
ment international au pays d'origine pourvu que la de- 
mande ait ete recue par le Bureau international dans le 
delai de deux mois ä compter de cette date. Si la de- 
mande n'a pas ete regue dans ce delai, le Bureau inter- 
national l'inscrira ä la date ä laquelle il l’a recue. Le 
Bureau international notifiera cet enregistrement sans 
retard aux Adrninistrations interessees. Les marques 
enregistrees seront publiees dans une feuille periodique 
editee par le Bureau international, au moyen des indi- 
cations contenues dans la demande d'enregistrenient. En 
ce qui concerne les marques comportant un element 
figuratif ou un graphisme special, le Reglement d’execu- 
tion determinera si un cliche doit etre fourni par le de- 
posant. 

5) En vue de la publicite ä donner dans les pays con- 
tractants aux marques enregistrees, chaque Administra- 
tion recevra du Bureau international un nombre d'exem- 
plaires gratuits et un nombre d’exemplaires ä prix reduit 
de la susdite publication proportionnels au nombre d’uni- 
tes mentionnes ä l'article 16. 4) a) de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete industrielle dans 
les conditions fixees par le Reglement d'execution. Cette 
publicite sera consideree dans tous les pays contractants 
comme pleinement süffisante et aucune autre ne pourra 
etre exigee du deposant. 


A r t i c 1 e 

1) Chaque pays contractant peut, en tout temps, noti- 
fier par ecrit au Directeur general de l'Organisation (ci- 
apres denomme « le Directeur general ») que la protec- 


Artikels 

(1) Jedes Gesuch um internationale Registrierung ist 
auf dem von der Ausführungsordnung vorgeschriebenen 
Formular einzureichen; die Behörde des Ursprungslandes 
der Marke bescheinigt, daß die Angaben in diesem 
Gesuch denen des nationalen Registers entsprechen, und 
gibt die Daten und Nummern der Hinterlegung und der 
Eintragung der Marke im Ursprungsland sowie das Datum 
des Gesuchs um internationale Registrierung an. 

(2) Der Hinterleger hat die Waren oder Dienstleistun- 
gen, für die der Schutz der Marke beansprucht wird, 
anzugeben sowie, wenn möglich, die Klasse oder die 
Klassen entsprechend der Klassifikation, die durch das 
Abkommen von Nizza über die Internationale Klassi- 
fikation von Waren und Dienstleistungen für die Ein- 
tragung von Marken festgelegt worden ist. Macht der 
Hinterleger diese Angabe nicht, so ordnet das Internatio- 
nale Büro die Waren oder Dienstleistungen in die ent- 
sprechenden Klassen der erwähnten Klassifikation ein. 
Die vom Hinterleger angegebene Einordnung unterliegt 
der Prüfung durch das Internationale Büro, das hierbei im 
Einvernehmen mit der nationalen Behörde vorgeht. Im 
Fall einer Meinungsverschiedenheit zwischen der natio- 
nalen Behörde und dem Internationalen Büro ist die 
Ansicht des letzteren maßgebend. 

(3) Beansprucht der Hinterleger die Farbe als unter- 
scheidendes Merkmal seiner Marke, so ist er verpflichtet: 

1. dies ausdrücklich zu erklären und seiner Hinterlegung 
einen Vermerk beizufügen, der die beanspruchte Farbe 
oder Farbenzusammenstellung angibt; 

2. seinem Gesuch farbige Darstellungen der Marke bei- 
zulegen, die den Mitteilungen des Internationalen 
Büros beigefügt werden. Die Anzahl dieser Darstellun- 
gen wird durch die Ausführungsordnung bestimmt. 

(4) Das Internationale Büro trägt die gemäß Artikel 1 
hinterlegten Marken sogleich in ein Register ein. Die 
Registrierung erhält das Datum des Gesuchs um inter- 
nationale Registrierung im Ursprungsland, sofern das 
Gesuch beim Internationalen Büro innerhalb von zwei 
Monaten nach diesem Zeitpunkt eingegangen ist. Ist das 
Gesuch nicht innerhalb dieser Frist eingegangen, so 
trägt das Internationale Büro es mit dem Datum ein, an 
dem es bei ihm eingegangen ist. Das Internationale Büro 
zeigt diese Registrierung unverzüglich den beteiligten 
Behörden an. Die registrierten Marken werden in einem 
regelmäßig erscheinenden, vom Internationalen Büro her- 
ausgegebenen Blatt unter Verwendung der in dem Re- 
gistrierungsgesuch enthaltenen Angaben veröffentlicht. 
Hinsichtlich der Marken, die einen bildlichen Bestandteil 
oder eine besondere Schriftform enthalten, bestimmt die 
Ausführungsordnung, ob der Hinterleger einen Druck- 
stock einzureichen hat. 

(5) Um die registrierten Marken in den Vertragslän- 
dern zur allgemeinen Kenntnis zu bringen, erhält jede 
Behörde vom Internationalen Büro eine Anzahl von 
Stücken der genannten Veröffentlichung unentgeltlich 
sowie eine Anzahl von Stücken zu ermäßigtem Preis im 
Verhältnis zur Zahl der in Artikel 16 Absatz 4 Buch- 
stabe a der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums genannten Einheiten und zu 
den von der Ausführungsordnung festgelegten Bedingun- 
gen. Diese Bekanntgabe ist in allen Vertragsländern als 
vollkommen ausreichend anzusehen; eine weitere darf 
vom Hinterleger nicht gefordert werden. 

Artikel 3bis 

(1) Jedes Vertragsland kann jederzeit dem General- 
direktor der Organisation (im folgenden als „der Gene- 
raldirektor" bezeichnet) schriftlich notifizieren, daß sich 
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tion resultant de i'enregistrement international ne s'eten’ 
dra ä ce pays que si le tituiaire de la marque ie demande 
expressement. 

2) Cette notification ne prendra effet que six mois 
apres la date de la communication qui en sera faite par 
le Directeur general aux autres pays contractants. 

Article 3ter 

1) La demande d'extension ä un pays ayant fait usage 
de la faculte ouverte par l'article de la protection 
resultant de I'enregistrement international devra faire 
l'objet d'une mention speciale dans la demande visee ä 
l'article 3, alinea 1). 

2) La demande d'extension territoriale formulee pos- 
terieurement ä I'enregistrement international devra etre 
presentee par l'entremise de l'Administration du pays 
d'origine sur un formulaire prescrit par le Reglement 
d'execution. Elle sera immediatement enregistree par ie 
Bureau international qui la notifiera sans retard ä la ou 
aux Administrations interessees, Elle sera publiee dans la 
feuille periodique editee par le Bureau international. 
Cette extension territoriale produira ses effets ä partir 
de la date ä laquelle eile aura ete inscrite sur le Registre 
international; eile cessera d'etre vaiable ä l'echeance de 
I'enregistrement international de la marque ä laquelle 
eile se rapporte. 

Article 4 

1) A partir de I'enregistrement ainsi fait au Bureau 
international selon ies dispositions des articles 3 et 3ter, 
la protection de la marque dans chacun des pays contrac- 
tants Interesses sera la meme que si cette marque y avait 
ete directement deposee. Le classement des produits ou 
des Services prevu ä l'article 3 ne lie pas les pays con- 
tractants quant ä l'appreciation de l'etendue de la pro- 
tection de la marque. 

2) Toute marque qui a ete l'objet d'un enregistrement 
international jouira du droit de priorite etabli par l'ar- 
ticle 4 de la Convention de Paris pour la protection de 
la propriete industrielle sans qu'il soit necessaire d'ac- 
complir les formalites prevues dans la lettre D de cet 
article. 

Article 4 bis 

1) Lorsqu'une marque, dejä deposee dans un ou plu- 
sieurs des pays contractants, a ete posterieurement enre- 
gistree par le Bureau international au nom du meme titu- 
iaire ou de son ayant cause, I'enregistrement internatio- 
nal sera considere comme Substitute aux enregistre- 
ments nationaux anterieurs, sans prejudice des droits 
acquis par le fait de ces derniers. 

2) L'Administration nationale est, sur demande, tenue 
de prendre acte, dans ses registres, de I'enregistrement 
international. 

Article 5 

1) Dans les pays oü leur legislation les y autorise, les 
Administrations auxquelles le Bureau international noti- 
fiera I'enregistrement d’une marque, ou la demande 
d'extension de protection formulee conformement ä l'ar- 
ticle 3 ter^ auront la faculte de declarer que la protection 
ne peut etre accordee ä cette marque sur leur territoire. 
Un tcl refus ne pourra etre oppose que dans les condi- 
tions qui s'appliqueraient, en vertu de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete industrielle, ä 
une marque deposee ä I'enregistrement national. Toute- 
fois, la protection ne pourra etre refusee, meme partielle- 
ment, pour le seul motif que la legislation nationale 
n'autoriserait i'enregistrement que dans un nombre limite 


der Schutz aus der internationalen Registrierung auf 
dieses Land nur dann erstreckt, wenn der Inhaber der 
Marke es ausdrücklich beantragt. 

(2) Diese Notifikation wird erst sechs Monate nach 
dem Zeitpunkt ihrer Mitteilung durch den Generaldirektor 
an die anderen Vertragsiänder wirksam. 

Artikel 3tei 

(1) Das Gesuch um Ausdehnung des Schutzes aus der 
internationalen Registrierung auf ein Land, das von der 
durch Artikel 3Lis geschaffenen Befugnis Gebrauch ge- 
macht hat, ist in dem in Artikel 3 Absatz 1 vorgesehenen 
Gesuch besonders zu erwähnen. 

(2) Das erst nach der internationalen Registrierung 
gestellte Gesuch um Ausdehnung des Schutzes ist durch 
Vermittlung der Behörde des Ursprungslandes auf einem 
von der Ausführungsordnung vorgeschriebenen Formular 
einzureichen. Das Internationale Büro trägt es sogleich 
in das Register ein und teilt es unverzüglich der oder den 
beteiligten Behörden mit. Das Gesuch wird in dem regel- 
mäßig erscheinenden, vom Internationalen Büro heraus- 
gegebenen Blatt veröffentlicht. Diese Ausdehnung des 
Schutzes wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem sie im 
internationalen Register eingetragen wird; sie verliert 
ihre Wirkung mit dem Erlöschen der internationalen 
Registrierung der Marke, auf die sie sich bezieht. 

A rtikel 4 

(1) Vom Zeitpunkt der im Internationalen Büro nach 
den Bestimmungen der Artikel 3 und 3fer vollzogenen 
Registrierung an ist die Marke in jedem der beteiligten 
Vertragsländer ebenso geschützt, wie wenn sie dort 
unmittelbar hinterlegt worden wäre. Die in Artikel 3 vor- 
gesehene Einordnung der Waren oder Dienstleistungen 
bindet die Vertragsländer nicht hinsichtlich der Beurtei- 
lung des Schutzumfangs der Marke. 

(2) Jede Marke, die Gegenstand einer internationalen 
Registrierung gewesen ist, genießt das durch Artikel 4 
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des ge- 
werblichen Eigentums festgelegte Prioritätsrecht, ohne 
daß es erforderlich ist, die unter Buchstabe D jenes Arti- 
kels vorgesehenen Förmlichkeiten zu erfüllen. 

Artikel 4*ns 

(1) Ist eine in einem oder mehreren der Vertragsländer 
bereits hinterlegte Marke später vom Internationalen 
Büro auf den Namen desselben Inhabers oder seines 
Rechtsnachfolgers registriert worden, so ist die internatio- 
nale Registrierung als an die Stelle der früheren natio- 
nalen Eintragungen getreten anzusehen, unbeschadet der 
durch die letzteren erworbenen Rechte. 

(2) Die nationale Behörde hat auf Antrag die inter- 
nationale Registrierung in ihren Registern zu vermerken. 


Artikel 5 

(1) Die Behörden, denen das Internationale Büro die 
Registrierung einer Marke oder das gemäß Artikel 3 ^^^ 
gestellte Gesuch um Ausdehnung des Schutzes mitteilt, 
sind in den Ländern, deren Rechtsvorschriften sie dazu 
ermächtigen, zu der Erklärung befugt, daß dieser Marke 
der Schutz in ihrem Hoheitsgebiet nicht gewährt werden 
kann. Eine solche Schutzverweigerung ist jedoch nur 
unter den Bedingungen zulässig, die nach der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums auf eine zur nationalen Eintragung hinterlegte 
Marke anwendbar wären. Der Schutz darf jedoch weder 
ganz noch teilweise allein deshalb verweigert werden, 
weil die innerstaatlichen Rechtsvorschriften die Eintra- 
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de classes ou pour un nombre limite de produits ou de 
Services. 

2) Les Admiiiistrations qui voudront exerccr cette 
faculte devront notifier leur refus avec indication de tous 
les motifs, au Bureau international, dans le delai prevu 
par leur loi nationale et, au plus tard, avant la fin d'une 
annee comptee ä partir de l'enregistrement international 
de la marque ou de la deniande d'extension de protection 
formulee conformement ä l'article 

3) Le Bureau international transmettra sans retard a 
l Administration du pays d'origine et au titulaire de la 
marque ou ä son mandataire, si celui-ci a ete indique au 
Bureau par ladite Administration, un des exemplaires de 
la declaration de refus ainsi notifiee. L'interesse aura les 
memes moyens de recours que si la marque avait ete par 
lui directement deposee dans le pays oü la protection est 
refusee. 

4) Les motifs de refus d'une marque devront etre com- 
muniques par le Bureau international aux Interesses qui 
lui en feront la demande. 

5) Les Administrations qui, dans delai maximum sus- 
indique d'un an, n'auront communique au sujet d'un 
enregistrement de marque ou d'une demande d'extension 
de protection aucune decision de refus provisoire ou 
definitif au Bureau international, perdront le benefice de 
la faculte prevue ä l'alinea 1) du present article concer- 
nant la marque en cause. 

6) L'invalidation d'une marque internationale ne 
pourra etre prononcee par les autorites competentes sans 
que le titulaire de la marque ait ete mis en mesure de 
faire valoir ses droits en temps utile. Elle sera nolifiee au 
Bureau international. 

Article 

Les pieces justificatives de la legitimite d usage de cer- 
tains elements contenus dans les marques, tels que 
armoiries, ecussons, portraits, distinctions honorifiques, 
titres, noms commerciaux ou noms de personnes autres 
que celui du deposant, ou autres inscriptions analogues, 
qui pourraient etre reclamees par les Administrations des 
pays contractants, seront dispensees de toute legalisa- 
tion, ainsi que de toute certification autre que celle de 
LAdministration du pays d'origine. 

Article 

1) Le Bureau international delivrera ä toute personne 
qui en fera la demande, moyennant une taxe fixee par le 
Reglement d’execution, une copie des mentions inscrites 
dans le Registre relativement ä une marque determinee. 

2) Le Bureau international pourra aussi, contre remu- 
neration, se charger de faire des recherches d'anteriorite 
parmi les marques internationales. 

3) Les extraits du Registre international demandes en 
vue de leur production dans un des pays contractants 
.seront dispenses de toute legalisation. 

Article 6 

1) L'enregistrement d'une marque au Bureau inter> 
national est effectue pour vingt ans, avec possibilite de 
renouvellement dans les conditions fixees ä l'article 7. 

2) A l’expiration d’un delai de cinq ans ä dater de 
l’enregistrement international, celui-ci devient indepen- 
dent de la marque nationale prealablement enregistree au 
pays d'origine, sous reserve des dispositions suivantes. 


gung nur für eine beschränkte Anzahl von Klassen oder 
für eine beschränkte Anzahl von Waren oder Dienst- 
leistungen zulassen. 

(2) Die Behörden, die von dieser Befugnis Gebrauch 
machen wollen, haben ihre Schutzverweigerung unter 
Angabe aller Gründe dem Internationalen Büro innerhalb 
der von ihrem Landesgesetz vorgesehenen Frist, späte- 
stens aber vor Ablauf eines Jahres nach der internatio- 
nalen Registrierung der Marke oder nach dem gemäß 
Artikel 3ter gestellten Gesuch um Ausdehnung des 
Schutzes, mitzuteilen. 

(3) Das Internationale Büro übermittelt unverzüglich 
eines der Stücke der in dieser Weise mitgeteilten Schutz- 
verweigerungserklärung der Behörde des Ursprungs- 
landes und dem Inhaber der Marke oder seinem Vertre- 
ter, falls dieser dem Büro von der genannten Behörde 
angegeben worden ist. Der Beteiligte hat dieselben 
Rechtsmittel, wie wenn er die Marke unmittelbar in dem 
Land hinterlegt hätte, in dem der Schutz verweigert wird. 

4) Das Internationale Büro hat den Beteiligten auf An- 
trag die Gründe der Schutzverweigerung mitzuteilen, 

(5) Die Behörden, die innerhalb der genannten Höchst- 
frist von einem Jahr dem Internationalen Büro hinsicht- 
lich der Registrierung einer Marke oder eines Gesuchs 
um Ausdehnung des Schutzes keine vorläufige oder end- 
gültige Schutzverweigerung mitgeteilt haben, verlieren 
hinsichtlich der betreffenden Marke die Vergünstigung 
der in Absatz 1 vorgesehenen Befugnis. 

(6) Die zuständigen Behörden dürfen eine internatio- 
nale Marke nicht für ungültig erklären, ohne dem In- 
haber der Marke Gelegenheit gegeben zu haben, seine 
Rechte rechtzeitig geltend zu machen. Die Ungültig - 
(?rklärung ist dem Internationalen Büro mitzuteilen. 

Artikel 

Die Belege lür die Rechtmäßigkeit des Gebrauchs ge- 
wisser Markenbestandteile — wie Wappen, Wappen- 
schilde, Bildnisse, Auszeichnungen, Titel, Handels- oder 
Personennamen, die anders lauten als der des Hinter- 
legers, oder andere Inschriften ähnlicher Art — , die von 
den Behörden der Vertragsländer etwa angefordert wer- 
den, sind von jeder Beglaubigung sowie von jeder 
anderen Bestätigung als der der Behörde des Ursprungs- 
landes befreit, 

Artikel 5'ei 

(1) Das Internationale Büro übermittelt auf Antrag 
jedermann gegen eine durch die Ausführungsordnung 
festgesetzte Gebühr eine Abschrift der im Register ein- 
getragenen Angaben über eine bestimmte Marke. 

(2) Das Internationale Büro kann gegen Entgelt auch 
Nachforschungen nach älteren Registrierungen internatio- 
naler Marken übernehmen. 

(3) Die zur Vorlage in einem der Vertragsländer be- 
antragten Auszüge aus dem internationalen Register sind 
von jeder Beglaubigung befreit. 

A r t i k e 1 6 

(1) Die Registrierung einer Marke beim Internationalen 
Büro erfolgt für zwanzig Jahre mit der Möglichkeit der 
Erneuerung unter den in Artikel 7 festgesetzten Bedin- 
gungen. 

(2) Mit dem Ablauf einer Frist von fünf Jahren vom 
Zeitpunkt der internationalen Registrierung an wird 
diese, vorbehaltlich der folgenden Bestimmungen, von 
der vorher im Ursprungsland eingetragenen nationalen 
Marke unabhängig. 
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3) Lei protection resultänt de l’enregistrement inter- 
national, ayant ou non fall l’objet d'une transmission, ne 
pourra plus etre invoquee en tout ou partie lorsque, dans 
les cinq ans de la date de l’enregistrement international, 
la marque nationale, preaiablement enregistree au pays 
d'origine selon l’article l^L ne jouira plus en tout ou 
partie de la protection legale dans ce pays. II en sera de 
meme lorsque cette protection legale aura cesse ulterieu- 
rement par suite d’une action introduite avant l'expira- 
tion du delai de cinq ans. 


4) En cas de radiation volontaire ou d'office, LAdmi- 
nistration du pays d'origine demandera la radiation de la 
marque au Bureau international, lequel procedera ä cette 
Operation. En cas d'aetion judiciaire, l'Administration sus- 
dite communiquera au Bureau international, d'office ou 
a la requete du demandeur, copie de l'acte d'introduction 
de l'instance ou de tout autre document justifiant cette 
introduction, ainsi que du jugeinent definitif; le Bureau 
en fera mention au Registre international. 


A r t i c I e 7 

1) L'enregistrement pourra toujours etre renouvele 
pour une periode de vingt ans, ä compter de l expiration 
de la Periode precedente, par le simple versement de 
l'emolument de base et, le cas echeant, des emoluments 
supplementaires et des complements d’emoluments pre- 
vus par l'article 8, alinea 2). 

2) Le renouvellement ne pourra comporter aucune 
modification par rapport au precedent enregistrement en 
son dernier etat. 

3) Le Premier renouvellement etfectue conformement 
aux dispositions de l’Acte de Nice du 15 juin 1957 ou da 
present Acte devra comporter l’indication des classes de 
la Classification internationale auxquelles se rapporte 
l'enregistrement. 

4) Six mois avant l expiration du terme de protection, 
le Bureau international rappellera au titulaire de la mar- 
que et ä son mandataire, par l'envoi d'un avis officieux, 
la date exacte de cette expiration. 

5) Moyennnant le versement d’une surtaxe fixee par 
le Reglement d’execution, un delai de grace de six mois 
sera accorde pour le renouvellement de l'enregistrement 
international. 

A r t i c 1 e 8 

1) L’Administration du pays d’origine aura la faculte 
de fixer ä son gre et de percevoir ä son profit une taxe 
nationale qu'elle reclamera du titulaire de la marque 
dont l’enregistrement international ou le renouvellement 
est demande. 

2) L’enregistrement d'une marque au Bureau interna- 
tional sera soumis au regiement prealable d'un emolu- 
ment international qui comprendra; 

a) un emolument de base; 

b) un emolument supplementaire pour toute classe de la 
Classification internationale en sus de la troisieme 
dans laquelle seront ranges les produits ou Services 
auxquels s'applique la marque; 

c) un complement d’ emolument pour toute demande. 
d'extension de protection conformement a l'article 

3) Toutefois, l'emolument supplementaire specifie ä 
l'alinea 2), lettre b), pourra etre regle dans un delai a 
fixer par le Reglement d'execution, si le nombre des das- 


(3) Der durch die internationale Registrierung erlangte 
Schutz, gleichgültig ob die Registrierung Gegenstand 
einer Übertragung gewesen ist oder nicht, kann, ganz 
oder teilweise, nicht mehr in Anspruch genommen wer- 
den, wenn innerhalb von fünf Jahren vom Zeitpunkt 
der internationalen Registrierung an die vorher im 
Ursprungsland im Sinn des Artikels 1 eingetragene natio- 
nale Marke in diesem Land den gesetzlichen Schutz 
ganz oder teilweise nicht mehr genießt. Das gleiche gilt, 
wenn dieser gesetzliche Schutz später infolge einer vor 
Ablauf der Frist von fünf Jahren erhobenen Klage er- 
lischt. 

(4) Wird die Marke freiwillig oder von Amts wegen 
gelöscht, so ersucht die Behörde des Ursprungslandes 
das Internationale Büro um die Löschung der Marke, 
das daraufhin die Löschung vornimmt. Im Fall eines 
gerichtlichen Verfahrens übermittelt die genannte Be- 
hörde von Amts wegen oder auf Verlangen des Klägers 
dem Internationalen Büro eine Abschrift der Klageschrift 
oder einer anderen die Klageerhebung nachweisenden 
Urkunde, ebenso eine Abschrift des rechtskräftigen 
Urteils; das Büro vermerkt dies im internationalen Re- 
gister. 

Artikel 7 

(1) Die Registrierung kann immer wieder für einen 
Zeitabschnitt von zwanzig Jahren, gerechnet vom Ablauf 
des vorhergehenden Zeitabschnitts an, durch einfache 
Zahlung der in Artikel 8 Absatz 2 vorgesehenen Grund- 
gebühr und gegebenenfalls der Zusatz- und Ergänzungs- 
gebüliren erneuert werden. 

(2) Die Erneuerung darf gegenüber dem letzten Stand 
der vorhergehenden Registrierung keine Änderung ent- 
halten. 

(3) Bei der ersten nach den Bestimmungen der Nizzaer 
Fassung vom 15. Juni 1957 oder dieser Fassung des Ab- 
kommens vorgenommenen Erneuerung sind die Klassen 
der internationalen Klassifikation anzugeben, auf die sich 
die Registrierung bezieht. 

(4) Sechs Monate vor Ablaut der Schutzfrist erinnert 
das Internationale Büro den Inhaber der Marke und 
seinen Vertreter durch Zusendung einer offiziösen Mit- 
teilung an den genauen Zeitpunkt dieses Ablaufs. 

(5) Gegen Zahlung einer von der Ausführungsordnung 
festgesetzten Zuschlagsgebühr wird eine Nachfrist von 
sechs Monaten für die Erneuerung der internationalen 
Registrierung gewährt. 

Artikel 8 

(1) Die Behörde des Ursprungslandes ist befugt, nach 
ihrem Ermessen eine nationale Gebühr festzusetzen und 
zu ihren Gunsten vom Inhaber der Marke, deren inter- 
nationale Registrierung oder Erneuerung beantragt wird, 
zu erheben. 

(2) Vor der Registrierung einer Marke beim Internatio- 
nalen Büro ist eine internationale Gebühr zu entrichten, 
die sich zusammensetzt aus; 

a) einer Grundgebühr; 

b) einer Zusatzgebühr für jede die dritte Klasse über- 
steigende Klasse der internationalen Klassifikation, 
in welche die Waren oder Dienstleistungen eingeord- 
net werden, auf die sich die Marke bezieht; 

c) einer Ergänzungsgebühr für jedes Gesuch um Aus- 
dehnung des Schutzes gemäß Artikel 3 ^^^. 

(3) Die in Absatz 2 Buchstabe b geregelte Zusatzgebühr 
kann jedoch, ohne daß sich dies auf den Zeitpunkt der 
Registrierung auswirkt, innerhalb einer von der Aus- 
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ses de produits ou services a ete fixe ou contesle par le 
Bureau international et saus qu’il soit porte prejudice a 
la date de l’enregistrement. Si, a Texpiration du delai 
susdit, i'emolument supplementaire n’a pas ete paye ou 
si la liste des produits ou services n'a pas ete reduite 
par le deposant dans la mesure necessaire, la demande 
d’enregistrement international sera consideiee coiunie 
abandonnee. 

4) Le produit annuel des diverses recettes de l’enre- 
gistrement international, a l 'exception de celles pievues 
SOUS b) et c) de l'alinea 2), sera reparti par parts egales 
entre les pays parties au present Acte par les soins du 
Bureau international, apres deduction des frais et char- 
ges necessites par l'execution dudit Acte. Si, au nioment 
de i'entree en vigueur du present Acte, un pays ne l’a 
pas encore ratifie ou n’y a pas encore adhere, i) aura 
droit, jusqu’a la date d'effet de sa ratification ou de son 
adhesion, ä une repartition de l’excedent de recettes cal- 
cule sur la base de l'Acte anterieur qui lui est applicable. 


5) Les soaunes provenant des eniolumenls suppleinen- 
taires vises ä l’alinea 2), lettre b), seront reparties ä 
l'expiration de chaque annee entre les pays parties au 
present Acte ou ä l'Acte de Nice du 15 juin 1957 propor- 
tionnellement au nombre de marques pour lesqueiles la 
protection aura ete demandee dans diacun d’eux durant 
l'annee ecoulee, ce nombre etant affecte, en ce qui con- 
cerne les pays a exanien prealable, d'un coefficient qui 
sera determine par le Reglement d'execution. Si, au mo- 
ment de I'entree en vigueur du present Acte, un pays ne 
l’a pas encore ratifie ou n'y a pas encore adhere, il aura 
droit, jusqu'ä la date d'effet de sa ratification ou de son 
adhesion a une repartition des sommes calculoes sur la 
base de l Acle de Nice. 


6) Les sommes provenant des compiements d'emolu- 
nients vises ä l'alinea 2), lettre c), seront reparties selon 
les regles de l’alinea 5) entre les pays ayant fait usage 
de la faculte prevue a l’article 3bi-s. Si, au moment de 
I'entree en vigueur du present Acte, un pays ne l'a pas 
encore ratifie ou n'y a pas encore adhere, il aura droit, 
jusqu'ä la date d'effet de sa ratification ou de son adhe- 
sion, ä une repartition des sommes calculees sur la base 
de l’Acte de Nice. 


A r ti de 

Le titulaire de l'enregistrement international pcut tou- 
jours renoncer ä la protection dans un ou plusieurs des 
pays contractants, au moyen d'une declaration remise ä 
l’Administration de son pays, pour etre communiquee au 
Bureau international, qui la notifiera aux pays que cette 
renonciation concerne. Celle-ci n’est soumise a aucune 
taxe. 

A r t i c 1 e 9 

1) L’Administration du pays du titulaire notifiera egale- 
inent au Bureau international les annulations, radiations, 
renonciations, transmissions et autres changements appor- 
tes ä i'inscription de la marque dans le registre national, 
si ces changements affectent aussi Lenregistrement inter- 
national. 

2) Le Bureau inscrira ces changements dans le Registre 
international, les notifiera ä son tour aux Administrations 
des pays contractants et les publiera dans son Journal. 


führungsordnung festzusetzenden Frist entrichtet werden, 
wenn die Zahl der Klassen der Waren oder Dienstleistun- 
gen vom Internationalen Büro festgesetzt oder bestritten 
worden ist. Ist bei Ablauf der genannten Frist die Zusatz- 
gebühr nicht entrichtet oder das Verzeichnis der Waren 
oder Dienstleistungen vom Hinterleger nicht in dem er- 
forderlichen Ausmaß eingeschränkt worden, so gilt das 
Gesuch um internationale Registrierung als zurück- 
genominen. 

(4) Der jährliche Gesamtbetrag der verschiedenen Ein- 
nahmen aus der internationalen Registrierung wird mit 
Ausnahme der in Absatz 2 Buchstaben b und c vor- 
gesehenen Einnahmen nach Abzug der durch die Aus- 
führung dieser Fassung des Abkommens verursachten 
Kosten und Aufwendungen vom Internationalen Büro zu 
gleichen Teilen unter die Vertragsländer dieser Fassung 
des Abkommens verteilt. Wenn ein Land im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkommens diese 
nodi nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten 
ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifi- 
kation oder sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf 
eine Verteilung des Einnahmenüberschusses, der auf der 
Grundlage der früheren Fassung des Abkommens, die für 
das Land gilt, errechnet wird. 

(5) Die sich aus den Zusatzgebühren gemäß Absatz 2 
Buchstabe b ergebenden Beträge werden nach Ablauf 
jedes Jahres unter die Vertragsländer dieser Fassung 
des Abkommens oder der Nizzaer Fassung vom 15. Juni 
1957 im Verhältnis zur Zahl der Marken verteilt, für die 
während des abgelaufenen Jahres in jedem dieser Länder 
der Schutz beantragt worden ist; soweit es sich um 
Länder mit Vorprüfung handelt, wird diese Zahl mit 
einem Koeffizienten vervielfacht, der in der Ausführungs- 
ordnung festgesetzt wird. Wenn ein Land im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieser Fassung des Abkommens diese 
noch nicht ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten 
ist, hat es bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifi- 
kation oder sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf 
eine Verteilung der auf der Grundlage der Nizzaer Fas- 
sung errechneten Beträge. 

(6) Die sich aus den Ergänzungsgebühren gemäß Ab- 
satz 2 Buchstabe c ergebenden Beträge werden nach den 
Regeln des Absatzes 5 unter die Länder vierteilt, die von 
der in Artikel vorgesehenen Befugnis Gebrauch ge- 
macht haben. Wenn ein Land im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieser Fassung des Abkommens diese noch nicht 
ratifiziert hat oder ihr noch nicht beigetreten ist, hat es 
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem seine Ratifikation oder 
sein Beitritt wirksam wird, Anspruch auf eine Verteilung 
der auf der Grundlage der Nizzaer Fassung errechnelen 
Beträge. 

Artikel 8’^“^ 

Der Inhaber der internationalen Registrierung kann 
jederzeit durch eine an die Behörde seines Landes ge- 
richtete Erklärung auf den Schutz in einem oder in 
mehreren der Vertragsländer verzichten; die Erklärung 
wird dem Internationalen Büro mitgeteilt und von diesem 
den Ländern, auf die sich der Verzicht bezieht, zur Kennt- 
nis gebracht. Der Verzicht ist gebührenfrei. 

A r t i k e 1 9 

(1) Ebenso teilt die Behörde des Landes des Inhabers 
dem Internationalen Büro die bei der eingetragenen 
Marke im nationalen Register vermerkten Nichtigkeits- 
erklärungen, Löschungen, Verzichte, Übertragungen und 
anderen Änderungen mit, wenn diese Änderungen auch 
die internationale Registrierung berühren. 

(2) Das Büro trägt diese Änderungen in das inter- 
nationale Register ein, teilt sie seinerseits den Behörden 
der Vertragsländer mit und veröffentlicht sie in seinem 
Blatt. 
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3) On procedera de meme lorsque le titulaire de l'enre- 
gistrement international demandera ä reduire la liste des 
produits ou Services auxquels il s’applique. 

4) Ces operations peuvent etre soumises ä une taxe 
qui sera fixee par le Reglement d'execution. 

5) L'addition ulterieure d un nouveau produit ou Ser- 
vice a la liste ne peut etre obtenue que par un nouveau 
depot effectue conformement aux prescriptions de l'ar- 
ticle 3. 

6) A l'addition est assimilee la Substitution d un pro- 
duit ou Service a un autre. 


A r ti de 

1) Lorsqu'une marque inscrite dans le Registre inter- 
national sera transmise ä une personne etablie dans un 
pays contractant autre que le pays du titulaire de l'enre- 
gistrement international, la transmission sera notifiee au 
Bureau international par l'Administration de ce meme 
pays. Le Bureau international enregistrera la transmis- 
sion, la notifiera aux autres Administrations et la pu- 
bliera dans son Journal. Si la transmission a ete effectuee 
avant l'expiration du delai de cinq ans ä compter de 
l’enregistrement international, le Bureau international de- 
mandera l’assentiment de FAdministration du pays du 
nouveau titulaire et publiera, si possible, la date et le 
numero d'enregistrement de la marque dans le pays du 
nouveau titulaire. 

2) Nulle transmission de marque inscrite dans le 
Registre international faite au profit d'une personne non 
admisc a deposer une marque internationale ne sera 
enregistree. 

3) Lorsqu'une transmission n’aura pu etre inscrite dans 
le Registre international, soit par suite du refus d'assenti- 
ment du pays du nouveau titulaire, soit parce qu elle a 
ete faite au profit d'une personne non admise ä demander 
un enregistrement international, l’Administration du pays 
de Fanden titulaire aura le droit de demander au Bureau 
international de proceder a la radiation de la marque sur 
son Registre. 


A r 1 1 c 1 e 

1) Si la cession d'une marque internationale pour une 
partie seulement des produits ou Services enregistres est 
notifiee au Bureau international, celui-ci Finscrira dans 
son Registre. Chacun des pays contractants aura la fa- 
culte de ne pas admettre la validite de cette cession si 
les produits ou Services compris dans la partie ainsi 
cedee sont similaires ä ceux pour lesquels la marque 
reste enregistree au profit du cedant. 

2) Le Bureau international inscrira egalement une ces- 
sion de la marque internationale pour un ou plusieurs 
des pays contractants seulement. 

3) Si, dans les cas precedents, il intervient un cbange- 
ment du pays du titulaire, l'Administration ä laquelle res- 
sortit le nouveau titulaire devra, si la marque internatio- 
nale a ete transmise avant l'expiration du delai de cinq 
ans ä compter de Fenregistrement international, donner 
Fassentiment requis conformement ä Farticle 

4) Les dispositions des alineas precedents ne sont ap- 
plicables que SOUS la reserve de Farticle de la 

Convention de Paris pour la protection de la propriete 
industrielle. 


(3) Ebenso wird verfahren, wenn der Inhaber der 
internationalen Registrierung beantragt, das Verzeichnis 
der Waren oder Dienstleistungen einzuschränken, auf die 
sich die Registrierung bezieht. 

(4) Für diese Amtshandlungen kann eine Gebühr er- 
hoben werden, die durch die Ausführungsordnung fest- 
gesetzt wird. 

(5) Die nachträgliche Erweiterung des Verzeichnisses 
um eine neue Ware oder Dienstleistung kann nur durch 
eine neue Hinterlegung nach den Bestimmungen des 
Artikels 3 vorgenommen werden. 

(6) Der Erweiterung steht der Austausch einer Ware 
oder Dienstleistung durch eine andere gleich. 


Artikel 

(1) Wird eine im internationalen Register eingetragene 
Marke auf eine Person übertragen, die in einem anderen 
Vertragsland als dem Land des Inhabers der internatio- 
nalen Registrierung ansässig ist, so ist die Übertragung 
durch die Behörde dieses Landes dem Internationalen 
Büro mitzuteilen. Das Internationale Büro trägt die Über- 
tragung in das Register ein, teilt sie den anderen Behör- 
den mit und veröffentlicht sie in seinem Blatt. Wird die 
Übertragung vor Ablauf der Frist von fünf Jahren seit 
der internationalen Registrierung vorgenommen, so holt 
das Internatioiidle Büro die Zustimmung der Behörde 
des Landes des neuen Inhabers ein und veröffentlicht, 
wenn möglich, das Datum und die Nummer der Registrie- 
rung der Marke in dem Land des neuen Inhabers. 

(2) Die Übertragung einer im internationalen Register 
eingetragenen Marke auf eine Person, die zur Hinter- 
legung einer internationalen Marke nicht berechtigt ist, 
wird im Register nicht eingetragen. 

(3) Konnte eine Übertragung im internationalen Re- 
gister nicht eingetragen werden, weil das Land des neuen 
Inhabers seine Zustimmung versagt hat oder weil die 
Übertragung zugunsten einer Person vorgenommen wor- 
den ist, die zur Einreichung eines Gesuchs um internatio- 
nale Registrierung nicht berechtigt ist, so hat die Behörde 
des Landes des früheren Inhabers das Recht, vom Inter- 
nationalen Büro die Löschung der Marke in dessen Re- 
gister zu verlangen. 


Artikel 9^^'! 

(1) Wird die Übertragung einer internationalen Marke 
nur für einen Teil der eingetragenen Waren oder Dienst- 
leistungen dem Internationalen Büro mitgeteilt, so trägt 
dieses die Übertragung in sein Register ein. Jedes der 
Vertragsländer ist befugt, die Gültigkeit dieser Über- 
tragung nicht anzuerkennen, wenn die Waren oder 
Dienstleistungen des auf diese Weise übertragenen Teils 
mit denen gleichartig sind, für welche die Marke zugun- 
sten des übertragenden eingetragen bleibt. 

(2) Das Internationale Büro trägt auch Übertragungen 
der internationalen Marke ein, die sich nur auf eines oder 
auf mehrere der Vertragsländer beziehen. 

(3) Tritt in den vorgenannten Fällen ein Wechsel des 
Landes des Inhabers ein, so hat die für den neuen 
Inhaber zuständige Behörde die nach Artikel 9bis erfor- 
derliche Zustimmung zu erteilen, wenn die internationale 
Marke vor Ablauf der Frist von fünf Jahren seit der 
internationalen Registrierung übertragen worden ist. 

(4) Die Bestimmungen der vorhergehenden Absätze 
finden nur unter dem Vorbehalt des Artikels Ba^ater der 
Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums Anwendung. 
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Article 


Artikel gq^iater 


1) Si plusieurs pays de l'Union particuliere convien* 
nent de realiser l’unification de leurs lois nationales en 
matiere de marques, ils pourront notifier au Directeur 
general: 

a) qu'une Administration commune se substituera ä l'Ad- 
ministration nationale de chacun d'eux, et 

b) que l'ensemble de leurs territoires respectifs devra 
etre considere comme un seul pays pour l'application 
de tout ou Partie des dispositions qui precedent le 
present article. 

2) Cette notification ne prendra effet que six mois 
apres la date de la commiinication qui en sera faite par 
le Directeur general aux autres pays contractants. 


Article 10 

1) a) L'Union particuliere a une Assemblee composee 
des pays qui ont ratifie le present Acte ou y ont 
adhere. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est represente 
par un delegue, qui peut etre assiste de sup- 
pleants, de conseillers et d'experts. 

c) Les depenses de chaque delegation sont suppor- 
tees par le Gouvernement qui l'a designee, ä 
l'exception des frais de voyage et des indem- 
nites de sejour pour un delegue de chaque pays 
membre qui sont ä la Charge de l'Union particu- 
liere. 

2f a) L' Assemblee: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le developpement de l'Union 
particuliere et l'application du present Ar- 
rangement; 

ii) donne au Bureau international des direc- 
tives concernant la preparation des Confe- 
rences de revision, compte etant düment 
tenu des observations des pays de l'Union 
particuliere qui n'ont pas ratifie le present 
Acte ou n'y ont pas adhere; 

iii) modifie le Reglement d'execution et fixe le 
montant des emoluments mentionnes ä l'ar- 
ticle 8,2) et des autres taxes relatives ä l'en- 
registrement international; 

iv) examine et approuve les rapports et les ac- 
tivites du Directeur general relatifs ä 
l'Union particuliere et lui donne toutes di- 
rectives utiles concernant les questions de 
la competence de l'Union particuliere; 

v) arrete le Programme, adopte le budget 
triennal de l'Union particuliere et approuve 
ses comptes de clöture; 

vi) adopte le Reglement financier de l'Union 
particuliere; 

vii) cree les comites d'experts et groupes de 
travail qu’elle juge utiles ä la realisation 
des objectifs de l'Union particuliere; 

viii) decide quels sont les pays non membres de 
l'Union particuliere et quelles sont les orga- 
nisations intergouvernementales et inter- 
nationales non gouvernementales qui peu- 
vent etre admis ä ses reunions en qualite 
d'observateurs; 


(1) Kommen mehrere Länder des besonderen Verban- 
des überein, ihre Landesgesetze auf dem Gebiet des 
Markenrechts zu vereinheitlichen, so können sie dem 
Generaldirektor notifizieren; 

a) daß eine gemeinsame Behörde an die Stelle der natio- 
nalen Behörde jedes dieser Länder tritt und 

b) daß die Gesamtheit ihrer Hoheitsgebiete für die voll- 
ständige oder teilweise Anwendung der diesem Ar- 
tikel vorhergehenden Bestimmungen als ein Land an- 
zusehen ist. 


(2) Diese Notifikation wird erst wirksam sechs Monate 
nach dem Zeitpunkt der Mitteilung, welche der General- 
direktor den anderen Vertragsländern darüber zugehen 
läßt. 

Artikel 10 


(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 

die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer- 
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat, mit 
Ausnahme der Reisekosten und der Aufenthalts- 
entschädigung für einen Delegierten jedes Mit- 
gliedlandes, die zu Lasten des besonderen Ver- 
bandes gehen. 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Erhal- 
tung und die Entwicklung des besonderen 
Verbandes sowie die Anwendung dieses 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisun- 
gen für die Vorbereitung der Revisions- 
konferenzen unter gebührender Berücksich- 
tigung der Stellungnahmen der Länder des 
besonderen Verbandes, die diese Fassung 
des Abkommens weder ratifiziert haben 
noch ihr beigetreten sind; 

iii) ändert die Ausführungsordnung und setzt 
die Höhe der in Artikel 8 Absatz 2 genann- 
ten Gebühren und der anderen Gebühren 
für die internationale Registrierung fest; 

iv) prüft und billigt die Berichte und die Tätig- 
keit des Generaldirektors betreffend den 
besonderen Verband und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Weisungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des besonderen Ver- 
bandes fallen; 

v) legt das Programm fest, beschließt den 
Dreijahres-Haushaltsplan des besonderen 
Verbandes und billigt seine Rechnungs- 
abschlüsse; 

iv) beschließt die Finanzvorschriften des beson- 
deren Verbandes; 

vii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des besonderen Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

viii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen- 
staatlichen und welche internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren 
Sitzungen als Beobachter zugelassen wer- 
den; 
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ix) adopte les modifications des articles 10 ä 
13; 

x) entreprend toute autre action appropriee en 
vue d’atteindre les objectifs de l’Union par- 
ticuliere; 

Xi) s'acquitte de toutes autres täches qu'impli- 
que le present Arrangement. 

b) Sur les questions qui Interessent egalement 
d'autres Unions administrees par l’Organisation, 
l’Assemblee statue connaissance prise de l’avis 
du Comite de coordination de l'Organisation, 

3) a) Chaque pays membre de l'Assemblee dispose 
d une voix. 

b) La moitie des pays membres de l'Assemblee 
constitue le quorum. 

c) Nonobstant les dispositions du sous-alinea b), 
si, lors d’une session, le nombre des pays repre- 
sentes est inferieur ä la moitie mais egal ou 
superieur au tiers des pays membres de l'Assem- 
blee, celle-ci peut prendre des decisions; toute- 
fois, les decisions de l’Assemblee, ä l'exception 
de celles qui concernent sa procedure, ne de* 
viennent executoires que lorsque les conditions 
enoncees ci-apres sont remplies. Le Bureau inter- 
national communique lesdites decisions aux pays 
membres de l’Assemblee qui n’etaient pas re- 
presentes, en les invitant ä exprimer par ecrit, 
dans un delai de trois mois ä compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur ab- 
Stention. Si, ä l'expiration de ce delai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprime leur vote ou leur 
abstention est au moins egal au nombre de pays 
qui faisait defaut pour que le quorum füt atteint 
lors de la session, lesdites decisions deviennent 
executoires, pourvu qu’en meme temps la inajo- 
rite necessaire reste acquise. 


d) Sous reserve des dispositions de l’article 13.2), 
les decisions de l'Assemblee sont prises a la 
majorite des deux tiers des votes exprimes. 

e) L'abstention n'est pas consideree comme un vote. 

f) Un delegue ne peut representer qu'un seid pays 
et ne peut voter qu’au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particuliere qui ne sont pas 
membres de l'Assemblee sont admis ä ses reu- 
nions en qualite d’observateurs. 

4) a) L’Assemblee se reunit une fois tous les trois ans 

en session ordinaire sur convocation du Direc- 
teur general et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la meme periode et au meme lieu que l’Assem- 
blee generale de l’Organisation. 

b) L'Assemblee se reunit en session extraordinaire 
sur convocation adressee par le Directeur gene- 
ral, ä la demande d un quart des pays membres 
de l’Assemblee. 

c) L'ordre du jour de chaque session est prepare 
par le Directeur general. 

5) L’Assemblee adopte son regiement interieur. 

A rt i c 1 e 11 

1) a) Les täches relatives ä l’enregistrement inter- 
national ainsi que les autres täches administra- 


ix) beschließt Änderungen 10 bis 13; 

x) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver- 
bandes geeignet ist; 

xi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus diesem Abkommen ergeben. 

b) über Fragen, die auch für andere von der Orga- 
nisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach An- 
hörung des Koordinierungsausschusses der Or- 
ganisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 

über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähig- 
keit erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver- 
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens ein 
Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind; Das Inter- 
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit- 
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt 
der Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal- 
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich- 
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhan- 
den ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 13 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim- 
men. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten 
und nur in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu- 
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 

den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation, 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit- 
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom 
Generaldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 11 

(1) a) Die Aufgaben hinsichtlich der internationalen 
Registrierung sowie die anderen Verwaltungs- 
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tives incombant ä l'Union particuliere sont 
assurees par le Bureau international. 

b) En particulier, le Bureau international prepare 
les reunions et assure le secretariat de l'Assem- 
blee et des comites d'experts et groupes de 
travail qu'elle peut cieer. 

c) Le Directeur general est le plus haut fonction- 
naire de LUnion particuliere et la represente. 

2) Le Directeur general et tont membre du personnel 
designe par lui prennent pari, sans droit de vote, a tou- 
tes les reunions de LAssemblee et de tout comite d'ex- 
perts ou groupe de travail qu'elle peut creer. Le Direc- 
teur general ou un membre du personnel designe par lui 
est d'office secretaire de ces organes. 

3) a) Le Bureau international, selon les directives de 

l'Assembtee, prepare les Conferences de revision 
des dispositions de 1’ Arrange^ment aittres que les 
articles 10 ä 13. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga- 
nisations intergouvernementales et internatio- 
nales non gouvernementales sur la preparation 
des Conferences de revision. 

c) Le Directeur general et les personnes designees 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
deliberations dans ces Conferences, 

4) Le Bureau international e^xecute toutes auties täches 
qui lui sont attribuees. 

A r t i c 1 e 12 

11 a) L'Union particuliere a un budget. 

l)) Le budget de l’Union particuliere coinprend les 
recettes et les depenses propres ä l'Union parti- 
culiere, sa contribution au budget des depenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas echeant, 
la somme mise ä la disposition du budget de la 
Conference de l’Organisation. 

c) Sont considerees comme depenses communes 
aux Unions les depenses qui ne sont pas attri- 
buees exclusivement ä l’Union particuliere mais 
egalement a une ou plusieurs autres Unions ad- 
ministrees par l’Organisation. La part de l’Union 
particuliere dans ces depenses communes est 
proportionnelle ä l’interet que ces depenses pre- 
sentent pour eile. 

2) Le budget de l’Union particuliere est arrete compte 
tenu des exigences de coordination avec les Budgets des 
autres Unions administrees par l’Organisation. 

3) Le budget de l’Union particuliere est finance par les 
ressources suivantes; 

i) les emoluments et autres taxes relatits ä l'enregistre- 
ment international et les taxes et sornmes dues pour 
les autres Services rendus par le Bureau international 
au titre de l'Union particuliere; 

ii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l'Union particuliere et les 
droits afferents ä ces publications; 

iii) les dons, legs et subventions; 

iv) les loyers, interets et autres revenus divers. 

4) a) Le montant des emoluments mentionnes ä l'ar- 

ticle 8.2) et des autres taxes relatives a l’enre- 


aufgaben des besonderen Verbandes werden 
vom Internationalen Büro wahrgenommen. 

b) Das Internationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung sowie der etwa 
von ihr gebildeten Sachverständigenausschüsse 
und Arbeitsgruppen vor und besorgt das Sekre- 
tariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver- 
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung und aller etwa von ihr 
gebildeten Sachverständigenausschüsse oder Arbeitsgrup- 
pen teil. Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimm- 
tes Mitglied des Personals ist von Amts wegen Sekretär 
dieser Organe. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei- 

sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
mit Ausnahme der Artikel 10 bis 13 vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei- 
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaatliche 
sowie internationale nichtstaatliche Organisatio- 
nen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm- 
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 12 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts- 

plan. 

])) Der Haushaltsplan des besonderen Veibandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben 
des besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum 
Haushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenenfalls den dem Haus- 
haltsplan der Konferenz der Organisation zur 
Verfügung gestellten Betrag. 

() Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be- 
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation ver- 
walteten Verbänden zuzurechnen sind. Der An- 
teil des besonderen Verbandes an diesen ge- 
meinsamen Ausgaben entspricht dem Interesse, 
das der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Ab- 
stimmung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um- 
faßt folgende Einnahmen: 

i) Gebühren für die internationale Registrierung sowie 
Gebühren und Beträge für andere Dienstleistungen 
des Internationalen Büros im Rahmen des besonderen 
Verbandes; 

ii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent- 
lichungen des Internationalen Büros, die den beson- 
deren Verband betreffen; 

iii) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

iv) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Die Höhe der in Artikel 8 Absatz 2 genannten 

Gebühren sowie der anderen Gebühren für die 
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gistrement international est fixe par TAssemblee, 
sur proposition du Directeur general. 

b) Ce montant est fixe de raaniere ä ce que les re- 
cettes de l'Union particuliere provenant des 
emoluments, autres que les emoluments supple- 
mentaires et les complements d' emoluments vises 
ä l’article 8.2) b) et c), des taxes et des autres 
sources de revenus permettent au moins de 
couvrir les depenses du Bureau international 
interessant l'Union particuliere. 

t) Dans le cas oü le budget n'est pas adopte avant 
le debut d’un nouvel exercice, le budget de l’an- 
nee precedente est reconduit selon les modalites 
prevues par le regiement financier. 

5) Sous reserve des dispositions de l'alinea 4) a), le 
montant des taxes et sommes dues pour les autres Ser- 
vices rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union particuliere est fixe par le Directeur general, qui 
fait rapport ä l'Assemblee. 

6) a) L'Union particuliere possede un fonds de roule- 

ment constitue par un versement unique effec- 
tue par diaque pays de l'Union particuliere. Si 
le fonds devient insuffisant, l'Assemblee decide 
de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds precite ou de sa participation ä l'aug- 
mentation de celui-ci est proportionnel ä la con- 
tribution de ce pays, en tant que membre de 
l'Union de Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle, au budget de ladite Union 
pour l'annee au cours de laquelle le fonds est 
constitue ou l'augmentation decidee. 

c) La Proportion et les modalites de versement 
sont arretees par l’Assemblee, sur proposition 
du Directeur general et apres avis du Comite 
de coordination de l'Organisation. 

d) Aussi longtemps que l'Assemblee autorise que 
le fonds de reserve de l’Union particuliere soit 
utilise en tant que fonds de roulement, l'Assem- 
blee peut suspendre l'application des disposi- 
tions des sous-alineas a), b) et c). 

7) dl L'Accord de siege conclu avec le pays sur le 

territoire duquel l'Organisation a son siege pre- 
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles elles 
sont accordees font l’objet, dans diaque cas, 
d’accords separes entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays vise au sous-alinea a) et l Organisation 
ont chacun le droit de denoncer l'engagement 
d accorder des avances moyennant notification 
par ecrit. La denonciation prend effet trois ans 
apres la fin de l'annee au cours de laquelle eile 
a ete notifiee. 

8) La verification des comptes est assuree, selon les 
modalites prevues par le regiement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union particuliere ou par des con- 
tröleurs exterieurs, qui sont, avec leur consentement, de- 
signes par l'Assemblee. 

A r t i c 1 e 13 

1) Des propositions de modification des articles 10, 11, 
12 et du present article peuvent etre presentees par tout 
pays membre de l'Assemblee ou par le Directeur general. 
Ces propositions sont communiquees par ce dernier aux 


internationale Registrierung wird von der Ver- 
sammlung auf Vorschlag des Generaldirektors 
festgesetzt. 

b) Diese Höhe wird in der Weise festgesetzt, daß 
die Einnahmen des besonderen Verbandes aus 
den Gebühren, soweit es sich nicht um die in 
Artikel 8 Absatz 2 Buchstaben b und c bezeich- 
neten Zusatz- und Ergänzungsgebühren handelt, 
sowie aus den anderen Einkünften mindestens 
zur Deckung der Ausgaben des Internationalen 
Büros für den besonderen Verband ausreichen. 

c) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird der 
Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 Buchstabe a wird die 
Höhe der Gebühren und Beträge für andere Dienstleistun- 
gen des Internationalen Büros im Rahmen des beson- 
deren Verbandes vom Generaldirektor festgesetzt, der 
der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der besondere Verband hat einen Betriebs- 

mittelfonds, der durch eine einmalige Zahlung 
jedes Landes des besonderen Verbandes ge- 
bildet wird. Reicht der Fonds nicht mehr aus, so 
beschließt die Versammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag, den 
dieses Land als Mitglied des Pariser Verbandes 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums zum 
Haushaltsplan dieses Verbandes für das Jahr 
leistet, in dem der Fonds gebildet oder die 
Erhöhung beschlossen wird. 

r) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Koor- 
dinierungsausschusses der Organisation fest- 
gesetzt. 

d) Solange die Versammlung gestattet, daß der 
Reservefonds des besonderen Verbandes als 
Betriebsmittelfonds benutzt wird, kann die Ver- 
sammlung die Anwendung der Bestimmungen 
der Buchstaben a, b und c aussetzen. 

(7) d) Das Abkommen über den Sitz, das mit dein 

Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der Be- 
triebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe die- 
ser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi- 
schen diesem Land und der Organisation. 

h) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift- 
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk- 
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern 
des besonderen Verbandes oder von außenstehenden 
Rechnungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustim- 
mung von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 13 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 10, 11, 12 
und dieses Artikels können von jedem Mitgliedland 
der Versammlung oder vom Generaldirektor vorgelegt 
werden. Diese Vorschläge werden vom Generaldirektor 
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pays membres de l'Assemblee six mois au moins avant 
d'etre soumises ä l’examen de l Assemblee. 

2) Toute modification des articles vises ä l'alinea 1) est 
adoptee par TAssemblee. L'adoption requiert les trois 
quarts des votes exprimes; toiitefois, toute modification 
de l'article 10 et du present alinea requiert les quatre 
cinquiemes des votes exprimes. 

3) Toute modification des articles vises ä l’alinea 1) 
entre en vigueur un mois apres la reception par le Direc- 
teur general des notifications ecrites d'acceptation, effec- 
tiiee en conformite avec leurs regles constitutionnelles 
respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
etaient membres de l'Assemblee au moment oü la modifi- 
cation a ete adoptee. Toute modification desdits articles 
ainsi acceptee lie tous les pays qui sont membres de 
l'Assemblee au moment oü la modification entre en 
vigueur ou qui en deviennent membres ä une date ulte- 
rieure. 

A r l i c 1 e 14 

1) Chacun des pays de l’Union particuliere qui a signe 
le present Acte peut le ratifier et, s'il ne l'a pas signe, 
peut y adherer. 

2) a) Tout pays etranger ä l'Union particuliere, partie 

a la Convention de Paris pour la protection de 
la propriete industrielle, peut adherer au present 
Acte et devenir, de ce fait, membre de l'Union 
particuliere. 

b) Des que le Bureau international esl informe 
qu'un tel pays a adhere au present Acte, il 
adresse a l'Administration de ce pays, conforme- 
ment ä l'article 3, une notification collective des 
marques qui, a ce moment, jouissent de la pro- 
tection internationale, 

c) Cette notification assure, par elle-meme, aux- 
dites marques, le benefice des precedentes dis- 
positions sur le territoire dudit pays et fait cou- 
rir le delai d'un an pendant lequel l'Administra- 
tion interessee peut faire la declaration prevue 
par l’article 5. 

d) Toutefois, un tel pays, en adherant au present 
Acte, peut declarer que, sauf en ce qui concerne 
les marques internationales ayant deja fait ante- 
rieurement dans ce pays l’objet d'un enregistre- 
ment national identique encore en vigueur et qui 
sont immediatement reconnues sur la demande 
des Interesses, l’application de cet Acte est limi- 
tee aux marques qui sont enregistrees a partir 
du joiir oü cette adhesion devient effective. 


e) Cette declaration dispense le Bureau internatio- 
nal de faire la notification collective susindiquee. 
II se borne a notifier les marques en faveur des- 
quelles la demande d'etre mis au benefice de 
l'exception prevue au sous-alinea d) lui parvient, 
avec les precisions necessaires, dans le delai 
d’une annee ä partir de l'accession du nouveau 
pays. 

f) Le Bureau international ne fait pas de notification 
collective a de tels pays qui, en adherant au 
present Acte, declarent user de la faculte prevue 
a l'article 3his. Ces pays peuvent en outre decla- 
rer simultanement que l'application de cet Acte 
est limitee aux marques qui sont enregistrees ä 
partir du jour oü leiir adhesion devient effec- 


mindestens sechs Monate, bevor sie in der Versammlung 
beraten werden, den Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Ar- 
tikel wird von der Versammlung beschlossen. Der Be- 
schluß erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; 
jede Änderung des Artikels 10 und dieses Absatzes 
erfordert jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Ar- 
tikel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu 
dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungsmäßig 
zustandegekommenen Annahme des Änderungsvorschlags 
von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt der 
Beschlußfassung über die Änderung Mitglied der Ver- 
sammlung waren, beim Generaldirektor eingegangen 
sind. Jede auf diese Weise angenommene Änderung der 
genannten Ärtikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Versamm- 
lung sind oder später Mitglied werden. 

Artikel 14 

(1) Jedes Land des besonderen Verbandes kann diese 
Fassung des Abkommens ratifizieren, wenn es sie unter- 
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie nicht unter- 
zeichnet hat. 

(2) a) Jedes dem besonderen Verband nicht ange- 

hörende Vertragsland der Pariser Verbands- 
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen Eigen- 
tums kann dieser Fassung des Abkommens 
beitreten und dadurch Mitglied des besonderen 
Verbandes werden. 

b) Sobald das Internationale Büro davon in Kennt- 
nis gesetzt worden ist, daß ein solches Land 
dieser Fassung des Abkommens beigetreten ist, 
übermittelt es der Behörde dieses Landes gemäß 
Artikel 3 eine Sammelanzeige aller Marken, die 
zu diesem Zeitpunkt den internationalen Schutz 
genießen, 

c) Diese Anzeige sichert als solche den genannten 
Marken die Vorteile der vorhergehenden Be- 
stimmungen im Hoheitsgebiet dieses Landes 
und setzt die Jahresfrist in Lauf, während der 
die beteiligte Behörde die in Artikel 5 vorge- 
sehene Erklärung abgeben kann. 

d) Jedoch kann ein solches Land bei seinem Beitritt 
zu dieser Fassung des Abkommens erklären, 
daß die Anwendung dieser Fassung auf die- 
jenigen Marken beschränkt wird, die von dem 
Tag an registriert werden, an dem dieser Beitritt 
wirksam wird; dies gilt nicht für internationale 
Marken, die schon vorher in diesem Land Gegen- 
stand einer gleichen, noch wirksamen nationalen 
Eintragung gewesen sind und die auf Antrag 
der Beteiligten ohne weiteres anzuerkennen 
sind. 

e) Diese Erklärung entbindet das Internationale 
Büro von der obengenannten Übermittlung der 
Sammelanzeige. Es beschränkt seine Anzeige auf 
die Marken, derentwegen ihm der Antrag auf 
Anwendung der unter Buchstabe d vorgesehe- 
nen Ausnahme nebst den erforderlichen näheren 
Angaben innerhalb eines Jahres nach dem Bei- 
tritt des neuen Landes zugeht. 

f) Das Internationale Büro übermittelt solchen 
Ländern keine Sammelanzeige, wenn sie bei 
ihrem Beitritt zu dieser Fassung des Abkommens 
erklären, daß sie von der in Artikel 3bis vor- 
gesehenen Befugnis Gebrauch machen. Diese 
Länder können außerdem gleichzeitig erklären, 
daß die Anwendung dieser Fassung des Abkom- 
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tive; cette limitation n'atteint toutefois pas les 
marques internationales ayant dejä fait ante- 
rieurement, dans ce pays, l'objet d’un enregistre' 
ment national identique et qui peuvent donner 
Heu ä des demandes d’extension de protection 
formulees et notifiees conformement aux articles 
3‘f'r et 8.2) c). 


g) Les enregistrements de marques qui ont fait 
l’objet dune des notifications prevues par cet 
alinea sont considerees comme substitues aux 
enregistrements effectues directement dans le 
nouveau pays contractant avant la date effective 
de son adhesion. 

3) Les instruments de ratification et d'adhesion sont 
deposes aupres du Directeur general. 

4) a) A Legard des cinq pays qui ont, les piemiers, 

depose leurs instruments de ratification ou d'ad- 
hesion, le present Acte entre en vigueur trois 
mois apres le depöt du cinquieme de ces instru- 
ments. 

b) A l'egard de tout autre pays, le present Acte 
entre en vigueur trois mois apres la date a la- 
quelle sa ratification ou son adhesion a ete noti- 
fiee par le Directeur general, ä moins qu'une 
date posterieure n'ait ete indiquee dans l’instru- 
ment de ratification ou d'adhesion. Dans ce der- 
nier cas, le present Acte entre en vigueur, a 
l’egard de ce pays, ä la date ainsi indiquee. 

5) La ratification ou l’adhesion empörte de plein droit 
accession ä toutes les clauses et admissions a tous les 
avantages stipules par le present Acte. 

6) Apres l'entree en vigueur du present Acte, un pays 
ne peut adherer ä l’Acte de Nice du 15 juin 1957 que con- 
jointement avec la ratification du present Acte ou l'ad- 
hesion ä celui-ci. L'adhesion ä des Actes anterieurs a 
l'Acte de Nice n'est pas adinise, meme conjointement 
avec la ratification du present Acte ou l'adhesion a 
celui-ci. 

7) Les dispositions de i'articie 24 de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete industrielle 
s’appliquent au present Arrangement. 

Article 15 

1) Le present Arrangement demeure en vigueur sans 
limitation de duree. 

2) Tout pays peut denoncer le present Acte par notifi- 
cation adressee au Directeur general. Cette denonciation 
empörte aussi denonciation de tous les Actes anterieurs 
et ne produit son effet qu'ä l'egard du pays qui l'a faite, 
l'Arrangement restant en vigueur et executoire a l'egard 
des autres pays de l'Union particuliere. 

3) La denonciation prend effet un an apres le jour oü 
le Directeur general a rec^u la notification. 

4) La faculte de denonciation prevue par le present 
article ne peut etre exercee par un pays avant l'expira- 
tion d un delai de cinq ans ä compter de la date ä la- 
quelle il est devenii membre de l’Union particuliere. 

5) Les marques internationales enregistrees avant la 
date ä laquelle la denonciation devient effective, et non 


mens auf diejenigen Marken beschränkt wird, 
die von dem Tag an registriert werden, an dem 
ihr Beitritt wirksam wird; diese Einschränkung 
gilt jedoch nicht für die internationalen Marken, 
die in diesen Ländern schon vorher Gegenstand 
einer gleichen nationalen Eintragung waren und 
die Anlaß zu gemäß Artikel 3ter und Artikel 8 
Absatz 2 Buchstabe c gestellten und mitgeteilten 
Gesuchen um Ausdehnung des Schutzes geben 
können. 

g) Die Markenregistrierungen, die den Gegenstand 
einer der in diesem Absatz vorgesehenen An- 
zeige gebildet haben, gelten als an die Stelle 
der Eintragungen getreten, die in dem neuen 
Vertragsland vor dem Zeitpunkt des Wirksam- 
werdens seines Beitritts unmittelbar bewirkt 
worden sind. 

(3) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

(4) a) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifika- 

tions- oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, 
tritt diese Fassung des Abkommens drei Monate 
nach Hinterlegung der fünften solchen Urkunde 
in Kraft. 

b) Für jedes andere Land tritt diese Fassung des 
Abkommens drei Monate nach dem Zeitpunkt 
der Notifizierung seiner Ratifikation oder seines 
Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft, 
sofern in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung des Abkommens 
für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(5) Die Ratifikation oder der Beitritt bewirkt von 
Rechts wegen die Annahme aller Bestimmungen und die 
Zulassung zu allen Vorteilen dieser Fassung des Ab- 
kommens. 

(6) Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung des Ab- 
kommens kann ein Land der Nizzaer Fassung vom 
15. Juni 1957 nur beitreten, wenn es gleichzeitig diese 
Fassung des Abkommens ratifiziert oder ihr beitritt. Der 
Beitritt zu Fassungen des Abkommens, die älter sind als 
die Nizzaer Fassung, ist auch gleichzeitig mit der Rati- 
fikation dieser Fassung oder dem Beitritt zu ihr nicht 
zulässig. 

(7) Artikel 24 der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums ist auf dieses Ab- 
kommen anzuwenden. 

Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bleibt ohne zeitliche Begrenzung 
in Kraft. 

(2) Jedes Land kann diese Fassung des Abkommens 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi- 
gung aller früheren Fassungen und hat nur Wirkung für 
das Land, das sie erklärt hat; für die übrigen Länder des 
besonderen Verbandes bleibt das Abkommen in Kraft 
und wirksam. 

(3) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk- 
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein- 
gegangen ist. 

(4) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungs- 
recht kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf 
Jahren nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es 
Mitglied des besonderen Verbandes geworden ist. 

(5) Die vor dem Zeitpunkt, an dem die Kündigung 
wirksam wird, international registrierten Marken, denen 
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refusees dans Tannee prevue ä l’article 5, continuent, 
pendant la duree de la protection internationale, ä bene- 
ficier de la meme protection que si eiles avaient ete 
directement deposees dans ce pays. 


A r t i c 1 e 16 

1) a) Le present Acte remplace, dans les rapports 
entre les pays de l'Union particuliere au nom 
desquels il a ete ratifie ou qui y ont adhere, ä 
partir du jour oü il entre en vigueur a leur 
egard, 1’ Arrangement de Madrid de 1891, dans 
ses textes anterieurs au present Acte. 

b) Toutefois, chaque pays de l'Union particuliere 
qui a ratifie le present Acte ou qui y a adhere, 
reste soumis aux textes anterieurs qu'il n'a pas 
anterieurement denonces en vertu de l'article 
12.4) de l’Acte de Nice du 15 juin 1957 dans ses 
rapports avec les pays qui n'ont pas ratifie le 
present Acte ou qui n’y ont pas adhere. 


2) Les pays etrangers a l’Union particuliere qui devien- 
nent parties au present Acte l'appliquent aux enregistre- 
ments internationaux effectues au Bureau international 
par l’entremise de l’Administration nationale de tout 
pays de l'Union particuliere qui n'est pas partie au pre- 
sent Acte pourvu que ces enregistrements satisfassent, 
quant auxdits pays, aux conditions prescrites par le pre- 
sent Acte. Quant aux enregistrements internationaux 
effectues au Bureau international par l’entremise des 
Administrations nationales desdits pays etrangers a 
l'Union particuliere qui deviennent parties au present 
Acte, ceux-ci admettent que le pays vise ci-dessus exige 
l'accomplissement des conditions prescrites par l'Acte le 
plus recent auquel il est partie. 


A r t i c 1 e 17 

1) a) Le present Acte est signe en un seul exemplaire 

en langue frangaise et depose aupres du Gouver- 
nement de la Suede. 

b) Des textes officiels sont etablis par le Directeur 
general, apres consultation des Gouvernements 
Interesses, dans les autres langues que l’Assem- 
blee pourra indiquer. 

2) Le present Acte reste ouvert a la signature, ä Stock- 
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur general transmet deux copies, certifiees 
conformes par le Gouvernement de la Suede, du texte 
signe du present Acte aux Gouvernements de tous les 
pays de l'Union particuliere et, sur demande, au Gou- 
vernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur general fait enregistrer le present Acte 
aupres du Secretariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur general notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union particuliere les signatures, les 
depöts d'instruments de ratification ou d’adhesion et de 
declarations comprises dans ces Instruments, l'entree en 
vigueur de toutes dispositions du present Acte, les noti- 
fications de denonciation et les notifications faites en 
application des articles 3 t>is, gquater^ 13 ^ 14 , 7 ) et 15.2). 


innerhalb der in Artikel 5 vorgesehenen Jahresfrist der 
Schutz nicht verweigert worden ist, genießen während 
der Dauer des internationalen Schutzes weiter denselben 
Schutz, wie wenn sie unmittelbar in diesem Land hinter- 
legt worden wären. 


Artikel 16 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens ersetzt in den 

Beziehungen zwischen den Ländern des be- 
sonderen Verbandes, die sie ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind, von dem Tag an, an 
dem sie für sie in Kraft tritt, das Madrider Ab- 
kommen von 1891 in seinen früheren Fassungen, 

b) Jedoch bleibt jedes Land des besonderen Ver- 
bandes, das diese Fassung des Abkommens 
ratifiziert hat oder ihr beigetreten ist, in seinen 
Beziehungen zu den Ländern, die diese Fassung 
weder ratifiziert haben noch ihr beigetreten 
sind, an die früheren Fassungen gebunden, so- 
fern es diese nicht gemäß Artikel 12 Absatz 4 
der Nizzaer Fassung vom 15. Juni 1957 vorher 
gekündigt hat. 

(2) Die dem besonderen Verband nicht angehörenden 
Länder, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkom- 
mens werden, wenden sie auch auf die internationalen 
Registrierungen an, die beim Internationalen Büro durch 
Vermittlung der nationalen Behörde eines Landes des 
besonderen Verbandes, das nicht Vertragspartei dieser 
Fassung ist, vorgenommen worden sind, vorausgesetzt, 
daß die Registrierungen hinsichtlich dieser Länder den 
Vorschriften dieser Fassung des Abkommens entsprechen. 
Die dem besonderen Verband nicht angehörenden Län- 
der, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkommens 
werden, lassen es zu, daß das vorgenannte Land hinsidit- 
lich der durch Vermittlung ihrer nationalen Behörden 
beim Internationalen Büro vorgenommenen internatio- 
nalen Registrierungen die Erfüllung der Vorschriften der 
jüngsten Fassung dieses Abkommens, der es angehört, 
verlangt. 


Artikel 17 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens wird in einer 

Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt, 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver- 
sammlung bestimmen kann. 

(2) Diese Fassung des Abkommens liegt bis zum 13. Ja- 
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
Unterzeichneten Textes dieser Fassung des Abkommens 
den Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes 
und der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor laßt diese Fassung des Ab- 
kommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen re- 
gistrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich- 
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunden sowie die in diesen Urkunden enthalte- 
nen Erklärungen, das Inkrafttreten aller Bestimmungen 
dieser Fassung des Abkommens, die Notifikationen von 
Kündigungen und die Notifikationen gemäß den Arti- 
keln 3t>is, gquateq 13 ^ 14 Absatz 7 und Artikel 15 Absatz 2. 


141 



Drucksache VI/401 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


A r t i c 1 e 18 

1) Jusqu'ä l’entree en fonctions du premier Directeur 
general, les references, dans le present Acte, au Bureau 
international de l'Organisation ou au Directeur general 
sont considerees comme se rapportant respectivement au 
Bureau de l'Union etablie par la Convention de Paris 
pour la protection de la propriete industrielle ou ä son 
Directeur. 

2) Les pays de l’Union particuliere qui n'ont pas ratifie 
le present Acte ou n'y ont pas adhere peuvent, pendant 
cinq ans apres l'entree en vigueur de la Convention 
instituant l'Organisation, exercer, s'ils le desirent, les 
droits prevus par les articles 10 ä 13 du present Acte, 
comme s'ils etaient lies par ces articles. Tout pays qui 
desire exercer lesdits droits depose ä cette fin aupres 
du Directeur general une notification ecrite qui prend 
effet ä la date de sa reception. De tels pays sont reputes 
etre membres de l'Assemblee jusqu'ä l'expiration de 
ladite periode. 


Artikel 18 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General- 
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung des Ab- 
kommens auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 

(2) Die Länder des besonderen Verbandes, die diese 
Fassung des Abkommens weder ratifiziert haben noch 
ihr beigetreten sind, können, wenn sie dies wünschen, 
während eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 10 
bis 13 dieser Fassung des Abkommens vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durdi diese Artikel ge- 
bunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben wünscht, 
hinterlegt zu diesem Zweck beim Generaldirektor eine 
schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres Eingangs 
wirksam wird. Solche Länder gelten bis zum Ablauf der 
genannten Frist als Mitglied der Versammlung. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, düment autorises ä 
cet effet, ont signe le present Acte. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be- 
vollmäditigten Unterzeichneten diese Fassung des Ab- 
kommens unterschrieben. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 


Pour l’AUTRICHE: 

Gottfried H. T h a 1 e r 

Für ÖSTERREICH: 

Pour la BELGIQUE: 

Bon F. Coge Is 

Für BELGIEN: 

Pour l'ESPAGNE: 

J. F. Ale 0 ver 

Electo J. Garcia Tejedor 

Für SPANIEN; 

Pour la FRANCE: 

B. de Menthon 

Für FRANKREICH: 

Pour la HONGRIE: 

Esztergälyos 

Für UNGARN: 

Pour l'ITALIE: 

C ippi c 0 

Giorgio R a n zi 

Für ITALIEN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Marianne Marxer 

Für LIECHTENSTEIN: 

Pour le LUXEMBOURG; 

J. P. Hoff mann 

Für LUXEMBURG; 

Pour le MAROC: 

H' ssai ne 

Für MAROKKO: 

Pour MONACO: 

J. M. Notari 

Für MONACO: 

Pour les PAYS-BAS: 


Für die NIEDERLANDE: 
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Pour le PORTUGAL: Für PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 
Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Alvaro Costa de Morais Serrao 

Pour la REPUBLIQUE ARABE UNIE: Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Pour ia REPUBLIQUE FEDERALE D'ALLEMAGNE: Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt H a e r t e 1 

Pour la REPUBLIQUE DU VIET-NAM: Für die REPUBLIK VIETNAM: 

Pour la ROUMANIE: Für RUMÄNIEN: 

C. Stanescu 
Marinete 

Für SAN MARINO: 

Für die SCHWEIZ: 

Hans Morf 
Joseph Voy am e 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 

Für TUNESIEN: 

M. Kedadi 

Pour la YOUGOSLAVIE: Für JUGOSLAWIEN: 

A. Jelic 


Pour SAINT-MARIN: 

Pour la SUISSE: 

Pour la TCHECOSLOVAQUIE: 
Pour la TUNISIE: 
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Abkommen von Nizza 

über die Internationale Klassifikation von Waren und Dienstleistungen 

für die Eintragung von Marken 

vom 15. Juni 1957 

revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967 


Arrangement de Nice 

concernant la Classification internationale des produits et des Services 
aux fins de l'enregistrement des marques 
du 15 juin 1957 

revise ä Stockholm le 14 juillet 1967 


Article 1 

1) Les pays auxquels s'applique le present Arrange- 
ment sollt constitues ä l'etat d'Union particuliere, 

2) Ils adoptent, en vue de l'enregistrement des niai 
ques, une meme Classification des produits et des Ser- 
vices. 

3) Cette Classification est constituee par; 

a) une liste des classes, 

b) une liste alphabetique des produits et des Services 
avec indication des classes dans lesquelles ils sont 
ranges. 

4) La liste des classes et la liste alphabetique des pro- 
duits sont celles qui ont ete editees en 1935 par le 
Bureau international pour la protection de la propriete 
industrielle. 


5) La liste des classes et la liste alphabetique des pro- 
duits et des Services pourront etre modifiees ou comple- 
tees par le Comite d'experts institue par l'article 3 du 
present Arrangement et selon la procedure fixee par cet 
article. 

6) La Classification sera etablie en langue francaise et, 
sur la demande de chaque pays contractant, une traduc- 
tion officielle en sa langue pourra en etre publiee par le 
Bureau international de la propriete intellectuelle (ci- 
apres denomme « le Bureau international») vise dans la 
Convention instituant l'Organisation Mondiale de la Pro- 
priete Intellectuelle (ci-apres denomme «l'Organisation»), 
en accord avec l'Administration nationale interessee. 
Chaque traduction de la liste des produits et des Services 
mentionnera, en regard de chaque produit ou service, 
outre le numero d'ordre propre ä l’enumeration alpha- 
betique dans la langue consideree, le numero d’ordre 
qu’il porte dans la liste etablie en langue fran(;aise. 


Article 2 

1) Sous reserve des obligations imposees par le pre- 
sent Arrangement, la portee de la Classification inter- 
nationale est celle qui lui est attribuee par chaque pays 
contractant, Notamment, la Classification internationale 
ne lie les pays contractants ni quant ä l'appreciation de 
l'etendue de la protection de la marque, ni quant ä la 
reconnaissance des marques de service. 


(Übersetzung) 

Artikel 1 

(1) Die Länder, auf die dieses Abkommen Anwendung 
findet, bilden einen besonderen Verband. 

(2) Sie nehmen für die Eintragung von Marken dieselbe 
Klassifikation der Waren und Dienstleistungen an, 

(3) Diese Klassifikation besteht aus: 

a) einer Klasseneinteilung, 

b) einer alphabetischen Liste der Waren und Dienst- 
leistungen mit Angabe der Klasse, in die sie ein- 
geordnet sind. 

(4) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren sind die im Jahre 1935 vom Internationalen 
Büro zum Schutz des gewerblichen Eigentums heraus- 
gegebene Klasseneinteilung und alphabetische Liste der 
Waren. 

(5) Die Klasseneinteilung und die alphabetische Liste 
der Waren und Dienstleistungen können von dem gemäß 
Artikel 3 dieses Abkommens gebildeten Sachverständi- 
genausschuß in dem durch diesen Artikel festgelegten 
Verfahren geändert oder ergänzt werden. 

(6) Die Klassifikation wird in französischer Sprache ab- 
gefaßt; auf Verlangen jedes Vertragslandes kann eine 
amtliche Übersetzung in seiner Sprache von dem im 
Übereinkommen zur Errichtung der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum (im folgenden als „die Organisation" 
bezeichnet) vorgesehenen Internationalen Büro für gei- 
stiges Eigentum (im folgenden als „das Internationale 
Büro" bezeichnet) im Einvernehmen mit der beteiligten 
nationalen Behörde veröffentlicht werden. Jede Über- 
setzung der Liste der Waren und Dienstleistungen gibt 
bei jeder Ware oder Dienstleistung neben der entspre- 
chenden Ordnungsnummer der alphabetischen Aufzäh- 
lung in der betreffenden Sprache die Ordnungsnummer 
an, die sie in der in französischer Sprache abgefaßten 
Liste trägt. 

Artikel 2 

(1) Vorbehaltlich der sich aus diesem Abkommen er- 
gebenden Verpflichtungen hat die Internationale Klassi- 
fikation die Bedeutung, die ihr jedes Vertragsland bei- 
legt. Insbesondere bindet die Internationale Klassifika- 
tion die Vertragsländer weder hinsichtlich der Beurteilung 
des Schutzumfangs der Marke noch hinsichtlich der An- 
erkennung der Dienstleistungsmarken. 


144 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


2) Chacun des pays contractants se reserve la faculte 
d'appliquer la Classification internationale des produits 
et des Services ä titre de Systeme principal ou de Systeme 
auxiliaire. 

3) Les Administrations des pays contractants feront 
flgurer dans les titres et publications officiels des enre- 
gistrements des marques les numeros des classes de la 
Classification internationale auxquelles appartiennent les 
produits ou les Services pour lesquels la marque est en- 
registree. 

4) Le fait qu’une denomination figure dans la liste 
alphabetique des produits et des Services n'aflecte en 
rien les droits qui pourraient exister sur cette denomi- 
nation. 

Ar ti de 3 

1) II est institue aupres du Bureau international un 
coniite d’experts Charge de decider de toutes modifica- 
tions ou de tous complements ä apporter ä la Classifica- 
tion internationale des produits et des Services. Chacun 
des pays contractants sera represente au Comite d'ex- 
perts, lequel s'organise par un regiement d’ordre Inte- 
rieur adopte ä la majorite des pays representes. Le 
Bureau international est represente au Comite. 

2) Les propositions de modification ou de complement 
doivent etre adressees par les Administrations des pays 
contractants au Bureau international qui devra les trans- 
mettre aux membres du Comite d’experts au plus tard 
deux mois avant la seance de celui-ci au cours de la- 
quelle ces propositions seront examinees. 

3) Les decisions du Comite relatives aux modihcations 
ä apporter ä la Classification sont prises ä l'unanimite 
des pays contractants. Par modihcation, il faut entendre 
tout transfert de produits d une classe ä une autre, ou 
toute Creation de nouvelle classe entrainant un tel trans- 
fert, 

4) Les decisions du Comite relatives aux complements 
ä apporter ä la Classification sont prises ä la majorite 
simple des pays contractants. 

5) Les experts ont la faculte de faire connaitre leur 
avis par ecrit ou de deleguer teurs pouvoirs ä l'expert 
d un autre pays. 

6) Dans le cas oü un pays n’aurait pas designe d'ex- 
pert pour le representer, ainsi que dans le cas oü 1 expert 
designe n'aurait pas fait connaitre son opinion dans un 
delai qui sera fixe par le regiement d’ordre Interieur, le 
pays en cause serait considere comme acceptant la deci- 
sion du Comite. 

Article 4 

1) Toutes modihcations et tous complements decides 
par le Comite d’experts sont notihes aux Administrations 
des pays contractants par le Bureau international. L'en- 
tree en vigueur des decisions aura lieu, en ce qui con- 
cerne les complements, des la reception de la notihcation 
et, en ce qui concerne les modihcations, dans un delai 
de six mois a compter de la date d’envoi de la notihca- 
tion, 

2) Le Bureau international, en sa qualite de depositaire 
de la classihcation des produits et des Services, y incor- 
pore les modihcations et les complements entres en vi- 
gueur. Ces modihcations et ces complements font l’objet 
d’avis publies dans les deux periodiques; La Propriete 
industrielle et Les Marques internationales. 


(2) Jedes Vertragsland behält sich vor, die Internatio- 
nale Klassihkation der Waren und Dienstleistungen als 
Haupt- oder Nebenklassihkation anzuwenden. 

(3) Die Behörden der Vertragsländer werden in den 
Urkunden und amtlichen Veröffentlichungen über die 
Eintragung von Marken die Nummern der Klassen der 
Internationalen Klassihkation angeben, in welche die 
Waren oder Dienstleistungen gehören, für welche die 
Marke eingetragen ist. 

(4) Die Tatsache, daß eine Benennung in die alpha- 
betische Liste der Waren und Dienstleistungen aufge- 
nommen ist, berührt in keiner Weise die Rechte, die etwa 
an dieser Benennung bestehen. 

Artikel 3 

(1) Beim Internationalen Büro wird ein Sachverstän- 
digenausschuß gebildet, der über alle Änderungen oder 
Ergänzungen der Internationalen Klassihkation der Wa- 
ren und Dienstleistungen zu beschließen hat. Jedes Ver- 
tragsland ist in dem Sachverständigenausschuß vertreten? 
dieser gibt sich eine Geschäftsordnung, deren Annahme 
der Mehrheit der vertretenen Länder bedarf. Das Inter- 
nationale Büro ist in dem Ausschuß vertreten. 

(2) Die Anderungs- oder Ergänzungsvorschläge sind 
von den Behörden der Vertragsländer an das Internatio- 
nale Büro zu richten; dieses hat sie den Mitgliedern des 
Sachverständigenausschusses spätestens zwei Monate vor 
der Sitzung, in der diese Vorschläge geprüft werden 
sollen, zu übermitteln. 

(3) Die Beschlüsse des Ausschusses über Änderungen 
der Klassihkation bedürfen der Einstimmigkeit der Ver- 
tragsländer. Als Änderung ist jede Überführung von 
Waren aus einer Klasse in eine andere oder jede Bil- 
dung einer neuen Klasse, die eine solche Überführung 
zur Folge hat, anzusehen. 

(4) Die Beschlüsse des Aussdiusses über Ergänzungen 
der Klassihkation bedürfen der Mehrheit der Vertrags- 
länder. 

(5) Die Sachverständigen können ihre Ansicht schrift- 
lich bekanntgeben oder ihre Befugnisse auf den Sach- 
verständigen eines anderen Landes übertragen. 

(6) Macht ein Land keinen Sachverständigen als seinen 
Vertreter namhaft oder gibt der namhaft gemachte Sach- 
verständige seine Meinung nicht innerhalb einer durch 
die Geschäftsordnung festzusetzenden Frist bekannt, so 
wird angenommen, daß das betreffende Land dem Be- 
schluß des Ausschusses zustimmt. 


Artikel 4 

(1) Alle vom Sachverständigenausschuß beschlossenen 
Änderungen und Ergänzungen werden vom Internatio- 
nalen Büro den Behörden der Vertragsländer notihziert. 
Diese Beschlüsse treten, wenn sie Ergänzungen betreffen, 
mit dem Eingang der Notifikation und, wenn sie Ände- 
rungen betreffen, sechs Monate nach dem Zeitpunkt der 
Absendung der Notifikation in Kraft. 

(2) Das Internationale Büro als Verwahrstelle der Klas- 
sifikation der Waren und Dienstleistungen nimmt die in 
Kraft getretenen Änderungen und Ergänzungen in die 
Klassifikation auf. Diese Änderungen und Ergänzungen 
werden in den beiden Zeitschriften „La Propriete indu- 
strielle" und „Les Marques internationales" veröffentlicht. 
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Article 5 

1) a) L’Union particuiiere a une Assemblee composee 

des pays qui ont ratifie le present Acte ou y ont 
adhere. 

b) Le Gouvernement de diaque pays est represente 
par un delegue, qui peut etre assiste de suppie- 
ants, de conseiliers et d’experts. 

c) Les depenses de chaque delegation sont suppor> 
tees par ie Gouvernement qui La designee. 

2) a) Sous reserve des dispositions des articles 3 et 4, 

LAssemblee: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le developpement de l'Union 
particuiiere et l'application du present 
Arrangement; 

ii) donne au Bureau international des directi- 
ves concernant la preparation des Confe- 
rences de revision, compte etant düment 
tenu des observations des pays de l’Union 
particuiiere qui n'ont pas ratifie le present 
Acte ou n’y ont pas adhere; 

iii) examine et approuve les rapports et les 
activites du Directeur general de l’Organi- 
sation (ci-apres denomme « le Directeur 
general») relatifs ä l'Union particuiiere et 
lui donne toutes directives utiles concer- 
nant les questions de la competence de 
l’Union particuiiere; 

iv) arrete le Programme, adopte le budget 
triennal de l’Union particuiiere et approuve 
ses comptes de clöture; 

v) adopte le regiement financier de l'Union 
particuiiere; 

vi) cree, outre le Comite d’experts mentionne ä 
l’article 3, les autres comites d'experts et 
les groupes de travail qu'elle juge utiles ä 
la realisation des objectifs de l’Union parti- 
cuiiere; 

vii) decide quels sont les pays non membres de 
l’Union particuiiere et quelles sont les 
organisations intergouvernementales et in- 
ternationales non gouvernementales qui 
peuvent etre admis ä ses reunions en qua- 
lite d’observateurs; 

viii) adopte les modifications des articles 5 ä 8; 

ix) entreprend toute autre action appropriee en 
vue d’atteindre les objectifs de l'Union par- 
ticuli^re? 

x) s’acquitte de toutes autres täches qu'impli- 
que le present Arrangement. 

b) Sur les questions qui interessent egalement d’au- 
tres Unions administrees par l'Organisation, 
l'Assemblee Statue connaissance prise de l’avis 
du Comite de coordination de l’Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de LAssemblee dispose 

d’une voix. 

b) La moitie des pays membres de LAssemblee 
constitue le quorum. 


Artikel 5 

(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 

die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer- 
den kann. 

c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat. 

(2) a) Die Versammlung, vorbehaltlich der Artikel 3 

und 4, 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Erhal- 
tung und die Entwicklung des besonderen 
Verbandes sowie die Anwendung dieses 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisungen 
für die Vorbereitung der Revisionskonfe- 
renzen unter gebührender Berücksichtigung 
der Stellungnahmen der Länder des beson- 
deren Verbandes, die diese Fassung des 
Abkommens weder ratifiziert haben nodi 
ihr beigetreten sind; 

iii) prüft und billigt die Berichte und die Tätig- 
keit des Generaldirektors der Organisation 
(im folgenden als „der Generaldirektor" 
bezeichnet) betreffend den besonderen Ver- 
band und erteilt ihm alle zweckdienlichen 
Weisungen in Fragen, die in die Zuständig- 
keit des besonderen Verbandes fallen; 

iv) legt das Programm fest, beschließt den Drei- 
jahres-Haushaltsplan des besonderen Ver- 
bandes und billigt seine Rechnungsab- 
schlüsse; 

v) beschließt die Finanzvorschriften des beson- 
deren Verbandes; 

vi) bildet, außer dem in Artikel 3 genannten 
Sachverständigenausschuß, die anderen 
Sachverständigenausschüsse und Arbeits- 
gruppen, die sie zur Verwirklichung der 
Ziele des besonderen Verbandes für zweck- 
dienlich hält; 

vii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen- 
staatlichen und welche internationalen nicht- 
staatlichen Organisationen zu ihren Sitzun- 
gen als Beobachter zugelassen werden; 

viii) beschließt Änderungen der Artikel 5 bis 8; 

ix) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver- 
bandes geeignet ist; 

x) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus diesem Abkommen ergeben. 

b) über Fragen, die auch für andere von der Orga- 
nisation verwaltete Verbände von Interesse sind, 
entscheidet die Versammlung nach Anhörung 
des Koordinierungsausscfiusses der Organisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 

über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähig- 
keit erforderliche Mindestzahl). 
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c) Nonobstant les dispositions du sous-alinea b), si, 
lors d'une session, ie nombre des pays represen- 
tes est inferieur ä la moitie mais egal ou supe> 
rieur au tiers des pays membres de l'Assemblee, 
celle-ci peut prendre des decisions; toutefois, 
les decisions de l'Assemblee, ä l'exception de 
celles qui concernent sa procedure, ne devien- 
nent executoires que lorsque les conditions 
enoncees ci-apres sont remplies. La Bureau in- 
ternational communique lesdites decisions aux 
pays membres de l’Assemblee qui n'etaient pas 
representes, en les invitant a exprimer par ecrit, 
dans un delai de trois mois a compter de la 
date de ladite communication, leur vote ou leur 
abstention. Si, a l’expiration de ce delai, le 
nombre des pays ayant ainsi exprime leur vote 
ou leur abstention est au moins egal au nombre 
de pays qui faisait defaut pour que le quorum 
füt atteint lors de la session, lesdites decisions 
deviennent executoires, pourvu qu’en meme 
temps la majorite necessaire reste acquise. 


d) Les pays de l’Lfnion particuliere qui ne sont pas 
les decisions de l'Assemblee sont prises ä la 
majorite des deuxtiers des votes exprimes, 

e) L'abstention n'est pas consideree comme un 
vote. 

f) Un delegue ne peut representer qu'un seul pays 
et ne peut voter qu’au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particuliere qui ne sont pas 
membres de l’Assemblee sont admis ä ses re- 
unions en qualite d'observateurs. 

4) a) L'Assemblee se reunit une fois tous les trois ans 

en session ordinaire sur convocation du Direc- 
teur general et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la meme periode et au meme lieu que l'Assem- 
blee generale de l'Organisation. 

b) L'Assemblee se reunit en session extraordinaire 
sur convocation adressee par le Directeur gene- 
ral, ä la demande d'un quart des pays membres 
de l'Assemblee. 

c) L'ordre du Jour de chaque session est prepare 
par le Directeur general. 

5) L'Assemblee adopte son regiement Interieur. 

A r t i c 1 e 6 

1) a) Les täches administratives incombant ä l'Union 
particuliere sont assurees par le Bureau inter- 
national. 

b) En particulier, le Bureau international prepare 
les reunions et assure le secretariat de l'Assem- 
blee, du Comite d’experts, et de tous autres co- 
mites d'experts et tous groupes de travail que 
l’Assemblee ou le Comite d'experts peut creer. 


c) Le Directeur general est le plus haut fonction- 
naire de l'Union particuliere et la represente. 

(2) Le Directeur general et tout membre du personnel 
designe par lui prennent part, sans droit de vote, a toutes 
les reunions de l’Assemblee, du Comite d'experts, et 
de tout autre comite d'experts ou tout groupe de travail 
que l'Assemblee ou le Comite d'experts peut creer. Le 


c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver- 
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit Aus- 
nahme der Beschlüsse über das Verfahren der 
Versammlung nur dann wirksam, wenn die fol- 
genden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter- 
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit- 
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal- 
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich- 
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhanden 
ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 8 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein Land vertreten und 
nur in dessen Namen abstimmen. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu- 
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 

den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit- 
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom Ge- 
neraldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 6 

(1) a) Die Verwaltungsaufgaben des besonderen Ver- 

bandes werden vom Internationalen Büro wahr- 
genommen. 

b) Das Internationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung und des Sach- 
verständigenausschusses sowie aller anderen 
Sachverständigenausschüsse und Arbeitsgruppen, 
die die Versammlung oder der Sachverständigen- 
ausschuß bilden kann, vor und besorgt das Se- 
kretariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver- 
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht teil an 
allen Sitzungen der Versammlung und des Sachverständi- 
genausschusses sowie aller anderen Sachverständigen- 
ausschüsse oder Arbeitsgruppen, die die Versammlung 
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Directeur general ou un membre du personnel designe 
par lui est d'office secretaire de ces Organes. 


(3) a) Le Bureau international, selon les diiectives 

de l'Assemblee, prepare les Conferences de re- 
Vision des dispositions de l’Arrangement autres 
que les articles 5 ä 8. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga- 
nisations intergouvernementales et internationa- 
les non gouvernementales sur la preparation des 
Conferences de revision. 

c) Le Directeur general et les personnes designees 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux 
deliberations dans ces Conferences. 

(4) Le Bureau international execute toutes autres 
täches qui lui sont attribuees. 

A r t i c 1 e 7 

1) a) L'Union particuliere a un budget. 

b) Le budget de l'Union particuliere comprend les 
recettes et les depenses propres ä l'Union parti- 
culiere, sa contribution au budget des depenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas echeant, 
la somme mise ä la disposition du budget de la 
Conference de l'Organisation. 

c) Sont considerees coinme depenses communes 
aux Unions les depenses qui ne sont pas attri- 
buees exclusivement ä l’Union particuliere mais 
egalement a une ou plusieurs autres Unions 
administrees par l'Organisation. La part de 
l'Union particuliere dans ces depenses com- 
munes est proportionnelle ä l'interet que ces 
depenses presentent pour eile. 

2) Le budget de l'Union particuliere est arrete compte 
tenu des exigences de coordination avec les budgets des 
autres Unions administrees par l'Organisation, 

3) Le budget de l’Union particuliere est finance par 
les ressources suivantes; 

i) les contributions des pays de l’Union particuliere; 

ii) les taxes et sommes dues pour les Services rendus 
par le Bureau international au titre de l'Union parti- 
culiere; 

iii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant l’Union particuliere et les 
droits afferents ä ces publications; 

iv) les dons, legs et subventions; 

v) les loyers, interets et autres revenus divers. 

4) a) Pour determiner sa part contributive au sens de 

l’alinea 3) i), chaque pays de l’Union particuliere 
appartient ä la classe dans laquelle il est ränge 
pour ce qui concerne l'Union de Paris pour la 
protection de la propriete industrielle, et paie 
ses contributions annuelles sur la base du nom- 
bre d’unites determine pour cette classe dans 
cette Union. 

b) La contribution annuelle de chaque pays de 
l'Union particuliere consiste en un montant dont 
le rapport ä la somme totale des contributions 
annuelles au budget de l'Union particuliere de 
tous les pays est le meme que le rapport entre 
le nombre des unites de la classe dans laquelle 
il est ränge et le nombre total des unites de 
l’ensemble des pays. 


oder der Sachverständigenausschuß bilden kann. Der 
Generaldirektor oder ein von ihm bestimmtes Mitglied 
des Personals ist von Amts wegen Sekretär dieser Or- 
gane. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei- 

sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
mit Ausnahme der Artikel 5 bis 8 vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei- 
tung der Revisionskonferenzen zwischenstaat- 
liche sowie internationale nichtstaatliche Orga- 
nisationen konsultieren. 

c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm- 
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil, 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 7 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts- 

plan. 

b) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben des 
besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum Haus- 
haltsplan der gemeinsamen Ausgaben der Ver- 
bände sowie gegebenenfalls den dem Haushalts- 
plan der Konferenz der Organisation zur Ver- 
fügung gestellten Betrag. 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be- 
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation ver- 
walteten Verbänden zuzurechnen sind. Der An- 
teil des besonderen Verbandes an diesen ge- 
meinsamen Ausgaben entspricht dem Interesse, 
das der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Abstim- 
mung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um- 
faßt folgende Einnahmen: 

i) Beiträge der Länder des besonderen Verbandes; 

ii) Gebühren und Beträge für Dienstleistungen des In- 
ternationalen Büros im Rahmen des besonderen Ver- 
bandes; 

iii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent- 
lichungen des Internationalen Büros, die den beson- 
deren Verband betreffen; 

iv) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

v) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Jedes Land des besonderen Verbandes wird zur 

Bestimmung seines Beitrags im Sinn des Ab- 
satzes 3 Ziffer i in die Klasse eingestuft, in die 
es im Pariser Verband zum Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums eingestuft ist, und zahlt seine 
Jahresbeiträge auf der Grundlage der für diese 
Klasse im Pariser Verband festgesetzten Zahl 
von Einheiten. 

b) Der Jahresbeitrag jedes Landes des besonderen 
Verbandes besteht aus einem Betrag, der in 
demselben Verhältnis zu der Summe der Jahres- 
beiträge aller Länder zum Haushaltsplan des 
besonderen Verbandes steht wie die Zahl der 
Einheiten der Klasse, in die das Land einge- 
stuft ist, zur Summe der Einheiten aller Länder. 
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c) Les coiitributions sont dues au premier janvier 
de chaque annee. 

d) Un pays en retard dans le paiement de ses con- 
tributions ne peut exercer son droit de vote 
dans aucun des organes de l'Union particuliere 
si le montant de son arriere est egal ou supe- 
rieur ä celui des contributions dont il est rede- 
vable pour les deux annees completes ecoulees. 
Cependant, un tel pays peut etre autorise ä con- 
server l'exercice de son droit de vote au sein 
dudit Organe aussi longtemps que ce dernier 
estime que le retard resulte de circonstances 
exceptionnelles et inevitables. 

e) Dans le cas oü le budget n'est pas adopte avant 
le debut d’un nouvel exercice, le budget de 
l’annee precedente est reconduit selon les mo- 
dalites prevues par le regiement financier. 

v5) Le montant des taxes et sommes dues pour des 
Services rendus par le Bureau international au titre de 
l'Union particuliere est fixe par le Directeur general, qui 
fdit rapport ä l'Assemblee. 

6) ü) L'Union particuliere possede un fonds de roule- 

ment constitue par un versement unique effectue 
par chaque pays de l'Union particuliere. Si le 
fonds devient insuffisant, l'Assemblee decide de 
son augmentation, 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds precite ou de sa participation ä Laug* 
mentation de celui-ci est proportionnel ä la con- 
tribution de ce pays pour l'annee au cours de 
laquelle le fonds est constitue ou Laugmentation 
decidee. 

c) La Proportion et les modalites de versement sont 
arretees par l'Assemblee, sur proposition du Di* 
recteur general et apres avis du Comite de coor- 
dination de l'Organisation. 

7) ct) L'Accord de siege conclu avec le pays sur le 

territoire duquel l'Organisation a son siege pre- 
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans iesquelles eiles 
sont accordees font l'objet, dans chaque cas, 
d'accords separes entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays vise au sous-alinea a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de denoncer l'engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par ecrit. La denonciation prend effet trois ans 
apres la fin de l'annee au cours de laquelle eile 
a ete notifiee. 

8) La verification des comptes est assuree, selon les 
modalites prevues par le regiement financier, par un ou 
phisieurs pays de l'Union particuliere ou par des contrö* 
leurs exterieurs, qui sont, avec leur consentement, de- 
signes par l'Assemblee. 

A r t i c I e 8 

1) Des propositions de modification des articels 5, 6, 
7, et du present article peuvent etre presentees par tout 
pays membre de l'Assemblee ou par le Directeur general. 
Ces propositions sont communiquees par ce dernier aux 
pays membres de l'Assemblee six mois au moins avant 
d'etre soumises ä l'examen de l'Assemblee. 

2) Toute modification des articles vises a l'alinea 1) est 
adoptee par l'Assemblee. L'adoption requiert les trois 


c) Die Beiträge weiden am 1. Januar jedes Jahres 
fällig. 

d) Ein Land, das mit der Zahlung seiner Beiträge 
im Rückstand ist, kann sein Stimmrecht in 
keinem der Organe des besonderen Verbandes 
ausüben, wenn der rückständige Betrag die 
Summe der von ihm für die zwei vorherge- 
henden vollen Jahre geschuldeten Beiträge er- 
reicht oder übersteigt. Jedoch kann jedes dieser 
Organe einem solchen Land gestatten, das 
Stimmrecht in diesem Organ weiter auszuüben, 
wenn und solange es überzeugt ist, daß der 
Zahlungsrückstand eine Folge außergewöhnlicher 
und unabwendbarer Umstände ist. 

e) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Die Höhe der Gebühren und Beträge für Dienst- 
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des be- 
sonderen Verbandes wird vom Generaldirektor festgesetzt, 
der der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der Verband hat einen Betriebsmittelfonds, der 

durch eine einmalige Zahlung jedes Landes des 
besonderen Verbandes gebildet wird. Reicht der 
Fonds nicht mehr aus, so beschließt die Ver- 
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag dieses 
Landes für das Jahr, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird. 

c] Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko- 
ordinierungsausschusses der Organisation fest- 
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem Land 

geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet die 
Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß dieses 
Land Vorschüsse gewährt, wenn der Betriebs- 
mittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe dieser Vor- 
schüsse und die Bedingungen, unter denen sie 
gewährt werden, sind in jedem Fall Gegenstand 
besonderer Vereinbarungen zwischen diesem 
Land und der Organisation. 

b) Das unter Buchstabe a bezeidinete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durdi schrift- 
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirksam, 
in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern des 
besonderen Verbandes oder von außenstehenden Rech- 
nungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustimmung 
von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 8 

(1) Vorschläge zur Änderung der Artikel 5, 6, 7 und 
dieses Artikels können von jedem Mitgliedland der Ver- 
sammlung oder vom Generaldirektor vorgelegt werden. 
Diese Vorschläge werden vom Generaldirektor minde- 
stens sechs Monate, bevor sie in der Versammlung be- 
raten werden, den Mitgliedländern der Versammlung 
mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten Artikel 
wird von der Versammlung beschlossen. Der Beschluß 
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quarts des votes exprimes; toutefois, toute modification 
de l'article 5 et du present alinea requiert les quatre cin- 
quiemes des votes exprimes. 

3) Toute modification des articles vises a l'alinea 1) 
entre en vigueur un mois apres la reception par le Di- 
recteur general des notifications ecrites d’acceptation, 
effectuee en conformite avec leurs regles constitutionnel- 
les respectives, de la part des trois quarts des pays qui 
etaient membres de l'Assemblee au moment oü la modi- 
fication a ete adoptee. Toute modification desdits articles 
ainsi acceptee lie tous les pays qui sont membres de 
l'Assemblee au moment oü la modification entre en vi- 
gueur ou qui en deviennent membres ä une date uite- 
rieure; toutefois, toute modification qui augmente les 
obiigations financieres des pays de l’Union particuliere 
ne lie que ceux d’entre eux qui ont notifie leur accep- 
tation de ladite modification. 


A rt i c 1 e 9 

1) Chacun des pays de l'Union particuliere qui a 
signe le present Acte peut le ratifier et, s'il ne l'a pas 
signe, peut y adherer. 

2) Tout pays etranger a l'Union particuliere, partie a 
la Convention de Paris pour la protection de la propriete 
industrielle, peut adherer au present Acte et devenir, de 
ce fait, membre de l'Union particuliere. 

3) Les Instruments de ratification et d'adhesion sont 
deposes aupres du Directeur general. 

4) a) A l'egard des cinq pays qui ont, les Premiers, 

depose leurs Instruments de ratification ou d’ad- 
hesion, le present Acte entre en vigueur trois 
mois apres le depöt du cinquieme de ces Instru- 
ments. 

b) A l'egard de tout autre pays, le present Acte 
entre en vigueur trois mois apres la date ä la- 
quelle sa ratification ou son adhesion a ete noti- 
fiee par le Directeur general, a moins qu'une 
date posterieure n'ait ete indiquee dans l'instru- 
ment de ratification ou d'adhesion. Dans ce der- 
nier cas, le present Acte entre en vigueur, ä 
l'egard de ce pays, ä la date ainsi indiquee. 

5) La ratification ou l'adhesion empörte de plein droit 
dccession ä toutes les clauses et admission a tous les 
avantages stipiiles par le present Acte. 

6) Apres l’entree en vigueur du present Acte, un pays 
ne peut adherer ä l’Acte du 15 juin 1957 du present 
Arrangement que conjointement avec la ratification du 
present Acte ou l'adhesion a celui-ci. 


Article 10 

Le present Arrangement a la meine force et duree que 
la Convention de Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle. 


Article 11 

1} Le present Arrangement sera soumis a des revi- 
sions en vue d'y introduire les ameliorations desirables. 

2} Chacune de ces revisions fera Lobjet d une conte- 
rence qui se tiendra entre les delegues des pays de 
l'Union particuliere. 


erfordert drei Viertel der abgegebenen Stimmen; jede 
Änderung des Artikels 5 und dieses Absatzes erfordert 
jedoch vier Fünftel der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung der in Absatz 1 bezeichneten 
Artikel tritt einen Monat nach dem Zeitpunkt in Kraft, 
zu dem die schriftlichen Notifikationen der verfassungs- 
mäßig zustandegekommenen Annahme des Änderungs- 
vorschlags von drei Vierteln der Länder, die im Zeitpunkt 
der Beschlußfassung über die Änderung Mitglied der 
Versammlung waren, beim Generaldirektor eingegangen 
sind. Jede auf diese Weise angenommene Änderung der 
genannten Artikel bindet alle Länder, die im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Versamm- 
lung sind oder später Mitglied werden; jedoch bindet 
eine Änderung, die die finanziellen Verpflichtungen der 
Länder des besonderen Verbandes erweitert, nur die 
Länder, die die Annahme dieser Änderung notifiziert 
haben. 


Artikel 9 

(1) Jedes Land des besonderen Verbandes kann diese 
Fassung des Abkommens ratifizieren, wenn es sie unter- 
zeichnet hat, oder ihr beitreten, wenn es sie nicht unter- 
zeichnet hat. 

(2) Jedes dem besonderen Verband nicht angehörende 
Vertragsland der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums kann dieser Fassung 
des Abkommens beitreten und dadurch Mitglied des 
besonderen Verbandes werden. 

(3) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

(4) a) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifikations- 

Oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, tritt 
diese Fassung des Abkommens drei Monate nach 
Hinterlegung der fünften solchen Urkunde in 
Kraft. 

b) Für jedes andere Land tritt diese Fassung des 
Abkommens drei Monate nach dem Zeitpunkt 
der Notifizierung seiner Ratifikation oder seines 
Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft, so- 
fern in der Ratifikations- oder Beitrittsurkunde 
nicht ein späterer Zeitpunkt angegeben ist. In 
diesem Fall tritt diese Fassung des Abkommens 
für dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt 
in Kraft. 

(5) Die Ratifikation oder der Beitritt bewirkt von Rechts 
wegen die Annahme aller Bestimmungen und die Zu- 
lassung zu allen Vorteilen dieser Fassung des Abkom- 
mens. 

(6) Nach dem Inkrafttreten dieser Fassung des Ab- 
kommens kann ein Land der Fassung vom 15. Juni 1957 
dieses Abkommens nur beitreten, wenn es gleichzeitig 
diese Fassung des Abkommens ratifiziert oder ihr beitritt. 


Artikel 10 

Dieses Abkommen hat dieselbe Geltung und Dauer wie 
die Pariser Veibandsübereinkunft zum Schutz des ge- 
werblichen Eigentums. 


Artikel 11 

(1) Dieses Abkommen soll Revisionen unterzogen wer- 
den, um wünschenswerte Verbesserungen einzuführen. 

(2) Jede Revision soll Gegenstand einer Konferenz 
sein, die zwischen den Delegierten der Mitgliedländer 
des besonderen Verbandes stattfindet. 
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Ar ti c 1 e 12 

1) a) Le present Acte remplace, dans les rapports 

entre les pays de l'Union particuliere qui Tont 
ratifie ou qui y ont adhere, l'Acte du 15 juin 
1957. 

b) Toutefois, tout pays de l'Union particuliere qui 
a ratifie le present Acte ou qui y a adhere est 
lie par l'Acte du 15 juin 1957 dans ses rapports 
avec les pays de l'Union particuliere qui n'ont 
pas ratifie le present Acte ou qui n'y ont pas 
adhere. 

2) Les pays etrangers ä l'Union particuliere qui devien> 
nent parties au present Acte l'appliquent ä l'egard de 
tout pays de cette Union qui n'est pas partie au present 
Acte. Lesdits pays admettent que ledit pays de l'Union 
applique dans ses relations avec eux les dispositions 
de l'Acte du 15 juin 1957. 


Article 13 

1) Tout pays peut denoncer le present Acte par noti- 
fication adressee au Directeur general. Cette denoncia- 
tion empörte aussi denonciation de l’Acte du 15 juin 1957 
du present Arrangement et ne produit son effet qu'ä 
l'egard du pays qui l'a faite, l'Arrangement restant en 
vigueur et executoire a l’egard des autres pays de 
l’Union particuliere. 

2) La denonciation prend effet un an apres le jour ou 
le Directeur general a regu la notification. 

3) La faculte de denonciation prevue par le present 
article ne peut etre exercee par un pays avant l'expira- 
lion d’un delai de cinq ans ä compter de la date ä la- 
quelle il est devenu membre de l'Union particuliere. 

Article 14 

Les dispositions de l'article 24 de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete industrielle s'ap- 
pliquent au present Arrangement. 

Article 15 

1) a) Le present Acte est signe en un seul exemplaire 

en langue frangaise et depose aupres du Gou- 
vernement de la Suede. 

b) Des textes officiels sont etablis par le Directeur 
general, apres consultation des Gouvernements 
Interesses, dans les autres langues que l'Assein- 
blee pourra indiquer. 

2) Le present Acte reste ouvert a la signature, ä Stock- 
holm, jusqu'au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur general transmet deux copies, certi- 
fiees conformes par le Gouvernement de la Suede, du 
texte signe du present Acte aux Gouvernements de tous 
les pays de l'Union particuliere et, sur demande, au 
Gouvernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur general fait enregistrer le present Acte 
aupres du Secretariat de l'Organisation des Nations 
Unies. 

5) Le Directeur general notifie aux Gouvernements de 
lous les pays de l'Union particuliere les signatures, les 
depöts d'instruments de ratification ou d'adhesion, l’en- 
tree en vigueur de toutes dispositions du present Acte, 
et les nolifications de denonciation. 


Artikel 12 

(1) d) Diese Fassung des Abkommens ersetzt in den 

Beziehungen zwischen den Ländern des beson- 
deren Verbandes, die sie ratifiziert haben oder 
ihr beigetreten sind, die Fassung vom 15. Juni 
1957. 

b) Jedoch bleibt jedes Land des besonderen Ver- 
bandes, das diese Fassung des Abkommens 
ratifiziert hat oder ihr beigetreten ist, in seinen 
Beziehungen zu den Ländern des besonderen 
Verbandes, die diese Fassung weder ratifiziert 
haben noch ihr beigetreten sind, an die Fassung 
vom 15. Juni 1957 gebunden. 

(2) Die dem besonderen Verband nicht angehörenden 
Länder, die Vertragspartei dieser Fassung des Abkom- 
mens werden, wenden sie im Verhältnis zu jedem Land 
des besonderen Verbandes an, das nicht Vertragspartei 
dieser Fassung des Abkommens ist. Diese Länder lassen 
es zu, daß ein solches Land des besonderen Verbandes 
in seinen Beziehungen zu ihnen die Fassung vom 15. Juni 
1957 anwendet. 

Artikel 13 

(1) Jedes Land kann diese Fassung des Abkommens 
durch eine an den Generaldirektor gerichtete Notifikation 
kündigen. Diese Kündigung bewirkt zugleich die Kündi- 
gung der Fassung vom 15. Juni 1957 dieses Abkommens 
und hat nur Wirkung für das Land, das sie erklärt hat; 
für die übrigen Länder des besonderen Verbandes bleibt 
das Abkommen in Kraft und wirksam. 

(2) Die Kündigung wird ein Jahr nach dem Tag wirk- 
sam, an dem die Notifikation beim Generaldirektor ein- 
gegangen ist. 

(3) Das in diesem Artikel vorgesehene Kündigungsrecht 
kann von einem Land nicht vor Ablauf von fünf Jahren 
nach dem Zeitpunkt ausgeübt werden, zu dem es Mitglied 
des besonderen Verbandes geworden ist. 

Artikel 14 

Artikel 24 der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums ist auf dieses Abkom- 
men anzuwenden. 

Artikel 15 

(1) a) Diese Fassung des Abkommens wird in einer 

Urschrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedischen Regierung hinterlegt, 
b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver- 
sammlung bestimmen kann. 

(2) Diese Fassung des Abkommens liegt bis zum 13. Ja- 
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der schwe- 
dischen Regierung beglaubigte Abschriften des Unter- 
zeichneten Textes dieser Fassung des Abkommens den 
Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes und 
der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Fassung des Ab- 
kommens beim Sekretariat der Vereinten Nationen regi- 
strieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich- 
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden, das Inkrafttreten aller Bestimmungen die- 
ser Fassung des Abkommens und die Notifikationen von 
Kündigungen. 
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A r t i c 1 e 16 

1) Jusqu d l'entiee en fonctions du prernier Directeur 
general, les references, dans le present Acte, au Bureau 
international de l’Organisation ou au Directeur general 
sont considerees comme se rapportant respectivement 
au Bureau de l'Union etablie par la Convention de Paris 
pour la protection de la propriete industrielle ou ä son 
Directeur. 

2) Les pays de 1 Union particuliere qui n'ont pas ratifie 
le present Acte, ou n’y ont pas adhere, peuvent, pen- 
dant cinq ans apres l’entree en vigueur de la Convention 
instituant l'Organisation, exercer, s'ils le desirent, les 
droits prevus par les articles 5 ä 8 du present Acte, 
comme s'ils etaient lies par ces articles. Tout pays qui 
desire exercer lesdits droits depose ä cette fin aupres du 
Directeur general une notification ecrite qui prend effet 
ä la date de sa reception. De tels pays sont reputes etre 
membres de l'Assemblee jusqu'ä l'expiration de ladite 
Periode. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, düment autorises a 
cet effet, ont signe le present Acte. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. 


Artikel 16 

(1) Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General- 
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Fassung des Ab- 
kommens auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 

(2) Die Länder des besonderen Verbandes, die diese 
Fassung des Abkommens weder ratifiziert haben noch ihr 
beigetreten sind, können, wenn sie dies wünschen, wäh- 
rend eines Zeitraums von fünf Jahren, gerechnet vom 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Übereinkommens zur 
Errichtung der Organisation an, die in den Artikeln 5 
bis 8 dieser Fassung des Abkommens vorgesehenen 
Rechte so ausüben, als wären sie durch diese Artikel 
gebunden. Jedes Land, das diese Rechte auszuüben 
wünscht, hinterlegt zu diesem Zweck beim Generaldirek- 
tor eine schriftliche Notifikation, die im Zeitpunkt ihres 
Eingangs wirksam wird. Solche Länder gelten bis zum 
Ablauf der genannten Frist als Mitglied der Versammlung. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll- 
mächtigten Unterzeichneten diese Fassung des Abkom- 
mens unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 


Pour l AUSTRALIE: 
Pour la BELGIQUE: 

Pour le DÄNEMARK: 

Pour l'ESPAGNE; 

Pour la FRANCE; 

Pour la HONGRIE: 

Pour L'IRLANDE: 

Pour ISRAEL: 

Pour riTALIE: 

Pour le LIBAN: 

Pour le LIECHTENSTEIN: 
Pour le MAROC: 

Poui MONACO: 


B«n F. C o g e 1 s 

Julie Olsen 

J. F. Alcover 
Electo J. Garcia Tejedor 

B. de Menthon 

Esztergälyos 

Valentin Iiemonger 

Z. Sher 
G. G a v r i e 1 i 

Ci ppico 
Giorgio R a nz i 

H ’ s s a i n e 

J. M. N o t a r i 


Für AUSTRALIEN: 
Für BELGIEN: 

Für DÄNEMARK: 

Für SPANIEN: 


Für FRANKREICH: 

Für UNGARN; 

Für IRLAND: 

Für ISRAEL: 


Für ITALIEN: 


Für LIBANON; 

Für LIECHTENSTEIN: 
Für MAROKKO: 


Für MONACO: 
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Pour la NORVEGE: 

Jens Evensen 

Für NORWEGEN: 


B. Stuevold Lassen 


Pour les PAYS-BAS: 

Gerbrandy 

Für die NIEDERLANDE: 


W. G. Belinfante 


Pour la POLOGNE: 

M. K a j z e r 

Für POLEN: 

Pour le PORTUGAL: 

Adriano de Carvalho 

Für PORTUGAL: 


Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Alvaro C o s t a de Morais Serrao 

Pour Id REPUBLIQUE F£DERALE D’ALLEMAGNE; Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt Haertel 


Pour le 

ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 
ET D’IRLANDE DU NORD: 


Für das 

VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNIEN 
UND NORDIRLAND: 


Gordon Grant 
William W a 1 1 a c e 


Pour la SUEDE: 

Pour la SUISSE: 


Pour la TCHECOSLOVAQUIE; 


I lerman Kling 


Hans Morf 
J oseph V o y a m e 


Für SCHWEDEN: 

Für die SCHW^EIZ: 


Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 


Pour la TUNISIE: 


Für TUNESIEN: 


Pour la YOUGOSLAVIE; 


A. J e 1 i c 


Für JUGOSLAWIEN; 
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Stockholmer Zusatzvereinbarung 
vom 14. Juli 1967 zum Madrider Abkommen 
über die Unterdrückung falscher oder irreführender Herkunftsangaben 

auf Waren 

vom 14. April 1891 

revidiert in Washington am 2, Juni 1911, 
im Haag am 6. November 1925, 
in London am 2. Juni 1934 
und in Lissabon am 31. Oktober 1958 

Acte de Stockholm 

du 14 juillet 1967 additionnel a 1' Arrangement de Madrid 
concernant la repression des indications de provenance fausses 
ou fallacieuses sur les produits 
du 14 avril 1891 

revise ä Washington le 2 juin 1911, 
ä La Haye le 6 novembre 1925, 
ä Londres le 2 juin 1934, 
ä Lisbonne le 31 octobre 1958 


A r t i c 1 e l 

Transfert des fonctions de depositaire en ce qui concerne 
TArrangement de Madrid 

Les instruments d'adhesion ä rArrangement de Madrid 
concernant la repression des indications de provenance 
fausses ou fallacieuses sur les produits du 14 avril 1891 
(ci-apres denomme « l’Arrangement de Madrid»), tel que 
revise ä Washington le 2 juin 1911, ä La Haye le 6 no- 
vembre 1925, ä Londres le 2 juin 1934 et ä Lisbonne le 
31 octobre 1958 (ci-apres denomme « l'Acte de Lis- 
bonne»), seront deposes aupres du Directeur general de 
rOrganisation Mondiale de la Propriete Intellectuelle 
(ci-apres denomme « le Directeur general»), qui notifiera 
ces depöts aux pays parties a l'Arrangement. 

Ar ticle 2 

Adaptation des references dans l'Arrangement de Madrid 
ä certaines dispositions de la Convention de Paris 

La reference, dans les articles 5 et 6.2) de l’Acte de 
Lisbonne, aux articles 16, et 17 bis de la Convention 
generale sera consideree comme une reference aux dis- 
positions de l'Acte de Stockholm de la Convention de 
Paris pour la protection de la propriete industrielle qui 
correspondent auxdits articles. 

Ar ti de 3 

Signature et ratification de l'Acte additionnel 
et adhesion au meme Acte 

1) Tout pays partie ä l'Arrangement de Madrid peut 
signer le present Acte additionnel et tout pays qui a 
ratifie l’Acte de Lisbonne ou y a adhere peut ratifier le 
present Acte additionnel ou y adherer. 

2) Les instruments de ratification ou d'adhesion sont 
deposes aupres du Directeur general. 

Article 4 

Acceptation automatique des articles 1 et 2 
par les pays adherant ä l'Acte de Lisbonne 

Tout pays qui n'a pas ratifie l'Acte de Lisbonne ou 
n'y a pas adhere sera egalement lie par les articles 1 et 2 


(Übersetzung) 

Artikel 1 

Übertragung der Aufgaben der Verwahrstelle 
hinsichtlich des Madrider Abkommens 

Die Beitrittsurkunden zum Madrider Abkommen über 
die Unterdrückung falscher oder irreführender Herkunfts- 
angaben auf Waren vom 14. April 1891 (im folgenden 
als „das Madrider Abkommen" bezeichnet), revidiert in 
Washington am 2. Juni 1911, im Haag am 6. November 
1925, in London am 2. Juni 1934 und in Lissabon am 
31. Oktober 1958 (im folgenden als „die Lissaboner Fas- 
sung" bezeichnet), werden beim Generaldirektor der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum (im folgenden 
als „der Generaldirektor" bezeichnet) hinterlegt, der diese 
Hinterlegungen den Vertragsländern des Abkommens 
notifiziert. 

Artikel 2 

Anpassung der Bezugnahmen im Madrider Abkommen 
auf einzelne Bestimmungen 
der Pariser Verbandsübereinkunft 

Die Bezugnahmen in den Artikeln 5 und 6 Absatz 2 
der Lissaboner Fassung auf die Artikel 16, 16bis und 17t>i^ 
der Hauptübereinkunft gelten als Bezugnahmen auf die 
diesen Artikeln entsprechenden Bestimmungen der Stock- 
holmer Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums. 

Artikel 3 

Unterzeichnung und Ratifikation der Zusatzvereinbarung 
und Beitritt zu dieser Zusatzvereinbarung 

(1) Jedes Vertragsland des Madrider Abkommens kann 
diese Zusatzvereinbarung unterzeichnen, und jedes Land, 
das die Lissaboner Fassung ratifiziert hat oder ihr bei- 
getreten ist, kann diese Zusatzvereinbarung ratifizieren 
oder ihr beitreten. 

(2) Die Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

Artikel 4 

Automatische Annahme der Artikel 1 und 2 

durch die der Lissaboner Fassung beitretenden Länder 

Jedes Land, das die Lissaboner Fassung weder rati- 
fiziert hat noch ihr beigetreten ist, wird von dem Zeit- 
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du present Acte additionnel ä compter de la date ä la- 
quelle son adhesion ä l'Acte de Lisbonne entiera en 
vigueur, sous reserve, toutefois, que si, ä ladite date, le 
present Acte additionnel n'est pas encore entre en vi- 
gueur en application de l'article 5.1), ce pays sera alors 
lie par les articles 1 et 2 du present Acte additionnel 
seulement ä compter de la date d’entree en vigueur du 
present Acte additionnel en application de Tarlicle 5.1). 

Ar t icle 5 

Entree en vigueur de l'Acte additionnel 

1) Le present Acte additionnel entre en vigueur ä la 
date ä laquelle la Convention de Stockholm du 14 juillet 
1967, instituant l'Organisation Mondiale de la Propriete 
Intellectuelle, sera entree en vigueur, sous reserve, toute- 
fois, que si, ä cette date, au moins deux ratifications du 
present Acte additionnel ou deux adhesions ä celui-ci 
n'ont pas ete deposees, le present Acte additionnel en- 
trera alors en vigueur ä la date ä laquelle deux ratifi- 
cations du present Acte additionnel ou deux adhesions ä 
celui-ci auront ete deposees. 

2) A l'egard de tout pays qui depose son Instrument 
de ratification ou d'adhesion apres la date ä laquelle le 
present Acte additionnel entre en vigueur en application 
de l’alinea precedent, le present Acte additionnel entre 
en vigueur trois mois apres la date ä laquelle sa ratifi- 
cation ou son adhesion a eie notifiee par le Directeur 
general. 

A r t i c 1 e 6 

Signatare, etc,, de l'Acte additionnel 

1) Le present Acte additionnel est signe en un exem- 
plaire, en langue frangaise, et depose aupres du Gou- 
vernement de la Suede. 

2) Le present Acte additionnel reste ouvert a la Signa- 
tare, ä Stockholm, jusqu'ä la date de son entree en 
vigueur en application de l'article 5.1). 

3) Le Directeur general transmet deux copies, certi- 
tiees conformes par le Gouvernement de la Suede, du 
texte signe du present Acte additionnel aux Gouverne- 
ments de tous les pays parties ä l'Arrangement de 
Madrid et, sur demande, au Gouvernement de tout autre 
pays. 

4) Le Directeur general fait enregistrer le present Acte 
additionnel aupres du Secretariat des Nations Unies. 

5) Le directeur general notifie aux Gouvernements de 
tous les pays parties ä l'Arrangement de Madrid les 
signatures, les depots d'instruments de ratification ou 
d'adhesion, l'entree en vigueur et les autres notifications 
requises. 

A 1 1 i c 1 e 7 

Clause transitoire 

Jusqu'ä 1 entree en fonctions du premier Directeur 
general, les references, dans le present Acte additionnel, 
au Directeur general sont considerees comme se rappor- 
tant au Directeur des Bureaux internationaux reunis pour 
la protection de la propriete intellectuelle. 


EN FOI DE QUOI, les soussignes, düment autoi ises ä 
cet effet, ont signe le present Acte additionnel. 


FAIT ä Stockholm, le 14 juillet 1967. 

Pour le BRfiSIL; 
Pour CEYLAN: 


punkt an, zu dem sein Beitritt zur Lissaboner Fassung 
wirksam wird, gleichzeitig durch die Artikel 1 und 2 die- 
ser Zusatzvereinbarung gebunden; jedoch wird dieses 
Land, wenn zu diesem Zeitpunkt diese Zusatzvereinbarung 
noch nicht gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Kraft getreten 
ist, durch die Artikel 1 und 2 dieser Zusatzvereinbarung 
erst von dem Zeitpunkt an gebunden, zu dem diese Zu- 
satzvereinbarung gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Kraft tritt. 

Artikel 5 

Inkrafttreten der Zusatzvereinbarung 

(1) Diese Zusatzvereinbarung tritt zu dem Zeitpunkt 
in Kraft, zu dem das Stockholmer Übereinkommen vom 
14. Juli 1967 zur Errichtung der Weltorganisation für 
geistiges Eigentum in Kraft tritt; jedoch tritt diese Zusatz- 
vereinbarung, wenn zu diesem Zeitpunkt nicht minde- 
stens zwei Ratifikationsurkunden oder zwei Beitritts- 
urkunden zu dieser Zusatzvereinbarung hinterlegt wor- 
den sind, erst zu dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem zwei 
Ratifikationsurkunden oder zwei Beitrittsurkunden zu 
dieser Zusatzvereinbarung hinterlegt worden sind. 

(2) Für jedes Land, das seine Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunde nach dem Zeitpunkt, zu dem diese Zusatz- 
vereinbarung gemäß Absatz 1 in Kraft tritt, hinterlegt, 
tritt diese Zusatzvereinbarung drei Monate nach dem 
Zeitpunkt der Notifizierung seiner Ratifikation oder sei- 
nes Beitritts durch den Generaldirektor in Kraft 

Artikel 6 

Unterzeichnung usw. der Zusatzvereinbarung 

(!) Diese Zusatzvereinbarung wird in einer Urschrift in 
französischer Sprache unterzeichnet und bei der schwedi- 
schen Regierung hinterlegt. 

(2) Diese Zusatzvereinbarung liegt bis zu ihrem Inkraft- 
treten gemäß Artikel 5 Absatz 1 in Stockholm zui Unter- 
zeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
Unterzeichneten Textes dieser Zusatzvereinbarung den 
Regierungen aller Vertragsländer des Madrider Abkom- 
mens und der Regierung jedes anderen Landes, die es 
verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Zusatzvereinbarung 
beim Sekretariat der Vereinten Nationen registrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Vertragsländer des Madrider Abkommens die Unter- 
zeichnungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder 
Beitrittsurkunden, das Inkrafttreten und alle anderen 
erforderlichen Mitteilungen. 

Artikel 7 

Übergangsbestimmung 

Bis zur Amtsübernahme durch den ersten Generaldirek- 
tor gelten Bezugnahmen in dieser Zusatzvereinbarung 
auf den Generaldirektor als Bezugnahmen auf den Direk- 
tor der Vereinigten Internationalen Büros zum Schutz 
des geistigen Eigentums. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig bevoll- 
mächtigten Unterzeichneten diese Zusatzvereinbarung 
unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 

Für BRASILIEN: 

Für CEYLON; 
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Pour CUBA: 


A, M. Gonzalez 


Für KUBA: 


Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 

J. F. A 1 c o V e r 
Eleclo J. Garcia Tejedor 


Pour la FRANCE: 

B. de Menthon 

Für FRANKREICH: 

Pour la HONGRIE: 

Esztergälyos 

Für UNGARN: 

Pour ITRLANDE: 

Valentin Iremonger 

Für IRLAND: 

Pour ISRAEL: 

Z. Sher 

G. G a V r i el i 

Für ISRAEL: 

Pour riTALIE: 

Cippico 

Giorgio Ranzi 

Für ITALIEN: 

Pour le JAPON; 

M. Takahashi 

C. K a w a d e 

Für JAPAN; 

Pour le LIBAN: 


Für LIBANON; 

Pour le LIECHTENSTEIN: 

Marianne M a r x e r 

Für LIECHTENSTEIN: 

Pour le MAROC: 

ir s s a i n e 

Für MAROKKO: 

Pour MONACO: 

J. M. Notar! 

Für MONACO: 

Pour la NOUVELLE-ZELANDE: 


Für NEUSEELAND: 

Pour la POLOGNE: 

M. K a j 7 e t 

Für POLEN; 

Pour le PORTUGAL: 


Für PORTUGAL: 


Adrianode Carvalho 
Jose de Oliveira Ascensäo 
Ruy Alvaro Costa de Morais Serräo 

Pour la REPUBLIQUE ARABE UNIE: Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK: 

Pour la REPUBLIQUE DOMINICAINE: Für die DOMINIKANISCHE REPUBLIK: 

Pour la REPUBLIQUE FEdERALE D'ALLEMAGNE: Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt H a e r t e 1 


Pour la REPUBLIQUE DU VIET-NAM: 


Für die REPUBLIK VIETNAM 


Pour le 

ROYAUME-UNI DE GRANDE BRETAGNE 
ET DTRLANDE DU NORD: 


Für das 

VEREINIGTE KÖNIGREICH VON GROSSBRITANNTEN 
UND NORDIRLAND: 


Gordon Grant 


William W a 1 1 a c e 


Pour SAINT-MARIN: 


Für SAN MARINO: 


Pour la SUEDE: 


Her man Kling 


Für SCHWEDEN: 
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Püiir la SUISSE: 


Püur Ici SYRIE; 

Pour Id TCHECOSLOVAQUIE: 
Pour la TUNISIE: 

Pour la TURQUIE: 


Hans Morf 
Joseph Vo y a m e 


M. K e d a d i 


Für die SCHWEIZ: 

Für SYRIEN: 

Für die TSCHECHOSLOWAKEI: 
Für TUNESIEN: 

Für die TÜRKEI: 
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Stockholmer Ergänzungsvereinbarung 
vom 14. Juli 1967 zum Haager Abkommen 
über die internationale Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle 

vom 6. November 1925 

revidiert in London am 2. Juni 1934 
und im Haag am 25. November 1960 
und ergänzt durch die Zusatzvereinbamng 
von Monaco vom 18. November 1961 

Acte de Stockholm 

du 14 juillet 1967 complementaire ä Tarrangement de La Haye 
concernant le depot international des dessins et modeles industriels 

du 6 novembre 1925 

revise ä Londres le 2 juin 1934 
et ä La Haye le 25 novembre 1960 
et complete par l'acte additionnel 
de Monaco le 18 novembre 1961 


(über Heizung) 


Article 1 

Definitions 

Au sens du present Acte complementaire, il taut enten- 
dre par; 

«Acte de 1934», l'Acte signe ä Londres le 2 juin 1934 
de 1’ Arrangement de La Haye concernant le depot inter- 
national des dessins et modeles industriels; 

«Acte de 1960«, l'Acte signe ä La Haye le 28 novem- 
bre 1960 de l'Arrangement de La Haye concernant le 
depot international des dessins et modeles industriels; 

«Acte additionnel de 1961», l’Acte signe ä Monaco le 
18 novembre 1961, additionnel a l'Acte de 1934; 

«Organisation», l'Organisation Mondiale de la Propriete 
Intellectuelle; 

«Bureau international», le Bureau international de la 
propriete intellectuelle; 

«Directeur general», le Directeur general de l’Organisa- 
tion; 

«Union particuliere », l'Union de La Haye, creee par 
l'Arrangement de La Haye du 6 novembre 1925 concer- 
nant le ddpöt international des dessins et modeles indus- 
triels, et maintenue par les Actes de 1934 et de 1960, et 
par l'Acte additionnel de 1961, ainsi que par le present 
Acte complementaire. 

Article 2 

Assemblee 

1) a) L'Union particuliere a une Assemblee composee 
des pays qui ont ratifie le present Acte ou y ont 
adhere. 

b) Le Gouvernement de chaque pays est represente 
par un delegue, qui peut etre assiste de sup- 
pleants, de conseillers et d'experts. 


Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinn dieser Ergänzungsvereinbarung bedeutet: 

„Fassung von 1934" die am 2. Juni 1934 in London Unter- 
zeichnete Fassung des Haager Abkommens über die inter- 
nationale Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle; 

„Fassung von 1960" die am 28. November 1960 im Haag 
Unterzeichnete Fassung des Haager Abkommens über die 
internationale Hinterlegung gewerblicher Muster und 
Modelle; 

„Zusatzvereinbarung von 1961" die am 18. November 
1961 in Monaco Unterzeichnete Zusatzvereinbarung zu 
der Fassung von 1934; 

„Organisation" die Weltorganisation für geistiges Eigen- 
tum; 

„Internationales Büro" das Internationale Büro für gei- 
stiges Eigentum; 

„Generaldirektor" der Generaldirektor der Organisation; 

„Besonderer Verband" der durch das Haager Abkommen 
vom 6. November 1925 über die internationale Hinter- 
legung gewerblicher Muster und Modelle errichtete und 
durch die Fassungen von 1934 und 1960 sowie durch die 
Zusatzvereinbarung von 1961 und diese Ergänzungsver- 
einbarung aufrechterhaltene Haager Verband. 

Artikel 2 

Versammlung 

(1) a) Der besondere Verband hat eine Versammlung, 
die sich aus den Ländern zusammensetzt, die 
diese Ergänzungsvereinbarung ratifiziert haben 
oder ihr beigetreten sind. 

b) Die Regierung jedes Landes wird durch einen 
Delegierten vertreten, der von Stellvertretern, 
Beratern und Sachverständigen unterstützt wer- 
den kann. 
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c) Les depenses de chaque delegation sont siippor- 
tees par le Gouvernement qui l’a designee. 

2) a) L'Assemblee: 

i) traite de toutes les questions concernant le 
maintien et le developpement de 1 Union 
particuliere et l'application de son Arrange- 
ment; 

ii) donne au Bureau international des direc- 
tives concernant la preparation des Confe- 
rences de revision, compte etant düment 
tenu des observations des pays de l’Union 
particuliere qui n’ont pas ratifie le present 
Acte ou n'y ont pas adliere; 

iii) modifie le regiement d'execution et fixe le 
montant des taxes relatives au depöt inter- 
national des dessins et modeles industriels; 

iv) examine et approuve les rapports et les ac- 
tivites du Directeur general relatifs ä 
rUnion particuliere et lui donne toutes di- 
rectives utiles concernant les questions de 
la competence de l'Union particuliere; 

v) arrete le Programme, adopte le budget 
triennal de l'Union particuliere et approuve 
ses comptes de clöture,- 

vi) adopte le Reglement financier de l'Union 
particuliere; 

vii) cree les comites d’experts et groupes de 
travail qu'elle juge utiles ä la realisation 
des objectifs de l'Union particuliere; 

viii) decide quels sont les pays non membres de 
l'Union particuliere et quelles sont les orga- 
nisations intergouvernementales et interna- 
tionales non gouvernementales qui peuvent 
etre admis ä ses reunions en qualite d'ob- 
servateurs; 

ix) adopte les modifications des articles 2 ä 5; 

x) entre prend toute autre action appropriee en 
vue d'atteindre les objectifs de l'Union par- 
ticuliere; 

xi) s'acquitte de toutes autres täches qu impli- 
que le present Acte complementaire. 

b) Sur les questions qui Interessent egalement 
d'autres Unions administrees par l'Organisation, 
l'Assemblee statue connaissance prise de l’avis 
du Comite de coordination de l'Organisation. 

3) a) Chaque pays membre de l’Assemblee dispose 

d'une voix. 

b) La moitie des pays membres de LAssemblee 
constitue le quorum. 

() Nonobstant les dispositions du sous-alinea b), si, 
lors d'une session, le nombre des pays repre- 
sentes est inferieur a la moitie mais egal ou 
superieur au tiers des pays membres de l'As- 
semblee, celle-ci peut prendre des decisions; 
toutefois, les decisions de l'Assemblee, ä l’excep- 
tion de celles qui concernent sa procedure, ne 
deviennent executoires que lorsque les condi- 
tions enoncees ci-apres sont remplies. Le Bureau 
international communique lesdites decisions aux 
pays membres de l'Assemblee qui n'etaient pas 
representes, en les invitant a exprimer par ecrit. 


c) Die Kosten jeder Delegation werden von der 
Regierung getragen, die sie entsandt hat, 

(2) a) Die Versammlung 

i) behandelt alle Fragen betreffend die Er- 
haltung und die Entwicklung des besonde- 
ren Verbandes sowie die Anwendung seines 
Abkommens; 

ii) erteilt dem Internationalen Büro Weisun- 
gen für die Vorbereitung der Revisions- 
konferenzen unter gebührender Be/ücksich- 
tigung der Stellungnahmen der Länder des 
besonderen Verbandes, die diese Ergän- 
zungsvereinbarung weder ratifiziert haben 
nodi ihr beigetreten sind; 

iii) ändert die Ausführungsordnung und setzt 
die Höhe der Gebühren für die internatio- 
nale Hinterlegung gewerblicher Muster und 
Modelle fest; 

iv) prüft und billigt die Berichte und die Tätig- 
keit des Generaldirektors betreffend den 
besonderen Verband und erteilt ihm alle 
zweckdienlichen Weisungen in Fragen, die 
in die Zuständigkeit des besonderen Ver- 
bandes fallen; 

v) legt das Programm fest, beschließt den 
Dreijahres-Haushaltsplan des besonderen 
Verbandes und billigt seine Rechnungs- 
abschlüsse; 

vi) beschließt die Finanzvorschriften des be- 
sonderen Verbandes; 

vii) bildet die Sachverständigenausschüsse und 
Arbeitsgruppen, die sie zur Verwirklichung 
der Ziele des besonderen Verbandes für 
zweckdienlich hält; 

viii) bestimmt, welche Nichtmitgliedländer des 
besonderen Verbandes, welche zwischen- 
staatlichen und welche internationalen 
nichtstaatlichen Organisationen zu ihren 
Sitzungen als Beobachter zugelassen wer- 
den; 

ix) beschließt Änderungen der Artikel 2 bis 5; 

x) nimmt jede andere Handlung vor, die zur 
Erreichung der Ziele des besonderen Ver- 
bandes geeignet ist; 

xi) nimmt alle anderen Aufgaben wahr, die 
sich aus dieser Ergänzungsvereinbarung 
ergeben. 

b) über Fragen, die auch für andere von der Orga- 
nisation verwaltete Verbände von Interesse 
sind, entscheidet die Versammlung nach An- 
hörung des Koordinierungsausschusses der Or- 
ganisation. 

(3) a) Jedes Mitgliedland der Versammlung verfügt 

über eine Stimme. 

b) Die Hälfte der Mitgliedländer der Versammlung 
bildet das Quorum (die für die Beschlußfähigkeit 
erforderliche Mindestzahl). 

c) Ungeachtet des Buchstaben b kann die Ver- 
sammlung Beschlüsse fassen, wenn während 
einer Tagung die Zahl der vertretenen Länder 
zwar weniger als die Hälfte, aber mindestens 
ein Drittel der Mitgliedländer der Versammlung 
beträgt; jedoch werden diese Beschlüsse mit 
Ausnahme der Beschlüsse über das Verfahren 
der Versammlung nur dann wirksam, wenn die 
folgenden Bedingungen erfüllt sind: Das Inter- 
nationale Büro teilt diese Beschlüsse den Mit- 
gliedländern der Versammlung mit, die nicht 
vertreten waren, und lädt sie ein, innerhalb 
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dans un delai de trois mois ä compter de la date 
de ladite communication, leur vote ou leur ab- 
stention. Si, a l'expiration de ce delai, le nombre 
des pays ayant ainsi exprime leur vote ou leur 
abstention est au moins egal au nombre de pays 
qui faisait defaut pour que le qjorum füt atteint 
lors de la session, lesdites decisions deviennent 
executoires, pourvu qu'en meme temps la majo- 
rite necessaire reste acquise. 


d) Sous reserve des dispositions de i'article 5.2), les 
decisions de l’Assemblee sont prises a la majo- 
rite des deux tiers des votes exprimes. 

e) L’abstention n'est pas consideree comme un vote. 

f) Un delegue ne peut representer qu'un seul pays 
et ne peut voter qu'au nom de celui-ci. 

g) Les pays de l'Union particuliere qui ne sont pas 
membres de l'Assemblee sont admis ä ses reu- 
nions en qualite d'observateurs. 

4) a) L'Assemblee se reunit une fois tous les trois ans 

en session ordinaire, sur convocation du Direc- 
teur general et, sauf cas exceptionnels, pendant 
la meme periode et au meme lieu que l'Assem- 
blee generale de l'Organisation. 

b) L'Assemblee se reunit en session extraordinaire 
sur convocation adressee par le Directeur gene- 
ral, ä la demande d'un quart des pays membres 
de l'Assemblee. 

c) L'ordre du jour de chaque session est prepare 
par le Directeur general. 

5) L’Assemblee adopte son regiement Interieur. 

A r t i c 1 e 3 

Bureau international 

1) d) Les tädies relatives au depöt international des 

dessins et modcles industriels ain.si que les autres 
täches administratives incombant ä l'Union 
particuliere sont assurees par le Bureau inter- 
national. 

b) En particulier, le Bureau international prepare 
les reunions et assure le secretariat de l'Assem- 
blee et des comites d'experts et groupes de tra- 
vail qu'elie peut creer. 

c) Le Directeur general est le plus haut fonction- 
naire de l'Union particuliere et la represente. 

2) Le Directeur general et tout membre du personnel 
designe par lui prennent part, sans droit de vote, ä toutes 
les reunions de l'Assemblee et de tout comite d'experts 
ou groupe de travaii qu'elie peut creer, Le Directeur 
general ou un membre du personnel designe par lui est 
d'office secretaire de ces organes. 

3) a) Le Bureau international, selon les directives de 

l'Assemblee, prepare les Conferences de revision 
des dispositions de 1' Arrangement. 

b) Le Bureau international peut consulter des orga- 
nisations intergouvernementales et internationa- 
les non gouvernementales sur la preparation des 
Conferences de revision. 


einer Frist von drei Monaten vom Zeitpunkt der 
Mitteilung an schriftlich ihre Stimme oder 
Stimmenthaltung bekanntzugeben. Entspricht 
nach Ablauf der Frist die Zahl der Länder, die 
auf diese Weise ihre Stimme oder Stimmenthal- 
tung bekanntgegeben haben, mindestens der 
Zahl der Länder, die für die Erreichung des 
Quorums während der Tagung gefehlt hatte, so 
werden die Beschlüsse wirksam, sofern gleich- 
zeitig die erforderliche Mehrheit noch vorhan- 
den ist. 

d) Vorbehaltlich des Artikels 5 Absatz 2 faßt die 
Versammlung ihre Beschlüsse mit einer Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen. 

e) Stimmenthaltung gilt nicht als Stimmabgabe. 

f) Ein Delegierter kann nur ein . .u vertreten 
und nur in dessen Namen abstimnien. 

g) Die Länder des besonderen Verbandes, die nicht 
Mitglied der Versammlung sind, werden zu den 
Sitzungen der Versammlung als Beobachter zu- 
gelassen. 

(4) a) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 

den Generaldirektor alle drei Jahre einmal zu 
einer ordentlichen Tagung zusammen, und zwar, 
abgesehen von außergewöhnlichen Fällen, zu 
derselben Zeit und an demselben Ort wie die 
Generalversammlung der Organisation. 

b) Die Versammlung tritt nach Einberufung durch 
den Generaldirektor zu einer außerordentlichen 
Tagung zusammen, wenn ein Viertel der Mit- 
gliedländer der Versammlung es verlangt. 

c) Die Tagesordnung jeder Tagung wird vom Ge- 
neraldirektor vorbereitet. 

(5) Die Versammlung gibt sich eine Geschäftsordnung. 

Artikel 3 

Internationales Büro 

(1) a) Die Aufgaben hinsichtlich der internationalen 

Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle 
sowie die anderen Verwaltungsaufgaben des be- 
sonderen Verbandes werden vom Internatio- 
nalen Büro wahrgenommen 

b) Das Internationale Büro bereitet insbesondere 
die Sitzungen der Versammlung sowie der etwa 
von ihr gebildeten Sachverständigenausschüsse 
und Arbeitsgruppen vor und besorgt das Sekre- 
tariat dieser Organe. 

c) Der Generaldirektor ist der höchste Beamte des 
besonderen Verbandes und vertritt diesen Ver- 
band. 

(2) Der Generaldirektor und die von ihm bestimmten 
Mitglieder des Personals nehmen ohne Stimmrecht an 
allen Sitzungen der Versammlung und aller etwa von ihr 
gebildeten Sachverständigenausschüsse oder Arbeitsgrup- 
pen teil. Der Generaldirektor oder ein von ihm bestimm- 
tes Mitglied des Personals ist von Amts wegen Sekretär 
dieser Organe. 

(3) a) Das Internationale Büro bereitet nach den Wei- 

sungen der Versammlung die Konferenzen zur 
Revision der Bestimmungen des Abkommens 
vor. 

b) Das Internationale Büro kann bei der Vorberei- 
tung von Revisionskonterenzen zwischenstaat- 
liche sowie internationale nichtstaatliche Organi- 
sationen konsultieren. 
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c) Le Directeur general et les personnes designees 
par lui prennent part, sans droit de vote, aux de- 
liberations dans ces Conferences. 

4) Le Bureau international execute toutes autres laches 
qui lui sont attribuees. 

A r t i c 1 e 4 

Finances 

1) d) L'Union particuliere a un budget. 

b) Le budget de l’Union particuliere coraprend les 
recettes et les depenses propres ä LUnion parti- 
culiere, sa contribution au budget des depenses 
communes aux Unions, ainsi que, le cas echeant, 
la somme mise a la disposition du budget de la 
Conference de l’Organisation. 

c) Sont considerees comme depenses communes aux 
Unions les depenses qui ne sont pas attribuees 
exclusivement ä l’Union particuliere mais egale- 
ment ä une ou plusieurs autres Unions adminis- 
trees par l'Organisation. La part de LUnion par- 
ticuliere dans ces depenses communes est pro- 
portionnelle ä Linteret que ces depenses presen- 
ten! pour eile. 

2) Le budget de LUnion particuliere est arrete compte 
tenu des exigences de coordination avec les budgets des 
autres Unions administrees par l'Organisation. 

3) Le budget de LUnion particuliere est finance par les 
ressources suivantes; 

i) les taxes relatives au depöt international et les taxes 
et sommes dues pour les autres Services rendus par 
le Bureau international au titre de LUnion particu- 
liere; 

ii) le produit de la vente des publications du Bureau 
international concernant LUnion particuliere et les 
droits afferents a ces publications; 

iii) les dons, legs et subventions; 

iv) les loyers, interets et autres revenus divers. 

4) a) Le montant des taxes mentionnees a Lalinea 3) i) 

est fixe par LAssemblee, sur proposition du Di- 
recteur general. 

b) Ce montant est fixe de maniere a ce que les re- 
cettes de LUnion particuliere provenant des 
taxes et des autres sources de revenus permet- 
tent au moins de couvrir les depenses du Bureau 
international interessant LUnion particuliere. 

c) Dans le cas oü le budget n'est pas adopte avant 
le debut d'un nouvel exercice, le budget de Lan- 
nee precedente est reconduit selon les modalites 
prevues par le regiement financier. 

5) Sous reserve des dispositions de L’alinea 4) a), le 
montant des taxes et sommes dues pour les autres Ser- 
vices rendus par le Bureau international au titre de 
LUnion particuliere est fixe par le Directeur general, qui 
en fait rapport a LAssemblee. 

6) a) L'Union particuliere possede un fonds de roule- 

ment constitue par les excedents de recettes et, 
si de tels excedents ne suffisent pas, par un ver- 
sement unique effectue par chaque pays de 
LUnion particuliere. Si le fonds devient insuffi- 
sant, LAssemblee decide de son augmentation. 

b) Le montant du versement initial de chaque pays 
au fonds pröcite ou de sa participation ä Laug- 


c) Der Generaldirektor und die von ihm bestimm- 
ten Personen nehmen ohne Stimmrecht an den 
Beratungen dieser Konferenzen teil. 

(4) Das Internationale Büro nimmt alle anderen Auf- 
gaben wahr, die ihm übertragen werden. 

Artikel 4 

Finanzen 

(1) a) Der besondere Verband hat einen Haushalts- 

plan. 

b) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes 
umfaßt die eigenen Einnahmen und Ausgaben 
des besonderen Verbandes, dessen Beitrag zum 
Haushaltsplan der gemeinsamen Ausgaben der 
Verbände sowie gegebenenfalls den dem Haus- 
haltsplan der Konferenz der Organisation zur 
Verfügung gestellten Betrag, 

c) Als gemeinsame Ausgaben der Verbände gelten 
die Ausgaben, die nicht ausschließlich dem be- 
sonderen Verband, sondern auch einem oder 
mehreren anderen von der Organisation verwal- 
teten Verbänden zuzurechnen sind. Der Anteil 
des besonderen Verbandes an diesen gemein- 
samen Ausgaben entspricht dem Interesse, das 
der besondere Verband an ihnen hat. 

(2) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes wird 
unter Berücksichtigung der Notwendigkeit seiner Ab- 
stimmung mit den Haushaltsplänen der anderen von der 
Organisation verwalteten Verbände aufgestellt. 

(3) Der Haushaltsplan des besonderen Verbandes um- 
faßt folgende Einnahmen: 

i) Gebühren für die internationale Hinterlegung sowie 
Gebühren und Beträge für andere Dienstleistungen 
des Internationalen Büros im Rahmen des besonderen 
Verbandes; 

ii) Verkaufserlöse und andere Einkünfte aus Veröffent- 
lichungen des Internationalen Büros, die den beson- 
deren Verband betreffen; 

iii) Schenkungen, Vermächtnisse und Zuwendungen; 

iv) Mieten, Zinsen und andere verschiedene Einkünfte. 

(4) a) Die Höhe der in Absatz 3 Ziffer i genannten 

Gebühren wird von der Versammlung auf Vor- 
schlag des Generaldirektors festgesetzt, 

b) Diese Höhe wird in der Weise festgesetzt, daß 
die Einnahmen des besonderen Verbandes aus 
den Gebühren und den anderen Einkünften min- 
destens zur Deckung der Ausgaben des Inter- 
nationalen Büros für den besonderen Verband 
ausreichen. 

c) Wird der Haushaltsplan nicht vor Beginn eines 
neuen Rechnungsjahres beschlossen, so wird 
der Haushaltsplan des Vorjahres nach Maßgabe 
der Finanzvorschriften übernommen. 

(5) Vorbehaltlich des Absatzes 4 Buchstabe a wird die 
Höhe der Gebühren und Beträge für andere Dienst- 
leistungen des Internationalen Büros im Rahmen des be- 
sonderen Verbandes vom Generaldirektor festgesetzt, 
der der Versammlung darüber berichtet. 

(6) a) Der besondere Verband hat einen Betriebsmittel- 

fonds, der durch die Einnahmenüberschüsse und, 
wenn diese Einnahmenüberschüsse nicht genügen, 
durch eine einmalige Zahlung jedes Landes des 
besonderen Verbandes gebildet wird. Reicht der 
Fonds nicht mehr aus, so beschließt die Ver- 
sammlung seine Erhöhung. 

b) Die Höhe der erstmaligen Zahlung jedes Landes 
zu diesem Fonds oder sein Anteil an dessen 
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mentation de celui-ci est proportionnel a la con- 
tribution de ce pays, en tant que membre de 
rUnion de Paris pour la protection de la pro- 
priete industrielle, au budget de ladite Union 
pour l'annee au cours de laquelle le fonds est 
constitue ou l'augmentation decidee. 
c) La Proportion et les modalites de versement sont 
arretees par TAssemblee, sur proposition du Di- 
recteur general et apres avis du Comite de co- 
ordination de l'Organisation. 

7] a) L'accord de siege conclu avec le pays sur le 

territoire duquel l’Organisation a son siege pre- 
voit que, si le fonds de roulement est insuffisant, 
ce pays accorde des avances. Le montant de ces 
avances et les conditions dans lesquelles eiles 
sont accordees font l’objet, dans diaque cas, 
d'accords separes entre le pays en cause et 
l'Organisation. 

b) Le pays vise au sous-alinea a) et l'Organisation 
ont chacun le droit de denoncer l’engagement 
d'accorder des avances moyennant notification 
par ecrit. La denonciation prend effet trois ans 
apres la fin de l'annee au cours de laquelle eile 
a ete notifiee. 

8) La verification des comptes est assuree, selon les 
modalites prevues par le regiement financier, par un ou 
plusieurs pays de l'Union particuliere ou par des con- 
troleiirs exterieurs, qui sont, avec leur consentement, de- 
signes par l’Assemblee. 

Article 5 

Modifications aux articles 2 ä 5 

1) Des propositions de modification au present Acte 
complementaire peuvent etre presentees par tout pays 
membre de l'Assemblee ou par le Directeur general. Ces 
propositions sont communiquees par ce dernier aux pays 
membres de l’Assemblee six mois au moins avant d'etre 
soumises a l’examen de l'Assemblee. 

2) Toute modification visee a l'alinea i) est aduplee 
par l’Assemblee. L'adoption requiert les trois quarls des 
votes exprimes; toutefois, toute modification de l'article 2 
et du present alinea requiert les quatre cinquiemes des 
votes exprimes. 

3) Toute modification visee a l’alinea 1) entre en 
vigueur un mois apres la reception par le Directeur 
general des notifications ecrites d’acceptation, effectuee 
en conformite avec leurs regles constitutionnelles res- 
pectives, de la part des trois quarts des pays qui etaient 
membres de l’Assemblee au moment oü la modification 
a ete adoptee. Toute modification ainsi acceptee lie tous 
les pays qui sont membres de l'Assembiee au moment 
oü la modification entre en vigueur ou qui en deviennent 
membres ä une date ulterieure. 


Article 6 

Modifications ä TActe de 1934 
et ä l'Acte additionnel de 1961 

1) a) Les references, dans l’Acte de 1934, au «Bureau 
international de la propriete industrielle a 
Berne», au «Bureau international de Berne» ou 
au « Bureau international » sont a considerer 
comme se rapportant au Bureau international tel 
qu’il est defini ä l’article 1 du present Acte 
complementaire. 

b) L'article 15 de l'Acte de 1934 est abroge. 


Erhöhung ist proportional zu dem Beitrag, den 
dieses Land als Mitglied der Pariser Verbands- 
übereinkunft zum Schutz des gewerblichen 
Eigentums zum Haushaltsplan dieses Verbandes 
für das Jahr leistet, in dem der Fonds gebildet 
oder die Erhöhung beschlossen wird, 
c) Dieses Verhältnis und die Zahlungsbedingungen 
werden von der Versammlung auf Vorschlag des 
Generaldirektors und nach Äußerung des Ko- 
ordinierungsausschusses der Organisation fest- 
gesetzt. 

(7) a) Das Abkommen über den Sitz, das mit dem 

Land geschlossen wird, in dessen Hoheitsgebiet 
die Organisation ihren Sitz hat, sieht vor, daß 
dieses Land Vorschüsse gewährt, wenn der 
Betriebsmittelfonds nicht ausreicht. Die Höhe 
dieser Vorschüsse und die Bedingungen, unter 
denen sie gewährt werden, sind in jedem Fall 
Gegenstand besonderer Vereinbarungen zwi- 
schen diesem Land und der Organisation, 
b) Das unter Buchstabe a bezeichnete Land und die 
Organisation sind berechtigt, die Verpflichtung 
zur Gewährung von Vorschüssen durch schrift- 
liche Notifikation zu kündigen. Die Kündigung 
wird drei Jahre nach Ablauf des Jahres wirk- 
sam, in dem sie notifiziert worden ist. 

(8) Die Rechnungsprüfung wird nach Maßgabe der 
Finanzvorschriften von einem oder mehreren Ländern 
des besonderen Verbandes oder von außenstehenden 
Rechnungsprüfern vorgenommen, die mit ihrer Zustim- 
mung von der Versammlung bestimmt werden. 

Artikel 5 

Änderungen der Artikel 2 bis 5 

(1) Vorschläge zur Änderung dieser Ergänzungsverein- 
barung können von jedem Mitgliedland der Versamm- 
lung oder vom Generaldirektor vorgelegt werden Diese 
Vorschläge werden vom Generaldirektor mindestens 
sechs Monate, bevor sie in der Versammlung beraten 
werden, den Mitgliedländern der Versammlung mitgeteilt. 

(2) Jede Änderung gemäß Absatz 1 wird von der Ver- 
sammlung beschlossen. Der Beschluß erfordert drei Vier- 
tel der abgegebenen Stimmen; jede Änderung des Arti- 
kels 2 und dieses Absatzes erfordert jedoch vier Fünftel 
der abgegebenen Stimmen. 

(3) Jede Änderung gemäß Absatz 1 tritt einen Monat 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem die schriftlichen 
Notifikationen der verfassungsmäßig zustandegekomme- 
nen Annahme des Änderungsvorschlags von drei Vierteln 
der Länder, die im Zeitpunkt der Beschlußfassung über 
die Änderung Mitglied der Versammlung waren, beim 
Generaldirektor eingegangen sind. Jede auf diese Weise 
angenommene Änderung bindet alle Länder, die im Zeit- 
punkt des Inkrafttretens der Änderung Mitglied der Ver- 
sammlung sind oder später Mitglied werden. 

Artikel 6 

Änderungen der Fassung von 1934 und 
der Zusatzvereinbarung von 1961 

(1) a) Bezugnahmen in der Fassung von 1934 auf das 
„Internationale Büro zuin Schutz des gewerb- 
lichen Eigentums in Bern", auf das „Internatio- 
nale Büro von Bern" oder auf das „Internatio- 
nale Büro" gelten als Bezugnahmen auf das in 
Artikel 1 dieser Ergänzungsvereinbarung de- 
finierte Internationale Büro, 
b) Artikel 15 der Fassung von 1934 wird aufgeho- 
ben. 
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c) Toute modilication du regiement d'execution 
vise ä l'article 20 de l'Acte de 1934 s'effectue 
selon la procedure prescrite par l'article 2. 2) 

d) iii) et 3) d). 

dj A l'article 21 de l'Acte de 1934, les mots « revi- 
see en 1928» sont remplaces par les mots « pour 
la protection des oeuvres litteraires et artisti- 
ques ». 

e) Les references, dans l'article 22 de l'Acte de 
1934, aux articles 16, 16bis et 17 bis de la «Con- 
vention generale» sont ä considerer comme se 
rapportant ä celles des dispositions de l'Acte de 
Stockholm de la Convention de Paris pour la 
protection de la propriete industrielle qui, dans 
ledit Acte de Stockholm, correspondent aux arti- 
cles 16, 16bis et 17 bis des Actes anterieurs de la 
Convention de Paris. 

2) ;]) Toute modification des taxes visees a l’article 3 
de l’Acte additionnel de 1961 s'effectue selon la 
procedure prescrite par l'article 2. 2) a) iii) et 

3) d). 

b) L'alinea 1) de l article 4 de l'Acte additionnel de 
1961, ainsi que les mots «lorsque le fonds de 
reserve a attteint ce montant » de l'alinea 2) 
dudit article, sont abroges. 

r) Les references, dans l'article 6. 2) de l'Acte addi- 
tionnel de 1961, aux articles 16 et 16 bis de la 
Convention de Paris pour la protection de la 
propriete industrielle sont ä considerer comme 
se rapportant ä celles des dispositions de l'Acte 
de Stockholm de ladite Convention qui, dans 
l'Acte de Stockholm, correspondent aux arti- 
cles 16 et 16 bis des Actes anterieurs de la Con- 
vention de Paris. 

d) Les references, dans les alineas 1) et 3) de l'ar- 
ticle 7 de l'Acte additionnel de 1961, au Gouver- 
nement de la Confederation suisse sont ä consi- 
derer comme se rapportant au Directeur general. 

Article 7 

Modifications ä l'Acte de 1960 

1) Les references, dans l'Acte de 1960, au «Bureau de 
I Linion internationale pour la protection de la pro- 
priete industrielle» ou au «Bureau international» sont 
d considerer comme se rapportant au Bureau internatio- 
nal tel qu’il est defini ä l'article 1 du present Acte com- 
plementaire. 

2) Les articles 19, 20, 21 et 22 de l'Acte de 1960 sont 
abroges. 

3) Les references, dans l'Acte de 1960, au Gouverne- 
ment de la Confederation suisse sont ä considerer comme 
se rapportant au Directeur general. 

4) Dans l’article 29 de l'Acte de 1960, les mots « perio- 
diques» (alinea 1)) et «du Comite international des des- 
sins ou modeles ou » (alinea 2)) sont supprimes. 


Article 8 

Ratification du present Acte complementaire; 
adhesion au mdme Acte 

I) a) Les pays qui, avant le 13 janvier 1968, ont rati- 
fie l'Acte de 1934 ou l'Acte de 1960, ainsi que 
les pays qui ont adhere ä Tun au moins de ces 


( ) Jede Änderung der in Artikel 20 der Fassung 
von 1934 vorgesehenen Ausführungsordnung 
wird nach dem in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer iii und Absatz 3 Buchstabe d vorge- 
schriebenen Verfahren vorgenommen. 

d) In Artikel 21 der Fassung von 1934 werden die 
Worte „im Jahre 1928 revidierten" gestrichen 
und nach den Worten „Berner Übereinkunft" die 
Worte „zum Schutz von Werken der Literatur 
und Kunst" eingefügt. 

e) Die Bezugnahmen in Artikel 22 der Fassung von 
1934 auf die Artikel 16, 16 bis und 17 bis der 
„Hauptübereinkunft" gelten als Bezugnahmen 
auf die den Artikeln 16, 16 bis und 17 bis der frühe- 
ren Fassungen der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutz des gewerblichen Eigentums ent- 
sprechenden Bestimmungen in der Stockholmer 
Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft. 

(2) a) Jede Änderung der in Artikel 3 der Zusatzver- 
einbarung von 1961 vorgesehenen Gebühren 
wird nach dem in Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe a 
Ziffer iii und Absatz 3 Buchstabe d vorgeschrie- 
benen Verfahren vorgenommen. 

b) Artikel 4 Absatz 1 der Zusatzvereinbarung von 
1961 sowie die Worte „Wenn der Reservefonds 
diese Höhe erreicht hat" in Artikel 4 Absatz 2 
werden gestrichen. 

c) Die Bezugnahmen in Artikel 6 Absatz 2 der 
Zusatzvereinbarung von 1961 auf die Artikel 16 
und lö^J's der Pariser Verbandsübereinkunft zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums gelten als 
Bezugnahmen auf die den Artikeln 16 und 16 ^>s 
der früheren Fassungen der Pariser Verbands- 
übereinkunft entsprechenden Bestimmungen der 
Stockholmer Fassung der Pariser Verbandsüber- 
einkunft. 

d} Die Bezugnahmen in Artikel 7 Absätze 1 und 3 
der Zusatzvereinbarung von 1961 auf die Re- 
gierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
gelten als Bezugnahmen auf den General- 
direktor. 

Artikel 7 

Änderungen der Fassung von 1960 

(1) Bezugnahmen in der Fassung von 1960 auf das 
„Büro des Internationalen Verbandes zum Schutz des 
gewerblichen Eigentums" oder das „Internationale Büro" 
gelten als Bezugnahmen auf das in Artikel 1 dieser 
Ergänzungsvereinbarung definierte Internationale Büro. 

(2) Die Artikel 19, 20, 21 und 22 der Fassung von 1960 
werden aufgehoben. 

(3) Bezugnahmen in der Fassung von 1960 auf die Re- 
gierung der Schweizerischen Eidgenossenschaft gelten als 
Bezugnahmen auf den Generaldirektor. 

(4) In Artikel 29 der Fassung von 1960 werden die 
Worte „periodischen" (Absatz I), „auf Verlangen des 
Internationalen Ausschusses für Muster oder Modelle" 
und „oder" (Absatz 2) gestrichen. 

Artikel 8 

Ratifikation dieser Ergänzungsvereinbarung; 

Beitritt zu dieser Vereinbarung 

(1) a) Die Länder, die vor dem 13. Januar 1968 die 
Fassung von 1934 oder die Fassung von 1960 
ratifiziert haben, sowie die Länder, die minde- 
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Actes, peuvenl signer et ratifier le present Acte 
complementaire ou peiivent y adherer. 

b) La ratification du present Acte complementaire, 
ou l’adhesion ä celui-ci, par un pays qui est lie 
par l'Acte de 1934 sans etre lie egalement par 
l'Acte additionnel de 1961 comporte la ratifica- 
tion automatique de l'Acte additionnel de 1961 
ou l’adhesion automatique a celui-ci, 


2) Les instruments de ratification et d’adhesion sont 
deposes aupres du Directeur general. 

A r t i c 1 e 9 

Entree en vigueur du present Acte complementaire 

1) A l'egard des cinq pays qui ont, les premiers, de- 
pose leurs instruments de ratification ou d'adhesion, le 
present Acte complementaire entre en vigueur trois mois 
apres le depöt du cinquicme Instrument de ratification 
ou d'adhesion. 

2) A l’egard de tout autre pays, le present Acte corn- 
plementaire entre en vigueur trois mois apres la date ä 
laquelle sa ratification ou son adhesion a ete notifiee par 
le Directeur general, a moins qu'une date posterieure 
n'ait ete indiquee dans linstrument de ratification ou 
d’adhesion, Dans ce dernier cas, le present Acte entre en 
vigueur, a l’egard de ce pays, ä la date ainsi indiquee. 


A r t i c 1 c 10 

Acceptation automatique de cerlaines dispositions 
par certains pays 

1) Sous reserve de l’article 8 et de l’alinea suivant, 
tout pays qui n'a pas ratifie LAcle de 1934 ou qui n’y a 
pas adhere devient lie par l’Acte additionnel de 1961 et 
par les articles 1 ä 6 du present Acte complementaire ä 
partir de la date a laquelle son adhesion ä l'Acte de 1934 
prend effet; toutefois, si ä cette date le present Acte 
complementaire n'est pas encore entre en vigueur selon 
les termes de i’article 9. 1), alors ce pays ne devient lie 
par lesdits articles du present Acte complementaire 
qu'ä partir de l'entree en vigueur de ce dernier Acte 
selon les termes de rarticlc 9. 1). 

2) Sous reserve de l’article 8 et de l'alinea precedent, 
tout pays qui n’a pas ratifie l'Acte de 1960 ou qui n’y a 
pas adhere devient lie par les articles 1 a 7 du present 
Acte complementaire a partir de la date a laquelle sa 
ratification de l'Acte de 1960 ou son adhesion ä celui-ci 
prend effet; toutefois, si ä cette date le present Acte 
complementaire n'est pas encore entre en vigueur selon 
les termes de l'article 9. 1), alors ce pays ne devient lie 
par lesdits articles du present Acte complementaire qu'ä 
partir de l’entree en vigueur de ce dernier Acte selon les 
termes de l’article 9. 1), 


A r t i c 1 e 11 

Signatare, etc., du present Acte complementaire 

1) a) Le present Acte complementaire est signe en 
un seul exemplaire en langue fran^aise et de- 
pose aupres du Gouvernement de la Suede. 

b) Des textes officiels sont etablis par le Directeur 
general, apres consultation des Gouvernements 
Interesses, dans les autres langues qiie l’Assem- 
blee pourra indiqiier. 


stens einer dieser Fassungen beigetreten sind, 
können diese Ergänzungsvereinbarung unter- 
zeichnen und ratifizieren oder ihr beitreten, 
b) Die Ratifikation dieser Ergänzungsvereinbarung 
oder der Beitritt zu dieser Vereinbarung durch 
ein Land, das durch die Fassung von 1934 ge- 
bunden ist, ohne auch durch die Zusatzverein- 
barung von 1961 gebunden zu sein, bewirkt 
automatisch die Ratifikation der Zusatzverein- 
barung von 1961 oder den Beitritt zu dieser 
Zusatzvereinbarung. 

(2) Die Ratifikations- und Beitrittsurkunden werden 
beim Generaldirektor hinterlegt. 

Artikel 9 

Inkrafttreten dieser Ergänzungsvereinbarung 

(1) Für die ersten fünf Länder, die ihre Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunden hinterlegt haben, tritt diese Er- 
gänzungsvereinbarung drei Monate nach Flinterlegung 
der fünften Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft. 

(2) Für jedes andere Land tritt diese Ergänzungsver- 
einbarung drei Monate nach dem Zeitpunkt der Noti- 
fizierung seiner Ratifikation oder seines Beitritts durch 
den Generaldirektor in Kraft, sofern in der Ratifikations- 
oder Beitrittsurkunde nicht ein späterer Zeitpunkt an- 
gegeben ist. In diesem Fall tritt diese Vereinbarung für 
dieses Land zu dem angegebenen Zeitpunkt in Kiaft. 

Artikel 10 

Automalische Annahme einzelner Bestimmungen 
durch bestimmte Länder 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 8 und des folgenden 
Absatzes ist jedes Land, das die Fassung von 1934 weder 
ratifiziert hat noch ihr beigetreten ist, durch die Zusatz- 
vereinbarung von 1961 und durch die Artikel 1 bis 6 die- 
ser Ergänzungsvereinbarung von dem Zeitpunkt an ge- 
bunden, zu dem sein Beitritt zu der Fassung von 1934 
wirksam wird; ist jedoch zu diesem Zeitpunkt diese 
Ergänzungsvereinbaning noch nicht gemäß Artikel 9 
Absatz 1 in Kraft getreten, so ist dieses Land durch die 
genannten Artikel dieser Ergänzungsvereinbaning erst 
vom Inkrafttreten dieser Vereinbarung gemäß Artikel 9 
Absatz 1 an gebunden. 

(2) Vorbehaltlich des Artikels 8 und des vorhergehen- 
den Absatzes ist jedes Land, das die Fassung von 1960 
weder ratifiziert hat noch ihr beigetreten ist, durch die 
Artikel 1 bis 7 dieser Ergänzungsvereinbarung von dem 
Zeitpunkt an gebunden, zu dem seine Ratifikation der 
Fassung von 1960 oder sein Beitritt zu ihr wirksam wird; 
ist jedoch zu diesem Zeitpunkt diese Ergänzungsverein- 
barung noch nicht gemäß Artikel 9 Absatz 1 in Kraft ge- 
treten, so ist dieses Land durch die genannten Artikel 
dieser Ergänzungsvereinbarung erst vom Inkrafttreten 
dieser Vereinbarung gemäß Artikel 9 Absatz 1 an ge- 
bunden. 


Artikel 11 

Unterzeichnung usw. dieser Ergänzungsvereinbarung 

(1) a) Diese Ergänzungsvereinbarung wird in einer Ur- 
schrift in französischer Sprache unterzeichnet 
und bei der schwedisdien Regierung hinterlegt. 

b) Amtliche Texte werden vom Generaldirektor 
nach Konsultierung der beteiligten Regierungen 
in anderen Sprachen hergestellt, die die Ver- 
sammlung bestimmen kann. 
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2) Le present Acte complemenlaire reste ouveit ä la 
signature, ä Stockholm, jusqu’au 13 janvier 1968. 

3) Le Directeur general transmet deux copies, certi- 
fiees conformes par le Gouvernement de la Suede, du 
texte signe du present Acte complementaire aux Gou- 
vernements de tous les pays de l'Union particuliere et, 
sur demande, au Gouvernement de tout autre pays. 

4) Le Directeur general fait enregistrer le present Acte 
complementaire aupres du Secretariat de l'Organisation 
des Nations Unies. 

5) Le Directeur general notifie aux Gouvernements de 
tous les pays de l'Union particuliere les signatures, les 
depöts d'instruments de ratification ou d'adhesion, l'en- 
tree en vigueur et toute autre notification appropriee. 


A r t j cl e 12 

Clause transitoire 

Jusqu ä l’entree en fonctions du premier Directeur ge- 
neral, les references, dans le present Acte complemen- 
taire, au Bureau international de l'Organisation ou au 
Directeur general sont considerees comme se rapportant 
respectivement au Bureau de l'Union etablie par la Con- 
vention de Paris pour la protection de la propriete in- 
dustrielle, ou ä son Directeur. 


(2) Diese Ergänzungsvereinbarung liegt bis zum 13. Ja- 
nuar 1968 in Stockholm zur Unterzeichnung auf. 

(3) Der Generaldirektor übermittelt zwei von der 
schwedischen Regierung beglaubigte Abschriften des 
Unterzeichneten Textes dieser Ergänzungsvereinbarung 
den Regierungen aller Länder des besonderen Verbandes 
und der Regierung jedes anderen Landes, die es verlangt. 

(4) Der Generaldirektor läßt diese Ergänzungsverein- 
barung beim Sekretariat der Vereinten Nationen re- 
gistrieren. 

(5) Der Generaldirektor notifiziert den Regierungen 
aller Länder des besonderen Verbandes die Unterzeich- 
nungen, die Hinterlegungen von Ratifikations- oder Bei- 
trittsurkunden, das Inkrafttreten und alle anderen er- 
forderlichen Mitteilungen. 

Artikel 12 

Übergangsbestimmung 

Bis zur Amtsübernahme durch den ersten General- 
direktor gelten Bezugnahmen in dieser Ergänzungsver- 
einbarung auf das Internationale Büro der Organisation 
oder den Generaldirektor als Bezugnahmen auf das Büro 
des durch die Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums errichteten Verbandes oder 
seinen Direktor. 


EN FOl DE QUOl, les soussigiies, düment autorises ä 
cet effet, ont signe le present Acte complementaire. 


FAIT d Stockholm, le 14 juillet 1967. 


ZU URKUND DESSEN haben die hierzu gehörig be- 
vollmächtigten Unterzeichneten diese Ergänzungsverein- 
barung unterschrieben. 


GESCHEHEN zu Stockholm am 14. Juli 1967. 


Poui la BELGIQUE; 


Bon F. Cogels 


Für BELGIEN: 


Pour l'ESPAGNE: Für SPANIEN: 

J. F. A 1 c o ve r 
Electo J. Garcia Tejedor 


Pour la FRANCE: 

Pour 1'INDONESIE: 
Pour le LIECHTENSTEIN: 

Pour le MAROC: 

Pour MONACO: 

Pour les PAYS-BAS: 


B. d e Men thon 

Marianne Marx er 

H’ssaine 

J. M, Notar! 

Gerbrandy 
W. G. B e 1 i n f a n t e 


Für FRANKREICH: 

Für INDONESIEN: 
Für LIECHTENSTEIN: 

Für MAROKKO: 

Für MONACO: 

Für die NIEDERLANDE: 


Pour la RfiPUBLIQUE ARABE UNIE: Für die VEREINIGTE ARABISCHE REPUBLIK; 

Pour la REPUBLIQUE FEDSRALE D'ALLEMAGNE; Für die BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND: 

Kurt H ae r t e 1 

Pour la REPUBLIQUE DU VIET-NAM: Für die REPUBLIK VIETNAM: 
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Pour le SAINT-SIEGE; 

Gunnar Sterne r 

Für den HEILIGEN STUHL: 

Pour la SUISSE: 

Hans Morf 

Für die SCHWEIZ: 


Joseph Voy am e 


Pour la TUNISIE: 

M. Kedadi 

Für TUNESIEN: 
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Denkschrift 


I. Allgemeiner Teil 

1. Auf einer Diplomatischen Konferenz, die in der 
Zeit vom 11. Juni bis 14. Juli 1967 in Stockholm 
stattgefunden hat und an der insgesamt 74 Staa- 
ten und zahlreiche internationale Organisationen 
teilgenommen haben, ist eine grundlegende Re- 
vision der multilateralen Übereinkünfte beschlos- 
sen worden, die den gegenseitigen Schutz von 
Urheberrechten und gewerblichen Schutzrechten 
(Patenten, Gebrauchsmustern, Warenzeichen, Ge- 
schmacksmustern) der Angehörigen der Vertrags- 
staaten sicherstellen. Ziel dieser Revision ist 
insbesondere die Reform der Verwaltungsstruk- 
tur der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums vom 20. März 1883 
und ihrer Nebenabkommen sowie der Berner 
Übereinkunft zum Schutz von Werken der Lite- 
ratur und Kunst vom 9. September 1886. Außerdem 
wurde im Interesse einer organisatorischen Zu- 
sammenfassung und einer Straffung der Verwal- 
tungsaufgaben der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft die Errichtung einer 
neuen Weltorganisation für geistiges Eigentum 
beschlossen, die eine Art Dachorganisation für die 
durch die beiden Übereinkünfte gebildeten Staa- 
tenverbände darstellt. Änderungen der materiell- 
rechtlichen Vorschriften der Übereinkünfte wur- 
den in größerem Umfang nur für die Berner 
Übereinkunft beschlossen. 

2. Im einzelnen hat die Bundesrepublik Deutschland 
am 14. Juli 1967 in Stockholm folgende Überein- 
künfte unterzeichnet: 

a) das Übereinkommen zur Errichtung der Welt- 
organisation für geistiges Eigentum vom 
14. Juli 1967; 

b) die Stockholmer Fassung der Berner Überein- 
kunft vom 9. September 1886 zum Schutz von 
Werken der Literatur und Kunst. Der Berner 
Übereinkunft gehören zur Zeit insgesamt 58 
Staaten an. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist Mitglied der zuletzt in Brüssel am 26. Juni 
1948 revidierten Fassung dieser Übereinkunft 
(Bundesgesetzbl. 1965 II S. 1213); 

c) die Stockholmer Fassung der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft vom 20. März 1883 zum 
Schutz des gewerblichen Eigentums. Dieser 
Übereinkunft gehören zur Zeit insgesamt 79 
Staaten an. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist Mitglied der zuletzt in Lissabon am 31. Ok- 
tober 1958 revidierten Fassung dieser Über- 
einkunft (Bundesgesetzbl. 1961 11 S. 273); 

d) die Stockholmer Fassung des Madrider Ab- 
kommens vom 14. April 1891 über die inter- 
nationale Registrierung von Marken. Diesem 
Abkommen gehören zur Zeit 21 Staaten an. 
Die Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied 


der zuletzt in Nizza am 15. Juni 1957 revi- 
dierten Fassung dieses Abkommens (Bundes- 
gesetzbl. 1962 II S. 125); 

e) die Stockholmer Fassung des Abkommens 
von Nizza vom 15. Juni 1957 über die inter- 
nationale Klassifikation von Waren und 
Dienstleistungen für die Eintragung von Mar- 
ken (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1217). Außer 
der Bundesrepublik Deutschland gehören die- 
sem Abkommen zur Zeit noch weitere 23 
Staaten an; 

f) die Stockholmer Zusatzvereinbarung zum Ma- 
drider Abkommen vom 14. April 1891 über 
die Unterdrückung falscher oder irreführender 
Herkunftsangaben auf Waren. Diesem Ab- 
kommen gehören zur Zeit 29 Staaten an. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist Mitglied der 
zuletzt in Lissabon am 31. Oktober 1958 revi- 
dierten Fassung dieses Abkommens (Bundes- 
gesetzbl. 1962 II S. 273, 293); 

g) die Stockholmer Ergänzungsvereinbarung zum 
Haager Abkommen vom 6. November 1925 
über die internationale Hinterlegung gewerb- 
licher Muster und Modelle. Diesem Abkommen 
gehören zur Zeit 14 Staaten an. Die Bundes- 
republik Deutschland ist Mitglied der am 
2. Juni 1934 in London revidierten Fassung 
dieses Abkommens (Reichsgesetzbl. 1937 II 
S. 583, 617). 

3. Die Beschlüsse der Stockholmer Konferenz stel- 
len die erste grundlegende Änderung der Verwal- 
tungsstruktur der internationalen Verbände auf 
dem Gebiet des geistigen Eigentums seit ihrer 
Gründung im vergangenen Jahrhundert dar. Die 
Pariser Verbandsübereinkunft und die Berner 
Übereinkunft sahen zunächst nur die Errichtung 
je eines „Internationalen Büros" vor, die „der 
hohen Autorität der Regierung der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft unterstellt" waren (Ar- 
tikel 13 der Pariser Verbandsübereinkunft, Arti- 
kel 21 der Berner Übereinkunft). Allein der 
Schweizerischen Regierung oblagen von Anfang 
an Organisation und Überwachung der schon bald 
nach ihrer Errichtung zu den „Vereinigten Inter- 
nationalen Büros für den Schutz des gewerblichen, 
literarischen und künstlerischen Eigentums" 
(BIRPI) zusammengeschlossenen Sekretariate der 
beiden Unionen. Die Mitgliedstaaten haben zwar 
Beitragszahlungen zu leisten, waren als solche 
aber lange Zeit von einer unmittelbaren Einfluß- 
nahme auf Einrichtung und Geschäftsführung der 
Internationalen Büros ausgeschlossen. Erst auf 
der Brüsseler Konferenz zur Revision der Berner 
Übereinkunft im Jahre 1948 wurde im Wege 
einer besonderen, von der Konferenz einstimmig 
angenommenen Resolution ein sogenannter Stän- 
diger Ausschuß aus jeweils zwölf Mitgliedstaaten 
der Berner Übereinkunft gebildet, der in erster 
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Linie die Aufgabe hat, zusammen mit BIRPI 
die Konferenzen zur Revision der Berner Über- 
einkunft vorzubereiten. Auf der Lissaboner Kon- 
ferenz zur Revision der Pariser Verbandsüber- 
einkunft im Jahre 1958 wurde eine besondere 
Bestimmung in die Pariser Verbandsüberein- 
kunft eingefügt (Artikel 14 Abs. 5), nach der 
im Zeitraum zwischen den Diplomatischen Revi- 
sionskonferenzen Vertreter aller Mitgliedstaaten 
alle drei Jahre zu Konferenzen zusammentreten 
sollen, um einen Bericht über die voraussicht- 
lichen Ausgaben von BIRPI für die nächsten drei 
Jahre zu erstatten und über die den Bestand und 
die Entwicklung der Pariser Verbandsüberein- 
kunft betreffenden Fragen zu befinden. Eine Ent- 
scheidungsbefugnis steht diesen Konferenzen 
aber nur insofern zu, als sie durch einstimmigen 
Beschluß und in ihrer Eigenschaft als Konferenz 
von Bevollmächtigten aller Verbandsländer den 
jährlichen Höchstbetrag der Ausgaben von BIRPI 
ändern können, soweit diese Ausgaben auf die 
Pariser Verbandsübereinkunft entfallen. Ferner 
wurde aufgrund einer Entschließung der Lissa- 
boner Konferenz ein sogenannter Beratender 
Ausschuß aller Mitgliedstaaten der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft gebildet, der erstmals 1961 
zusammentrat und seinerseits aus seiner Mitte 
heraus ein sogenanntes Ständiges Büro von je- 
weils 15 Mitgliedstaaten zur Behandlung aller 
interessierenden laufenden Fragen der Pariser 
Verbandsübereinkunft schuf. Für die Behandlung 
der sowohl die Pariser Verbandsübereinkunft als 
auch die Berner Übereinkunft gemeinsam berüh- 
renden Fragen ist im November 1963 darüber 
hinaus aus den im Ständigen Ausschuß der Ber- 
ner Übereinkunft und im Ständigen Büro der 
Pariser Verbandsübereinkunft vertretenen Staa- 
ten ein besonderer Koordinierungsausschuß ge- 
bildet worden, der seitdem jährlich eine Sitzung 
abgehalten und jeweils mit Entschließungen und 
Empfehlungen zu aktuellen Fragen der Pariser 
und der Berner Union Stellung genommen hat. 

Die Aufgaben dieser verschiedenen überwiegend 
ohne formelle Rechtsgrundlage gebildeten Gre- 
mien der Pariser Verbandsübereinkunft und der 
Berner Übereinkunft waren demnach nahezu aus- 
schließlich beratender und empfehlender Natur. 
Die Regierung der Schweizerischen Eidgenossen- 
schaft als die geschäftsführende Regierung so- 
wohl der Pariser wie der Berner Union hat zwar 
den Entschließungen und Empfehlungen der ver- 
schiedenen Gremien der beiden Übereinkünfte 
fast immer entsprochen und ist gerade auch in 
den besonders wichtigen personalpolitischen Fra- 
gen den Wünschen dieser Gremien gefolgt. Eine 
Verpflichtung der Schweizerischen Regierung zur 
Ausführung der Beschlüsse der verschiedenen 
Ausschüsse der Pariser und der Berner Union 
bestand und besteht bis heute jedoch nicht: die 
Mitgliedstaaten haben keinen Anspruch darauf, 
daß die Schweizerische Regierung in einem be- 
stimmten Sinne entscheidet, und können insofern 
zumindest de jure einen bestimmenden Einfluß 
auf das weitere Schicksal der beiden Unionen 
nicht ausüben. 


4. Dieser Rechtszustand erwies sich zunehmend als 
unbefriedigend. Er stand und steht auch in deut- 
lichem Gegensatz zu der Entwicklung anderer 
internationaler zwischenstaatlicher Organisatio- 
nen. Gerade hinsichtlich der Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft und der Ber- 
ner Übereinkunft wurde immer deutlicher, daß 
die „Verfassung" der auf diesen Übereinkünften 
beruhenden Staatenverbände noch aus einer Zeit 
stammt, in der es vergleichbare internationale 
zwischenstaatliche Organisationen kaum gab und 
in der man weit eher, als dies heute der Fall ist, 
bereit war, alle in Betracht kommenden Kontroll- 
und Geschäftsführungsfunktionen einem einzelnen 
Mitgliedstaat uneingeschränkt zu übertragen. Be- 
sonders hervorzuheben ist, daß es für diese Frage 
nicht allein auf die Bedürfnisse der europäischen 
Gründerstaaten der beiden Unionen ankommt, 
denen die weitere Aufrechterhaltung des über- 
kommenen Rechtszustandes noch am ehesten ver- 
tretbar oder sogar erwünscht erschien. Vielmehr 
mußte vor allem auf die jungen afrikanischen 
und asiatischen Staaten Rücksicht genommen 
werden, die für den Beitritt zu den beiden Über- 
einkünften gewonnen werden sollen, deren er- 
wachendes Selbstbewußtsein aber eine angemes- 
sene Repräsentanz und Einflußmöglichkeit in den 
Unionen, denen sie beitreten sollen, erfordert. 

Die während des Zweiten Weltkrieges und da- 
nach gegründeten großen Internationalen Orga- 
nisationen, wie insbesondere die Organisation 
der Vereinten Nationen und ihre Sonderorga- 
nisationen, haben sich ein Organisationsschema 
gegeben, das den bestimmenden Einfluß und alle 
Kontrollbefugnisse den Mitgliedstaaten selbst 
vorbehält mit der Maßgabe, daß jedem Mitglied- 
staat ohne Rücksicht auf sein politisches oder 
wirtschaftliches Gewicht de jure gleiche Rechte 
zustehen. Aber auch die überkommenen alten 
Staatenverbände wie etwa der Weltpostverein 
oder der Internationale Fernmeldeverband, die 
ursprünglich in ähnlicher Art wie die Pariser 
und Berner Union aufgebaut waren, haben sich 
inzwischen eine Verfassung gegeben, die in jeder 
Hinsicht der modernen Entwicklung der inter- 
nationalen zwischenstaatlichen Organisationen 
entspricht. Insofern stellt es nur einen weiteren 
Schritt innerhalb einer allgemein zu beobachten- 
den Entwicklung dar, wenn nunmehr auch die 
Mitgliedstaaten der Pariser Verbandsüberein- 
kunft und der Berner Übereinkunft diesen Staa- 
tenverbänden eine der neuen Entwicklung ent- 
sprechende moderne Organisationsform gegeben 
haben. 

5. Bei Beginn der Vorarbeiten für die Stockholmer 
Konferenz hatte man zunächst nur an eine Re- 
organisation und Modernisierung der Verwal- 
tungsstruktur der beiden Übereinkünfte und ihrer 
„Vereinigten Internationalen Büros für den Schutz 
des geistigen Eigentums" (BIRPI) gedacht. Erst 
aufgrund der Initiative der Leitung von BIRPI 
entstand dann 1963 der Plan, im Interesse einer 
organisatorischen Zusammenfassung und Straf- 
fung der Pariser und Berner Union als deren 
Dachorganisation eine neue Weltorganisation für 
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geistiges Eigentum zu errichten. Damit wurde die 
Reorganisation der Verwaltungsstruktur der bei- 
den Übereinkünfte zur notwendigen Vorausset- 
zung der weiterreichenden Absichten. 

Die Reorganisation der Verwaltungsstruktur der 
Pariser und der Berner Union und die Pläne für 
die Errichtung der neuen Weltorganisation sind 
in den Jahren 1964 bis 1966 Gegenstand ein- 
gehender Vorverhandlungen gewesen, zunächst 
1964 in einer kleinen Arbeitsgruppe aus Ver- 
tretern von 10 Staaten (darunter auch die Bundes- 
republik Deutschland), 1965 und 1966 je einmal 
auf großen sogenannten Expertenkonferenzen, zu 
denen alle Mitgliedstaaten der Pariser und der 
Berner Union eingeladen waren. Diese Vorver- 
handlungen endeten nach zum Teil heftigen Aus- 
einandersetzungen mit einer Kompromißlösung, 
die den in mancher Hinsicht auseinanderstreben- 
den Interessen der verschiedenen Staatengrup- 
pen Rechnung zu tragen versucht und hinter der 
in sich geschlossenen ursprünglichen Konzeption 
nicht unerheblich zurückbleibt. Es bestand jedoch 
keine Aussicht, für weitergehende Lösungen die 
notwendige allgemeine Zustimmung zu finden. 
Bei der Beurteilung der in Stockholm beschlos- 
senen Gesamtlösung muß deshalb immer ihr 
Kompromißcharakter berücksichtigt werden. 

6. Durch die Beschlüsse der Stockholmer Konferenz 
haben die Pariser und die Berner Union eine 
völlig neue Organisationsstruktur erhalten. Vor 
allem ist durch das Übereinkommen zur Errich- 
tung der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
erstmals auf diesem Rechtsgebiet eine inter- 
nationale Organisation mit eigener Völkerrechts- 
subjektivität geschaffen w^orden. Im einzelnen ist 
nunmehr folgendes vorgesehen: 

a) Oberster Grundsatz der Neuorganisation ist 
die Unabhängigkeit und Souveränität der 
alten Unionen. Oberstes Organ dieser Unio- 
nen wird die Versammlung der Mitglied- 
staaten, auf die alle bisher der Schweize- 
rischen Regierung zustehenden Verwaltungs- 
und Uberwachungsbefugnisse übergehen und 
die zwischen den Revisionskonferenzen das 
allein entscheidende Organ für jede der Unio- 
nen sein wird. 

b) Neben diesen Unionen wird die neue Welt- 
organisation errichtet, der die Koordinie- 
rung der Tätigkeit der verschiedenen Unionen 
obliegt und die sich allgemein der Förderung 
des Schutzes des geistigen Eigentums widmen 
soll. 

c) Die Büros der Unionen und der neuen Welt- 
organisation werden zu einem gemeinsamen 
Internationalen Büro unter Leitung 
eines Generaldirektors vereinigt, der die 
Organisation und die Unionen in allen inter- 
nationalen Angelegenheiten vertreten soll. 

d) Oberstes Organ der Gesamtorganisation wird 
die Generalversammlung der neuen 
Weltorganisation sein, in der alle Mitglied- 
staaten der Pariser und der Berner Union 
vertreten sind. Diesem „Parlament" werden 


praktisch alle entsdieidenden Befugnisse und 
Aufgaben übertragen, soweit sie mehr als nur 
eine einzelne Union betreffen, 

e) Neben der Generalversammlung wird die 
neue Weltorganisation über eine sogenannte 
Konferenz verfügen, in der auch die Staa- 
ten, die nicht einer der Unionen angehören 
und deshalb auch in der Generalversammlung 
der Weltorganisation nicht vertreten sind, 
volle Rechte haben. Diese Konferenz soll aber 
nur ein Forum für die Erörterung allgemeiner 
Fragen der Förderung des Schutzes des gei- 
stigen Eigentums und für die Gewährung 
juristisch-technischer Hilfe an die Entwick- 
lungsländer sein. 

Die neue Weltorganisation ist im Prinzip nach 
dem Muster einer Sonderorganisation der Ver- 
einten Nationen aufgebaut und wird künftig mit 
derselben rechtlichen Qualifikation wie andere 
internationale zwischenstaatliche Organisationen 
auftreten können. Das Eigentümliche an der 
neuen Organisation besteht nur darin, daß ihre 
wichtigsten Organe ganz aus den alten Unionen 
heraus gebildet werden sollen, die ihrerseits 
nicht den Rechtsstatus internationaler zwischen- 
staatlicher Organisationen haben. So wird sich 
die Generalversammlung, das „Parlament" und 
damit wichtigstes Organ der neuen Organisation, 
allein aus den Mitgliedstaaten der Pariser und 
der Berner Union zusammensetzen; dem Koordi- 
nierungsausschuß der neuen Organisation sollen 
nur Mitglieder der neu zu bildenden Verwal- 
tungsausschüsse der Pariser und der Berner 
Union angehören; der Direktor der bisherigen 
Vereinigten Internationalen Büros der beiden 
Unionen wird Generaldirektor der neuen Orga- 
nisation, über seine Ernennung entscheidet aus- 
schließlich die Generalversammlung, der wie- 
derum nur die Mitgliedstaaten der alten Unionen 
angehören; Drittstaaten, die weder Mitglied der 
Pariser Union noch der Berner Union sind, kön- 
nen der neuen Organisation zwar beitreten, haben 
darin aber nur beschränkte Rechte und sind im 
wesentlichen nur in der sogenannten Konferenz 
vertreten, diesem neben der Generalversammlung 
der neuen Organisation stehenden Organ, dem 
weitgehend nur beratende und empfehlende 
Funktionen zukommen. 

Diese eigentümliche Konstruktion und Struktur 
der neuen Organisation ist das Ergebnis des auf 
der Stockholmer Konferenz schließlich gefunde- 
nen Kompromisses. Sie soll vor allem zum Aus- 
druck bringen und unterstreichen, daß die Souve- 
ränität und Unabhängigkeit der alten Unionen im 
Verhältnis zu der neuen Organisation soweit wie 
möglich unangetastet bleibt. Deshalb wird man 
auch nur bedingt und mit Vorbehalt davon spre- 
chen können, daß die neue Organisation eine 
Dachorganisation der Pariser und der Berner 
Union sei, als die sie nach der ursprünglichen 
Konzeption noch gedacht war. Rechtlich und auch 
nach dem in dieser Kompromißlösung zum Aus- 
druck gebrachten Willen der auf der Stockholmer 
Konferenz vertretenen Staaten stellt die neue 
Organisation eher eine Art Organ, ein völker- 
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rechtliches Instrument der alten Union dar, an 
dem dritte Staaten zwar in gewissem Umfang, 
aber unter der alleinigen Entscheidungsgewalt 
der alten Unionen beteiligt werden. Die alten 
Unionen gehen also nicht in der neuen Orga- 
nisation auf. Die neue Organisation wird viel- 
mehr in allen ihren Funktionen und Lebens- 
äußerungen entscheidend von den alten Unionen 
bestimmt. 

Die Bundesregierung hätte zwar eine straffere, 
übersichtlichere und rationellere Struktur der 
neuen Organisation vorgezogen. Sie hat dies 
schon während der jahrelangen Vorverhandlun- 
gen und auch auf der Stockholmer Konferenz 
selbst immer wieder nachdrücklich zum Ausdruck 
gebracht. Angesichts der gegebenen, zum Teil 
auch politisch bestimmten Interessengegensätze 
war aber mehr nicht zu erreichen. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß die Errichtung 
der neuen Organisation trotz ihrer komplizierten 
Struktur einen weiteren Schritt auf dem Weg zu 
einer Verbesserung des weltweiten Schutzes des 
geistigen Eigentums darstellt und daß insbeson- 
dere die Entwicklungsländer durch die neue Or- 
ganisation mit den Fragen des Schutzes des 
geistigen Eigentums vertraut gemacht und so 
einem Beitritt zu den alten Unionen näher- 
gebracht werden können. Die Bundesregierung 
hält daher die Ratifikation der Beschlüsse der 
Stockholmer Konferenz auch im Interesse der 
deutschen Schutzrechtsinhaber, denen angesichts 
der zunehmenden internationalen Verflechtung 
der Märkte an einem möglichst weltweiten Schutz 
des geistigen Eigentums gelegen ist, für geboten. 
Sie dürfte sich damit in Übereinstimmung mit der 
ganz überwiegenden Mehrzahl der Mitgliedstaa- 
ten der alten Unionen befinden. 

IL Besonderer Teil 

A. 

Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO) 

1. Zweck und Aufgaben der neuen Weltorganisation 
(Präambel, Artikel 2, 3 und 4) 

Zweck der neuen Weltorganisation ist es, „den 
Schutz des geistigen Eigentums durch Zusammen- 
arbeit der Staaten weltweit zu fördern, gege- 
benenfalls im Zusammenwirken mit jeder ande- 
ren internationalen Organisation", sowie „die 
verwaltungsmäßige Zusammenarbeit zwischen 
den Verbänden zu gewährleisten" (Artikel 3). Der 
Begriff des geistigen Eigentums ist dabei, wie die 
Legaldefinition in Artikel 2 Absatz 8 zeigt, im 
weitesten Sinn zu verstehen und umfaßt nicht 
nur die überkommenen Vertragsgegenstände der 
Pariser und Berner Union, sondern darüber hin- 
aus „alle Rechte, die sich aus der geistigen Tätig- 
keit auf gewerblichem, wissenschaftlichem, lite- 
rarischem und künstlerischem Gebiet ergeben". 
Hervorzuheben ist, daß als Gegenstand des Schut- 
zes des geistigen Eigentums sowohl der Schutz 
gegen den unlauteren Wettbewerb als auch die 
wissenschaftlichen Entdeckungen aufgeführt sind; 
bei diesen beiden Schutzgegenständen war es 


bisher international nicht unbestritten, daß sie 
zum Gesamtbereich des geistigen Eigentums ge- 
hörten. 

Die ausdrückliche Erwähnung des Vertragszwecks 
der Zusammenarbeit mit anderen internationalen 
Organisationen in Artikel 3 Absatz 1 soll die 
Rechtsgrundlage für die von den Vereinigten 
Internationalen Büros für den Schutz des geisti- 
gen Eigentums bereits vor Jahren eingeleitete 
Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen und 
ihren Sonderorganisationen darstellen. 

Von besonderer Bedeutung ist darüber hinaus, 
daß in Artikel 4 Absatz v es als Aufgabe der 
neuen Organisation angesehen wird, den Ent- 
wicklungsländern juristisch-technische Hilfe auf 
dem Gebiet des Schutzes des geistigen Eigentums 
zu gewähren. Insbesondere ist an die Veranstal- 
tung von Seminaren und Kursen, die Ausbildung 
von Beamten, die Entsendung von Sadiverstän- 
digen und an die Ausarbeitung von Muster- 
gesetzentwürfen gedacht, um den Entwicklungs- 
ländern eine Gesetzgebung auf dem Gebiet des 
geistigen Eigentums zu erleichtern und so den 
weltweiten Schutz des geistigen Eigentums sicher- 
zustellen. 

Der zweite Hauptvertragszweck der Konvention 
ist es, die Verwaltung der verschiedenen Unio- 
nen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums zu 
modernisieren und wirksamer zu gestalten. Die 
neue Organisation soll zu diesem Zweck die 
Ausführung aller Verwaltungsaufgaben der Unio- 
nen auf dem Gebiet des geistigen Eigentums 
übernehmen, ohne dadurch die Unabhängigkeit 
der einzelnen Unionen zu beeinträchtigen. Sie 
wird außerdem die in den Unionsverträgen vor- 
gesehenen Einrichtungen zur Registrierung ge- 
werblicher Schutzrechte unterhalten. 

2. Die Beitrittsklauseln (Artikel 5 und 14) 

a) Als besonders problematisch erwies sich schon 
bei den Vorverhandlungen und dann auch auf 
der Stockholmer Konferenz selbst die Formu- 
lierung der Beitrittsklauseln der WIPO-Kon- 
vention. Dabei ging es vor allem darum, ob 
eine Beitrittsklausel aufgenommen werden 
sollte, die dem anderen Teil Deutschlands ge- 
stattet hätte, der neuen auf souveräne Staaten 
ausgerichteten Übereinkunft als souveräner 
Staat beizutreten. Die bisherigen Fassungen 
der beiden Übereinkünfte enthielten nämlich 
eine sog. All-Staaten-Klausel. Der andere Teil 
Deutschlands hatte unter Berufung auf diese 
All-Staaten-Klauseln und auf seine angebliche 
Staatsqualität Beitrittserklärungen hinterlegt. 

Das Ergebnis der langwierigen Erörterungen 
über diese Frage ist eine Lösung, die im 
Grunde den Status quo bestätigt, wie er sich 
seit erstmaliger Geltendmachung des An- 
spruchs des anderen Teils Deutschalnds auf 
volle Mitgliedschaft in der Pariser Verbands- 
übereinkunft und der Berner Übereinkunft in 
den Jahren 1955 und 1956 herausgebildet hat. 
Da nach Artikel 5 Abs. 1 der WIPO-Konvention 
nur jeder Staat Mitglied der neuen Welt- 
organisation werden kann, der Mitglied der 
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Pariser Verbandsübereinkunft oder der Ber- 
ner Übereinkunft ist, werden wie bisher auch 
künftig die Staaten, die den anderen Teil 
Deutschlands nicht als Völkerrechtssubjekt 
anerkennen, an ihrem Standpunkt festhalten 
können, daß der andere Teil Deutschlands 
mangels eigener Staatsqualität weder der 
Pariser Verbandsübereinkunft noch der Berner 
Übereinkunft angehören und deshalb auch der 
WIPO-Konvention nicht beitreten kann. 

b) In Artikel 14 der WIPO-Konvention ist ange- 
sichts der engen organisatorischen Verzahnung 
der WIPO mit der Pariser und der Berner 
Union und im Interesse der Vermeidung prak- 
tischer Schwierigkeiten bei der Verwaltung 
dieser Unionen durch die neue Organisation 
der Beitritt der Mitgliedstaaten dieser Unionen 
zur WIPO-Konvention von einem Beitritt zu 
den neuen Organisationsnormen der Pariser 
Verbandsübereinkunft und der Berner Über- 
einkunft abhängig gemacht worden: Unions- 
staaten können danach nur dann Mitglied der 
neuen Organisation werden, wenn sie vorher 
oder zumindest gleichzeitig entweder die 
Stockholmer Fassung der Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft (Artikel 13 
bis 17) oder die Stockholmer Fassung der ent- 
sprechenden Vorschriften der Berner Überein- 
kunft (Artikel 22 bis 26) ratifiziert haben oder 
ihnen beigetreten sind. Der Beitritt zur Stock- 
holmer Fassung der Pariser Verbandsüberein- 
kunft und der Berner Übereinkunft kann nach 
Artikel 20 der Pariser Verbandsübereinkunft 
und Artikel 28 der Berner Übereinkunft auf 
die materiellrechtlichen Vorschriften oder die 
Organisationsnormen dieser Übereinkünfte be- 
schränkt werden. Der Beitritt zu der neuen 
Weltorganisation setzt aber schon aus prak- 
tischen Gründen für die Unionsstaaten einen 
Beitritt auch zu den neuen Organisationsnor- 
men der beiden Unionsverträge voraus, weil 
die Organe der Organisation aus den neuen 
Organen der Pariser und Berner Union heraus 
gebildet werden sollen. Dies gilt insbesondere 
für den Koordinierungsausschuß der Organi- 
sation, der sich aus den Mitgliedern der erst 
durch die Stockholmer Fassung der Unions- 
verträge gebildeten Verwaltungsausschüsse 
der Pariser und Berner Union zusammensetzen 
soll. Ein Beitritt von Unionsstaaten ist deshalb 
nach der ausdrücklichen Vorschrift des Arti- 
kels 14 Abs. 2 der WIPO-Konvention nur mög- 
lich, wenn sie die Stockholmer Fassung der 
Pariser Verbandsübereinkunft oder der Ber- 
ner Übereinkunft entweder in ihrer Gesamt- 
heit oder jedenfalls in ihren Organisations- 
normen ratifiziert haben oder ihr beigetreten 
sind. 

3. Organe der neuen Organisation 

a) Generalversammlung (Artikel 6) 

Die Generalversammlung ist das oberste Organ 
der neuen Weltorganisation. Sie besteht nur 
aus denjenigen Mitgliedstaaten, die zumindest 
einer der von der neuen Organisation verwal- | 


teten Unionen angehören. Die der neuen Or- 
ganisation angehörenden Nichtunionsstaaten 
sind nur als Beobachter zur Generalversamm- 
lung zugelassen. Die unterschiedliche Behand- 
lung der Mitgliedstaaten der neuen Orga- 
nisation rechtfertigt sich daraus, daß nur 
diejenigen Staaten, die durch Mitgliedschaft 
in einer der Unionen bereits die Verpflichtung 
zum Schutz des geistigen Eigentums über- 
nommen haben, volle Mitglieder des entschei- 
denden Gremiums der neuen Weltorganisation 
sein sollen. Die anderen Mitgliedstaaten, die 
zwar am Schutz des geistigen Eigentums inter- 
essiert sind, aber noch keine entsprechende 
Verpflichtung übernommen haben, sollen zwar 
an den Beratungen teilnehmen, bei der Ent- 
scheidung aber kein Stimmrecht haben. 

Die vornehmste Aufgabe der Generalver- 
sammlung ist es neben dem Budgetrecht, auf 
Vorschlag des Koordinierungsausschusses den 
Generaldirektor der Organisation zu ernennen 
und ihm und dem Koordinierungsausschuß 
alle notwendigen Weisungen zu geben. Damit 
wird erstmals den Mitgliedstaaten der Unio- 
nen ein bestimmender Einfluß eingeräumt. 

Die Generalversammlung entscheidet grund- 
sätzlich mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen. Für besonders 
schwerwiegende Entscheidungen sieht die 
Übereinkunft weitere Qualifizierungen vor: 
Für die Übernahme der Verwaltung weiterer 
Verträge durch die neue Organisation ist nach 
Artikel 6 Abs. 3e eine Mehrheit von drei 
Vierteln, für die Umv/andlung der neuen Or- 
ganisation in eine Sonderorganisation der 
Vereinten Nationen eine Mehrheit von neun 
Zehnteln vorgesehen. In dieser Sperrklausel 
kommt insbesondere das Zögern vieler Staa- 
ten zum Ausdruck, den im Grunde unpoliti- 
schen Bereich des Schutzes des geistigen 
Eigentums politischen Einflüssen auszusetzen. 
Hervorzuheben ist, daß bei bestimmten Ent- 
scheidungen, der Ernennung des neuen Gene- 
raldirektors, der Übernahme der Verwaltung 
weiterer Verträge und der Verlegung des 
Sitzes der Organisation, die erforderliche 
Mehrheit nicht nur in der Generalversamm- 
lung, sondern auch in den Versammlungen 
der Pariser und der Berner Union erreicht 
werden muß. Auch in dieser Vorschrift zeigt 
sich wieder, daß die Unabhängigkeit der alten 
Unionen nicht angetastet werden soll. 

Um die Kontinuität der Handlungsfreiheit der 
neuen Organisation zu gewährleisten, ist 
außerdem in Artikel 11 Abs. 4e der Konven- 
tion ausdrücklich bestimmt, daß der Haushalt 
für ein neues Kalenderjahr als auf der Grund- 
lage des Haushalts des Vorjahres beschlossen 
gilt, wenn die für die Entscheidung über den 
Haushalt erforderliche Zweidrittelmehrheit 
nicht rechtzeitig erreicht wird. 

b) Konferenz (Artikel 7) 

Die Konferenz ist das einzige Organ der 
neuen Weltorganisation, in dem alle Mitglied- 
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Staaten gleichberechtigt vertreten sind ohne 
Rücksicht darauf, ob sie einer der von der 
Organisation verwalteten Unionen angehören 
oder nicht. Nur bei der Entscheidung über die 
Höhe der Beiträge, die diejenigen Staaten zu 
zahlen haben, die keiner der Unionen ange- 
hören, sind allein diese Staaten zur Abstim- 
mung berechtigt. Auf diese Weise soll ver- 
hindert werden, daß die Nichtunionsstaaten, 
die sich in der Minderheit befinden dürften, 
bei der Festsetzung ihrer Leistungen an die 
Organisation von der Mehrheit überstimmt 
werden können. 

Die Konferenz soll in erster Linie ein Forum 
zur Erörterung aller den Schutz des geistigen 
Eigentums in der Welt betreffenden Fragen 
zwischen allen Mitgliedstaaten der neuen 
Weltorganisation sein. Darüber hinaus ist sie 
das oberste Organ der neuen Organisation 
für die Gewährung juristisch-technischer Hilfe 
an die Entwicklungsländer. Zu diesem Zweck 
verfügt die Konferenz über einen eigenen 
Haushalt, über den sie selbst Beschluß zu 
fassen hat. 

Als Abstimmungsregel ist für die Beschlüsse 
der Konferenz ebenso wie für die Beschlüsse 
der Generalversammlung das Erfordernis 
einer Mehrheit von zwei Dritteln vorgesehen. 
Auch insoweit gilt aber wieder die Einschrän- 
kung für die Verabschiedung des Haushalts. 

Im übrigen entsprechen die Vorschriften über 
die Konferenz weitgehend den Vorschriften 
über die Generalversammlung. Hervorzuheben 
ist nur, daß die Konferenz im Gegensatz zur 
Generalversammlung nur auf Antrag der 
Mehrheit der Mitgliedstaaten zu einer außer- 
ordentlichen Sitzung einberufen werden kann. 
Diese Erschwerung ist darin begründet, daß 
Dringlichkeitsentscheidungen der Konferenz 
kaum je erforderlich sein dürften. 

c) Koordinierungsausschuß (Artikel 8) 

Der Koordinierungsausschuß ist einerseits das 
ausführende Organ der Generalversammlung 
und der Konferenz und andererseits das vor- 
bereitende und beratende Organ in allen An- 
gelegenheiten, die entweder zwei oder mehr 
der von der Organisation verwalteten Unionen 
oder eine oder mehrere Unionen und die Or- 
ganisation betreffen. Die Zuständigkeit des 
Koordinierungsausschusses endet dort, wo es 
sich um Fragen handelt, die nur die Interessen 
einer Union berühren. Die Regelung ist wie- 
derum bestimmt von dem die gesamte Kon- 
vention beherrschenden Grundsatz der abso- 
luten Unabhängigkeit und Souveränität der 
von ihr verwalteten Unionen. 

Dem Koordinierungsausschuß sollen diejeni- 
gen Mitgliedstaaten der Organisation angehö- 
ren, die Mitglied des Verwaltungsausschusses 
der Pariser oder der Berner Union sind, sofern 
den Verwaltungsausschüssen nicht mehr als 
jeweils ein Viertel der Mitgliedstaaten jeder 
Union angehören. Außerdem hat die Schweiz 


als Land des Sitzes der neuen Organisation 
einen ex officio-Sitz im Koordinierungsaus- 
schuß. Die übrigen von der Organisation ver- 
walteten Unionen (z. B. die Madrider Marken- 
union oder die Haager Musterunion) können 
sich nur durch die Vertreter der Pariser und 
der Berner Union im Koordinierungsausschuß 
vertreten lassen. Diese Regelung soll eine 
weitere Komplizierung der Zusammensetzung 
des Koordinierungsausschusses verhindern. 
Sie erscheint unbedenklich, weil die Mitglied- 
schaft in den Sonderunionen die Mitgliedschaft 
in der Pariser Verbandsübereinkunft zur Vor- 
aussetzung hat. Dagegen ist für den Fall, daß 
die neue Weltorganisation die Verwaltung 
einer weiteren Union übernimmt, die nicht 
die Mitgliedschaft in der Pariser oder Berner 
Union voraussetzt, keine Regelung getroffen 
worden. Die insoweit bestehende Lücke kann 
aber durch entsprechende Bestimmungen in 
dem Vertrag zwischen der neuen Union und 
der Weltorganisation über die Übernahme der 
Verwaltung geschlossen werden. 

Um auch die Nichtunionstaaten in den Fragen, 
die auch sie betreffen, angemessen am Koor- 
dinierungsausschuß zu beteiligen, ist ferner 
vorgesehen, daß ein Viertel dieser Staaten 
dem Koordinierungsausschuß dann angehört, 
wenn Angelegenheiten des Haushalts oder 
des Programms der Konferenz oder Vorschläge 
zur Änderung der Konvention behandelt 
werden, die Rechte oder Verpflichtungen der 
Nichtunionsstaaten berühren würden. Für 
diese Fälle bestimmt die Konferenz die Ver- 
treter der Nichtunionsstaaten im Koordinie- 
rungsausschuß. 

Der Koordinierungsausschuß soll, weil er prak- 
tisch die Verwaltung der neuen Organisation 
leitet, jedes Jahr einmal zu einer ordentlichen 
Sitzung zusammentreten. Anders als bei der 
Generalversammlung und der Konferenz kann 
eine außerordentliche Sitzung nicht nur auf 
Antrag eines bestimmten Teils der Mitglied- 
staaten, sondern auch auf Initiative des Gene- 
raldirektors oder auf Antrag des Vorsitzenden 
des Ausschusses einberufen werden. Auch 
diese Vorschrift erklärt sich aus der Bedeu- 
tung des Ausschusses als dem ständigen Kon- 
trollorgan der Organisation. Der Ausschuß 
faßt zwar grundsätzlich seine Beschlüsse mit 
einfacher Mehrheit, jedoch kann jedes Mitglied 
des Ausschusses eine erneute Abstimmung 
verlangen, bei der den Verwaltungsausschüs- 
sen der Pariser und der Berner Union eine 
Art Sperrminorität eingeräumt ist (Artikel 8 
Abs. 6 b). Auch dieses komplizierte Abstim- 
mungsverfahren ist wiederum nur aus dem 
Bemühen heraus verständlich, die Unabhän- 
gigkeit der Pariser und der Berner Union so 
weit wie möglich zu wahren. 

d) Internationales Büro (Artikel 9) 

Als Sekretariat der neuen Organisation sieht 
die Konvention das „Internationale Büro“ 
unter Leitung eines Generaldirektors vor, 


172 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/401 


Dieses Büro wird alle Aufgaben übernehmen, 
die heute den Vereinigten Internationalen 
Büros für den Schutz des geistigen Eigentums 
obliegen. Dem Generaldirektor wird jedoch 
eine international gewichtigere Rolle zufallen 
als heute dem Direktor der Vereinigten Inter- 
nationalen Büros, weil er nach Artikel 9 Abs. 4 
das oberste ausführende Organ der neuen 
Weltorganisation sein und diese nach außen 
hin vertreten wird und weil er außerdem die 
Funktionen des Depositars der neuen Organi- 
sation mit all ihren politischen Konsequenzen 
wahrzunehmen hat (vgl. Artikel 14 Abs. 3, 
Artikel 18 Abs. 1, Artikel 19). 

4. Finanzfragen (Artikel 11) 

Auch bei den Finanzfragen war der entscheidende 
Gesichtspunkt, den Grundsatz der Unabhängig- 
keit der alten Unionen im Verhältnis zu der 
neuen Weltorganisation zu wahren. Deshalb soll 
jede der Unionen über ein eigenes Budget und 
die Weltorganisation über zwei getrennte Haus- 
halte verfügen, ein Budget für die die Unionen 
gemeinsam betreffenden Ausgaben und ein Bud- 
get für die Konferenz. Über den Haushalt für die 
gemeinsamen Ausgaben für die Unionen entschei- 
det allein die Generalversammlung; die Nicht- 
unionsstaaten sind insoweit von einer Mitwir- 
kung ausgeschlossen. Der Haushalt wird durch 
Beiträge der Unionen als solcher (nicht der 
Unionstaaten) sowie aus Einnahmen aus den ver- 
schiedensten Dienstleistungen und Veröffent- 
lichungen des Internationalen Büros, die die 
Unionen gemeinsam betreffen, finanziert. 

Demgegenüber sind im Haushalt der Konferenz 
nur die Ausgabenansätze für die Sitzungen der 
Konferenz und für die Kosten der juristisch-tech- 
nischen Entwicklungshilfe enthalten. Der Haushalt 
wird im wesentlichen durch Beiträge der Unionen 
in eigener Zuständigkeit souverän festgesetzt 
werden. Um den Grundsatz der Unabhängigkeit 
der Unionen zu wahren, steht es den Unionen 
völlig frei, ob sie einen Beitrag zum Haushalt 
der Konferenz leisten wollen oder nicht. Die 
Nichtunionsstaaten dagegen leisten eigene Bei- 
träge zum Haushalt der Konferenz, und zwar 
nach einem besonderen Klassensystem, dessen 
Einzelheiten in Artikel 1 1 Abs. 4 geregelt sind. 

Diese Finanzierungsregelung, die ungewöhnlich 
kompliziert ist, macht den Kompromißcharakter 
der Gesamtkonzeption besonders deutlich. An- 
gesichts des erheblichen Widerstandes eines Teils 
der Unionsstaaten gegen die neue Weltorganisa- 
tion und ihrem Beharren auf dem Prinzip der 
Unabhängigkeit und Souveränität der Unionen 
war jedoch eine einfachere Regelung der Finanz- 
fragen in der Stockholmer Konferenz nicht zu 
erreichen. 

5. Sonstige Bestimmungen 

Die übrigen Bestimmungen der Konvention ent- 
sprechen im wesentlichen den üblichen Bestim- 
mungen in internationalen Verträgen, jedoch ist 
auf folgende Besonderheiten hinzuweisen: 


a) Änderung der Konvention 

über Änderungen der Konvention entscheidet 
zwar nach Artikel 17 Abs. 2 grundsätzlich die 
Konferenz, also das einzige Organ, in dem alle 
der Organisation angehörenden Staaten ver- 
treten sind. Denjenigen Staaten, die keiner 
der Unionen angehören, ist aber nur für solche 
Änderungen ein Stimmrecht zugebilligt wor- 
den, durch die ihre Rechte und Verpflichtungen 
berührt werden. Für alle anderen Fälle haben 
allein die Unionsstaaten Stimmrecht. Auch 
diese ungewöhnliche Regelung beruht darauf, 
daß den entscheidenden Einfluß in der neuen 
Weltorganisation nur diejenigen Staaten aus- 
üben sollen, die bereits Verpflichtungen zum 
Schutz des geistigen Eigentums übernommen 
haben. 

Besonders bedeutsam ist, daß für die neue 
Organisation nicht, wie dies früher in den 
Unionen der Fall war, für Änderungen der 
Konvention das Einstimmigkeitsprinzip gilt. 
Die neue Konvention kann vielmehr durch 
Mehrheitsentscheidungen geändert werden, um 
eine laufende Anpassung der Konvention an 
die Gegebenheiten zu erleichtern. 

b) Übergangsregelung 

Nach Artikel 21 Abs. 2 a können diejenigen 
Unionsstaaten, die die neue Konvention noch 
nicht ratifiziert haben oder ihr noch nicht bei- 
getreten sind, innerhalb einer Frist von fünf 
Jahren nach dem Inkrafttreten der Konven- 
tion auf Antrag dieselben Rechte ausüben, die 
ihnen als Mitglieder der neuen Konvention 
zustehen würden. Durch diese Regelung soll 
den Unionsstaaten, die der neuen Organisation 
noch zurückhaltend gegenüberstehen und die 
daher noch nicht zur Ratifikation oder zum 
Beitritt bereit sind, die Möglichkeit gegeben 
werden, in der Aufbauphase mit vollen Rech- 
ten mitzuwirken und sich so von den Vor- 
teilen der Errichtung der neuen Weltorga- 
nisation zu überzeugen. Letztlich soll damit er- 
reicht werden, daß auch diese Staaten Mit- 
glieder der neuen Organisation werden, deren 
Erfolg wesentlich von ihrem weltweiten Cha- 
rakter abhängt. 

B. 

Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft 

1. Organe der Unionen 

Die Errichtung der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum setzt voraus, daß gleichzeitig auch die 
Organisationsnormen der Pariser Verbandsüber- 
einkunft und der Berner Übereinkunft geändert 
wurden, weil die Organe der Weltorganisation 
aus den Organen der beiden Unionen heraus ge- 
bildet werden sollen. Durch die Änderung der 
Organisationsnormen der Pariser Verbandsüber- 
einkunft und der Berner Übereinkunft wird die 
Schweizerische Regierung als geschäftsführende 
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Regierung der Unionen abgelöst und eine eigene 
Selbstverwaltung für jede der Unionen geschaf- 
fen. Im einzelnen sind folgende Organe der Unio- 
nen vorgesehen: 

a) Die Versammlung (Artikel 13 Pariser Ver- 
bandsübereinkunft, Artikel 22 Berner Über- 
einkunft) 

Die Versammlung ist das oberste Organ jeder 
Union. Ihr kommt die Entscheidung aller die 
Union betreffenden Fragen, insbesondere die 
Annahme eines jeweils für drei Jahre vor- 
gesehenen Programms und Haushalts, die 
Wahl des Verwaltungsausschusses, die Auf- 
sicht über das Büro und seinen Direktor in 
den Fragen, die in die Zuständigkeit der Union 
fallen, und schließlich die Beschlußfassung 
über die Änderungen der Organisationsnor- 
men der Übereinkunft zu. 

Mit der Errichtung der Versammlungen ge- 
winnen die Mitgliedstaaten der Übereinkünfte 
einen unmittelbaren Einfluß auf die Geschäfts- 
führung der Unionen, da das Internationale 
Büro und sein Generaldirektor an die Weisun- 
gen der Versammlungen gebunden sind und 
alle wichtigen Entscheidungen von der Ver- 
sammlung getroffen werden. Vor allem aber 
werden die Versammlungen im Interesse der 
schnelleren Anpassung der Organisationsnor- 
men an neue Bedürfnisse die Organisations- 
normen der Übereinkünfte ändern können. 
Derartige Änderungen bedürfen einer Mehr- 
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stim- 
men oder, sofern es sich um Änderungen der 
die Versammlungen betreffenden Vorschriften 
handelt, einer Vierfünftelmehrheit (Artikel 17 
Abs. 2 Pariser Verbandsübereinkunft, Arti- 
kel 26 Abs. 2 Berner Übereinkunft). Damit ist 
auch für die Pariser Verbandsübereinkunft 
und die Berner Übereinkunft erstmals das 
Einstimmigkeitsprinzip aufgegeben worden, 
das diese Übereinkünfte von Anfang an be- 
herrschte. Zwar bleiben die innerstaatlichen 
Vorschriften der Vertragsstaaten über die 
Ratifikation solcher Mehrheitsbeschlüsse un- 
berührt (Artikel 17 Abs. 3 Pariser Verbands- 
übereinkunft, Artikel 26 Abs. 2 Berner Über- 
einkunft). Sobald aber drei Viertel der Mit- 
gliedstaaten dem Generaldirektor schriftlich 
die Annahme des Mehrheitsbeschlusses der 
Versammlung mitgeteilt haben, sind nach die- 
sen Vorschriften auch die übrigen Vertrags- 
staaten völkerrechtlich gebunden; ausgenom- 
men von der automatischen Bindung sind 
lediglich solche Änderungen der Organisa- 
tionsnormen, die den Mitgliedstaaten grö- 
ßere finanzielle Verpflichtungen auferlegen. 
Für die Bundesrepublik Deutschland wird 
diese Regelung durch Artikel 24 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ermöglicht: mit dem Zustim- 
mungsgesetz überträgt hier der Bund Hoheits- 
rechte auf zwischenstaatliche Einrichtungen. 
Änderungen der materiellrechtlichen Bestim- 
mungen der Übereinkünfte bleiben aber 


weiterhin den einstimmigen Beschlüssen der 
Revisionskonferenzen Vorbehalten. 

b) Der Verwaltungsausschuß (Artikel 14 Pari- 
ser Verbandsübereinkunft, Artikel 23 Berner 
Übereinkunft) 

Da die Versammlungen der Pariser Verbands- 
übereinkunft und der Berner Übereinkunft 
schon wegen ihrer Größe nicht in der Lage 
sein werden, sich um die Einzelheiten der 
praktischen Verwaltungsaufgaben zu küm- 
mern, und da sie außerdem nur im Turnus 
von drei Jahren zusammentreten, soll aus 
jeder der Versammlungen ein Verwaltungs- 
ausschuß gebildet werden. Der Verwaltungs- 
ausschuß umfaßt ein Viertel der Mitgliedstaa- 
ten der Versammlunp. Bei der Wahl der Mit- 
glieder der Verwaltungsausschüsse ist gemäß 
Artikel 14 Abs. 4 Pariser Verbandsübereinkunft, 
Artikel 23 Abs. 4 Berner Übereinkunft auf 
eine ausgeglichene geographische Verteilung 
Rücksicht zu nehmen. Mit dieser Bestimmung 
wird einem Wunsch insbesondere der den 
Unionen angehörenden Entwicklungsländer 
entsprochen, bei der Einflußnahme auf die 
Geschicke der Unionen stärker berücksichtigt 
zu werden. Ferner soll bei der Wahl der 
Mitglieder der Verwaltungsausschüsse dafür 
Sorge getragen werden, daß diejenigen Staa- 
ten, die den Nebenabkommen zur Pariser Ver- 
bandsübereinkunft angehören, bei der Wahl 
zum Verwaltungsausschuß der Pariser Union 
berücksichtigt werden. Auf diese Weise soll 
sichergestellt werden, daß die Nebenabkom- 
men in der Geschäftsführung der Pariser 
Union gebührend berücksichtigt werden kön- 
nen, ohne daß es erforderlich ist, für sie 
eigene Verwaltungsausschüsse einzurichten. 
Um zu gewährleisten, daß alle Mitgliedstaaten 
in gleicher Weise an den Verwaltungsaus- 
schüssen beteiligt werden, ist in Absatz 5 b 
vorgesehen, daß nach Ablauf der jeweiligen 
dreijährigen Wahlperiode nicht mehr als 
zwei Drittel der Mitglieder des jeweiligen 
Verwaltungsausschusses wieder gewählt wer- 
den können. 

Zu den Einzelaufgaben der Verwaltungsaus- 
schüsse gehört insbesondere die Verabschie- 
dung des Programms des Haushalts für jeweils 
ein Jahr, also die Annahme der Einzelpläne 
innerhalb der von den Versammlungen für drei 
Jahre beschlossenen Generalpläne. Außerdem 
hat sie alle Aufgaben zu übernehmen, die sich 
aus der praktischen Verwaltungsarbeit er- 
geben. 

c) Internationales Büro (Artikel 15 Pariser Ver- 
bandsübereinkunft, Artikel 24 Berner Überein- 
kunft) 

Bisher sahen die Artikel 13 ff. der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft und die Artikel 21 ff. der 
Berner Übereinkunft für jede Union ein eige- 
nes, nur für sie gebildetes Büro vor; beide 
Büros wurden im Jahre 1893 durch eine Ver- 
fügung der Schweizerischen Regierung unter 
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einer gemeinsamen Leitung vereinigt. Nach 
den Beschlüssen der Stockholmer Konferenz 
sollen diese Vereinigten Büros für den Schutz 
des geistigen Eigentums (BIRPI) durch das Büro 
der neu gegründeten Weltorganisation er- 
setzt werden und in ihm auf gehen. Artikel 15 
der Pariser Verbandsübereinkunft und Arti- 
kel 24 der Berner Übereinkunft beziehen sich 
demgemäß auf das Internationale Büro der 
Weltorganisation für geistiges Eigentum, das 
künftig alle Aufgaben des Büros der Pariser 
Union und der Berner Union wahrnehmen 
wird. 

2. Finanzverfassung (Artikel 16 Pariser Verbands- 
übereinkunft, Artikel 25 Berner Übereinkunft) 

Diese Vorschriften der beiden Übereinkünfte ent- 
halten nur die Grundsätze der Finanzverfassung 
der Unionen, Die Regelung der Einzelheiten 
bleibt einer besonderen Finanzordnung überlas- 
sen. Der Katalog der Gegenstände der Haushalts- 
pläne der Unionen in Absatz 1 d macht die starke 
Verzahnung der Pariser Union und der Berner 
Union miteinander und beider Unionen mit der 
Weltorganisation für den Schutz des geistigen 
Eigentums deutlich. Er unterscheidet zwischen 
Ausgaben, die nur die Union betreffen, gemeinsa- 
men Ausgaben der Unionen und Zuschüssen zur 
„Konferenz" der Weltorganisation für geistiges 
Eigentum. Bei den gemeinsamen Ausgaben der 
Union handelt es sich um die anteilige Finanzie- 
rung der Weltorganisation für den Schutz des gei- 
stigen Eigentums, die u. a. das Büro für die Ver- 
waltung der Unionen stellt. Auch die Konferenz 
der neuen Weltorganisation, in der nicht nur die 
Mitgliedstaaten der von der Weltorganisation 
verwalteten Unionen, insbesondere der Pariser 
und Berner Übereinkunft, vertreten sind, sondern 
auch Drittstaaten, die den Unionen noch nicht bei- 
getreten sind, dient letztlich der Förderung der 
mit der Pariser Verbandsübereinkunft und der 
Berner Übereinkunft verfolgten Ziele; sie soll da- 
her von den Mitgliedstaaten dieser Übereinkunft 
mitfinanziert w^erden. 

In den Einzelheiten entspricht die Regelung des 
Artikels 16 der Pariser Verbandsübereinkunft 
und des Artikels 25 der Berner Übereinkunft im 
wesentlichen der Regelung, die die betreffenden 
Bestimmungen der Pariser Verbandsübereinkunft 
und der Berner Übereinkunft schon heute vor- 
sehen. Neu ist nur die Bestimmung, nach der Mit- 
gliedstaaten ihr Stimmrecht verlieren, wenn sie 
mit ihren Beitragszahlungen um zwei Jahresbei- 
träge oder mehr im Rückstand sind (Absatz 4e). 
Bereits heute sind einige Staaten mit ihren Bei- 
tragszahlungen erheblich im Rückstand, so daß 
für eine solche Regelung ein dringendes Bedürf- 
nis besteht. Um sie gleichwohl flexibel zu halten, 
ist vorgesehen worden, daß ein Land trotz Bei- 
tragsrückständen sein Stimmrecht mit Billigung 
der anderen Mitgliedstaaten weiter ausüben 
kann, wenn diese Staaten der Meinung sind, daß 
der Zahlungsverzug auf ungewöhnlichen und un- 
vermeidlichen Umständen beruht. Die gleiche Be- 
stimmung enthält Artikel 11 Abs. 5 der WIPO- 


Konvention, dort aber nur für die Nichtunions- 
staaten, da die Unionsstaaten keine eigenen Bei- 
träge an die Weltorganisation zu entrichten haben 
(vgl. dazu oben A Nr. 4). 

Neu ist ferner die Bestimmung des Absatzes 4 f, 
nach der der Gesamtbetrag des Vorjahreshaus- 
halts als provisorischer Haushalt aufrechterhalten 
bleibt, wenn ein neuer Haushalt nicht rechtzeitig 
beschlossen wird. Da für alle Entscheidungen der 
Versammlung, also auch für Entscheidungen über 
den Haushalt, eine Zweidrittelmehrheit vorgese- 
hen ist, kann es Vorkommen, daß ein neuer Haus- 
halt nicht rechtzeitig verabschiedet wird. Da aber 
das Büro ohne Haushalt nicht arbeitsfähig ist, war 
eine Interimsregelung notwendig. Die Einzelhei- 
ten dieser Regelung bleiben dem Finanzstatut 
überlassen. 

Neu aufgenommen wurde ferner eine Bestim- 
mung über die Errichtung eines Reservefonds (Ab- 
satz 6). Der Reservefonds besteht außerhalb des 
Haushalts und hat nur den Zweck, Liquiditäts- 
schwierigkeiten, die sich aus einer verzögerten 
Beitragszahlung ergeben können, zu überbrücken. 

C. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen der 
Pariser Verbandsübereinkunft und der 
Berner Übereinkunft 

1 . Mitgliedschaft in den Unionen 

Die Artikel 20 und 21 der Pariser Verbandsüber- 
einkunft und die Artikel 28 und 29 der Berner 
Übereinkunft, die den Beitritt zur Stockholmer 
Fassung der Übereinkünfte regeln, machen einen 
grundsätzlichen Unterschied zwischen Staaten, die 
den Unionen bereits angehören (Artikel 20 Pari- 
ser Verbandsübereinkunft, Artikel 28 Berner 
Übereinkunft), und Staaten, die ihnen noch nicht 
angehören (Artikel 21 Pariser Verbandsüberein- 
kunft, Artikel 29 Berner Übereinkunft). Die 
Unionsländer können ihren Beitritt auf die revi- 
dierten materiellrechtlichen Vorschriften oder die 
revidierten Organisationsnormen der Stockholmer 
Fassung beschränken. Die Länder dagegen, die 
den Unionen bisher nicht angehören, können die 
Stockholmer Fassungen nur in ihrer Gesamtheit 
annehmen. Durch diese Regelung soll insbeson- 
dere sichergestellt werden, daß die Staaten, die 
den Unionen angehören und die Änderung der 
Organisationsnormen der Übereinkünfte nicht für 
zweckmäßig halten, nicht gehindert werden, die 
materiellrechtlichen neuen Bestimmungen zu rati- 
fizieren. 

Die Vorschriften über das Inkrafttreten der Neu- 
fassung enthalten die notwendigen besonderen 
Bestimmungen im Hinblick auf die besondere Si- 
tuation, die sich daraus ergibt, daß die materiell- 
rechtlichen Vorschriften und die Organisations- 
normen der Übereinkünfte nach ihren Stockhol- 
mer Fassungen gesondert ratifiziert werden kön- 
nen. 

2. Anwendbarkeit der verschiedenen Fassungen (Ar- 
tikel 27 Pariser Verbandsübereinkunft, Artikel 32 
Berner Übereinkunft) 
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Der bisherigen Regelung entsprechend ersetzt die 
Stockholmer Fassung der beiden Übereinkünfte 
die früheren Fassungen, die aber für die Ver- 
bandsländer anwendbar bleiben, die die Stockhol- 
mer Fassung weder ratifizieren noch ihr beitreten. 
Zwischen den Verbandsländern gilt hiernach stets 
die jüngste Fassung, der sie gemeinsam ange- 
hören. Neu ist lediglich die Regelung der Bezie- 
hungen zwischen Nichtverbandsländern, die der 
Stockholmer Fassung beitreten, und Verbands- 
staaten, die dieser Fassung nicht angehören. Um 
auch zwischen diesen beiden Gruppen die Anwen- 
dung der Übereinkünfte sicherzustellen, ist be- 
stimmt, daß die neu beitretenden Staaten die 
Stockholmer Fassung anwenden, während dieVer- 
bandsslaaten, die diese Fassung nicht ratifizieren 
oder ihr nicht beitreten, die Fassung anwenden, 
der sie angehören. Da das Schutzniveau der Stock- 
holmer Fassung der Berner Übereinkunft in ge- 
wissen Punkten niedriger ist als das Niveau frü- 
herer Fassungen, ist für die Berner Übereinkunft 
zusätzlich bestimmt, daß die Staaten, die nur einer 
früheren Fassung der Übereinkunft angehören, 
berechtigt sind, den Schutz dem in der Stockhol- 
mer Fassung vorgesehenen Stand anzupassen. 

3. Schiedsklausel (Artikel 28 Pariser Verbandsüber- 
einkunft, Artikel 33 Berner Übereinkunft) 

Diese Vorschriften regeln die Frage der Beilegung 
von Streitigkeiten. Die Pariser Verbandsüberein- 
kunft sah bisher im Gegensatz zur Berner Über- 
einkunft eine Schiedsklausel nicht vor. Auf der 
Stockholmer Konferenz wurden zur Frage der 
Schiedsklausel zwei entgegengesetzte Auffassun- 
gen deutlich. Auf der einen Seite standen Staaten, 
die eine obligatorische Schiedsklausel, wie sie die 
Berner Übereinkunft enthielt, auch für die Pariser 
Verbandsübereinkunft wünschten. Diese Staaten 
vertraten den Standpunkt, daß internationale Ver- 
träge in ihrem Wert entscheidend beeinträchtigt 
würden, wenn ihre Anwendbarkeit im Streitfall 
nicht auch erzwungen werden könnte. Andere 
Staaten dagegen, insbesondere die osteuropä- 
ischen Staaten, sahen in der Unterwerfung unter 
ein Gerichtsurteil oder auch nur unter einen 
Schiedsspruch eine Beeinträchtigung ihrer Sou- 
veränität. Sie lehnten daher Schiedsklauseln 
grundsätzlich ab oder wollten sie jedenfalls so 
ausgestalten, daß sie ihnen nicht zwangsläufig 
unterworfen wären. 

Diese entgegengesetzten Bestrebungen führten 
wiederum zu einer Kompromißlösung. In die Pa- 
riser Verbandsübereinkunft wurde eine Schieds- 
klausel eingefügt, die jedoch nicht obligatorisch 
ist. Jeder Staat kann bei der Ratifikation der 
Stockholmer Fassung erklären, daß er die Schieds- 
klausel auf sich nicht angewendet wissen möchte. 
Die bisherige obligatorische Schiedsklausel der 
Berner Übereinkunft wurde in diesem Sinne ab- 
geschwächt. 

Für die Bundesrepublik Deutschland ergibt sich 
damit die Frage, ob sie von der Möglichkeit, die 
Nichtanwendbarkeit der Schiedsklausel zu erklä- 
ren, Gebrauch machen soll. Die Bundesregierung 
ist der Auffassung, daß die Möglichkeit, eine Ent- 


scheidung von Streitigkeiten über die Auslegung 
und Anwendung der Unionsverträge durch den 
Internationalen Gerichtshof herbeizuführen, von 
der Sache her grundsätzlich zu begrüßen ist. Die 
Bundesregierung wird daher eine Erklärung über 
die Nichtanwendbarkeit der Schiedsklausel vor- 
aussichtlich nicht abgeben. 


D. 

Nebenabkommen der Pariser 
Verbandsübereinkunft 

Die Nebenabkommen der Pariser Verbandsüberein- 
kunft sind auf der Stockholmer Konferenz der neuen 
Verwaltungsstruktur der Pariser Union angepaßt 
worden. Soweit die Nebenabkommen selbst Unio- 
nen zum Gegenstand haben (Madrider Markenab- 
kommen, Flaager Musterabkommen und Nizzaer 
Klassifikationsabkommen), haben diese Abkommen 
die gleichen Organisationsnormen wie die Pariser 
Verbandsübereinkunft erhalten. Die Nebenunionen 
werden auch mit den gleichen Organen ausgestattet 
sein; lediglich auf einen besonderen Verwaltungs- 
ausschuß hat man bei den Nebenabkommen ver- 
zichtet. 

Eine Besonderheit gilt jedoch für das Haager Muster- 
abkommen. Dieses Abkommen ist in Stockholm nicht 
als solches geändert worden; seine Organisations- 
normen und Schlußbestimmungen sind vielmehr 
durch eine besondere Ergänzungsakte an die geän- 
derte Fassung der Pariser Verbandsübereinkunft an- 
geglichen worden. Diese Sonderbehandlung war not- 
wendig, weil die letzte Fassung des Haager Muster- 
abkommens (die Haager Fassung vom 28. November 
1960 — Bundesgesetzbl. 1962 II S. 775 — ) noch nicht 
in Kraft getreten ist und mit ihrem Inkrafttreten 
auch in absehbarer Zeit noch nicht gerechnet werden 
kann. Die Ergänzungsakte stellt daher ein Zusatz- 
abkommen zu der in Kraft befindlichen Londoner 
Fassung des Abkommens, zu seiner Haager Fassung 
und zu dem ebenfalls in Kraft befindlichen Zusatz- 
abkommen von Monaco vom 18. November 1961 zur 
Haager Fassung des Abkommens (Bundesgesetzbl. 
1962 II S, 938) dar. 

Für das Madrider Herkunftsabkommen ist ebenfalls 
eine Zusatzakte beschlossen worden, weil dieses Ab- 
kommen keine besondere Union zum Gegenstand 
hat und deshalb bisher auch keine Organisations- 
normen enthält. Auch durch die Zusatzakte wird das 
Abkommen nicht derart umgestaltet, daß eine Son- 
derunion geschaffen wird. Die Zusatzakte enthält 
vielmehr nur die erforderlichen Anpassungsvor- 
schriften, die durch die neuen Organisationsnormen 
der Pariser Verbandsübereinkunft als des Hauptab- 
kommens für das Madrider Herkunftsabkommen not- 
wendig geworden sind. Dies gilt insbesondere für 
den Übergang der Depositarfunktionen (Artikel l 
der Zusatzakte), für die Verweisung auf Vorschrif- 
ten der Pariser Verbandsübereinkunft (Artikel 2 der 
Zusatzakte) und für die Unterzeichnung und Ratifi- 
kation der Zusatzakte (Artikel 3). Außerdem enthält 
diese Akte die üblichen Übergangs- und Schlußbe- 
stimmimgen. 
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E. 

Änderung des Artikels 4 der Pariser 
Verbandsübereinkunft 

In materiellrechtlicher Hinsicht wird die Pariser Ver- 
bandsübereinkunft lediglich durch Ergänzung des Ar- 
tikels 4 um einen neuen Absatz I geändert. Durch 
diese neue Bestimmung wird dem Wunsch der Ost- 
blockstaaten entsprochen, Anträge auf Erteilung 
eines Erfinderscheins als Prioritätsgrundlage den 
Patentanmeldungen und Gebrauchsmusteranmeldun- 
gen gleichzustellen. 

Erfinderscheine werden nach dem Recht der Sowjet- 
union, Bulgariens, Polens und Rumäniens erteilt. Sie 
unterscheiden sich von einem Patent dadurch, daß 
sie ihren Inhabern kein Ausschlußrecht gewähren. 
Die Auswertung der Erfindung steht dem Staat zu. 
Der Inhaber des Erfinderscheins erhält neben der 
Anerkennung seiner Erfindereigenschaft lediglich 
einen Anspruch auf eine Vergütung sowie auf be- 
sondere soziale Vorteile. Die Voraussetzungen für 
die Anmeldung einer Erfindung zum Erfinderschein 
und für die Erteilung eines Erfinderscheins ähneln 
den Voraussetzungen für eine Patentanmeldung und 
für die Erteilung eines Patents. Insbesondere hat 
auch der Erfinderscheinanmelder die Erfindung der 
Allgemeinheit zu offenbaren. Mit Rücksicht hierauf 
ist die auf den Prioritätsanspruch beschränkte Gleich- 
stellung der Erfinderscheinanmeldungen und Patent- 
anmeldungen gerechtfertigt. 

Absatz 1 macht die Gleichstellung allerdings davon 
abhängig, daß in dem Land, in dem der Antrag auf 
Erteilung eines Erfinderscheins eingereicht worden 
ist, die Anmelder zwischen der Erteilung eines Er- 
finderscheins oder der Erteilung eines Patents wäh- 
len können. Hierdurch soll sichergestellt werden, 
daß dieses Land, dessen Angehörige in den Genuß 
der Gleichstellung kommen, auch eine Sdiutzform 
zur Verfügung stellt, die für den ausländischen An- 
melder in der Regel allein von Interesse ist. 

Durch Absatz 2 des Artikels 4 I wird gewährleistet, 
daß in einem Land, in dem neben Patenten auch Er- 
finderscheine erteilt werden, der Anmelder im Er- 
finderscheinverfahren die Priorität einer ersten Pa- 
tent-, Gebrauchsmuster- oder Erfinderscheinanmel- 
dung in einem anderen Verbandsland in Anspruch 
nehmen kann. 

Eine über diese Prioritätsregelung hinausgehende 
Gleichstellung der Erfinderscheine mit Patenten ist 
nicht vorgesehen. Dahingehende Wünsche der Ost- 
blockstaaten wurden bis zu einer der nächsten Revi- 
sionskonferenzen zurückgestellt. 


F. 

Änderung der materiellrechtlichen 
Vorschriften der Berner Übereinkunft 

V orbemerkung 

Nach Artikel 1 Nr. 2 des Entwurfs des Vertrags- 
gesetzes soll dieser Teil der Neufassung der Berner 
Übereinkunft von der Ratifizierung ausgenommen 
werden. 


Zu Artikel 1 

Dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 2 

In Absatz 1 ist die Einschränkung, daß choreogra- 
phische Werke und Pantomimen nur zu schützen 
sind, wenn deren Bühnenvorgang schriftlich oder 
auf andere Weise festgelegt ist, gestrichen worden, 
weil kein sachlicher Grund besteht, diese Werke 
anders zu behandeln als die übrigen Werke, bei 
denen der Schutz von einer Festlegung nicht ab- 
hängt. Es wurde jedoch ein neuer Absatz 2 ein- 
gefügt, nach dem den Verbandsländern allgemein 
Vorbehalten bleibt, Werke nur zu schützen, wenn 
sie schriftlich, durch Bild- oder Tonträger oder auf 
sonstige Weise körperlich festgelegt sind. 

Nach Absatz 2 Satz 2 der Brüsseler Fassung ist es 
bisher den Verbandsländern Vorbehalten, den 
Schutz für Übersetzungen offizieller Texte auf dem 
Gebiet der Gesetzgebung, Verwaltung und Recht- 
sprechung zu bestimmen. Da kein sachlicher Grund 
besteht, den Schutz privater Übersetzungen amt- 
licher Texte zu beschränken, ist diese Vorschrift 
geändert worden. Sie bezieht sich jetzt nur noch auf 
amtliche Übersetzungen dieser Texte. Außerdem ist 
sie auf diese amtlichen Texte selbst erstreckt worden. 

Nach Artikel 2 Abs. 5 der Brüsseler Fassung ist es 
den Verbandsländern Vorbehalten, die Vorausset- 
zungen für den Schutz der Werke der angewandten 
Kunst und der Geschmacksmuster festzulegen. Für 
Werke, die im Ursprungsland nur als Geschmacks- 
muster geschützt sind, kann in den anderen Ver- 
bandsländern nur der Schutz beansprucht werden, 
der in diesen Ländern den Geschmacksmustern ge- 
währt wird. Diese Bestimmung hat teilweise zu der 
Auslegung geführt, daß Verbandsländer, die keinen 
Geschmacksmusterschutz kennen, Werke, die im Ur- 
sprungsland nur als Geschmacksmuster geschützt 
sind, überhaupt nicht zu schützen brauchen. Der 
neue Absatz 7, der im übrigen den bisherigen Ab- 
satz 5 unverändert übernimmt, stellt klar, daß in 
diesem Falle Urheberrechtsschutz zu gewähren ist. 
Der neue Absatz 8 gibt unverändert den Inhalt des 
Absatzes 3 des Artikels 9 der Brüsseler Fassung 
wieder, der aus systematischen Gründen vorgezogen 
ist. 

Zu Artikel 2’^‘^ 

In diesem Artikel ist lediglich Absatz 2 geändert 
worden. 

Während bisher die Verbandsländer nur bestimmen 
dürfen, daß Vorträge, Ansprachen, Predigten und 
ähnliche Werke frei durch die Presse vervielfältigt 
werden dürfen, können sie nunmehr auch die Rund- 
funksendung, die Drahtübertragung und die öffent- 
liche Wiedergabe der durch Rundfunk gesendeten 
Werke dieser Art zulassen. Diese Erweiterung dient 
der Gleichstellung von Presse und Rundfunk. 

Die Bestimmung ist andererseits dadurch einge- 
schränkt worden, daß die Predigten nicht mehr zu 
den von der Ausnahmevorschrift betroffenen Wer- 
ken gehören. Predigten dürfen daher nur noch mit 
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Zustimmung des Urhebers durch die Presse abge- 
druckt oder in sonstiger Weise wiedergegeben 
werden. 

Außerdem bezieht sich die Bestimmung nur auf 
öffentlich dargebotene Werke, so daß private Vor- 
träge, Ansprachen usw. nicht unter die Ausnahme- 
vorschrift fallen. 

Eine weitere Einschränkung besteht darin, daß die 
Benutzung nur zulässig ist, wenn sie durch den In- 
formationszweck gerechtfertigt ist. 

Eine dem Artikel 2^^^ Abs. 2 entsprechende Bestim- 
mung findet sich in § 48 des deutschen Urheber- 
rechtsgesetzes; sie steht mit der Neufassung im Ein- 
klang. 

Zu den Artikeln 3 bis 6 

In den Artikeln 3 bis 6 sind die bisher in den 
Artikeln 4 bis 6 enthaltenen Bestimmungen darüber, 
welche Werke den Schutz nach der Übereinkunft 
genießen und welches Land Ursprungsland für ein 
Werk ist, systematisch neu geordnet worden. Da- 
bei wurden außerdem folgende sachliche Änderun- 
gen vorgenommen: 

Nach Artikel 4 Abs. 1 der Brüsseler Fassung ge- 
nießen die verbandsangehörigen Urheber keinen 
Schutz für ihre Werke, die sie zum erstenmal in 
einem Nichtverbandsland veröffentlicht haben. Nach 
dem neuen Artikel 3 Abs. 1 Buchstabe a genießen sie 
den Schutz für alle ihre Werke unabhängig davon, 
wo sie ihr Werk zum erstenmal veröffentlicht 
haben. Neu ist auch die Bestimmung in Artikel 3 
Abs. 2, nach der die Urheber, die keinem Verbands- 
land angehören, jedoch ihren gewöhnlichen Auf- 
enthalt in einem Verbandsland haben, den Urhebern 
gleichgestellt werden, die diesem Land angehören. 

In dem neuen Artikel 3 Abs. 3 ist die Begriffs- 
bestimmung für veröffentlichte Werke geringfügig 
geändert worden. Während nach Artikel 4 Abs. 4 
der Brüsseler Fassung hierunter die Werke zu ver- 
stehen sind, die in genügender Anzahl zur Ver- 
fügung des Publikums gestellt sind, gelten nunmehr 
die Werke als veröffentlicht, die mit Zustimmung 
ihrer Urheber je nach der Natur des Werkes in 
einer Weise der Öffentlichkeit zur Verfügung ge- 
stellt sind, die deren normalen Bedarf befriedigt. 

Nach dem neuen Artikel 4 werden zwei Gruppen 
von Urhebern in den Schutz der Übereinkunft ein- 
bezogen, auch wenn sie nicht Angehörige eines Ver- 
bandslandes sind: 

a) die Urheber von Filmwerken, deren Hersteller 
seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
in einem Verbandsland hat und 

b) die Urheber von Werken der Baukunst, die in 
einem Verbandsland errichtet sind, und die Ur- 
heber von solchen Werken der graphischen und 
plastischen Künste, die Bestandteile eines in 
einem Verbandsland gelegenen Grundstücks sind. 

Schließlich ist in Artikel 5 Abs. 4 Buchstabe c i die 
neue Bestimmung enthalten, daß für Filmwerke das 
Verbandsland Ursprungsland ist, in dem der Her- 
steller seinen Sitz oder seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt hat. 


Zu Artikel 6^^^ 

In Artikel 6^^^ zweite Absatz geändert 

worden. Während nach der Brüsseler Fassung der 
Schutz der Persönlichkeitsrechte des Urhebers nur 
bis zu seinem Tode zwingend vorgeschrieben ist, 
bleiben nach der neuen Fassung des Absatzes 2 
diese Rechte auch nach seinem Tode wenigstens bis 
zum Erlöschen der vermögensrechtlichen Befugnisse 
in Kraft. Jedoch können die Verbandsländer, die 
nach ihren Rechtsvorschriften im Zeitpunkt der Rati- 
fikation dieser Fassung der Übereinkunft oder des 
Beitritts zu ihr die Persönlichkeitsrechte des Ur- 
hebers nach seinem Tode nicht oder nur teilweise 
schützen, diesen Rechstzustand aufrecht erhalten. 
Nach deutschem Recht ist das Persönlichkeitsrecht 
des Urhebers bis zum Erlöschen seiner vermögens- 
rechtlichen Befugnisse geschützt. 

Zu Artikel 7 

Absatz 1, nach dem der durch die Übereinkunft 
gewährte Schutz das Leben des Urhebers und 50 
Jahre nach seinem Tode umfaßt, ist unverändert 
geblieben. Jedoch ist in dem neuen Absatz 6 klar- 
gestellt, daß die Verbandsländer befugt sind, eine 
längere Schutzdauer zu gewähren. Nach deutschem 
Recht erlischt das Urheberrecht erst 70 Jahre nach 
dem Tode des Urhebers (vgl. § 64 des Urheber- 
rechtsgesetzes). 

Abweichend vom bisherigen Absatz 3 ist für Film- 
werke, Werke der Photographie und Werke der an- 
gewandten Kunst, für die bisher eine Mindest- 
schutzfrist nicht festgesetzt ist, in den Absätzen 2 
und 4 eine solche Frist vorgesehen. Das deutsche 
Urheberrechtsgesetz enthält keine besonderen Be- 
stimmungen über die Schutzdauer für Filmwerke 
und Werke der angewandten Kunst. Dagegen ist für 
Werke der Photographie in § 68 des Urheberrechts- 
gesetzes eine dem Absatz 4 entsprechende Schutz- 
frist von 25 Jahren vorgesehen. 

Absatz 3 entspricht dem bisherigen Absatz 4, jedoch 
ist durch den Schlußsatz klargestellt, daß die Ver- 
bandsländer nicht gehalten sind, anonyme Werke 
zu schützen, bei denen aller Grund zu der Annahme 
besteht, daß ihr Urheber seit 50 Jahren tot ist. 

Der neue Absatz 7 ermöglicht es Verbandsländern, 
die noch durch die Rom-Fassung der Berner Über- 
einkunft gebunden sind und im Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung der vorliegenden Fassung kürzere Schutz- 
fristen als in dieser Fassung vorgesehen ist, gewäh- 
ren, diese kürzeren Schutzfristen beizubehalten. 

Zu Artikel 7^^^ 

Dieser Artikel ist sachlich nicht geändert worden. 
Zu Artikel 8 

Auch dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 9 

Absatz 1 der Brüsseler Fassung sieht nur für be- 
stimmte Werke ein ausschließliches Vervielfälti- 
gungsrecht des Urhebers vor. Der neue Absatz 1 
erweitert dieses Vervielfältigungsrecht auf alle 
Werke der Literatur und Kunst. Der neue Absatz 2 
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läßt Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht zu, die 
aber weder zu einer Beeinträchtigung der normalen 
Auswertung des Werkes noch zu einer unzumut- 
baren Verletzung der berechtigten Interessen des 
Urhebers führen dürfen. Man kann hierbei davon 
ausgehen, daß in den Fällen, in denen die Verviel- 
fältigung nur gegen Zahlung einer angemessenen 
Vergütung an den Urheber gestattet wird, eine 
solche unzumutbare Verletzung nicht vorliegt. Das 
deutsche Urheberrechtsgesetz enthält eine Reihe 
von Ausnahmen vom Vervielfältigungsrecht, die sich 
jedoch im Rahmen dieser Bestimmung halten (vgl. 
z. B. §§ 45, 53, 54 und 56 bis 60). 

Der bisherige Absatz 2 erscheint jetzt in Artikel 
Abs. 1. 

Der bisherige Absatz 3 ist aus Gründen der Syste- 
matik unverändert in Artikel 2 Abs. 8 übernommen 
worden. 

Zu Artikel 10 

Absatz 1, der bisher nur Zitate aus Zeitungs- und 
Zeitschriftenartikeln erlaubt, ist auf alle Arten von 
Werken erstreckt worden. Außerdem ist er dadurch 
sachlich eingeschränkt worden, daß Zitate nur aus 
solchen Werken zulässig sein sollen, die der Öffent- 
lichkeit bereits erlaubterweise zugänglich gemacht 
worden sind, und nur dann, wenn sie anständigen 
Gepflogenheiten entsprechen und in ihrem Umfang 
durch den Zweck gerechtfertigt sind. 

Absatz 2 ist gleichfalls geändert worden. Die Aus- 
nahmevorschrift ist dadurch erweitert worden, daß 
die Benutzung von Werken der Literatur zu Zwek- 
ken des Unterrichts nicht nur für Veröffentlichungen, 
sondern auch für Rundfunksendungen, sowie für 
Ton- und Bildaufnahmen zulässig ist. Andererseits 
ist die Benutzung nur noch zur Veranschaulichung 
des Unterrichts und nicht mehr allgemein für Ver- 
öffentlichungen, die für den Unterricht bestimmt 
oder wissenschaftlicher Natur sind, zulässig. Die Be- 
nutzung muß außerdem den anständigen Gepflogen- 
heiten entsprechen. Die in Artikel 10 Abs. 2 der 
Brüsseler Fassung enthaltene Ausnahme für Chre- 
stomathien ist ganz beseitigt. 

Die entsprechenden Ausnahmebestimmungen finden 
sich in §§ 46, 47 und 51 des deutschen Urheberrechts- 
gesetzes. Sie stehen mit der neuen Regelung im Ein- 
klang. 

Absatz 3 ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 10^^=^ 

Die in Artikel 1 vorgesehene Ausnahmebestimmung 
ist bisher schon in Artikel 9 Abs. 2 enthalten. Sie 
ist jedoch dahin erweitert worden, daß Artikel über 
Tagesfragen wirtschaftlicher, politischer oder reli- 
giöser Natur nicht nur durch die Presse verviel- 
fältigt, sondern auch durch Rundfunk gesendet und 
mittels Draht an die Öffentlichkeit übertragen wer- 
den dürfen. Außerdem bezieht sie sich nicht nur 
auf Presseartikel, sondern auch auf durch Rundfunk 
gesendete Werke gleicher Art. Eine entsprechende 
Ausnahmebestimmung ist in § 49 des deutschen 
Urheberrechtsgesetzes enthalten, 


Die Bestimmung in Absatz 2, die dem bisherigen 
Artikel 10^^® entspricht, ist in mehreren Punkten 
geändert worden. Es dürfen anläßlich der Bericht- 
erstattung über Tagesereignisse nicht nur kurze 
Bruchstücke, sondern auch ganze Werke der Lite- 
ratur oder Kunst wiedergegeben werden, wenn sie 
im Verlauf der Ereignisse sichtbar oder hörbar wer- 
den; jedoch ist die Wiedergabe nur in dem Umfange 
zulässig, der durch den verfolgten Informations- 
zweck gerechtfertigt ist. Andererseits dürfen die 
Werke nicht nur durch Photographie, Kinemato- 
graphie und Rundfunk, sondern auch durch Über- 
tragung mittels Draht der Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden. Eine entsprechende Ausnahme- 
bestimmung ist in § 50 des deutschen Urheberrechts- 
gesetzes enthalten. 

Zu Artikel 11 

Artikel 11 ist sachlich nicht geändert worden. Ab- 
satz 1 letzter Satz und Absatz 3 sind als überflüssig 
gestrichen worden. 

Im deutschen Urheberrechtsgesetz ist dem Urheber 
das ausschließliche Recht der Öffentlichen Auffüh- 
rung seines Werkes durch § 15 Abs. 2 Nr. 1 Vor- 
behalten. 

Zu Artikel IF^^^ 

Dieser Artikel ist unverändert. 

Zu Artikel IF^^ 

Artikel 1 F^^ ist dem Artikel 11 aus systematischen 
Gründen angepaßt worden, ohne daß damit eine 
sachliche Änderung verbunden ist. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel ist unverändert geblieben. 

Zu Artikel 13 

Absatz 1 ist gestrichen worden, weil die entspre- 
chenden Rechte des Urhebers bereits in den Arti- 
keln 9 Abs. 1 und Artikel 1 1 Abs. 1 Nr. 1 vorge- 
sehen sind. 

Absatz 1 der vorliegenden Fassung entspricht dem 
bisherigen Absatz 2 mit der Maßgabe, daß die Be- 
stimmung auch auf die Texte von Werken der Musik 
erweitert worden ist. 

Nach dem bisherigen Absatz 3 dürfen Werke der 
Musik, die vor dem Inkrafttreten der Berliner Fas- 
sung der Übereinkunft erlaubterweise auf Tonträger 
übertragen worden waren, ohne Einwilligung der 
Urheber weiter auf Tonträger aufgenommen wer- 
den. Diese Ausnahmebestimmung soll nach dem 
neuen Absatz 2 außer Kraft treten. Im deutschen 
Urheberrechtsgesetz ist eine entsprechende Bestim- 
mung in § 133 enthalten, die nunmehr zwei Jahre 
nach dem Zeitpunkt außer Kraft treten soll, zu dem 
diese Fassung der Berner Übereinkunft für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt (vgl. Artikel 2 
des Entwurfs des Vertragsgesetzes). 

Der bisherige Absatz 4 — jetzt Absatz 3 — ist nicht 
geändert worden. 
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Zu Artikel 14 

Dieser Artikel ist im wesentlichen nur redaktionell 
geändert worden. Lediglich in Absatz 1 Nr. 2 ist das 
ausschließliche Recht des Urhebers, die Verwertung 
des Filmwerks zu erlauben, auf die öffentliche Über- 
tragung des Filmwerkes mittels Draht erweitert 
worden. 

Der bisherige Absatz 2 ist in den neuen Artikel 
als Absatz 1 übernommen worden, während der bis- 
herige Absatz 5 gestrichen worden ist, weil die 
Gleichstellung von Filmwerken mit den Werken, 
die durch ein der Kinematographie ähnliches Ver- 
fahren erzielt worden sind, jetzt in Artikel 2 Abs. 1 
geregelt ist. 

Zu Artikel 

Absatz 1 entspricht dem früheren Absatz 2 des 
Artikels 14. 

Absatz 2 Buchstabe a stellt es den Verbandsländern 
frei zu bestimmen, wer als Urheber des Filmwerkes 
anzusehen ist. Im deutschen Urheberrechtsgesetz ist 
diese Frage nicht ausdrücklich geregelt, es ergibt 
sich aber aus der allgemeinen Bestimmung des § 7 
des Urheberrechtsgesetzes, daß als Urheber diejeni- 
gen anzusehen sind, die die geistigen Schöpfer des 
Filmwerkes sind. 

Die neue Regelung in Absatz 2 Buchstaben b bis d und 
Absatz 3 soll dem Produzenten eines Filmwerkes 
die ungestörte Auswertung des Filmwerkes ermög- 
lichen. Wenn die Urheber des Filmwerkes seiner 
Herstellung zugestimmt haben, können sie sich man- 
gels gegenteiliger Vereinbarung seiner Verwertung 
nicht widersetzen. 

Entsprechende Bestimmungen sind auch in den §§88 
und 89 des deutschen Urheberrechtsgesetzes ent- 
halten. Die in Absatz 2 Buchst, c erwähnte Schrift- 
form ist nach deutschem Recht nicht vorgesehen. Die 
Bestimmungen in §§ 88 und 89 sind auf alle in Ab- 
satz 3 des Artikels 14^*® genannten Urheber an- 
wendbar. 

Zu Artikel 14^®*' 

Dieser Artikel enthält unverändert den bisherigen 
Artikel 14^'®. 

Zu Artikel 15 

Absatz 1 ist unverändert geblieben. 

Der neue Absatz 2 regelt die Frage, wer als Her- 
steller des Filmwerkes anzusehen ist, in entspre- 
chender Weise wie Absatz 1 Satz 1. 

In Absatz 3 ist der frühere Absatz 2 unverändert 
übernommen worden. 

Der neue Absatz 4 bezieht sich im wesentlichen auf 
sogenannte folkloristische Werke. Diese Werke sind 
häufig nicht erschienen und ihre Urheber unbekannt. 
Die neue Bestimmung soll die Möglichkeit schaffen, 
daß die Rechte des unbekannten Urhebers durch 
eine besondere Behörde wahrgenommen werden. 

Zu den Artikeln 16 bis 20 

Diese Artikel sind unverändert geblieben. 


Zu Artikel 21 

Die Bestimmung, daß das Protokoll betreffend die 
Entwicklungsländer Bestandteil dieser Fassung der 
Übereinkunft ist, bewirkt, daß die Stodcholmer Fas- 
sung nur zusammen mit dem Protokoll ratifiziert 
werden kann; das gleiche gilt für den Beitritt zur 
Stockholmer Fassung. 


Zum Protokoll betreffend die Entwick- 
lungsländer 

1. Allgemeines 

Viele Entwicklungsländer sind auf Grund ihrer 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Ver- 
hältnisse nicht in der Lage, den Urhebern den 
in der Berner Übereinkunft vorgesehenen Min- 
destschutz zu gewähren. Um auch diesen Ländern 
den Beitritt zur Übereinkunft zu ermöglichen, 
waren schon seit längerer Zeit Bestrebungen im 
Gange, für sie besondere Vorschriften zu schaffen, 
die es ihnen gestatten, beim Beitritt gewisse Vor- 
behalte zu machen. Da sich die meisten Verbands- 
länder für eine solche Regelung aussprachen, 
wurde in der Stockholmer Konferenz für geisti- 
ges Eigentum das Protokoll betreffend die Ent- 
wicklungsländer beschlossen, das Bestandteil der 
Stockholmer Fassung der Berner Übereinkunft 
ist. 

2. Die einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt, welche Länder die Vor- 
behalte des Protokolls in Anspruch nehmen kön- 
nen, und regelt die Vorbehalte im einzelnen. 

Buchstabe a 

Die Bestimmung ermöglicht es den Entwicklungs- 
ländern, kürzere Schutzfristen vorzusehen, als die 
Berner Übereinkunft zwingend vorschreibt. 

Buchstabe b 

Der Vorbehalt hinsichtlich des Übersetzungsschut- 
zes verbindet die Regelung in Artikel 5 der im 
Jahre 1896 in Paris vervollständigten Berner 
Übereinkunft (vgl. Artikel 30 Abs. 2 Buchstabe b 
der Stockholmer Fassung der Übereinkunft) mit 
der Regelung in Artikel V des Welturheberrechts- 
abkommens; die Bestimmung weicht hiervon je- 
doch in folgenden Punkten ab: 

Die in Artikel V des Welturheberrechtsabkom- 
mens für die Erteilung von Zwangslizenzen vor- 
gesehene Schonfrist von 7 Jahren ist auf 3 Jahre 
nach der Erstveröffentlichung des Werkes ver- 
kürzt. Dafür hat jedoch der Urheber die im Welt- 
urheberrechtsabkommen nicht vorgesehene Mög- 
lichkeit, durch Nachholung der eigenen Veröffent- 
lichung einer Übersetzung innerhalb von 10 Jah- 
ren nach der Erstveröffentlichung sein ausschließ- 
liches Recht voll zurückzuerwerben. Ferner wird 
bei der Regelung der Vergütung nur Angemessen- 
heit gefordert, während nach dem Welturheber- 
rechtsabkommen die Vergütung der zwischen- 
staatlichen Übung entsprechen muß. Auch ist hin- 
zugefügt, daß die Zahlung und der Transfer der 
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Vergütung den nationalen Devisenbestimmungen 
unterworfen sind. Außerdem ist ausdrücklich klar- 
gestellt, daß der Urheber die Zwangslizenz nur 
durch Veröffentlichung einer Übersetzung in dem 
betreffenden Lande selbst vermeiden kann. Im 
Welturheberrechtsabkommen ist über den Ort 
der Veröffentlichung nichts bstimmt. 

Buchstabe c 

Der Vorbehalt hinsichtlich des Vervielfältigungs- 
rechts ist dem Vorbehalt zu Buchstabe b nach- 
gebildet, jedoch mit der Einschränkung, daß die 
Zwangslizenz nur zu kulturellen oder Erziehungs- 
zwecken erteilt werden darf. 

Buchstabe d 

Der Vorbehalt hinsichtlich des Senderechts gibt 
den Entwicklungsländern insbesondere die Mög- 
lichkeit, die öffentliche Wiedergabe von Rund- 
funksendungen zu gestatten, wenn sie keinen 
Erwerbszwecken dient. 

Buchstabe e , 

Diese Bestimmung bezieht sich im Gegensatz zu 
den vorgenannten Vorbehalten nicht auf be- 
stimmte Befugnisse des Urhebers, sondern auf 
alle Arten der Verwertung des Werkes. Anderer- 


seits ist die Verwertung ausschließlich zu Unter- 
richts-, Studien- uud Forschungszwecken auf allen 
Gebieten der Erziehung zulässig. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel regelt die Zurücknahme der Vor- 
behalte, 

Zu Artikel 3 

Wie bereits erwähnt, können die nach Artikel 1 
zunächst für 10 Jahre erklärten Vorbehalte unter 
gewissen Voraussetzungen weiter in Anspruch ge- 
nommen werden. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel regelt den Fall, daß ein Land nicht 
mehr als Entwicklungsland anzusehen ist. 

Zu Artikel 5 

Artikel 5 läßt eine Anwendung des Protokolls 
vor Inkrafttreten der Stockholmer Fassung der 
Berner Übereinkunft und des Protokolls zu. 

Zu Artikel 6 

Nach Artikel 6 können Nichtentwicklungsländer 
die Vorbehalte nach dem Protokoll für Gebiete in. 
Anspruch nehmen, deren auswärtige Beziehungen 
sie wahrnehmen. 
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